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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2019/1011 DER KOMMISSION 

vom 13. Dezember 2018 

zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 der Kommission in Bezug auf 
bestimmte Registrierungsbedingungen mit dem Ziel, die Nutzung der KMU-Wachstumsmärkte für 

die Zwecke der Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates zu fördern 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für 
Finanzinstrumente sowie zur Änderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (1), insbesondere auf Artikel 4 
Absatz 2 und Artikel 33 Absatz 8, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Kapitalmarktunion-Initiative zielt darauf ab, die Abhängigkeit von Bankkrediten zu verringern, für alle 
kleineren und mittleren Unternehmen (KMU) die Finanzierungsmöglichkeiten am Kapitalmarkt zu diversifizieren 
und KMU zu mehr Anleihe- und Aktienemissionen an öffentlichen Märkten zu veranlassen. In der Union 
niedergelassene Unternehmen, die an Handelsplätzen Kapital aufnehmen möchten, sehen sich hohen einmaligen 
und laufenden Offenlegungs- und Befolgungskosten gegenüber, die sie von vornherein davon abhalten können, 
sich um eine Zulassung zum Handel an einem Handelsplatz in der Union zu bemühen. Darüber hinaus haben die 
von KMU an Handelsplätzen in der Union begebenen Titel häufig mit schwächerer Liquidität und höherer 
Volatilität zu kämpfen, was die Kosten der Kapitalaufnahme erhöht und diese Finanzierungsquelle zu kostspielig 
macht. 

(2)  Um kleinen und mittleren Unternehmen die Kapitalaufnahme zu erleichtern und die weitere Entwicklung 
spezialisierter, auf die Erfordernisse von KMU-Emittenten zugeschnittener Märkte zu fördern, wurde in der 
Richtlinie 2014/65/EU eine neue Art von Handelsplatz geschaffen: die KMU-Wachstumsmärkte, die eine 
Unterkategorie der multilateralen Handelssysteme (MTF) darstellen. Schon nach der Richtlinie 2014/65/EU sollte 
die Aufmerksamkeit schwerpunktmäßig darauf gelegt werden, wie eine künftige Regulierung die Nutzung dieses 
Marktes weiter unterstützen und fördern kann, um diesen für Anleger attraktiver zu gestalten, sowie dass die 
Verwaltungslast verringert wird und weitere Anreize für KMU geboten werden, sich der Kapitalmärkte über KMU- 
Wachstumsmärkte zu bedienen. 

(3)  Um die Liquidität und Rentabilität der KMU-Wachstumsmärkte sicherzustellen, müssen nach Artikel 33 Absatz 3 
Buchstabe a der Richtlinie 2014/65/EU mindestens 50 % der Emittenten, deren Finanzinstrumente zum Handel 
auf einem KMU-Wachstumsmarkt zugelassen sind, kleine und mittlere Unternehmen sein, die Aktien und/oder 
Schuldverschreibungen begeben. Nach der Richtlinie 2014/65/EU sind KMU-Emittenten von Eigenkapitalinstru­
menten definiert als Unternehmen, deren durchschnittliche Marktkapitalisierung auf der Grundlage der 
Notierungen zum Jahresende in den letzten drei Kalenderjahren weniger als 200 Mio. EUR betrug. Auf der 
anderen Seite sieht die Delegierte Verordnung (EU) 2017/565 der Kommission (2) vor, dass KMU-Emittenten von 
Nichteigenkapitalinstrumenten (d. h. Emittenten, die ausschließlich Schuldtitel begeben) mindestens zwei der 
folgenden drei Kriterien erfüllen: i) eine Beschäftigtenzahl von weniger als 250, ii) eine Gesamtbilanzsumme von 
höchstens 43 Mio. EUR und iii) ein Jahresnettoumsatz von höchstens 50 Mio. EUR. Diese Anforderung an 
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(1) Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente sowie zur 
Änderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 349). 

(2) Siehe Artikel 77 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 der Kommission vom 25. April 2016 zur Ergänzung der 
Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die organisatorischen Anforderungen an 
Wertpapierfirmen und die Bedingungen für die Ausübung ihrer Tätigkeit sowie in Bezug auf die Definition bestimmter Begriffe für die 
Zwecke der genannten Richtlinie (ABl. L 87 vom 31.3.2017, S. 1). 



Emittenten von Nichteigenkapitalinstrumenten für eine Einstufung als KMU wurde als zu restriktiv empfunden, da 
solche Emittenten tendenziell größer sind als klassische KMU. Dies hat zur Folge, dass viele Emittenten von 
Nichteigenkapitalinstrumenten nach der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 nicht als KMU gelten, obwohl sie 
relativ klein sind. Viele MTF, die auf die Emission von KMU-Anleihen spezialisiert sind oder das Begeben sowohl 
von Aktien als auch von Anleihen zulassen, können den Schwellenwert von 50 % des Anteils an Emittenten, die 
als KMU gelten, nicht erreichen und können sich deshalb nicht als KMU-Wachstumsmärkte registrieren lassen. 
Wenn Betreiber von MTF den Rahmen der KMU-Wachstumsmärkte jedoch nicht nutzen, können die Emittenten 
an diesen MTF nicht von den weniger strengen Regulierungsanforderungen profitieren, mit denen Notierungen 
und Emissionen an diesen KMU-Wachstumsmärkten gefördert werden sollen. Damit sich mehr MTF als KMU- 
Wachstumsmärkte registrieren lassen können, sollte daher für die Zwecke der KMU-Wachstumsmärkte der 
Nennwert der von einem Emittenten im vorangegangenen Kalenderjahr getätigten Anleiheemissionen (ohne 
Darlehen) als einziges Kriterium festgelegt werden, anhand dessen Emittenten von Nichteigenkapitalinstrumenten 
als KMU eingestuft werden. Die Kommission wird überwachen, wie wirksam die neue Definition von KMU- 
Emittenten von Nichteigenkapitalinstrumenten im Hinblick auf die Registrierung von MTF als KMU- 
Wachstumsmärkte ist, und wie sie sich auf die Marktentwicklungen und das Anlegervertrauen auswirkt. 

(4)  In der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 ist festgelegt, dass für KMU-Wachstumsmärkte keine Vorschriften 
gelten sollten, die Emittenten an diesen Märkten stärker belasten als Emittenten an geregelten Märkten. Nach 
Artikel 78 Absatz 2 Buchstabe g der Delegierten Verordnung (EU) 2017/565 sind jedoch an KMU- 
Wachstumsmärkten tätige Emittenten verpflichtet, Halbjahresfinanzberichte zu veröffentlichen. Emittenten von 
Nichteigenkapitalinstrumenten, die professionelle Kunden an geregelten Märkten als Zielgruppe anvisieren, 
unterliegen nach der Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (3) allerdings nicht der 
gleichen Verpflichtung. Die Erstellung von Halbjahresfinanzberichten hat sich als eine unverhältnismäßige 
Verpflichtung für Emittenten von Nichteigenkapitalinstrumenten an KMU-Wachstumsmärkten herausgestellt. Da 
viele auf KMU ausgerichtete MTF Emittenten von Nichteigenkapitalinstrumenten nicht dazu verpflichten, 
Halbjahresfinanzberichte zu erstellen, scheint eine solche durch die Delegierte Verordnung (EU) 2017/565 
zwingend vorgeschriebene Anforderung dazu beizutragen, dass die Betreiber von MTF davon abgehalten werden, 
eine Registrierung als KMU-Wachstumsmärkte zu beantragen. Die Betreiber von KMU-Wachstumsmärkten sollten 
daher frei darüber entscheiden können, ob sie von den Emittenten von Nichteigenkapitalinstrumenten die 
Veröffentlichung von Halbjahresfinanzberichten verlangen. 

(5)  Einige Emittenten an KMU-Wachstumsmärkten haben nur einen begrenzten Anteil ihres ausgegebenen 
Aktienkapitals frei handelbar platziert, wodurch der Handel mit diesen Aktien für Investoren riskanter und die 
Liquidität negativ beeinflusst wird. Dies hält wiederum Anleger davon ab, in an KMU-Wachstumsmärkten notierte 
Aktien zu investieren. Um die Liquidität der Aktien zu gewährleisten und das Anlegervertrauen zu stärken, sollten 
Betreiber von KMU-Wachstumsmärkten daher als Voraussetzung für die Erstzulassung zum Handel verlangen, 
dass ein Mindestanteil der Aktien frei handelbar ist („Streubesitz-Anforderung“). Es sollte den Betreibern von 
KMU-Wachstumsmärkten jedoch selbst überlassen sein, je nach den besonderen Gegebenheiten des Marktes einen 
angemessenen Schwellenwert festzulegen und zu entscheiden, ob dieser als absoluter Wert oder als Prozentsatz 
am gesamten ausgegebenen Aktienkapital ausgedrückt werden soll. 

(6)  Die Delegierte Verordnung (EU) 2017/565 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(7)  Den etablierten Betreibern von KMU-Wachstumsmärkten sollte nach Inkrafttreten der vorliegenden Verordnung 
ein Mindestzeitraum eingeräumt werden, um ihre Registrierungsbedingungen entsprechend anzupassen. Deshalb 
sollte der Geltungsbeginn der vorliegenden Verordnung drei Monate nach deren Inkrafttreten liegen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Delegierte Verordnung (EU) 2017/565 wird wie folgt geändert:  

1. Artikel 77 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Emittenten, von denen keine Eigenkapitalinstrumente an einem Handelsplatz gehandelt werden, werden als 
KMU im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Ziffer 13 der Richtlinie 2014/65/EU betrachtet, wenn der Nennwert ihrer im 
vorangegangenen Kalenderjahr an allen Handelsplätzen in der Union getätigten Anleiheemissionen 50 Mio. EUR nicht 
übersteigt.“  

2. Artikel 78 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a)  Folgender Buchstabe j wird angefügt: 

„j)  von den Emittenten, die ihre Aktien erstmals zum Handel an seinem Handelsplatz zulassen lassen wollen, die 
Zuweisung eines Mindestanteils ihrer umlaufenden Aktien zum Handel über das MTF entsprechend einem vom 
Betreiber des MTF festzulegenden Schwellenwert, der entweder als absoluter Wert oder als Prozentsatz am 
gesamten ausgegebenen Aktienkapital ausgedrückt ist, verlangt.“; 
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(3) Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Dezember 2004 zur Harmonisierung der Transparenzan­
forderungen in Bezug auf Informationen über Emittenten, deren Wertpapiere zum Handel auf einem geregelten Markt zugelassen sind, 
und zur Änderung der Richtlinie 2001/34/EG (ABl. L 390 vom 31.12.2004, S. 38). 



b)  folgender Unterabsatz wird angefügt: 

„Der Betreiber eines MTF kann Emittenten, von denen keine Eigenkapitalinstrumente über das MTF gehandelt 
werden, von der in Unterabsatz 1 Buchstabe g genannten Verpflichtung, Halbjahresfinanzberichte zu 
veröffentlichen, befreien. Übt der Betreiber eines MTF die Option gemäß Satz 1 dieses Unterabsatzes aus, darf die 
zuständige Behörde für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe g nicht verlangen, dass Emittenten, von denen 
keine Eigenkapitalinstrumente über das MTF gehandelt werden, Halbjahresfinanzberichte veröffentlichen.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 11. Oktober 2019. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 13. Dezember 2018. 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2019/1012 DER KOMMISSION 

vom 12. März 2019 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates mit 
Ausnahmeregelungen hinsichtlich der Benennung von Grenzkontrollstellen und der 

Mindestanforderungen an Grenzkontrollstellen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 über 
amtliche Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermit­
telrechts und der Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel, zur 
Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) 
Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates, 
der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 
2007/43/EG, 2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und 
(EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 89/662/EWG, 
90/425/EWG, 91/496/EWG, 96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/EWG des Rates 
(Verordnung über amtliche Kontrollen) (1), insbesondere auf Artikel 62 Absatz 3 und Artikel 64 Absätze 2 und 5, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Verordnung (EU) 2017/625 regelt unter anderem amtliche Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten, die 
im Zusammenhang mit aus Drittländern in die Union verbrachten Tieren und Waren durchgeführt werden, um 
die Einhaltung des Unionsrechts zum Schutz der Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen, des Tierwohls 
sowie — im Zusammenhang mit genetisch veränderten Organismen (GMO) und Pflanzenschutzmitteln — der 
Umwelt zu überprüfen. Darin ist vorgesehen, dass bestimmte Tier- und Warensendungen an der Grenzkon­
trollstelle der ersten Ankunft in der Union amtlichen Kontrollen zu unterziehen sind. Zu diesem Zweck müssen 
die Mitgliedstaaten Grenzkontrollstellen benennen. 

(2)  Die Verordnung (EU) 2017/625 sieht vor, dass die Mitgliedstaaten die Kommission vor der Benennung der 
Grenzkontrollstellen unterrichten, sodass die Kommission überprüfen kann, ob diese die in der Verordnung 
festgelegten Mindestanforderungen für die Benennung erfüllen, und, falls erforderlich, Kontrollen vornehmen 
kann. Mit der Verordnung (EU) 2017/625 wird der Kommission die Befugnis übertragen, Einzelheiten zu diesen 
Mindestanforderungen festzulegen. Diese Einzelheiten wurden in der Durchführungsverordnung (EU) 
2019/1014 (2) der Kommission (im Folgenden die „Mindestanforderungen“) festgelegt. Die Verordnung (EU) 
2017/625 sieht ferner vor, dass die Mitgliedstaaten die Benennung einer Grenzkontrollstelle aufzuheben haben, 
wenn diese die Anforderungen für die Benennung in Bezug auf alle oder bestimmte Kategorien von Tieren und 
Waren, für die die Benennung erfolgte, nicht mehr erfüllt. 

(3)  Wurde die Benennung teilweise aufgehoben, weil sie eine bestimmte Kategorie von Tieren oder eine bestimmte 
Kategorie von Waren bzw. alle Kategorien von Tieren oder alle Kategorien von Waren betraf, für die die 
Grenzkontrollstelle benannt worden war, sollte es den Mitgliedstaaten jedoch gestattet sein, die Grenzkontrollstelle 
für die Kategorien von Tieren oder Waren wiederzubenennen, für die die Benennung aufgehoben wurde, ohne 
zuvor der Kommission die Möglichkeit einräumen zu müssen, Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung der 
Mindestanforderungen durchzuführen. In solchen Fällen sollten die Maßnahmen zur Behandlung des Verstoßes 
weniger umfangreich sein als für die erstmalige Benennung einer Grenzkontrollstelle erforderlich. Es ist daher 
angebracht, Vorschriften festzulegen, nach denen die Mitgliedstaaten die Grenzkontrollstelle für diese Kategorien 
von Tieren oder Waren wiederbenennen dürfen, ohne der Kommission zuvor die Möglichkeit einzuräumen, 
vorher Kontrollen durchzuführen, um die Einhaltung der Mindestanforderungen zu überprüfen. 

(4)  Damit die Kommission eine gründliche Bewertung der Maßnahmen vornehmen kann, mit denen der Mitgliedstaat 
auf den Verstoß reagiert hat, der zur teilweisen Aufhebung der Benennung führte, sollten die Mitgliedstaaten der 
Kommission diese Maßnahmen mitteilen. Sie sollten die Wiederbenennung nur dann vornehmen, wenn die 
Kommission der Auffassung ist, dass die getroffenen Maßnahmen ausreichen, um den Verstoß zu beenden. 
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(1) ABl. L 95 vom 7.4.2017, S. 1. 
(2) Durchführungsverordnung (EU) 2019/1014 der Kommission vom 12. Juni 2019 mit detaillierten Bestimmungen betreffend die 

Mindestanforderungen an Grenzkontrollstellen, einschließlich Kontrollzentren, und das Format, die Kategorien und die Abkürzungen, 
die bei der Auflistung der Grenzkontrollstellen und der Kontrollstellen zu verwenden sind (siehe Seite 10 dieses Amtsblatts). 



(5)  Die Abweichung von den Vorschriften der Verordnung (EU) 2017/625 in Bezug auf die Benennung von 
Grenzkontrollstellen sollte nur dann gelten, wenn die Wiederbenennung innerhalb von zwei Jahren nach dem 
Zeitpunkt erfolgt, zu dem die Benennung teilweise aufgehoben wurde. Erfolgt die Wiederbenennung mehr als 
zwei Jahre nach dem Zeitpunkt der teilweisen Aufhebung, sollte die Kommission zur Bewertung der Änderungen 
an den Grenzkontrollstellen weiterhin die Möglichkeit haben, Kontrollen durchzuführen, um zu überprüfen, ob 
die Grenzkontrollstelle die Mindestanforderungen erfüllt. 

(6)  Gemäß der Verordnung (EU) 2017/625 können in bestimmten Fällen amtliche Kontrollen an anderen 
Kontrollstellen als den Grenzkontrollstellen durchgeführt werden, welche die Mindestanforderungen und die 
Anforderungen für die Benennung und die Aufhebung der Benennung von Grenzkontrollstellen erfüllen müssen. 
Daher ist es angebracht, dass die Vorschriften der vorliegenden Verordnung in Bezug auf die Wiederbenennung 
von Grenzkontrollstellen auch für diese anderen Kontrollstellen gelten. 

(7)  Die Verordnung (EU) 2017/625 schreibt vor, dass sich die Grenzkontrollstellen in unmittelbarer Nachbarschaft 
zum Unionseingangsort befinden müssen. Um jedoch die effiziente Organisation und Durchführung amtlicher 
Kontrollen und anderer amtlicher Tätigkeiten zu ermöglichen, sollten Vorschriften festgelegt werden, in denen die 
Fälle schwieriger geografischer Verhältnisse und die Bedingungen bestimmt werden, unter denen Grenzkon­
trollstellen in einer anderen Entfernung als der unmittelbaren Nähe zum Unionseingangsort liegen können. Unter 
schwierigen geografischen Verhältnissen sollten die sich aus den natürlichen Gegebenheiten und der Landschaft 
beim Eingangsort ergebenden Verhältnisse verstanden werden, und die Entfernung vom Eingangsort sollte nicht 
über das zur Überwindung der Probleme im Zusammenhang mit diesen geografischen Verhältnissen unbedingt 
notwendige Maß hinausgehen. Außerdem sollte diese Entfernung nicht so groß sein, dass sie eine Gefahr für die 
Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen, für das Tierwohl und für die Umwelt darstellt. Zu schwierigen 
geografischen Verhältnissen sollten auch potenziell schwierige Transportbedingungen zählen, wie z. B. Bergpässe 
mit für den Transport von Tieren und Waren ungeeigneten Straßen oder die zu erheblichen Verspätungen bei der 
Verbringung dieser Tiere und Waren führen. 

(8)  Grenzkontrollstellen für die Einfuhr von Sendungen mit unverarbeiteten Holzstämmen sowie Schnittholz und 
Holzhackgut sind häufig unter schwierigen geografischen Verhältnissen tätig, die sich aus den langen Küsten oder 
langen Grenzen einiger Mitgliedstaaten ergeben. Aufgrund der oben genannten schwierigen geografischen 
Verhältnisse sind sie in der Regel nur zum Zeitpunkt der amtlichen Kontrollen in Betrieb. Daher sollten für ihre 
Benennung bestimmte Ausnahmen von den Mindestanforderungen an Grenzkontrollstellen gemäß Artikel 64 
Absatz 3 der Verordnung (EU) 2017/625 festgelegt werden. Um jedoch die Wirksamkeit der amtlichen Kontrollen 
und anderer amtlicher Tätigkeiten zu gewährleisten, sollte die Einhaltung spezifischer Bedingungen bei der 
Durchführung dieser Kontrollen und Tätigkeiten durch ein mobiles amtliches Kontrollteam der zuständigen 
Behörde der Grenzkontrollstelle gegeben sein. Insbesondere sollte ein mobiles amtliches Kontrollteam in der Lage 
sein, ausreichendes und angemessen qualifiziertes Personal zur Verfügung zu stellen und zum Zeitpunkt der 
amtlichen Kontrollen oder anderen amtlichen Tätigkeiten auf die erforderliche Ausrüstung zugreifen können. 

(9)  Die von der Kommission gemäß Artikel 62 Absatz 3 und Artikel 64 Absätze 2 und 5 der Verordnung (EU) 
2017/625 festzulegenden Vorschriften hängen eng zusammen, da sie alle Befreiungen oder Ausnahmen von 
bestimmten Anforderungen an Grenzkontrollstellen betreffen. Um die ordnungsgemäße und umfassende 
Anwendung dieser Vorschriften, die ebenfalls ab demselben Zeitpunkt gelten sollten, zu erleichtern, sollten sie in 
einem einzigen Rechtsakt festgelegt werden. 

(10)  Da die der Kommission gemäß der Verordnung (EU) 2017/625 erteilten spezifischen Befugnisse ab dem 
14. Dezember 2019 gelten, sollte diese Verordnung ebenfalls ab demselben Zeitpunkt gelten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand 

Diese Verordnung legt Vorschriften fest für: 

a)  die Wiederbenennung einer Grenzkontrollstelle oder einer anderen Kontrollstelle als einer Grenzkontrollstelle, deren 
Benennung teilweise aufgehoben wurde; 

b)  Grenzkontrollstellen, die sich aufgrund schwieriger geografischer Verhältnisse nicht in unmittelbarer Nachbarschaft 
zum Unionseingangsort befinden; 

c)  die Benennung von Grenzkontrollstellen für die Einfuhr von unverarbeiteten Holzstämmen sowie Schnittholz und 
Holzhackgut, um schwierigen geografischen Verhältnissen Rechnung zu tragen. 
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Artikel 2 

Wiederbenennung einer Grenzkontrollstelle oder einer anderen Kontrollstelle als einer Grenzkon­
trollstelle, deren Benennung teilweise aufgehoben wurde 

(1) Abweichend von Artikel 59 Absätze 3, 4 und 5 der Verordnung (EU) 2017/625 kann ein Mitgliedstaat, der die 
Benennung einer Grenzkontrollstelle oder einer anderen Kontrollstelle als einer Grenzkontrollstelle gemäß Artikel 53 
Absatz 1 Buchstabe a der genannten Verordnung für bestimmte Kategorien von Tieren oder Waren infolge eines 
Verstoßes gegen die in Artikel 64 Absatz 3 der genannten Verordnung aufgeführten oder in der Durchführungs­
verordnung (EU) 2019/1014 enthaltenen Mindestanforderungen aufgehoben hat, diese Grenzkontrollstelle oder andere 
Kontrollstelle gemäß den Absätzen 2 bis 5 des vorliegenden Artikels wiederbenennen (im Folgenden die 
„Wiederbenennung“). 

(2) Vor der in Absatz 1 genannten Wiederbenennung teilt der Mitgliedstaat der Kommission mit, welche Maßnahmen 
er getroffen hat, um den Verstoß gegen die in Absatz 1 genannten Mindestanforderungen zu beenden. 

(3) Innerhalb eines Monats nach Eingang der Mitteilung bewertet die Kommission, ob die getroffenen Maßnahmen 
ausreichen, um die Einhaltung der Mindestanforderungen zu gewährleisten' und unterrichtet den Mitgliedstaat innerhalb 
dieser Frist über das Ergebnis seiner Bewertung. 

(4) Der Mitgliedstaat nimmt die Wiederbenennung nur vor, wenn er von der Kommission gemäß Absatz 3 davon in 
Kenntnis gesetzt wurde, dass die von ihm getroffenen Maßnahmen ausreichen, um die Einhaltung der Mindestanfor­
derungen zu gewährleisten. 

(5) Die Wiederbenennung gemäß Absatz 4 darf nur innerhalb von zwei Jahren ab dem Zeitpunkt der in Absatz 1 
genannten teilweisen Aufhebung der Benennung stattfinden. 

Nach Ablauf dieser zwei Jahre darf die Wiederbenennung nur gemäß Artikel 59 der Verordnung (EU) 2017/625 
erfolgen. 

Artikel 3 

Grenzkontrollstellen, die sich nicht in unmittelbarer Nachbarschaft zum Unionseingangsort 
befinden 

(1) Abweichend von Artikel 64 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/625 dürfen Grenzkontrollstellen in einer 
anderen Entfernung als der unmittelbaren Nähe zum Unionseingangsort liegen, sofern 

a)  dies aufgrund schwieriger geografischer Verhältnisse gemäß Absatz 2 erforderlich ist und 

b)  die in Absatz 3 genannten Bedingungen erfüllt sind. 

(2) Die in Absatz 1 genannten schwierigen geografischen Verhältnisse sind derart, dass die effiziente Durchführung 
amtlicher Kontrollen und anderer amtlicher Tätigkeiten verhindert oder eingeschränkt wird. 

Diese schwierigen geografischen Verhältnisse ergeben sich aus einem oder mehreren der folgenden Elemente: 

a)  Eingangsorte mit geografischer Konfiguration, die das Transportsystem erheblich einschränken; 

b)  Eingangsorte, die zu bestimmten Zeiten im Jahresverlauf wiederkehrenden Überschwemmungen ausgesetzt sind; 

c)  maritime Kaianlagen, die von Klippen umgeben sind; 

d)  Grenzstraßen über Bergpässe; 

e)  Schienentransport von Tieren und Waren, der es erforderlich macht, die Grenzkontrollstelle an der ersten Haltestelle 
zu errichten; oder 

f)  Eingangsorte ohne geeignete Flächen für die Errichtung der Grenzkontrollstelle und ihrer Einrichtungen in 
unmittelbarer Nähe. 
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(3) Beschließt ein Mitgliedstaat, eine oder mehrere Grenzkontrollstellen gemäß Absatz 1 zu benennen, unterliegt die 
Benennung der Einhaltung folgender Bedingungen: 

a)  die Entfernung der Grenzkontrollstelle vom Unionseingangsort ist der Notwendigkeit angemessen, die schwierigen 
geografischen Verhältnisse zu berücksichtigen, und geht nicht über das notwendige Maß hinaus; und 

b)  die Grenzkontrollstelle und der Eingangsort fallen in die Zuständigkeit derselben Zollbehörde, sodass Sendungen vom 
Eingangsort zu den Grenzkontrollstellen befördert werden können, ohne dass sie in ein Zollverfahren überführt und 
entsprechend abgefertigt werden müssen. 

(4) Die Grenzkontrollstelle befindet sich in ausreichender Entfernung von Einrichtungen oder Orten, an denen Tiere, 
Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder andere Gegenstände gehalten oder angebaut werden, die für übertragbare 
Krankheiten oder Schädlinge anfällig sind. 

Artikel 4 

Ausnahmen für Grenzkontrollstellen hinsichtlich der Einfuhr von unverarbeiteten Holzstämmen 
sowie Schnittholz und Holzhackgut 

(1) Die in Absatz 2 vorgesehene Ausnahme gilt für die Grenzkontrollstellen, die aufgrund der langen Küsten oder 
Grenzen des betreffenden Mitgliedstaats nur zum Zeitpunkt der Durchführung von Kontrollen von Sendungen mit nicht 
bearbeiteten Stämmen sowie Schnittholz und Holzhackgut in Betrieb sind (im Folgenden die „betroffenen Grenzkon­
trollstellen“). 

(2) Die Mitgliedstaaten können die betroffenen Grenzkontrollstellen benennen und sie von den in Artikel 64 Absatz 3 
Buchstaben a, c und f der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Verpflichtungen ausnehmen, sofern die folgenden 
Bedingungen erfüllt sind: 

a)  Es wurden Vorkehrungen getroffen, um jederzeit den unentdeckten Eingang von unverarbeiteten Holzstämmen sowie 
Schnittholz und Holzhackgut in die Union zu verhindern; 

b)  die betroffenen Grenzkontrollstellen können auf eine ausreichende Anzahl qualifizierten Personals in Form eines 
mobilen amtlichen Kontrollteams der zuständigen Behörden zurückgreifen, das vor Ankunft der Sendungen die 
betroffene Grenzkontrollstelle erreichen kann, um amtliche Kontrollen bei unverarbeiteten Holzstämmen sowie 
Schnittholz und Holzhackgut durchzuführen; 

c)  das mobile amtliche Kontrollteam der zuständigen Behörden gewährt oder hat unmittelbaren Zugang zu: 

i)  Ausrüstung, Räumlichkeiten und anderen Einrichtungen gemäß Artikel 64 Absatz 3 Buchstabe c der Verordnung 
(EU) 2017/625; und 

ii)  der erforderlichen Technologie und IT-Ausstattung gemäß Artikel 64 Absatz 3 Buchstabe f der genannten 
Verordnung. 

Artikel 5 

Inkrafttreten und Geltungsbeginn 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 14. Dezember 2019. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 12. März 2019 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/1013 DER KOMMISSION 

vom 16. April 2019 

über die Vorabinformation über Sendungen bestimmter Kategorien von Tieren und Waren, die in 
die Union verbracht werden 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 über 
amtliche Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermit­
telrechts und der Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel, zur 
Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) 
Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates, 
der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 
2007/43/EG, 2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und 
(EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 89/662/EWG, 
90/425/EWG, 91/496/EWG, 96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/EWG des Rates 
(Verordnung über amtliche Kontrollen) (1), insbesondere auf Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe b, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Verordnung (EU) 2017/625 regelt unter anderem amtliche Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten, die 
im Zusammenhang mit aus Drittländern in die Union verbrachten Tieren und Waren durchgeführt werden, um 
die Einhaltung des Unionsrechts zum Schutz der Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen, des Tierwohls 
sowie — im Zusammenhang mit genetisch veränderten Organismen (GVO) und Pflanzenschutzmitteln — der 
Umwelt zu überprüfen. Dieser Rahmen gilt auch für amtliche Kontrollen von Tieren und Waren, die aus 
Drittländern in die Union verbracht werden, an benannten Grenzkontrollstellen. 

(2)  Die Verordnung (EU) 2017/625 sieht vor, dass der Unternehmer, der für bestimmte Sendungen, die in die Union 
verbracht werden, verantwortlich ist, die zuständigen Behörden der Grenzkontrollstellen vor Eintreffen der 
Sendungen entsprechend unterrichtet. Damit diese Behörden die amtlichen Kontrollen zeitnah und effizient 
durchführen können, sollte die Mindestfrist für die Ankündigung von Sendungen auf einen Arbeitstag vor 
Eintreffen der Sendungen festgelegt werden. 

(3)  Unter bestimmten Umständen kann möglicherweise diese Vorabinformationsfrist von einem Arbeitstag vor 
Eintreffen der Sendung aufgrund logistischer Beschränkungen nicht eingehalten werden. Dies kann beispielsweise 
der Fall sein, wenn die Sendung in weniger als 24 Stunden vom Versandort zur Grenzkontrollstelle befördert wird 
und die Angaben zu den entsprechenden Teilen des Gemeinsamen Gesundheitseingangsdokuments (GGED), das 
gemäß Artikel 56 Absatz 3 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2017/625 für die Vorabinformation zu verwenden 
ist, vor dem Verladen der Sendung nicht zur Verfügung stehen. In diesen Fällen sollten die Mitgliedstaaten 
vorschreiben können, dass die Vorabinformation mindestens vier Stunden vor Eintreffen der Sendung erfolgt, 
sodass auch unter solchen Bedingungen eine zeitnahe und effiziente Durchführung der amtlichen Kontrollen 
gewährleistet ist. 

(4) Die Delegierte Verordnung (EU) 2019/1012 der Kommission (2) sieht vor, dass die Mitgliedstaaten Grenzkon­
trollstellen, die für die Einfuhr von unverarbeiteten Holzstämmen sowie Schnittholz und Holzhackgut benannt 
werden sollen, von bestimmten Mindestanforderungen ausnehmen, um schwierigen geografischen Verhältnissen 
Rechnung zu tragen. Die genannte Verordnung bestimmt außerdem, dass amtliche Kontrollen und andere 
amtliche Tätigkeiten an der für die genannten Waren benannten Grenzkontrollstelle von einem mobilen 
amtlichen Kontrollteam durchgeführt werden können. Daher sollte in der vorliegenden Verordnung eine 
Ausnahme von den geltenden Vorschriften zur Mindestfrist für die Vorabinformation über das Eintreffen von 
Sendungen vorgesehen werden, damit ausreichend Zeit für die Organisation amtlicher Kontrollen und anderer 
amtlicher Tätigkeiten an diesen Grenzkontrollstellen bleibt. 
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(5)  Da die Verordnung (EU) 2017/625 ab dem 14. Dezember 2019 gilt, sollte die vorliegende Verordnung ab 
demselben Zeitpunkt gelten. 

(6)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vorabinformation über Sendungen 

(1) Der Unternehmer, der für eine Sendung verantwortlich ist, die unter die in Artikel 47 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) 2017/625 aufgeführten Kategorien von Tieren und Waren fällt, unterrichtet die zuständige Behörde an der 
Grenzkontrollstelle der ersten Ankunft in der Union mindestens einen Arbeitstag vor dem erwarteten Eintreffen der 
Sendung. 

(2) Abweichend von Absatz 1 können die zuständigen Behörden der Grenzkontrollstellen — sofern logistische 
Beschränkungen die Einhaltung der dort festgelegten Frist unmöglich machen — eine Vorabinformationsfrist von 
mindestens vier Stunden vor dem erwarteten Eintreffen der Sendung anwenden. 

(3) Abweichend von Absatz 1 können die zuständigen Behörden von Grenzkontrollstellen, die gemäß Artikel 4 der 
Delegierten Verordnung (EU) 2019/1012 der Kommission für die Einfuhr von unverarbeiteten Holzstämmen sowie 
Schnittholz und Holzhackgut benannt wurden, eine Vorabinformationsfrist von bis zu fünf Arbeitstagen vor dem 
erwarteten Eintreffen solcher Sendungen anwenden. 

Artikel 2 

Inkrafttreten und Geltungsbeginn 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 14. Dezember 2019. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 16. April 2019 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/1014 DER KOMMISSION 

vom 12. Juni 2019 

mit detaillierten Bestimmungen betreffend die Mindestanforderungen an Grenzkontrollstellen, 
einschließlich Kontrollzentren, und das Format, die Kategorien und die Abkürzungen, die bei der 

Auflistung der Grenzkontrollstellen und der Kontrollstellen zu verwenden sind 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 über 
amtliche Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermit­
telrechts und der Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel, zur 
Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) 
Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates, 
der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 
2007/43/EG, 2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und 
(EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 89/662/EWG, 
90/425/EWG, 91/496/EWG, 96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/EWG des Rates 
(Verordnung über amtliche Kontrollen) (1), insbesondere auf Artikel 60 Absatz 2 und Artikel 64 Absatz 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Verordnung (EU) 2017/625 bildet unter anderem den Rahmen für amtliche Kontrollen und andere amtliche 
Tätigkeiten, die in Bezug auf aus Drittländern in die Union verbrachte Tiere und Waren zur Überprüfung der 
Einhaltung des die Lebensmittelkette regelnden Unionsrechts durchgeführt werden, um die Gesundheit von 
Menschen, Tieren und Pflanzen, das Tierwohl sowie — im Zusammenhang mit genetisch veränderten 
Organismen (GVO) und Pflanzenschutzmitteln — auch die Umwelt zu schützen. Darin ist vorgesehen, dass Tier- 
und Warensendungen an der Grenzkontrollstelle der ersten Ankunft in der Union amtlichen Kontrollen 
unterzogen werden. Zu diesem Zweck müssen die Mitgliedstaaten Grenzkontrollstellen benennen. 

(2)  Die Verordnung (EU) 2017/625 enthält Mindestanforderungen, die Grenzkontrollstellen erfüllen müssen, um 
benannt werden zu können. Es sollten daher detaillierte Bestimmungen betreffend die Mindestanforderungen an 
Infrastruktur, Ausrüstung und Dokumentation von bzw. in Grenzkontrollstellen festgelegt werden. 

(3)  Zum Schutz der Gesundheit von Mensch und Tier sollten zusätzliche detaillierte Bestimmungen betreffend die 
Mindestanforderungen für jene Grenzkontrollstellen festgelegt werden, die für die Kategorie Tiere und für 
bestimmte Kategorien von Waren, zum Beispiel Erzeugnisse tierischen Ursprungs, tierische Nebenprodukte, 
Zuchtmaterial, zusammengesetzte Erzeugnisse sowie Heu und Stroh, benannt worden sind. 

(4)  Um den besonderen Anforderungen an das Entladen von bestimmten nicht containerisierten Sendungen, etwa 
Sendungen von Fischereierzeugnissen oder Sendungen von tierischen Nebenprodukten (z. B. Wolle), und von 
Sendungen von großvolumiger loser Ware (große Mengen von Waren, die unverpackt transportiert werden) 
Rechnung zu tragen, sollten Grenzkontrollstellen von der Auflage ausgenommen werden, einen überdachten 
Entladebereich vorzuhalten. Da Sendungen von flüssiger Massenware tierischen und nicht tierischen Ursprungs 
unmittelbar vom Transportmittel über besondere Rohre in Tanks entladen werden, sollte Grenzkontrollstellen 
nicht auferlegt werden, Bereiche oder Räume zum Entladen von Waren sowie Untersuchungsräume oder 
Untersuchungsbereiche zur Durchführung amtlicher Kontrollen und anderer amtlicher Tätigkeiten in Bezug auf 
flüssige Massenware vorzuhalten. 

(5)  Um Kreuzkontaminationsrisiken zu verhüten, sollten Bestimmungen für die räumliche Trennung von Entlade-, 
Lager- und Untersuchungseinrichtungen an jenen Grenzkontrollstellen festgelegt werden, die für Erzeugnisse 
tierischen Ursprungs, zusammengesetzte Produkte, tierische Nebenprodukte und Zuchtmaterial benannt worden 
sind. Ausnahmen von diesen Trennungsbestimmungen sollten jedoch vorgesehen werden, wenn die Grenzkon­
trollstelle ausschließlich für verpackte Waren benannt worden ist oder wenn bei einer Grenzkontrollstelle, die für 
verpackte und bestimmte unverpackte Waren benannt worden ist, die Risikobewertung durch die zuständigen 
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Behörden ergibt, dass keine Möglichkeit einer Kreuzkontamination besteht. Um im letztgenannten Fall Kreuzkon­
taminationsrisiken wirksam auszuschließen, sollten die zuständigen Behörden darüber hinaus sicherstellen, dass 
die Sendungen zeitlich voneinander getrennt abgefertigt und die Einrichtungen zwischen dem Eintreffen der 
jeweiligen Sendungen gereinigt und desinfiziert werden. 

(6)  Da Tiere und Waren, die in die Union verbracht werden und an Grenzkontrollstellen amtlichen Kontrollen 
unterzogen werden, möglicherweise nicht den Unionsvorschriften genügen, sollten, um jegliches Kreuzkontamina­
tionsrisiko auszuschließen, Bestimmungen festgelegt werden, um einerseits die Nutzung von Einrichtungen 
bestimmter Grenzkontrollstellen für Tier- und Warensendungen, die für den Handel innerhalb der Union 
bestimmt sind, zu untersagen und um eine solche Nutzung andererseits für Tier- und Warensendungen 
zuzulassen, die für die Ausfuhr bestimmt sind oder die von einem Punkt im Gebiet der Union durch das 
Hoheitsgebiet eines Drittlandes an einen anderen Punkt im Gebiet der Union verbracht werden, sofern die 
zuständigen Behörden angemessene Risikoverhütungsmaßnahmen ergreifen. Vor dem Ergreifen derartiger 
Maßnahmen sollte bewertet werden, inwieweit die betreffenden Einrichtungen in der Lage sind, solche 
zusätzlichen Tätigkeiten zu übernehmen. Die zuständigen Behörden sollten geeignete Vorkehrungen dafür 
getroffen haben, dass die Tiere im Einklang mit den Tierschutzvorschriften der Union abgefertigt werden. 

(7)  Um die Effizienz amtlicher Kontrollen und anderer amtlicher Tätigkeiten zu steigern, sollte ein gewisses Maß an 
Flexibilität vorgesehen werden; unter bestimmten Umständen sollte es daher zulässig sein, die Lagereinrichtungen 
gewerblicher Unternehmen zu nutzen oder die Sendung in dem Transportmittel zu lagern, in dem sie zur 
Grenzkontrollstelle gebracht wurde. 

(8)  Im Interesse einer effizienten Organisation und Durchführung amtlicher Kontrollen und anderer amtlicher 
Tätigkeiten sollte es zulässig sein, Grenzkontrollstellen in ein oder mehrere Kontrollzentren zu unterteilen, in 
denen die Tier- und Warenkategorien, für die die Grenzkontrollstelle benannt worden ist, kontrolliert werden. 
Aus diesem Grund sollten Mindestanforderungen an Kontrollzentren festgelegt werden. 

(9)  Inwieweit die Kontrollzentren den Mindestanforderungen an Grenzkontrollstellen gemäß Artikel 64 Absatz 3 der 
Verordnung (EU) 2017/625 und den detaillierten Bestimmungen betreffend die Mindestanforderungen der 
vorliegenden Verordnung genügen, sollte von der Kommission im Zuge der Benennung der jeweiligen Grenzkon­
trollstelle bewertet werden. Wenn die Mitgliedstaaten der Kommission die Benennung einer Grenzkontrollstelle 
melden, sollten sie daher auch alle erforderlichen Angaben zu den Kontrollzentren beifügen. 

(10)  Damit ordnungsgemäß überprüft werden kann, ob Grenzkontrollstellen und darin befindliche Kontrollzentren 
den Mindestanforderungen gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2017/625 und den detaillierten 
Bestimmungen der vorliegenden Verordnung genügen, sollten die Mitgliedstaaten die Kommission über eventuelle 
Änderungen bei der Infrastruktur oder den betrieblichen Abläufen in einer Grenzkontrollstelle oder in einem 
darin befindlichen Kontrollzentrum informieren, falls diese Änderungen eine Aktualisierung der der Kommission 
gemäß Artikel 59 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/625 bereitgestellten Informationen erforderlich machen. 
Die Mitgliedstaaten sollten in der vorliegenden Verordnung daher verpflichtet werden, die Kommission 
entsprechend zu informieren. 

(11)  Gemäß Artikel 53 Absatz 2 und Artikel 60 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/625 ist jeder Mitgliedstaat 
verpflichtet, im Internet aktuelle Verzeichnisse der Grenzkontrollstellen und Kontrollstellen in seinem 
Hoheitsgebiet zu veröffentlichen und bestimmte Angaben zu jeder Grenzkontrollstelle und Kontrollstelle zu 
machen. In der vorliegenden Verordnung sollten daher das Format für die Verzeichnisse der Grenzkontrollstellen 
und der Kontrollstellen, die Abkürzungen, die zur Angabe der Tier- und Warenkategorien zu verwenden sind, für 
die die Grenzkontrollstellen und Kontrollstellen benannt worden sind, und die zusätzlichen spezifischen 
Informationen betreffend den Umfang der Benennung festgelegt werden. 

(12)  Aus Gründen der Transparenz sollten alle Kontrollzentren, die als Teil einer Grenzkontrollstelle genutzt werden, 
zusammen mit dieser Stelle im Verzeichnis der Grenzkontrollstellen geführt und die in den Kontrollzentren 
kontrollierten Tier- und Warenkategorien angegeben werden. Jede Veränderung hinsichtlich der Kontrollzentren 
sollte sich im Verzeichnis sorgfältig widerspiegeln. 

(13)  Die gemäß Artikel 60 Absatz 2 und Artikel 64 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2017/625 von der Kommission 
festzulegenden Bestimmungen hängen alle eng miteinander zusammen, da sie für Grenzkontrollstellen und 
Kontrollstellen geltende Anforderungen betreffen, und sollten daher ab demselben Zeitpunkt angewandt werden. 
Um die ordnungsgemäße und umfassende Anwendung dieser Bestimmungen zu erleichtern, sollten sie in ein und 
demselben Rechtsakt festgelegt werden. 
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(14)  Die Entscheidung 2001/812/EG der Kommission (2) enthält Mindestanforderungen an die Grenzkontrollstellen, 
die gemäß der Richtlinie 97/78/EG des Rates (3) zugelassen worden sind, sowie an die Kontrollzentren wie auch 
Bestimmungen für deren Auflistung. Die Entscheidung 2009/821/EG der Kommission (4) enthält ein Verzeichnis 
der zugelassenen Grenzkontrollstellen. Die Richtlinie 98/22/EG der Kommission (5) enthält Mindestanforderungen 
für die Durchführung von Pflanzengesundheitskontrollen in Kontrollstellen in Bezug auf aus Drittländern 
eingeführte Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder andere Gegenstände gemäß der Richtlinie 2000/29/EG des 
Rates (6). Im Interesse der Kohärenz und zur Vermeidung von Überschneidungen bei den Anforderungen sollten 
die Entscheidung 2001/812/EG, die Entscheidung 2009/821/EG und die Richtlinie 98/22/EG aufgehoben werden. 

(15)  Die in der Verordnung (EU) 2017/625 festgelegten einschlägigen Bestimmungen sowie Befugnisse, die der 
Kommission übertragen wurden, gelten ab dem 14. Dezember 2019. Daher sollten die in der vorliegenden 
Verordnung festgelegten Bestimmungen ebenfalls ab diesem Datum gelten. 

(16)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand 

(1) Mit dieser Verordnung werden folgende Bestimmungen zur Durchführung der Verordnung (EU) 2017/625 
festgelegt: 

a)  allgemeine detaillierte Bestimmungen betreffend die Mindestanforderungen an Infrastruktur, Ausrüstung und 
Dokumentation von bzw. in Grenzkontrollstellen und anderen Kontrollstellen als Grenzkontrollstellen; 

b)  spezifische detaillierte Bestimmungen betreffend die Mindestanforderungen an Grenzkontrollstellen, die für die in 
Artikel 47 Absatz 1 Buchstaben a und b der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Tier- und Warenkategorien 
benannt worden sind; 

c)  detaillierte Bestimmungen betreffend die Mindestanforderungen an Kontrollzentren; 

d) Bestimmungen zu Format, Kategorien, Abkürzungen und sonstigen Angaben für die Auflistung der Grenzkon­
trollstellen und der anderen Kontrollstellen als Grenzkontrollstellen. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck  

1. „verpackte Waren“ Waren in einer beliebigen Verpackung, die die Waren vollständig umschließt, um ein Austreten 
und einen Verlust des Inhalts zu verhindern;  

2. „Kontrollzentrum“ eine gesonderte Einrichtung innerhalb einer Grenzkontrollstelle, die amtliche Kontrollen und 
andere amtliche Tätigkeiten in Bezug auf die Tiere und die Waren durchführen soll, für die die Grenzkontrollstelle 
benannt worden ist;  

3. „Huftiere“ Huftiere im Sinne des Artikels 2 Buchstabe d der Richtlinie 2004/68/EG des Rates (7);  

4. „registrierte Equiden“ registrierte Equiden im Sinne des Artikels 2 Buchstabe c der Richtlinie 2009/156/EG des 
Rates (8). 
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(2) Entscheidung 2001/812/EG der Kommission vom 21. November 2001 zur Festlegung der Bedingungen für die Zulassung der für die 
Veterinärkontrollen von Drittlanderzeugnissen zuständigen Grenzkontrollstellen der Gemeinschaft (ABl. L 306 vom 23.11.2001, S. 28). 

(3) Richtlinie 97/78/EG des Rates vom 18. Dezember 1997 zur Festlegung von Grundregeln für die Veterinärkontrollen von aus 
Drittländern in die Gemeinschaft eingeführten Erzeugnissen (ABl. L 24 vom 30.1.1998, S. 9). 

(4) Entscheidung 2009/821/EG der Kommission vom 28. September 2009 zur Aufstellung eines Verzeichnisses zugelassener Grenzkon­
trollstellen, zur Festlegung bestimmter Vorschriften für die von Veterinärsachverständigen der Kommission durchgeführten Inspektionen 
und zur Definition der Veterinäreinheiten in TRACES (ABl. L 296 vom 12.11.2009, S. 1). 

(5) Richtlinie 98/22/EG der Kommission vom 15. April 1998 mit Mindestanforderungen für die Durchführung von Pflanzengesundheits­
kontrollen von aus Drittländern eingeführten Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen oder anderen Gegenständen in der Gemeinschaft an 
anderen Kontrollstellen als denen des Bestimmungsorts (ABl. L 126 vom 28.4.1998, S. 26). 

(6) Richtlinie 2000/29/EG des Rates vom 8. Mai 2000 über Maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und 
Ausbreitung von Schadorganismen der Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse (ABl. L 169 vom 10.7.2000, S. 1). 

(7) Richtlinie 2004/68/EG des Rates vom 26. April 2004 zur Festlegung der Veterinärbedingungen für die Einfuhr und die Durchfuhr 
bestimmter lebender Huftiere in bzw. durch die Gemeinschaft, zur Änderung der Richtlinien 90/426/EWG und 92/65/EWG und zur 
Aufhebung der Richtlinie 72/462/EWG (ABl. L 139 vom 30.4.2004, S. 321). 

(8) Richtlinie 2009/156/EG des Rates vom 30. November 2009 zur Festlegung der tierseuchenrechtlichen Vorschriften für das Verbringen 
von Equiden und für ihre Einfuhr aus Drittländern (ABl. L 192 vom 23.7.2010, S. 1). 



KAPITEL I 

Allgemeine Mindestanforderungen an Grenzkontrollstellen 

Artikel 3 

Infrastruktur einer Grenzkontrollstelle 

(1) Grenzkontrollstellen, die für die in Artikel 47 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Tier- und 
Warenkategorien benannt worden sind, verfügen über folgende Einrichtungen: 

a)  Bereiche oder Räume, in denen Tiere und Waren entladen werden sollen. Diese Bereiche bzw. Räume müssen außer 
in den in Absatz 4 genannten Fällen überdacht sein; 

b)  Untersuchungsräume oder Untersuchungsbereiche mit fließend Warm- und Kaltwasser sowie mit Einrichtungen zum 
Händewaschen und Händetrocknen; 

c)  Unterbringungsbereiche oder Unterbringungsräume für Tiere sowie Lagerbereiche oder Lagerräume, einschließlich 
Kühlräumen, wenn dies für die Warenkategorie angemessen ist, für die die Grenzkontrollstelle benannt worden ist; 

d)  Zugang zu Toiletten mit Einrichtungen zum Händewaschen und Händetrocknen. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Räume verfügen über Wände, Böden und Decken, die leicht zu reinigen und zu 
desinfizieren sind, ein angemessenes Abflusssystem sowie angemessenes natürliches oder künstliches Licht. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Bereiche sind leicht zu reinigen und verfügen über ein angemessenes Abflusssystem 
sowie angemessenes natürliches oder künstliches Licht. 

(4) Die Auflage gemäß Absatz 1 Buchstabe a, dass die Entladebereiche überdacht sein müssen, gilt in folgenden Fällen 
nicht: 

a)  bei nicht containerisierten Sendungen von Fischereierzeugnissen für den menschlichen Verzehr; 

b)  bei Sendungen von tierischen Nebenprodukten: Wolle, loses verarbeitetes tierisches Eiweiß, Gülle oder Guano; 

c)  bei Sendungen von der in Artikel 47 Absatz 1 Buchstaben c, d und e der Verordnung (EU) 2017/625 genannten 
großvolumigen losen Ware. 

(5) Für die Durchführung amtlicher Kontrollen und anderer amtlicher Tätigkeiten in Bezug auf flüssige Massenware 
tierischen und nicht tierischen Ursprungs sind die in Absatz 1 Buchstaben a und b genannten Einrichtungen nicht 
vorgeschrieben. 

(6) Die Mitgliedstaaten dürfen Grenzkontrollstellen, die für die in Artikel 47 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung 
(EU) 2017/625 genannten Warenkategorien benannt worden sind, von folgenden Anforderungen ausnehmen: 

a)  von der Auflage, fließend Warm- und Kaltwasser sowie Einrichtungen zum Händewaschen und Händetrocknen 
vorzuhalten, wie in Absatz 1 Buchstabe b vorgesehen; 

b)  von der Auflage, Räume mit Decken vorzuhalten, die sich leicht desinfizieren lassen, wie in Absatz 2 vorgesehen. 

(7) Die in Absatz 1 Buchstaben a, b und c genannten Einrichtungen dürfen, wenn sie für Erzeugnisse tierischen 
Ursprungs und für zusammengesetzte Erzeugnisse genutzt werden, nicht auch für die anderen in Artikel 47 Absatz 1 
der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Warenkategorien genutzt werden. 

(8) Die in Absatz 1 Buchstaben a, b und c genannten Einrichtungen dürfen, wenn sie für Zuchtmaterial und tierische 
Nebenprodukte genutzt werden, nicht auch für Lebensmittel nicht tierischen Ursprungs genutzt werden. 

(9) Abweichend von den Absätzen 7 und 8 dürfen Grenzkontrollstellen die in Absatz 1 Buchstaben a, b und c 
genannten Einrichtungen in folgenden Fällen gemeinsam nutzen: 

a)  Die Grenzkontrollstellen sind ausschließlich für Kategorien verpackter Waren benannt worden, oder 
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b)  die Grenzkontrollstellen sind für Kategorien verpackter und unverpackter Waren benannt worden, sofern folgende 
Bedingungen erfüllt sind: 

i)  Die zuständigen Behörden unterziehen die Grenzkontrollstellen einer Risikobewertung, die zeigt, wie die 
Verhütung einer Kreuzkontamination gewährleistet werden kann, und sie ergreifen die in der Risikobewertung 
aufgezeigten Maßnahmen zur Verhütung einer solchen Kreuzkontamination; 

ii)  die zuständigen Behörden gewährleisten, dass verschiedene Sendungen von unverpackten Waren einerseits und 
Sendungen von unverpackten und verpackten Waren andererseits zeitlich voneinander getrennt abgefertigt 
werden. Während des sich aus dieser zeitlichen Trennung ergebenden Zeitraums werden die in Absatz 1 
Buchstaben a, b und c genannten Einrichtungen gereinigt und desinfiziert. 

(10) Absatz 9 gilt für die in Absatz 1 Buchstabe c genannten Einrichtungen nicht, wenn diese Einrichtungen zur 
Lagerung loser tierischer Nebenprodukte genutzt werden. 

(11) Die für die Grenzkontrollstelle zuständigen Behörden können unter ihrer Aufsicht gestatten, dass für die in 
Artikel 47 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Waren gewerbliche Lagereinrichtungen genutzt werden, 
sofern sich diese Einrichtungen nahe der Grenzkontrollstelle und im Zuständigkeitsbereich derselben Zollbehörde 
befinden. 

Sofern diese gewerblichen Lagereinrichtungen den in der vorliegenden Verordnung festgelegten Mindestanforderungen 
genügen, dürfen sie genutzt werden, um Nämlichkeitskontrollen und Warenuntersuchungen in Bezug auf Erzeugnisse 
nicht tierischen Ursprungs durchzuführen. 

(12) Waren, die gemäß Absatz 11 in gewerblichen Lagereinrichtungen gelagert werden, werden dort unter 
hygienischen Bedingungen gelagert und ordnungsgemäß mit Barcodes oder anderen elektronischen Mitteln oder mit 
Etiketten gekennzeichnet. Wenn die Waren ein Risiko für die Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen oder — im 
Fall von GVO und Pflanzenschutzmitteln — auch für die Umwelt darstellen, werden sie zusätzlich in einem getrennten, 
abschließbaren Raum oder in Bereichen aufbewahrt, die von allen übrigen in der gewerblichen Lagereinrichtung 
gelagerten Waren abgegrenzt sind. 

(13) Befindet sich die Grenzkontrollstelle an einer Straße, an einer Bahnstation oder in einem Hafen, kann unter der 
Kontrolle der zuständigen Behörden die Lagerung in dem Transportmittel genehmigt werden, in dem die Waren zur 
Grenzkontrollstelle gebracht wurden. 

(14) Die Mitgliedstaaten informieren die Kommission über eventuelle Änderungen bei der Infrastruktur oder bei den 
betrieblichen Abläufen in einer Grenzkontrollstelle oder in einem darin befindlichen Kontrollzentrum, falls diese 
Änderungen eine Aktualisierung der der Kommission gemäß Artikel 59 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/625 
bereitgestellten Informationen erforderlich machen. 

Artikel 4 

Ausrüstung und Dokumentationspflicht von Grenzkontrollstellen 

(1) Die Grenzkontrollstellen verfügen über 

a)  eine Ausrüstung zum Wiegen von Sendungen, wenn die Verwendung einer solchen Ausrüstung für die Tier- und 
Warenkategorien relevant ist, für die die Grenzkontrollstelle benannt worden ist; 

b)  eine Ausrüstung zum Entladen, Öffnen und Untersuchen von Sendungen; 

c)  eine Ausrüstung zum Reinigen und Desinfizieren sowie Anweisungen zu deren Verwendung oder ein dokumentiertes 
Reinigungs- und Desinfektionssystem, wenn das Reinigen und Desinfizieren von einem von der Grenzkontrollstelle 
unabhängigen Unternehmen übernommen wird; 

d)  eine geeignete Ausrüstung für die vorübergehende Lagerung von Proben unter kontrollierten Temperaturbedingungen 
vor ihrem Versand an das Labor sowie geeignete Transportbehälter für diese Proben. 

(2) Die Untersuchungsräume oder Untersuchungsbereiche sind je nach den Tier- und Warenkategorien, für die die 
Grenzkontrollstellen benannt worden sind, mit Folgendem ausgestattet: 

a)  einem Tisch mit glatter, abwaschbarer, leicht zu reinigender und zu desinfizierender Oberfläche; 

b)  einem Thermometer zum Messen von Oberflächen- und Kerntemperatur der Waren; 

c)  einer Ausrüstung zum Auftauen; 

d)  einer Probenahmeausrüstung; 

e)  Klebeband und nummerierten Plomben oder deutlich gekennzeichneten Aufklebern, die die Rückverfolgbarkeit 
gewährleisten. 

(3) Wo dies zur Gewährleistung der Unversehrtheit der im Wege amtlicher Kontrollen entnommenen Proben 
erforderlich ist, stehen detaillierte Anweisungen für die Probenahme zu Untersuchungszwecken und für den Transport 
dieser Proben zu dem benannten amtlichen Labor zur Verfügung. 
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KAPITEL II 

Spezifische Mindestanforderungen an Grenzkontrollstellen 

Artikel 5 

Grenzkontrollstellen, die für Tierkategorien benannt worden sind 

(1) Zusätzlich zu dem, was in den Artikeln 3 und 4 vorgeschrieben ist, verfügen Grenzkontrollstellen, die für die in 
Artikel 47 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Tiere benannt worden sind, über Folgendes: 

a)  Umkleideräume mit Duscheinrichtungen; 

b)  die in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a genannten und ausreichend großen, hellen und belüfteten Bereiche oder Räume 
zum Entladen von Tieren; 

c)  Ausrüstung zum Füttern und Tränken; 

d)  Einrichtungen zur Lagerung von Futter, Einstreu, Streu und Gülle oder vorhandene Regelungen mit einem externen 
Dienstleister, der dieselben Einrichtungen bereitstellt; 

e) Unterbringungsbereiche oder Unterbringungsräume, um die folgenden Kategorien von Tieren, für die die Grenzkon­
trollstelle benannt worden ist, getrennt voneinander unterzubringen: 

i)  Huftiere, ausgenommen registrierte Equiden; 

ii)  registrierte Equiden; 

iii)  andere Tiere als Huftiere (aber einschließlich Zoo-Huftieren); 

f)  Kontrollräume oder Kontrollbereiche mit Halteausrüstung und der für klinische Untersuchungen notwendigen 
Ausrüstung; 

g)  eine eigene Zufahrtsspur oder andere Regelungen, um den Tieren unnötiges Warten zu ersparen, bevor sie den 
Entladebereich erreichen. 

(2) Die in Absatz 1 Buchstaben b, c, e, f und g genannten Einrichtungen sind so ausgelegt und gebaut und werden so 
instand gehalten und betrieben, dass Verletzungen und unnötiges Leiden der Tiere vermieden werden und ihre Sicherheit 
gewährleistet ist. 

(3) Die in Absatz 1 Buchstaben a, b, c, e und f genannten Einrichtungen bilden eine integrierte und geschlossene 
Arbeitseinheit. 

(4) Die in Absatz 1 genannten Einrichtungen dürfen nicht zur Durchführung amtlicher Kontrollen und anderer 
amtlicher Tätigkeiten in Bezug auf Sendungen von Tieren genutzt werden, die für den Handel innerhalb der Union 
bestimmt sind. 

Die in Absatz 1 genannten Einrichtungen dürfen zur Durchführung amtlicher Kontrollen und anderer amtlicher 
Tätigkeiten in Bezug auf Sendungen von Tieren genutzt werden, die für die Ausfuhr aus der Union bestimmt sind oder 
die aus einem der in Anhang I der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Gebiete durch das Gebiet eines Drittlandes in 
ein anderes der in Anhang I der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Gebiete verbracht werden, sofern folgende 
Bedingungen erfüllt sind: 

a)  Die zuständigen Behörden unterziehen die Grenzkontrollstellen einer Risikobewertung, die zeigt, wie die Verhütung 
einer Kreuzkontamination gewährleistet werden kann, und sie ergreifen die in der Risikobewertung aufgezeigten 
Maßnahmen zur Verhütung einer solchen Kreuzkontamination; 

b)  die zuständigen Behörden gewährleisten, dass Sendungen von Tieren, die für die Ausfuhr aus der Union bestimmt 
sind oder die aus einem der in Anhang I der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Gebiete durch das Gebiet eines 
Drittlandes in ein anderes der in Anhang I der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Gebiete verbracht werden, 
zeitlich getrennt von anderen in die Union eingehenden Tiersendungen abgefertigt werden. Während des sich aus 
dieser zeitlichen Trennung ergebenden Zeitraums werden die für die Abfertigung von Tiersendungen genutzten 
Einrichtungen gereinigt und desinfiziert. 

(5) Die in Absatz 1 Buchstaben b, c, e und f genannten Einrichtungen dürfen nicht auch für die in Artikel 47 
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Warenkategorien genutzt werden. 

21.6.2019 L 165/15 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



Artikel 6 

Grenzkontrollstellen, die für Kategorien von Erzeugnissen tierischen Ursprungs, tierischen 
Nebenprodukten, Zuchtmaterial und zusammengesetzten Erzeugnissen sowie Heu und Stroh 

benannt worden sind 

(1) Zusätzlich zu dem, was in den Artikeln 3 und 4 vorgeschrieben ist, erfüllen Grenzkontrollstellen, die für die in 
Artikel 47 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Warenkategorien benannt worden sind, 
folgende Bedingungen: 

a)  Sie verfügen über die in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b genannten Untersuchungsräume, die mit Einrichtungen 
ausgerüstet sind, um bei Bedarf eine temperaturkontrollierte Umgebung aufrechtzuerhalten; 

b)  sie sind, wenn sie für Kategorien von gekühlten, gefrorenen und bei Umgebungstemperatur haltbaren Waren benannt 
worden sind, in der Lage, diese Waren gleichzeitig bei der für die jeweilige Kategorie geeigneten Temperatur zu lagern, 
bis die Ergebnisse der Laboruntersuchungen, Tests oder Diagnosen vorliegen bzw. bis die Kontrollen durch die 
zuständige Behörde abgeschlossen sind; 

c)  sie verfügen über Umkleideräume. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Einrichtungen bilden eine integrierte und geschlossene Arbeitseinheit. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Einrichtungen dürfen nicht zur Durchführung amtlicher Kontrollen und anderer 
amtlicher Tätigkeiten in Bezug auf Sendungen von Waren genutzt werden, die für den Handel innerhalb der Union 
bestimmt sind. 

Die in Absatz 1 genannten Einrichtungen dürfen zur Durchführung amtlicher Kontrollen und anderer amtlicher 
Tätigkeiten in Bezug auf Sendungen von Waren genutzt werden, die für die Ausfuhr aus der Union bestimmt sind oder 
die aus einem der in Anhang I der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Gebiete durch das Gebiet eines Drittlandes in 
ein anderes der in Anhang I der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Gebiete verbracht werden, sofern folgende 
Bedingungen erfüllt sind: 

a)  Die zuständigen Behörden unterziehen die Grenzkontrollstellen einer Risikobewertung, die zeigt, wie die Verhütung 
einer Kreuzkontamination gewährleistet werden kann, und sie ergreifen die in der Risikobewertung aufgezeigten 
Maßnahmen zur Verhütung einer solchen Kreuzkontamination; 

b)  die zuständigen Behörden gewährleisten, dass Sendungen von Waren, die für die Ausfuhr aus der Union bestimmt 
sind oder die aus einem der in Anhang I der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Gebiete durch das Gebiet eines 
Drittlandes in ein anderes der in Anhang I der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Gebiete verbracht werden, 
zeitlich getrennt von anderen in die Union eingehenden Warensendungen abgefertigt werden. Während des sich aus 
dieser zeitlichen Trennung ergebenden Zeitraums werden die für die Abfertigung von Warensendungen genutzten 
Einrichtungen gereinigt und desinfiziert. 

(4) Für die Durchführung amtlicher Kontrollen und anderer amtlicher Tätigkeiten in Bezug auf flüssige Massenware 
tierischen und nicht tierischen Ursprungs gelten die in den Absätzen 1, 2 und 3 genannten Anforderungen nicht. 

(5) Lebende Frösche, lebende Fische und lebende Wirbellose, die für den menschlichen Verzehr bestimmt sind, sowie 
Bruteier und Fischköder dürfen an Grenzkontrollstellen untersucht werden, die für die in Artikel 47 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Warenkategorien benannt worden sind. 

KAPITEL III 

Verzeichnisse der Grenzkontrollstellen und der Kontrollstellen 

Artikel 7 

Format, Kategorien, Abkürzungen und sonstige Angaben für das Verzeichnis der Grenzkon­
trollstellen und der Kontrollstellen 

(1) Die Mitgliedstaaten verwenden das Format gemäß Anhang I, um die in Artikel 60 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2017/625 gemachten Angaben bereitzustellen. 

(2) Beim Erstellen der in Artikel 60 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Verzeichnisse der Grenzkon­
trollstellen und der in Artikel 53 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Verzeichnisse der Kontrollstellen 
verwenden die Mitgliedstaaten die Abkürzungen und die spezifischen Angaben gemäß Anhang II. 

(3) Die Verzeichnisse der Grenzkontrollstellen und der Kontrollstellen umfassen eine Erläuterung mit den 
Abkürzungen und den spezifischen Angaben gemäß Anhang II. 
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KAPITEL IV 

Kontrollzentren 

Artikel 8 

Anforderungen an Kontrollzentren 

(1) Eine Grenzkontrollstelle kann ein oder mehrere Kontrollzentren umfassen, die bei Bedarf amtliche Kontrollen und 
andere amtliche Tätigkeiten in Bezug auf die Tier- und die Warenkategorien durchführen, für die die Grenzkontrollstelle 
benannt worden ist. 

(2) Kontrollzentren genügen den Mindestanforderungen an Grenzkontrollstellen gemäß Artikel 64 Absatz 3 der 
Verordnung (EU) 2017/625 und den detaillierten Bestimmungen betreffend die Mindestanforderungen der vorliegenden 
Verordnung. 

Artikel 64 Absatz 3 Buchstabe f der Verordnung (EU) 2017/625 gilt nicht für Kontrollzentren, die Zugang zu der für die 
Bedienung des Informationsmanagementsystems für amtliche Kontrollen (IMSOC), das in Artikel 131 der genannten 
Verordnung genannt wird, notwendigen Technologie und Ausrüstung und zu anderen computergestützten Informations­
managementsystemen haben, die in einer anderen Einrichtung derselben Grenzkontrollstelle verfügbar sind. 

(3) Kontrollzentren 

a)  befinden sich im Zuständigkeitsbereich derselben Zollbehörde wie die Grenzkontrollstelle; 

b)  unterstehen der Kontrolle derselben zuständigen Behörde wie die Grenzkontrollstelle; 

(4) Wenn die Mitgliedstaaten der Kommission gemäß Artikel 59 der Verordnung (EU) 2017/625 die Benennung einer 
Grenzkontrollstelle melden, unterbreiten sie der Kommission auch alle relevanten Informationen über innerhalb dieser 
Grenzkontrollstelle gegebenenfalls bestehende Kontrollzentren. 

(5) Die Mitgliedstaaten listen jedes Kontrollzentrum zusammen mit der jeweiligen gemäß Artikel 59 der Verordnung 
(EU) 2017/625 benannten Grenzkontrollstelle entsprechend dem Format gemäß Anhang I auf. Genau angegeben werden 
auch die Tier- und Warenkategorien, die in den Kontrollzentren gemäß Artikel 7 kontrolliert werden. 

(6) Die Mitgliedstaaten streichen Kontrollzentren aus dem in Absatz 5 genannten Verzeichnis, wenn diese nicht mehr 
den Absätzen 2 und 3 genügen, und sie informieren die Kommission über diese Streichung und die Gründe hierfür. 

Artikel 9 

Aufhebungen 

Die Entscheidung 2001/812/EG der Kommission, die Entscheidung 2009/821/EG der Kommission und die Richtlinie 
98/22/EG der Kommission werden mit Wirkung vom 14. Dezember 2019 aufgehoben. 

Artikel 10 

Inkrafttreten und Geltungsbeginn 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 14. Dezember 2019. 

Für Grenzkontrollstellen, die gemäß Artikel 59 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/625 für die in Artikel 47 Absatz 1 
Buchstabe c der genannten Verordnung aufgeführten Waren benannt worden sind und die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der vorliegenden Verordnung keine überdachten Entladeflächen oder Entladeräume haben, gelten Artikel 3 
Absatz 1 Buchstabe a zweiter Satz und Artikel 3 Absatz 3 jedoch erst ab dem 14. Dezember 2021. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 12. Juni 2019 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG I 

Format für die Verzeichnisse der Grenzkontrollstellen 

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 

Grenzkontrollstelle Kontaktdaten TRACES-Code Verkehrsart Kontrollzentren 

Tier- und Waren­
kategorien sowie 

spezifische 
Angaben 

Zusätzliche spezi­
fische Angaben 
betreffend den 

Umfang der Be­
nennung               

Format für die Verzeichnisse der Kontrollstellen 

1. 2. 3. 6. 7. 

Kontrollstelle Kontaktdaten TRACES-Code Tier- und Warenkategorien 
sowie spezifische Angaben 

Zusätzliche spezifische 
Angaben betreffend den 
Umfang der Benennung            
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ANHANG II 

Feld-Nr. 1: Grenzkontrollstelle (GKS)/Kontrollstelle (KS) 

Name der GKS/KS 

Feld-Nr. 2: Kontaktdaten der GKS und KS 

Vollständige Adresse 

E-Mail-Adresse 

Telefonnummer 

Öffnungszeiten (nur für GKS verpflichtend) 

Website (nur für GKS verpflichtend) 

Feld-Nr. 3: 

Zugeteilter TRACES-Code 

Feld-Nr. 4: Verkehrsart der GKS 

A  = Flughafen 

F  = Schiene 

P  = Hafen 

R  = Straße 

Feld-Nr. 5: Kontrollzentren 

(Hinweis: In einer GKS können sich mehrere Kontrollzentren befinden.) 

Name des Kontrollzentrums 

Adresse und Kontaktdaten 

Feld-Nr. 6: GKS und KS 

Tier- und Warenkategorien sowie spezifische Angaben 

Feld-Nr. 7: GKS und KS 

Zusätzliche spezifische Angaben betreffend den Umfang der Benennung: freier Text für zusätzliche spezifische Angaben 
(1) 

Abkürzungen für und spezifische Angaben betreffend die Tier- und Warenkategorien, für die die 
GKS/KS zugelassen ist, ggf. einschließlich der Kontrollzentren 

a) Für Tiere gemäß Artikel 47 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2017/625 

Abkürzungen 

LA Lebende Tiere 

-U Huftiere, ausgenommen registrierte Equiden 

-E Registrierte Equiden 

-O Andere Tiere als Huftiere (diese Abkürzung umfasst auch Zoo-Huftiere)  
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Spezifische Angaben 

(*) Aussetzung der Benennung einer GKS/KS gemäß Artikel 63 der Verordnung (EU) 2017/625 

(1) Siehe die zusätzlichen spezifischen Angaben in Feld 7  

b) Für Erzeugnisse tierischen Ursprungs, zusammengesetzte Erzeugnisse, Zuchtmaterial, tierische 
Nebenprodukte, Heu und Stroh, die in Artikel 47 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2017/625 
genannt werden oder für die Bestimmungen oder Maßnahmen gemäß Artikel 47 Absatz 1 Buchstabe d, e 
oder f der Verordnung (EU) 2017/625 gelten 

Abkürzungen 

POA Erzeugnisse tierischen Ursprungs, zusammengesetzte Erzeugnisse, Zuchtmaterial, tierische Neben­
produkte, Heu und Stroh 

-HC Zum menschlichen Verzehr bestimmte Erzeugnisse 

-NHC Nicht zum menschlichen Verzehr bestimmte Erzeugnisse 

-NT Ohne Temperaturanforderung 

-T Gefrorene/gekühlte Erzeugnisse 

-T(FR) Gefrorene Erzeugnisse 

-T(CH) Gekühlte Erzeugnisse  

Spezifische Angaben 

(*) Aussetzung der Benennung einer GKS/KS gemäß Artikel 63 der Verordnung (EU) 2017/625 

(1) Siehe die zusätzlichen spezifischen Angaben in Feld 7 

(2) Nur verpackte Erzeugnisse 

(3) Nur Fischereierzeugnisse 

(4) Nur flüssige Massenware  

c) Für Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und andere Gegenstände gemäß Artikel 47 Absatz 1 Buchstabe c der 
Verordnung (EU) 2017/625 

Abkürzungen 

P Pflanzen 

PP Pflanzenerzeugnisse 

PP(WP) Holz und Holzerzeugnisse 

OO Andere Gegenstände  
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Spezifische Angaben 

(*) Aussetzung der Benennung einer GKS/KS gemäß Artikel 63 der Verordnung (EU) 2017/625 

(1) Siehe die zusätzlichen spezifischen Angaben in Feld 7    

d) Für Waren nicht tierischen Ursprungs gemäß Artikel 47 Absatz 1 Buchstabe d, e oder f der Verordnung 
(EU) 2017/625 

Abkürzungen 

PNAO Erzeugnisse nicht tierischen Ursprungs 

-HC(food) Lebensmittel nicht tierischen Ursprungs, für die Bestimmungen oder Maßnahmen gemäß Artikel 47 
Absatz 1 Buchstabe d, e oder f der Verordnung (EU) 2017/625 gelten 

-NHC(feed) Futtermittel nicht tierischen Ursprungs, für die Bestimmungen oder Maßnahmen gemäß Artikel 47 
Absatz 1 Buchstabe d, e oder f der Verordnung (EU) 2017/625 gelten 

-NHC(other) Erzeugnisse nicht tierischen Ursprungs außer Lebens- und Futtermitteln 

-NT Ohne Temperaturanforderung 

-T Gefrorene/gekühlte Erzeugnisse 

-T(FR) Gefrorene Erzeugnisse 

-T(CH) Gekühlte Erzeugnisse  

Spezifische Angaben 

(*) Aussetzung der Benennung einer GKS/KS gemäß Artikel 63 der Verordnung (EU) 2017/625 

(1) Siehe die zusätzlichen spezifischen Angaben in Feld 7 

(2) Nur verpackte Erzeugnisse 

(4) Nur flüssige Massenware     
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VERORDNUNG (EU) 2019/1015 DER KOMMISSION 

vom 20. Juni 2019 

zur Änderung der Anhänge II und III der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen 
Parlaments und des Rates hinsichtlich der Höchstgehalte an Rückständen von Aminopyralid, 
Captan, Cyazofamid, Flutianil, Kresoxim-methyl, Lambda-Cyhalothrin, Mandipropamid, 
Pyraclostrobin, Spiromesifen, Spirotetramat, Teflubenzuron und Tetraconazol in oder auf 

bestimmten Erzeugnissen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Februar 2005 über 
Höchstgehalte an Pestizidrückständen in oder auf Lebens- und Futtermitteln pflanzlichen und tierischen Ursprungs und 
zur Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates (1), insbesondere auf Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Für Captan, Cyazofamid, Kresoxim-methyl, Lambda-Cyhalothrin, Pyraclostrobin und Teflubenzuron wurden in 
Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 Rückstandshöchstgehalte (RHG) festgelegt. Für Aminopyralid, 
Mandipropamid, Spiromesifen, Spirotetramat und Tetraconazol wurden in Anhang III Teil A der genannten 
Verordnung RHG festgelegt. Für Flutianil wurden keine spezifischen RHG festgelegt, und der Stoff wurde auch 
nicht in Anhang IV der genannten Verordnung aufgenommen, sodass der in deren Artikel 18 Absatz 1 
Buchstabe b festgelegte Standardwert von 0,01 mg/kg gilt. 

(2)  Im Rahmen eines Verfahrens zur Zulassung eines Pflanzenschutzmittels mit dem Wirkstoff Aminopyralid für die 
Anwendung bei Gerste, Hirse, Hafer, Roggen und Sorghum wurde gemäß Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 396/2005 ein Antrag auf Änderung der geltenden RHG gestellt. 

(3)  Bezüglich Captan wurde ein solcher Antrag für Cranbeeren und Hopfen gestellt. Bezüglich Cyazofamid wurde ein 
solcher Antrag für Kartoffeln, Tomaten und Kürbisgewächse gestellt. Bezüglich Kresoxim-methyl wurde ein 
solcher Antrag für Erzeugnisse tierischen Ursprungs nach Anwendung des Wirkstoffs bei Futtermitteln gestellt. 
Bezüglich Lambda-Cyhalothrin wurde ein solcher Antrag für Stangensellerie, Fenchel, Sojabohnen, Sonnenblu­
menkerne und Reis gestellt. Bezüglich Mandipropamid wurde ein solcher Antrag für Rote Rüben, Rettich, 
Blumenkohl, Rosenkohle/Kohlsprossen, Chicorée, Erbsen (ohne Hülsen) und Artischocken gestellt. Bezüglich 
Pyraclostrobin wurde ein solcher Antrag für Zitrusfrüchte, Tafeltrauben, „Blumenkohle“, Kopfkohl, „Kopfsalat und 
andere Salatarten“, „Spinat und verwandte Arten (Blätter)“, Artischocken, Porree und Sojabohnen gestellt. 
Bezüglich Spirotetramat wurde ein solcher Antrag für „Anderes Kleinobst und Beeren“, Kiwi, Knoblauch, Fenchel 
und Rhabarber gestellt. Bezüglich Tetraconazol wurde ein solcher Antrag für Persimonen, Leinsamen und 
Mohnsamen gestellt. 

(4)  Gemäß Artikel 6 Absätze 2 und 4 der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 wurden Anträge auf Festsetzung von 
Einfuhrtoleranzen gestellt für Mandipropamid, das in Nigeria und Kamerun bei Kakaobohnen verwendet wird, für 
Pyraclostrobin, das in Indonesien bei Reis verwendet wird, in Brasilien bei Kaffeebohnen, Passionsfrüchten und 
Ananas verwendet wird sowie in den Vereinigten Staaten von Amerika bei amerikanischen Persimonen und 
Zuckerrohr verwendet wird, für Spiromesifen, das in Brasilien bei Kaffeebohnen verwendet wird, sowie für 
Teflubenzuron, das in Brasilien bei Grapefruits und Mandarinen verwendet wird. Die Antragsteller machen 
geltend, dass die zulässigen Anwendungen dieser Stoffe bei solchen Kulturen in den genannten Ländern zu 
Rückständen führen, die die RHG der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 übersteigen, und dass die RHG erhöht 
werden sollten, um Handelshemmnisse bei der Einfuhr dieser Kulturen zu vermeiden. 

(5)  Diese Anträge wurden gemäß Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 von den betreffenden Mitgliedstaaten 
bewertet, und die Bewertungsberichte wurden an die Kommission weitergeleitet. 

(6)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die „Behörde“) hat die Anträge und die 
Bewertungsberichte, insbesondere im Hinblick auf die Risiken für die Verbraucher und gegebenenfalls für Tiere, 
geprüft und mit Gründen versehene Stellungnahmen zu den vorgeschlagenen RHG abgegeben (2). Diese 
Stellungnahmen wurden den Antragstellern, der Kommission und den Mitgliedstaaten übermittelt und der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht. 

(7)  Bezüglich Captan legte der Antragsteller Informationen vor, die während der gemäß Artikel 12 der Verordnung 
(EG) Nr. 396/2005 durchgeführten Bewertung zuvor nicht verfügbar gewesen waren: eine validierte 
Analysemethode für Hochwasser und Säurematrizen; auch stellte er die Referenzstandards für 3-OH THPI und 5- 
OH THPI auf dem Markt zur Verfügung. 

21.6.2019 L 165/23 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



(8)  Bezüglich Cyazofamid legte der Antragsteller solche bisher fehlenden Informationen zu den Bedingungen für die 
Lagerung in Gefrierräumen vor. 

(9)  Bezüglich Kresoxim-methyl legte der Antragsteller eine neue Untersuchung zur Lagerstabilität in Bezug auf 
Erzeugnisse tierischen Ursprungs vor, mit der die Validität der Fütterungsstudie bei Wiederkäuern nachgewiesen 
wurde. 

(10)  Bezüglich Pyraclostrobin legte der Antragsteller die fehlenden Rückstandsuntersuchungen für Tafeltrauben sowie 
die validierte Analysemethode für Kaffeebohnen vor. Bezüglich der Verwendung von Pyraclostrobin bei 
amerikanischen Persimonen, „Spinat und verwandten Arten (Blätter)“ und Zuckerrohr reichten die vorgelegten 
Daten nicht aus, um neue RHG festzusetzen. Bezüglich der Verwendung des genannten Wirkstoffs bei Kraussalat 
empfahl die Behörde keine Anhebung des geltenden RHG, weil ein Risiko für die Verbraucher nicht 
ausgeschlossen werden konnte. 

(11)  Bezüglich Lambda-Cyhalothrin schloss die Behörde, dass die vorgelegten Informationen nicht ausreichten, um die 
Verwendung bei Sojabohnen und Sonnenblumenkernen in der EU zu stützen. Sie empfahl, die RHG für 
Sojabohnen und Sonnenblumenkerne auf 0,05 mg/kg bzw. 0,2 mg/kg festzusetzen, was den geltenden Codex- 
Rückstandsgehalten (CXLs) entspricht. Diese gewährleisten die Sicherheit der Verbraucher in der Union (3). 

(12)  Bezüglich Tetraconazol empfahl die Behörde, infolge der Verwendung des genannten Wirkstoffs bei Futtermitteln 
die RHG für Fett von Geflügel und für Vogeleier anzuheben. 

(13)  Hinsichtlich aller anderen Anträge gelangte die Behörde zu dem Schluss, dass sämtliche Anforderungen in Bezug 
auf Daten erfüllt sind und die von den Antragstellern gewünschten RHG-Änderungen im Hinblick auf die 
Verbrauchersicherheit, basierend auf einer Bewertung der Verbraucherexposition für 27 spezifische europäische 
Verbrauchergruppen, akzeptiert werden können. Dabei wurden die neuesten Erkenntnisse über die 
toxikologischen Eigenschaften der Stoffe berücksichtigt. Weder für die lebenslange Exposition gegenüber diesen 
Stoffen durch den Verzehr aller Lebensmittelerzeugnisse, die diese Stoffe enthalten können, noch für eine 
kurzzeitige Exposition durch den Verzehr großer Mengen der betreffenden Erzeugnisse wurde nachgewiesen, dass 
das Risiko einer Überschreitung der annehmbaren täglichen Aufnahme oder der akuten Referenzdosis besteht. 

(14)  Im Rahmen der Genehmigung des Wirkstoffs Flutianil wurde in die Kurzfassung des Dossiers ein RHG-Antrag 
gemäß Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe g der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und 
des Rates (4) aufgenommen. Dieser Antrag wurde von dem betroffenen Mitgliedstaat gemäß Artikel 11 Absatz 2 
der genannten Verordnung bewertet. Die Behörde prüfte den Antrag und legte eine Schlussfolgerung zum Peer- 
Review der Risikobewertung für den Pestizidwirkstoff vor, in der sie die Festlegung von RHG empfahl, die den 
repräsentativen Verwendungen bei Trauben entsprechend der guten landwirtschaftlichen Praxis in der Union 
Rechnung tragen (5). 

(15)  Die mit Gründen versehenen Stellungnahmen und die Schlussfolgerung der Behörde sowie die Prüfung der 
relevanten Faktoren haben ergeben, dass die betreffenden Änderungen der RHG die Anforderungen von 
Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 erfüllen. 

(16)  Die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(17)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Anhänge II und III der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 werden gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung 
geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 20. Juni 2019 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER   
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ANHANG 

Die Anhänge II und III der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 werden wie folgt geändert: 

1.  Anhang II wird wie folgt geändert: 

a)  Die Spalten für Captan, Cyazofamid, Kresoxim-methyl, Lambda-Cyhalothrin, Pyraclostrobin und Teflubenzuron 
erhalten folgende Fassung: 

„Rückstände von Schädlingsbekämpfungsmitteln und Rückstandshöchstgehalte (mg/kg) 

Code- 
Nummer 

Gruppen und Beispiele von Einzelerzeugnissen, für die die 
Rückstandshöchstgehalte gelten (a) 
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(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8) 

0100000 FRÜCHTE, FRISCH ODER GEFROREN; SCHALEN­
FRÜCHTE       

0110000 Zitrusfrüchte 0,03 (*) 0,01 (*)  0,2 (+) 2 0,5 

0110010 Grapefruits   0,5    

0110020 Orangen   0,5    

0110030 Zitronen   0,01 (*)    

0110040 Limetten   0,01 (*)    

0110050 Mandarinen   0,01 (*)    

0110990 Sonstige (2)   0,01 (*)    

0120000 Schalenfrüchte 0,07 (*) 0,02 (*)  0,01 (*) (+)  0,02 (*) 

0120010 Mandeln   0,01 (*)  0,02 (*)  

0120020 Paranüsse   0,01 (*)  0,02 (*)  

0120030 Kaschunüsse   0,01 (*)  0,02 (*)  

0120040 Esskastanien   0,01 (*)  0,02 (*)  

0120050 Kokosnüsse   0,01 (*)  0,02 (*)  

0120060 Haselnüsse   0,01 (*)  0,02 (*)  

0120070 Macadamia-Nüsse   0,01 (*)  0,02 (*)  

0120080 Pekannüsse   0,05 (*)  0,02 (*)  

0120090 Pinienkerne   0,01 (*)  0,02 (*)  

0120100 Pistazien   0,01 (*)  1  

0120110 Walnüsse   0,01 (*)  0,02 (*)  

0120990 Sonstige (2)   0,01 (*)  0,02 (*)  

0130000 Kernobst 10 0,01 (*) 0,2 (+) 0,5 1 

0130010 Äpfel    0,08  (+) 

0130020 Birnen    0,08   

0130030 Quitten    0,2   
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0130040 Mispeln    0,2   

0130050 Japanische Wollmispeln    0,2   

0130990 Sonstige (2)    0,01 (*)   

0140000 Steinobst  0,01 (*) 0,01 (*)    

0140010 Aprikosen 6   0,15 (+) 1 0,01 (*) 

0140020 Kirschen (süß) 6   0,3 (+) 3 0,01 (*) 

0140030 Pfirsiche 6   0,15 (+) 0,3 0,01 (*) 

0140040 Pflaumen 10   0,2 (+) 0,8 0,1 (*) 

0140990 Sonstige (2) 0,03 (*)   0,01 (*) (+) 0,02 (*) 0,01 (*) 

0150000 Beeren und Kleinobst    (+)   

0151000 a)  Trauben  2 1   0,7 

0151010 Tafeltrauben 0,03 (*)   0,08 1  

0151020 Keltertrauben 0,02 (*)   0,2 2  

0152000 b)  Erdbeeren 1,5 0,01 (*) 1,5 0,2 1,5 0,01 (*) 

0153000 c)  Strauchbeerenobst  0,01 (*) 0,01 (*) 0,2  0,01 (*) 

0153010 Brombeeren 20    3  

0153020 Kratzbeeren 0,03 (*)    2  

0153030 Himbeeren (rot und gelb) 20    3  

0153990 Sonstige (2) 0,03 (*)    2  

0154000 d)  Anderes Kleinobst und Beeren  0,01 (*)    0,01 (*) 

0154010 Heidelbeeren 30  0,9 0,2 4  

0154020 Cranbeeren/Großfrüchtige Moosbeeren 30  0,9 0,2 3  

0154030 Johannisbeeren (schwarz, rot und weiß) 30  0,9 0,2 3  

0154040 Stachelbeeren (grün, rot und gelb) 30  0,9 0,2 3  

0154050 Hagebutten 0,03 (*)  0,01 (*) 0,2 3  

0154060 Maulbeeren (schwarz und weiß) 0,03 (*)  0,01 (*) 0,2 3  

0154070 Azarole/Mittelmeermispel 0,03 (*)  0,9 0,2 3  

0154080 Holunderbeeren 0,03 (*)  0,01 (*) 0,2 3  

0154990 Sonstige (2) 0,03 (*)  0,01 (*) 0,01 (*) 3  

0160000 Sonstige Früchte mit 0,03 (*) 0,01 (*)     

0161000 a)  genießbarer Schale    (+) 0,02 (*) 0,01 (*) 

0161010 Datteln   0,01 (*) 0,01 (*)   

0161020 Feigen   0,01 (*) 0,01 (*)   

0161030 Tafeloliven   0,2 1   

0161040 Kumquats   0,01 (*) 0,01 (*)   

0161050 Karambolen   0,01 (*) 0,01 (*)   

0161060 Kakis/Japanische Persimonen   0,01 (*) 0,09   
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0161070 Jambolans   0,01 (*) 0,01 (*)   

0161990 Sonstige (2)   0,01 (*) 0,01 (*)   

0162000 b)  nicht genießbarer Schale, klein   0,01 (*) (+)  0,01 (*) 

0162010 Kiwis (grün, rot, gelb)    0,05 0,02 (*)  

0162020 Lychees (Litschis)    0,01 (*) 0,02 (*)  

0162030 Passionsfrüchte/Maracujas    0,01 (*) 0,2  

0162040 Stachelfeigen/Kaktusfeigen    0,01 (*) 0,02 (*)  

0162050 Sternäpfel    0,01 (*) 0,02 (*)  

0162060 Amerikanische Persimonen/Virginia-Kakis    0,01 (*) 0,02 (*)  

0162990 Sonstige (2)    0,01 (*) 0,02 (*)  

0163000 c)  nicht genießbarer Schale, groß   0,01 (*) (+)   

0163010 Avocadofrüchte    0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 

0163020 Bananen    0,15 0,02 (*) 0,01 (*) 

0163030 Mangos    0,2 0,05 0,01 (*) 

0163040 Papayas    0,01 (*) 0,07 0,4 

0163050 Granatäpfel    0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 

0163060 Cherimoyas    0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 

0163070 Guaven    0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 

0163080 Ananas    0,01 (*) 0,3 0,01 (*) 

0163090 Brotfrüchte    0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 

0163100 Durianfrüchte    0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 

0163110 Saure Annonen/Guanabanas    0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 

0163990 Sonstige (2)    0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 

0200000 GEMÜSE, FRISCH ODER GEFROREN    (+)   

0210000 Wurzel- und Knollengemüse 0,03 (*)      

0211000 a)  Kartoffeln  0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,05 

0212000 b)  Tropisches Wurzel- und Knollengemüse  0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 

0212010 Kassawas/Kassaven/Manioks       

0212020 Süßkartoffeln       

0212030 Yamswurzeln       

0212040 Pfeilwurz       

0212990 Sonstige (2)       

0213000 c)  Sonstiges Wurzel- und Knollengemüse außer 
Zuckerrüben      

0,01 (*) 

0213010 Rote Rüben  0,01 (*) 0,05 (*) 0,04 0,1  

0213020 Karotten  0,01 (*) 0,01 (*) 0,04 0,5  

0213030 Knollensellerie  0,01 (*) 0,01 (*) 0,07 0,5  

0213040 Meerrettiche/Kren  0,1 0,01 (*) 0,04 0,3  
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0213050 Erdartischocken  0,01 (*) 0,01 (*) 0,04 0,06  

0213060 Pastinaken  0,01 (*) 0,01 (*) 0,04 0,3  

0213070 Petersilienwurzeln  0,01 (*) 0,01 (*) 0,04 0,1  

0213080 Rettiche  0,01 (*) 0,01 (*) 0,15 0,5  

0213090 Haferwurz/Purpur-Bocksbart  0,01 (*) 0,01 (*) 0,04 0,1  

0213100 Kohlrüben  0,01 (*) 0,01 (*) 0,04 0,09  

0213110 Weiße Rüben  0,01 (*) 0,05 (*) 0,04 0,09  

0213990 Sonstige (2)  0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)  

0220000 Zwiebelgemüse 0,03 (*) 0,01 (*)  0,2  0,01 (*) 

0220010 Knoblauch   0,3  0,3  

0220020 Zwiebeln   0,3  1,5  

0220030 Schalotten   0,3  0,3  

0220040 Frühlingszwiebeln/grüne Zwiebeln und Winter­
zwiebeln   

0,01 (*)  1,5  

0220990 Sonstige (2)   0,01 (*)  0,02 (*)  

0230000 Fruchtgemüse       

0231000 a)  Solanaceae und Malvaceae      1,5 

0231010 Tomaten 1 0,6 0,6 0,07 0,3  

0231020 Paprikas 0,03 (*) 0,01 (*) 0,8 0,1 0,5  

0231030 Auberginen/Eierfrüchte 0,03 (*) 0,3 0,6 0,3 0,3  

0231040 Okras/Griechische Hörnchen 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,3 0,02 (*)  

0231990 Sonstige (2) 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)  

0232000 b)  Kürbisgewächse mit genießbarer Schale 0,03 (*) 0,2 0,05 (*)  0,5  

0232010 Schlangengurken    0,05  0,5 

0232020 Gewürzgurken    0,15  1,5 

0232030 Zucchinis    0,15  0,5 

0232990 Sonstige (2)    0,01 (*)  0,5 

0233000 c)  Kürbisgewächse mit ungenießbarer Schale 0,03 (*) 0,15 0,3 0,06 0,5  

0233010 Melonen      0,3 

0233020 Kürbisse      0,01 (*) 

0233030 Wassermelonen      0,01 (*) 

0233990 Sonstige (2)      0,01 (*) 

0234000 d)  Zuckermais 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,05 0,02 (*) 0,01 (*) 

0239000 e)  Sonstiges Fruchtgemüse 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 

0240000 Kohlgemüse (außer Kohlwurzeln und Baby- 
Leaf-Salaten aus Kohlgemüse) 

0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*)    

0241000 a)  Blumenkohle    0,1 0,5 0,01 (*) 

0241010 Broccoli       
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0241020 Blumenkohle       

0241990 Sonstige (2)       

0242000 b)  Kopfkohle       

0242010 Rosenkohle/Kohlsprossen    0,04 0,3 0,5 (+) 

0242020 Kopfkohle    0,15 0,4 0,2 (+) 

0242990 Sonstige (2)    0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 

0243000 c)  Blattkohle     1,5 0,01 (*) 

0243010 Chinakohle    0,3   

0243020 Grünkohle    0,01 (*)   

0243990 Sonstige (2)    0,01 (*)   

0244000 d)  Kohlrabi    0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 

0250000 Blattgemüse, Kräuter und essbare Blüten       

0251000 a)  Kopfsalate und andere Salatarten 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*)   0,01 (*) 

0251010 Feldsalate    1,5 10  

0251020 Grüne Salate    0,15 2  

0251030 Kraussalate/Breitblättrige Endivien    0,07 0,4  

0251040 Kressen und andere Sprossen und Keime    0,7 10  

0251050 Barbarakraut    0,7 10  

0251060 Salatrauken/Rucola    0,7 10  

0251070 Roter Senf    0,01 (*) 10  

0251080 Baby-Leaf-Salate (einschließlich der Brassica- 
Arten)    

0,7 10  

0251990 Sonstige (2)    0,01 (*) 10  

0252000 b)  Spinat und verwandte Arten (Blätter) 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*)   0,01 (*) 

0252010 Spinat    0,6 0,6  

0252020 Portulak    0,01 (*) 0,02 (*)  

0252030 Mangold    0,2 1,5  

0252990 Sonstige (2)    0,01 (*) 0,02 (*)  

0253000 c)  Traubenblätter und ähnliche Arten 0,03 (*) 0,01 (*) 15 0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 

0254000 d)  Brunnenkresse 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 

0255000 e)  Chicorée 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,09 0,01 (*) 

0256000 f)  Frische Kräuter und essbare Blüten 0,06 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,7 2 0,02 (*) 

0256010 Kerbel       

0256020 Schnittlauch       

0256030 Sellerieblätter       

0256040 Petersilie       

0256050 Salbei       

0256060 Rosmarin       

0256070 Thymian       
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0256080 Basilikum und essbare Blüten       

0256090 Lorbeerblätter       

0256100 Estragon       

0256990 Sonstige (2)       

0260000 Hülsengemüse 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*)   0,01 (*) 

0260010 Bohnen (mit Hülsen)    0,4 0,6  

0260020 Bohnen (ohne Hülsen)    0,2 0,02 (*)  

0260030 Erbsen (mit Hülsen)    0,2 0,6  

0260040 Erbsen (ohne Hülsen)    0,2 0,15  

0260050 Linsen    0,2 0,02 (*)  

0260990 Sonstige (2)    0,01 (*) 0,02 (*)  

0270000 Stängelgemüse 0,03 (*) 0,01 (*)    0,01 (*) 

0270010 Spargel   0,05 (*) 0,02 0,02 (*)  

0270020 Kardonen   0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)  

0270030 Stangensellerie   0,01 (*) 0,2 1,5  

0270040 Fenchel   0,01 (*) 0,3 1,5  

0270050 Artischocken   0,01 (*) 0,15 3  

0270060 Porree   10 0,07 0,8  

0270070 Rhabarber   0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)  

0270080 Bambussprossen   0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)  

0270090 Palmherzen   0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)  

0270990 Sonstige (2)   0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)  

0280000 Pilze, Moose und Flechten 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*)  0,02 (*) 0,01 (*) 

0280010 Kulturpilze    0,01 (*)   

0280020 Wilde Pilze    0,5   

0280990 Moose und Flechten    0,01 (*)   

0290000 Algen und Prokaryonten 0,03 (*)  0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 

0300000 HÜLSENFRÜCHTE 0,07 (*) 0,02 (*) 0,01 (*) 0,05 (+)  0,01 (*) 

0300010 Bohnen     0,3  

0300020 Linsen     0,5  

0300030 Erbsen     0,3  

0300040 Lupinen     0,05  

0300990 Sonstige (2)     0,3  

0400000 ÖLSAATEN UND ÖLFRÜCHTE 0,07 (*) 0,02 (*)  (+)   

0401000 Ölsaaten       

0401010 Leinsamen   0,01 (*) 0,2 0,2 0,02 (*) 

0401020 Erdnüsse   0,01 (*) 0,2 0,04 0,02 (*) 

0401030 Mohnsamen   0,01 (*) 0,2 0,2 0,02 (*) 
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0401040 Sesamsamen   0,01 (*) 0,2 0,2 0,02 (*) 

0401050 Sonnenblumenkerne   0,05 (*) 0,2 0,3 0,3 

0401060 Rapssamen   0,01 (*) 0,2 0,2 0,02 (*) 

0401070 Sojabohnen   0,01 (*) 0,05 0,2 0,05 

0401080 Senfkörner   0,01 (*) 0,2 0,2 0,02 (*) 

0401090 Baumwollsamen   0,01 (*) 0,2 0,3 0,02 (*) 

0401100 Kürbiskerne   0,01 (*) 0,2 0,02 (*) 0,02 (*) 

0401110 Saflorsamen   0,01 (*) 0,2 0,2 0,02 (*) 

0401120 Borretschsamen   0,01 (*) 0,2 0,2 0,02 (*) 

0401130 Leindottersamen   0,01 (*) 0,2 0,2 0,02 (*) 

0401140 Hanfsamen   0,01 (*) 0,2 0,02 (*) 0,02 (*) 

0401150 Rizinusbohnen   0,01 (*) 0,2 0,2 0,02 (*) 

0401990 Sonstige (2)   0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 

0402000 Ölfrüchte     0,02 (*) 0,02 (*) 

0402010 Oliven für die Gewinnung von Öl   0,2 0,5   

0402020 Ölpalmenkerne   0,01 (*) 0,01 (*)   

0402030 Ölpalmenfrüchte   0,01 (*) 0,01 (*)   

0402040 Kapok   0,01 (*) 0,01 (*)   

0402990 Sonstige (2)   0,01 (*) 0,01 (*)   

0500000 GETREIDE 0,07 (*) 0,02 (*)  (+)  0,01 (*) 

0500010 Gerste   0,1 0,5 1  

0500020 Buchweizen und anderes Pseudogetreide   0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)  

0500030 Mais   0,01 (*) 0,02 0,02 (*)  

0500040 Hirse   0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)  

0500050 Hafer   0,1 0,3 1  

0500060 Reis   0,01 (*) 0,2 0,09  

0500070 Roggen   0,08 0,05 0,2  

0500080 Sorghum   0,01 (*) 0,01 (*) 0,5  

0500090 Weizen   0,08 0,05 0,2  

0500990 Sonstige (2)   0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)  

0600000 TEES, KAFFEE, KRÄUTERTEES, KAKAO UND JOHAN­
NISBROT 

0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,01 (*) (+)   

0610000 Tees     0,1 (*) 0,05 (*) 

0620000 Kaffeebohnen     0,3 0,3 

0630000 Kräutertees aus     0,1 (*) 0,05 (*) 

0631000 a)  Blüten       

0631010 Kamille       

0631020 Hibiskus       

0631030 Rose       
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0631040 Jasmin       

0631050 Linde       

0631990 Sonstige (2)       

0632000 b)  Blättern und Kräutern       

0632010 Erdbeere       

0632020 Rooibos       

0632030 Mate       

0632990 Sonstige (2)       

0633000 c)  Wurzeln       

0633010 Baldrian       

0633020 Ginseng       

0633990 Sonstige (2)       

0639000 d)  anderen Pflanzenteilen       

0640000 Kakaobohnen     0,1 (*) 0,05 (*) 

0650000 Johannisbrote/Karuben     0,1 (*) 0,05 (*) 

0700000 HOPFEN 150 20 0,05 (*) 10 (+) 15 0,05 (*) 

0800000 GEWÜRZE    (+)   

0810000 Samengewürze 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,01 (*) 0,1 (*) 0,05 (*) 

0810010 Anis/Anissamen       

0810020 Schwarzkümmel       

0810030 Sellerie       

0810040 Koriander       

0810050 Kreuzkümmel       

0810060 Dill       

0810070 Fenchel       

0810080 Bockshornklee       

0810090 Muskatnuss       

0810990 Sonstige (2)       

0820000 Fruchtgewürze 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*)  0,1 (*) 0,05 (*) 

0820010 Nelkenpfeffer    0,03   

0820020 Szechuanpfeffer    0,03   

0820030 Kümmel    0,03   

0820040 Kardamom    2   

0820050 Wacholderbeere    0,03   

0820060 Pfeffer (schwarz, grün und weiß)    0,03   

0820070 Vanille    0,03   
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0820080 Tamarinde    0,03   

0820990 Sonstige (2)    0,01 (*)   

0830000 Rindengewürze 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,01 (*) 0,1 (*) 0,05 (*) 

0830010 Zimt       

0830990 Sonstige (2)       

0840000 Wurzel- und Rhizomgewürze       

0840010 Süßholzwurzeln 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 0,1 (*) 0,05 (*) 

0840020 Ingwer (10) 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 0,1 (*) 0,05 (*) 

0840030 Kurkuma 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 0,1 (*) 0,05 (*) 

0840040 Meerrettich/Kren (11)      (+) 

0840990 Sonstige (2) 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 0,1 (*) 0,05 (*) 

0850000 Knospengewürze 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,01 (*) 0,1 (*) 0,05 (*) 

0850010 Nelken       

0850020 Kapern       

0850990 Sonstige (2)       

0860000 Blütenstempelgewürze 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,01 (*) 0,1 (*) 0,05 (*) 

0860010 Safran       

0860990 Sonstige (2)       

0870000 Samenmantelgewürze 0,1 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,01 (*) 0,1 (*) 0,05 (*) 

0870010 Muskatblüte       

0870990 Sonstige (2)       

0900000 ZUCKERPFLANZEN 0,03 (*) 0,01 (*)  (+)  0,01 (*) 

0900010 Zuckerrübenwurzeln   0,05 (*) 0,01 (*) 0,2  

0900020 Zuckerrohre   0,01 (*) 0,05 0,02 (*)  

0900030 Wurzeln der gewöhnlichen Wegwarte   0,01 (*) 0,01 (*) 0,08  

0900990 Sonstige (2)   0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)  

1000000 ERZEUGNISSE TIERISCHEN URSPRUNGS - LAND­
TIERE    

(+)  (+) 

1010000 Waren von  0,01 (*) 0,05 (*)  0,05 (*) 0,05 

1011000 a)  Schweinen 0,03 (*)      

1011010 Muskel    0,15   

1011020 Fett    3   

1011030 Leber    0,05   

1011040 Nieren    0,2   

1011050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (au­
ßer Leber und Nieren)    

3   

1011990 Sonstige (2)    0,01 (*)   
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1012000 b)  Rindern       

1012010 Muskel 0,09   0,02   

1012020 Fett 0,06   3   

1012030 Leber 0,09   0,05   

1012040 Nieren 0,09   0,2   

1012050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (au­
ßer Leber und Nieren) 

0,09   3   

1012990 Sonstige (2) 0,03 (*)   0,01 (*)   

1013000 c)  Schafen       

1013010 Muskel 0,09   0,02   

1013020 Fett 0,06   3   

1013030 Leber 0,09   0,05   

1013040 Nieren 0,09   0,2   

1013050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (au­
ßer Leber und Nieren) 

0,09   3   

1013990 Sonstige (2) 0,03 (*)   0,01 (*)   

1014000 d)  Ziegen       

1014010 Muskel 0,09   0,15   

1014020 Fett 0,06   3   

1014030 Leber 0,09   0,05   

1014040 Nieren 0,09   0,2   

1014050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (au­
ßer Leber und Nieren) 

0,09   3   

1014990 Sonstige (2) 0,03 (*)   0,01 (*)   

1015000 e)  Einhufern       

1015010 Muskel 0,09   0,02   

1015020 Fett 0,06   3   

1015030 Leber 0,09   0,05   

1015040 Nieren 0,09   0,2   

1015050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (au­
ßer Leber und Nieren) 

0,09   3   

1015990 Sonstige (2) 0,03 (*)   0,01 (*)   

1016000 f)  Geflügel 0,03 (*)   0,01 (*)   

1016010 Muskel       

1016020 Fett       

1016030 Leber       

1016040 Nieren       

1016050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (au­
ßer Leber und Nieren)       

1016990 Sonstige (2)       

1017000 g)  sonstigen als Nutztiere gehaltenen Landtieren       

1017010 Muskel 0,09   0,02   

1017020 Fett 0,06   3   
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(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8) 

1017030 Leber 0,09   0,05   

1017040 Nieren 0,09   0,2   

1017050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (au­
ßer Leber und Nieren) 

0,09   3   

1017990 Sonstige (2) 0,03 (*)   0,01 (*)   

1020000 Milch 0,03 (*) 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 0,01 (*) 0,05 

1020010 Rinder       

1020020 Schafe       

1020030 Ziegen       

1020040 Pferde       

1020990 Sonstige (2)       

1030000 Vogeleier 0,03 (*) 0,01 (*) 0,05 (*) 0,01 (*) 0,05 (*) 0,05 

1030010 Huhn       

1030020 Ente       

1030030 Gans       

1030040 Wachtel       

1030990 Sonstige (2)       

1040000 Honig und sonstige Imkereierzeugnisse (7) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 0,05 (*) 

1050000 Amphibien und Reptilien 0,03 (*) 0,01 (*) 0,05 (*) 0,01 (*) 0,05 (*) 0,05 

1060000 Wirbellose Landtiere 0,03 (*) 0,01 (*) 0,05 (*) 0,01 (*) 0,05 (*) 0,05 

1070000 Wildlebende Landwirbeltiere 0,03 (*) 0,01 (*) 0,05 (*) 0,01 (*) 0,05 (*) 0,05 

1100000 ERZEUGNISSE TIERISCHEN URSPRUNGS - FISCH, FI­
SCHEREIERZEUGNISSE UND SONSTIGE VON MEE­
RES- ODER SÜSSWASSERTIEREN GEWONNENE LE­
BENSMITTEL (8)       

1200000 AUSSCHLIESSLICH ZUR FUTTERMITTELHERSTEL­
LUNG VERWENDETE ERZEUGNISSE ODER TEILE 
VON ERZEUGNISSEN (8)       

1300000 VERARBEITETE LEBENSMITTEL (9)       

(*)  Untere analytische Bestimmungsgrenze 
(a)  Für die vollständige Liste der Erzeugnisse pflanzlichen und tierischen Ursprungs, für die Rückstandshöchstgehalte gelten, sollte auf Anhang 

I verwiesen werden. 

(F)  = Fettlöslich 

Captan (Summe aus Captan und THPI, ausgedrückt als Captan) (R) 

(R)  = Die Rückstandsdefinition unterscheidet sich für die folgenden Kombinationen von Schädlingsbekämpfungsmittel und Code-Nummer: 

Code-Nummer 1000000, ausgenommen 1040000: Summe aus THPI, 3-OH THPI und 5-OH THPI, ausgedrückt als Captan; Code-Nummer 
0151020: Captan 

Kresoxim-methyl (R) 

(R)  = Die Rückstandsdefinition unterscheidet sich für die folgenden Kombinationen von Schädlingsbekämpfungsmittel und Code-Nummer: 

Kresoxim-methyl — Code-Nummer 1000000, ausgenommen 1040000: Kresoxim-methyl (BF-490-9, ausgedrückt als Kresoxim-methyl) 

Metabolit BF 490-9 = 2-[2-(4-Hydroxy-2-methylphenoxymethyl)phenyl]-2-methoxy-iminoessigsäure  
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Lambda-Cyhalothrin (einschließlich gamma-Cyhalothrin) (Summe der R,S- und S,R-Isomere) (F) 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) und zur Lagerstabilität nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der 
Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt 
werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0110000  Zitrusfrüchte 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0120000  Schalenfrüchte 

0130000  Kernobst 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) und zu den Rückstandsuntersuchungen nicht vorliegen. Bei der 
Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 
2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0140010  Aprikosen 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0140020  Kirschen (süß) 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) und zu den Rückstandsuntersuchungen nicht vorliegen. Bei der 
Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 
2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0140030  Pfirsiche 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0140040  Pflaumen 

0140990  Sonstige (2) 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia und Verbindung XI) und zur Lagerstabilität nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstands­
höchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, 
falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0150000  Beeren und Kleinobst 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) und zur Lagerstabilität nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der 
Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt 
werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0151000  a)  Trauben 

0152000  b)  Erdbeeren 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton), zu den Rückstandsuntersuchungen und zur Lagerstabilität nicht 
vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese 
bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0153000  c)  Strauchbeerenobst 

0154000  d)  Anderes Kleinobst und Beeren  
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(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0161000  a)  genießbarer Schale 

0162000  b)  nicht genießbarer Schale, klein 

0163010  Avocadofrüchte 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) und zu den Rückstandsuntersuchungen nicht vorliegen. Bei der 
Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 
2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0163020  Bananen 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0163030  Mangos 

0163040  Papayas 

0163050  Granatäpfel 

0163060  Cherimoyas 

0163070  Guaven 

0163080  Ananas 

0163090  Brotfrüchte 

0163100  Durianfrüchte 

0163110  Saure Annonen/Guanabanas 

0163990  Sonstige (2) 

0210000  Wurzel- und Knollengemüse 

0220010  Knoblauch 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) und zu den Rückstandsuntersuchungen nicht vorliegen. Bei der 
Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 
2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0220020  Zwiebeln 

0220030  Schalotten 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0220040  Frühlingszwiebeln/grüne Zwiebeln und Winterzwiebeln 

0220990  Sonstige (2) 

0231000  a)  Solanaceae und Malvaceae 

0232000  b)  Kürbisgewächse mit genießbarer Schale 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) und zu den Rückstandsuntersuchungen nicht vorliegen. Bei der 
Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 
2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0232010  Schlangengurken  
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(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0232020  Gewürzgurken 

0232030  Zucchini 

0232990  Sonstige (2) 

0233000  c)  Kürbisgewächse mit ungenießbarer Schale 

0234000  d)  Zuckermais 

0239000  e)  Sonstiges Fruchtgemüse 

0241000  a)  Blumenkohle 

0242000  b)  Kopfkohle 

0243000  c)  Blattkohle 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) und zu den Rückstandsuntersuchungen nicht vorliegen. Bei der 
Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 
2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0243010  Chinakohle 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0243020  Grünkohle 

0243990  Sonstige (2) 

0244000  d)  Kohlrabi 

0251010  Feldsalat (Rapunzelsalat) 

0251020  Grüne Salate 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) und zu den Rückstandsuntersuchungen nicht vorliegen. Bei der 
Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 
2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0251030  Kraussalate/Breitblättrige Endivien 

0251040  Kressen und andere Sprossen und Keime 

0251050  Barbarakraut 

0251060  Salatrauken/Rucola 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0251070  Roter Senf 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) und zu den Rückstandsuntersuchungen nicht vorliegen. Bei der 
Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 
2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0251080  Baby-Leaf-Salate (einschließlich der Brassica-Arten)  
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(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0251990  Sonstige (2) 

0252000  b)  Spinat und verwandte Arten (Blätter) 

0253000  c)  Traubenblätter und ähnliche Arten 

0254000  d)  Brunnenkresse 

0255000  e)  Chicorée 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) und zu den Rückstandsuntersuchungen nicht vorliegen. Bei der 
Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 
2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0256000  f)  Frische Kräuter und essbare Blüten 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0260000  Hülsengemüse 

0270010  Spargel 

0270020  Kardonen 

0270030  Stangensellerie 

0270040  Fenchel 

0270050  Artischocken 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) und zu den Rückstandsuntersuchungen nicht vorliegen. Bei der 
Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 
2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0270060  Porree 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0270070  Rhabarber 

0270080  Bambussprossen 

0270090  Palmherzen 

0270990  Sonstige (2) 

0280000  Pilze, Moose und Flechten 

0290000  Algen und Prokaryonten 

0300000  HÜLSENFRÜCHTE 

0400000  ÖLSAATEN UND ÖLFRÜCHTE 

0500010  Gerste 

0500020  Buchweizen und anderes Pseudogetreide 

0500030  Mais 

0500040  Hirse 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) und zu den Rückstandsuntersuchungen nicht vorliegen. Bei der 
Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 
2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0500050  Hafer  
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(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0500060  Reis 

0500070  Roggen 

0500080  Sorghum 

0500090  Weizen 

0500990  Sonstige (2) 

0600000  TEES, KAFFEE, KRÄUTERTEES, KAKAO UND JOHANNISBROT 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton), zu den Rückstandsuntersuchungen und zu den Analysemethoden 
nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls 
diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0700000  HOPFEN 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) und zu den Analysemethoden nicht vorliegen. Bei der 
Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 
2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0800000  GEWÜRZE 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

0900000  ZUCKERPFLANZEN 

1000000  ERZEUGNISSE TIERISCHEN URSPRUNGS – LANDTIERE 

1010000  Waren von 

1011000  a)  Schweinen 

1011010  Muskel 

1011020  Fett 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) und zu den toxikologischen Eigenschaften einiger anderer 
Metaboliten (Verbindung Ia und Verbindung XI) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die 
Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum 
vorliegen, ihr Fehlen. 

1011030  Leber 

1011040  Nieren 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

1011050  Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren) 

1011990  Sonstige (2) 

1012000  b)  Rindern 

1012010  Muskel 

1012020  Fett  
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(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) und zu den toxikologischen Eigenschaften einiger anderer 
Metaboliten (Verbindung Ia und Verbindung XI) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die 
Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum 
vorliegen, ihr Fehlen. 

1012030  Leber 

1012040  Nieren 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

1012050  Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren) 

1012990  Sonstige (2) 

1013000  c)  Schafen 

1013010  Muskel 

1013020  Fett 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) und zu den toxikologischen Eigenschaften einiger anderer 
Metaboliten (Verbindung Ia und Verbindung XI) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die 
Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum 
vorliegen, ihr Fehlen. 

1013030  Leber 

1013040  Nieren 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

1013050  Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren) 

1013990  Sonstige (2) 

1014000  d)  Ziegen 

1014010  Muskel 

1014020  Fett 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) und zu den toxikologischen Eigenschaften einiger anderer 
Metaboliten (Verbindung Ia und Verbindung XI) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die 
Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum 
vorliegen, ihr Fehlen. 

1014030  Leber 

1014040  Nieren 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

1014050  Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren) 

1014990  Sonstige (2) 

1015000  e)  Einhufern 

1015010  Muskel 

1015020  Fett  
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(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) und zu den toxikologischen Eigenschaften einiger anderer 
Metaboliten (Verbindung Ia und Verbindung XI) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die 
Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum 
vorliegen, ihr Fehlen. 

1015030  Leber 

1015040  Nieren 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

1015050  Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren) 

1015990  Sonstige (2) 

1016000  f)  Geflügel 

1016010  Muskel 

1016020  Fett 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) und zu den toxikologischen Eigenschaften einiger anderer 
Metaboliten (Verbindung Ia und Verbindung XI) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die 
Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum 
vorliegen, ihr Fehlen. 

1016030  Leber 

1016040  Nieren 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

1016050  Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren) 

1016990  Sonstige (2) 

1017000  g)  sonstigen als Nutztiere gehaltenen Landtieren 

1017010  Muskel 

1017020  Fett 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) und zu den toxikologischen Eigenschaften einiger anderer 
Metaboliten (Verbindung Ia und Verbindung XI) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte berücksichtigt die 
Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum 
vorliegen, ihr Fehlen. 

1017030  Leber 

1017040  Nieren 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu bestimmten unter Sterilisationsbedingungen 
gebildeten Metaboliten (Verbindung Ia, Verbindung IV und gamma-Lacton) nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstandshöchstgehalte 
berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 6. Juli 2020 vorgelegt werden, oder, falls sie nicht bis 
zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

1017050  Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren) 

1017990  Sonstige (2) 

1020000  Milch 

Teflubenzuron (F) 

(+)  Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit hat festgestellt, dass einige Angaben zu den Analysemethoden für Erzeugnisse tierischen 
Ursprungs sowie zu den Metabolismusuntersuchungen bei Wiederkäuern und Geflügel nicht vorliegen. Bei der Überarbeitung der Rückstands­
höchstgehalte berücksichtigt die Kommission die im ersten Satz genannten Angaben, falls diese bis zum 27. Januar 2018 vorgelegt werden, 
oder, falls sie nicht bis zu diesem Datum vorliegen, ihr Fehlen. 

1000000  ERZEUGNISSE TIERISCHEN URSPRUNGS – LANDTIERE“                                                                                                                                                                                     
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b)  Es wird folgende Spalte für Flutianil eingefügt: 

„Rückstände von Schädlingsbekämpfungsmitteln und Rückstandshöchstgehalte (mg/kg) 

Code- 
Nummer Gruppen und Beispiele von Einzelerzeugnissen, für die die Rückstandshöchstgehalte gelten (a) 

Fl
ut

ia
ni

l 

(1) (2) (3) 

0100000 FRÜCHTE, FRISCH ODER GEFROREN; SCHALENFRÜCHTE  

0110000 Zitrusfrüchte 0,01 (*) 

0110010 Grapefruits  

0110020 Orangen  

0110030 Zitronen  

0110040 Limetten  

0110050 Mandarinen  

0110990 Sonstige (2)  

0120000 Schalenfrüchte 0,01 (*) 

0120010 Mandeln  

0120020 Paranüsse  

0120030 Kaschunüsse  

0120040 Esskastanien  

0120050 Kokosnüsse  

0120060 Haselnüsse  

0120070 Macadamia-Nüsse  

0120080 Pekannüsse  

0120090 Pinienkerne  

0120100 Pistazien  

0120110 Walnüsse  

0120990 Sonstige (2)  

0130000 Kernobst 0,01 (*) 

0130010 Äpfel  

0130020 Birnen  

0130030 Quitten  

0130040 Mispeln  

0130050 Japanische Wollmispeln  

0130990 Sonstige (2)  

0140000 Steinobst 0,01 (*) 

0140010 Aprikosen  

0140020 Kirschen (süß)  

0140030 Pfirsiche  

0140040 Pflaumen  

0140990 Sonstige (2)  
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(1) (2) (3) 

0150000 Beeren und Kleinobst  

0151000 a)  Trauben 0,15 

0151010 Tafeltrauben  

0151020 Keltertrauben  

0152000 b)  Erdbeeren 0,01 (*) 

0153000 c)  Strauchbeerenobst 0,01 (*) 

0153010 Brombeeren  

0153020 Kratzbeeren  

0153030 Himbeeren (rot und gelb)  

0153990 Sonstige (2)  

0154000 d)  Anderes Kleinobst und Beeren 0,01 (*) 

0154010 Heidelbeeren  

0154020 Cranbeeren/Großfrüchtige Moosbeeren  

0154030 Johannisbeeren (schwarz, rot und weiß)  

0154040 Stachelbeeren (grün, rot und gelb)  

0154050 Hagebutten  

0154060 Maulbeeren (schwarz und weiß)  

0154070 Azarole/Mittelmeermispel  

0154080 Holunderbeeren  

0154990 Sonstige (2)  

0160000 Sonstige Früchte mit 0,01 (*) 

0161000 a)  genießbarer Schale  

0161010 Datteln  

0161020 Feigen  

0161030 Tafeloliven  

0161040 Kumquats  

0161050 Karambolen  

0161060 Kakis/Japanische Persimonen  

0161070 Jambolans  

0161990 Sonstige (2)  

0162000 b)  nicht genießbarer Schale, klein  

0162010 Kiwis (grün, rot, gelb)  

0162020 Lychees (Litschis)  

0162030 Passionsfrüchte/Maracujas  

0162040 Stachelfeigen/Kaktusfeigen  

0162050 Sternäpfel  

0162060 Amerikanische Persimonen/Virginia-Kakis  

0162990 Sonstige (2)  
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(1) (2) (3) 

0163000 c)  nicht genießbarer Schale, groß  

0163010 Avocadofrüchte  

0163020 Bananen  

0163030 Mangos  

0163040 Papayas  

0163050 Granatäpfel  

0163060 Cherimoyas  

0163070 Guaven  

0163080 Ananas  

0163090 Brotfrüchte  

0163100 Durianfrüchte  

0163110 Saure Annonen/Guanabanas  

0163990 Sonstige (2)  

0200000 GEMÜSE, FRISCH ODER GEFROREN  

0210000 Wurzel- und Knollengemüse 0,01 (*) 

0211000 a)  Kartoffeln  

0212000 b)  Tropisches Wurzel- und Knollengemüse  

0212010 Kassawas/Kassaven/Manioks  

0212020 Süßkartoffeln  

0212030 Yamswurzeln  

0212040 Pfeilwurz  

0212990 Sonstige (2)  

0213000 c)  Sonstiges Wurzel- und Knollengemüse außer Zuckerrüben  

0213010 Rote Rüben  

0213020 Karotten  

0213030 Knollensellerie  

0213040 Meerrettiche/Kren  

0213050 Erdartischocken  

0213060 Pastinaken  

0213070 Petersilienwurzeln  

0213080 Rettiche  

0213090 Haferwurz/Purpur-Bocksbart  

0213100 Kohlrüben  

0213110 Weiße Rüben  

0213990 Sonstige (2)  

0220000 Zwiebelgemüse 0,01 (*) 

0220010 Knoblauch  

0220020 Zwiebeln  

0220030 Schalotten  

0220040 Frühlingszwiebeln/grüne Zwiebeln und Winterzwiebeln  

0220990 Sonstige (2)  
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(1) (2) (3) 

0230000 Fruchtgemüse 0,01 (*) 

0231000 a)  Solanaceae und Malvaceae  

0231010 Tomaten  

0231020 Paprikas  

0231030 Auberginen/Eierfrüchte  

0231040 Okras/Griechische Hörnchen  

0231990 Sonstige (2)  

0232000 b)  Kürbisgewächse mit genießbarer Schale  

0232010 Schlangengurken  

0232020 Gewürzgurken  

0232030 Zucchinis  

0232990 Sonstige (2)  

0233000 c)  Kürbisgewächse mit ungenießbarer Schale  

0233010 Melonen  

0233020 Kürbisse  

0233030 Wassermelonen  

0233990 Sonstige (2)  

0234000 d)  Zuckermais  

0239000 e)  Sonstiges Fruchtgemüse  

0240000 Kohlgemüse (außer Kohlwurzeln und Baby-Leaf-Salaten aus Kohlgemüse) 0,01 (*) 

0241000 a)  Blumenkohle  

0241010 Broccoli  

0241020 Blumenkohle  

0241990 Sonstige (2)  

0242000 b)  Kopfkohle  

0242010 Rosenkohle/Kohlsprossen  

0242020 Kopfkohle  

0242990 Sonstige (2)  

0243000 c)  Blattkohle  

0243010 Chinakohle  

0243020 Grünkohle  

0243990 Sonstige (2)  

0244000 d)  Kohlrabi  

0250000 Blattgemüse, Kräuter und essbare Blüten  

0251000 a)  Kopfsalate und andere Salatarten 0,01 (*) 

0251010 Feldsalate  

0251020 Grüne Salate  

0251030 Kraussalate/Breitblättrige Endivien  
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(1) (2) (3) 

0251040 Kressen und andere Sprossen und Keime  

0251050 Barbarakraut  

0251060 Salatrauken/Rucola  

0251070 Roter Senf  

0251080 Baby-Leaf-Salate (einschließlich der Brassica-Arten)  

0251990 Sonstige (2)  

0252000 b)  Spinat und verwandte Arten (Blätter) 0,01 (*) 

0252010 Spinat  

0252020 Portulak  

0252030 Mangold  

0252990 Sonstige (2)  

0253000 c)  Traubenblätter und ähnliche Arten 0,01 (*) 

0254000 d)  Brunnenkresse 0,01 (*) 

0255000 e)  Chicorée 0,01 (*) 

0256000 f)  Frische Kräuter und essbare Blüten 0,02 (*) 

0256010 Kerbel  

0256020 Schnittlauch  

0256030 Sellerieblätter  

0256040 Petersilie  

0256050 Salbei  

0256060 Rosmarin  

0256070 Thymian  

0256080 Basilikum und essbare Blüten  

0256090 Lorbeerblätter  

0256100 Estragon  

0256990 Sonstige (2)  

0260000 Hülsengemüse 0,01 (*) 

0260010 Bohnen (mit Hülsen)  

0260020 Bohnen (ohne Hülsen)  

0260030 Erbsen (mit Hülsen)  

0260040 Erbsen (ohne Hülsen)  

0260050 Linsen  

0260990 Sonstige (2)  

0270000 Stängelgemüse 0,01 (*) 

0270010 Spargel  

0270020 Kardonen  

0270030 Stangensellerie  

0270040 Fenchel  

0270050 Artischocken  

0270060 Porree  

0270070 Rhabarber  
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(1) (2) (3) 

0270080 Bambussprossen  

0270090 Palmherzen  

0270990 Sonstige (2)  

0280000 Pilze, Moose und Flechten 0,01 (*) 

0280010 Kulturpilze  

0280020 Wilde Pilze  

0280990 Moose und Flechten  

0290000 Algen und Prokaryonten 0,01 (*) 

0300000 HÜLSENFRÜCHTE 0,01 (*) 

0300010 Bohnen  

0300020 Linsen  

0300030 Erbsen  

0300040 Lupinen  

0300990 Sonstige (2)  

0400000 ÖLSAATEN UND ÖLFRÜCHTE 0,01 (*) 

0401000 Ölsaaten  

0401010 Leinsamen  

0401020 Erdnüsse  

0401030 Mohnsamen  

0401040 Sesamsamen  

0401050 Sonnenblumenkerne  

0401060 Rapssamen  

0401070 Sojabohnen  

0401080 Senfkörner  

0401090 Baumwollsamen  

0401100 Kürbiskerne  

0401110 Saflorsamen  

0401120 Borretschsamen  

0401130 Leindottersamen  

0401140 Hanfsamen  

0401150 Rizinusbohnen  

0401990 Sonstige (2)  

0402000 Ölfrüchte  

0402010 Oliven für die Gewinnung von Öl  

0402020 Ölpalmenkerne  

0402030 Ölpalmenfrüchte  

0402040 Kapok  

0402990 Sonstige (2)  

0500000 GETREIDE 0,01 (*) 

0500010 Gerste  

0500020 Buchweizen und anderes Pseudogetreide  
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(1) (2) (3) 

0500030 Mais  

0500040 Hirse  

0500050 Hafer  

0500060 Reis  

0500070 Roggen  

0500080 Sorghum  

0500090 Weizen  

0500990 Sonstige (2)  

0600000 TEES, KAFFEE, KRÄUTERTEES, KAKAO UND JOHANNISBROT 0,05 (*) 

0610000 Tees  

0620000 Kaffeebohnen  

0630000 Kräutertees aus  

0631000 a)  Blüten  

0631010 Kamille  

0631020 Hibiskus  

0631030 Rose  

0631040 Jasmin  

0631050 Linde  

0631990 Sonstige (2)  

0632000 b)  Blättern und Kräutern  

0632010 Erdbeere  

0632020 Rooibos  

0632030 Mate  

0632990 Sonstige (2)  

0633000 c)  Wurzeln  

0633010 Baldrian  

0633020 Ginseng  

0633990 Sonstige (2)  

0639000 d)  anderen Pflanzenteilen  

0640000 Kakaobohnen  

0650000 Johannisbrote/Karuben  

0700000 HOPFEN 0,05 (*) 

0800000 GEWÜRZE  

0810000 Samengewürze 0,05 (*) 

0810010 Anis/Anissamen  

0810020 Schwarzkümmel  

0810030 Sellerie  

0810040 Koriander  
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(1) (2) (3) 

0810050 Kreuzkümmel  

0810060 Dill  

0810070 Fenchel  

0810080 Bockshornklee  

0810090 Muskatnuss  

0810990 Sonstige (2)  

0820000 Fruchtgewürze 0,05 (*) 

0820010 Nelkenpfeffer  

0820020 Szechuanpfeffer  

0820030 Kümmel  

0820040 Kardamom  

0820050 Wacholderbeere  

0820060 Pfeffer (schwarz, grün und weiß)  

0820070 Vanille  

0820080 Tamarinde  

0820990 Sonstige (2)  

0830000 Rindengewürze 0,05 (*) 

0830010 Zimt  

0830990 Sonstige (2)  

0840000 Wurzel- und Rhizomgewürze  

0840010 Süßholzwurzeln 0,05 (*) 

0840020 Ingwer (10) 0,05 (*) 

0840030 Kurkuma 0,05 (*) 

0840040 Meerrettich/Kren (11)  

0840990 Sonstige (2) 0,05 (*) 

0850000 Knospengewürze 0,05 (*) 

0850010 Nelken  

0850020 Kapern  

0850990 Sonstige (2)  

0860000 Blütenstempelgewürze 0,05 (*) 

0860010 Safran  

0860990 Sonstige (2)  

0870000 Samenmantelgewürze 0,05 (*) 

0870010 Muskatblüte  

0870990 Sonstige (2)  

0900000 ZUCKERPFLANZEN 0,01 (*) 

0900010 Zuckerrübenwurzeln  

0900020 Zuckerrohre  
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(1) (2) (3) 

0900030 Wurzeln der gewöhnlichen Wegwarte  

0900990 Sonstige (2)  

1000000 ERZEUGNISSE TIERISCHEN URSPRUNGS – LANDTIERE  

1010000 Waren von 0,01 (*) 

1011000 a)  Schweinen  

1011010 Muskel  

1011020 Fett  

1011030 Leber  

1011040 Nieren  

1011050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)  

1011990 Sonstige (2)  

1012000 b)  Rindern  

1012010 Muskel  

1012020 Fett  

1012030 Leber  

1012040 Nieren  

1012050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)  

1012990 Sonstige (2)  

1013000 c)  Schafen  

1013010 Muskel  

1013020 Fett  

1013030 Leber  

1013040 Nieren  

1013050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)  

1013990 Sonstige (2)  

1014000 d)  Ziegen  

1014010 Muskel  

1014020 Fett  

1014030 Leber  

1014040 Nieren  

1014050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)  

1014990 Sonstige (2)  

1015000 e)  Einhufern  

1015010 Muskel  

1015020 Fett  

1015030 Leber  

1015040 Nieren  

1015050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)  

1015990 Sonstige (2)  
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(1) (2) (3) 

1016000 f)  Geflügel  

1016010 Muskel  

1016020 Fett  

1016030 Leber  

1016040 Nieren  

1016050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)  

1016990 Sonstige (2)  

1017000 g)  sonstigen als Nutztiere gehaltenen Landtieren  

1017010 Muskel  

1017020 Fett  

1017030 Leber  

1017040 Nieren  

1017050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Leber und Nieren)  

1017990 Sonstige (2)  

1020000 Milch 0,01 (*) 

1020010 Rinder  

1020020 Schafe  

1020030 Ziegen  

1020040 Pferde  

1020990 Sonstige (2)  

1030000 Vogeleier 0,01 (*) 

1030010 Huhn  

1030020 Ente  

1030030 Gans  

1030040 Wachtel  

1030990 Sonstige (2)  

1040000 Honig und sonstige Imkereierzeugnisse (7) 0,05 (*) 

1050000 Amphibien und Reptilien 0,01 (*) 

1060000 Wirbellose Landtiere 0,01 (*) 

1070000 Wildlebende Landwirbeltiere 0,01 (*) 

1100000 ERZEUGNISSE TIERISCHEN URSPRUNGS – FISCH, FISCHEREIERZEUGNISSE UND SONS­
TIGE VON MEERES- ODER SÜSSWASSERTIEREN GEWONNENE LEBENSMITTEL (8)  

1200000 AUSSCHLIESSLICH ZUR FUTTERMITTELHERSTELLUNG VERWENDETE ERZEUGNISSE 
ODER TEILE VON ERZEUGNISSEN (8)  

1300000 VERARBEITETE LEBENSMITTEL (9)  

(*)  Untere analytische Bestimmungsgrenze 
(a)  Für die vollständige Liste der Erzeugnisse pflanzlichen und tierischen Ursprungs, für die Rückstandshöchstgehalte gelten, sollte 

auf Anhang I verwiesen werden.“                                                                                                                                                                    
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2.  In Anhang III Teil A erhalten die Spalten für Aminopyralid, Mandipropamid, Spiromesifen, Spirotetramat und 
Tetraconazol folgende Fassung: 

„Rückstände von Schädlingsbekämpfungsmitteln und Rückstandshöchstgehalte (mg/kg) 

Code- 
Nummer 

Gruppen und Beispiele von Einzelerzeugnissen, für die die Rück­
standshöchstgehalte gelten (a) 
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(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) 

0100000 FRÜCHTE, FRISCH ODER GEFROREN; SCHALENFRÜCHTE 0,01 (*)     

0110000 Zitrusfrüchte  0,01 (*) 0,02 (*) 1 0,02 (*) 

0110010 Grapefruits      

0110020 Orangen      

0110030 Zitronen      

0110040 Limetten      

0110050 Mandarinen      

0110990 Sonstige (2)      

0120000 Schalenfrüchte  0,01 (*) 0,02 (*) 0,5 0,02 (*) 

0120010 Mandeln      

0120020 Paranüsse      

0120030 Kaschunüsse      

0120040 Esskastanien      

0120050 Kokosnüsse      

0120060 Haselnüsse      

0120070 Macadamia-Nüsse      

0120080 Pekannüsse      

0120090 Pinienkerne      

0120100 Pistazien      

0120110 Walnüsse      

0120990 Sonstige (2)      

0130000 Kernobst  0,01 (*) 0,02 (*) 1 0,3 

0130010 Äpfel      

0130020 Birnen      

0130030 Quitten      

0130040 Mispeln      

0130050 Japanische Wollmispeln      

0130990 Sonstige (2)      
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(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) 

0140000 Steinobst  0,01 (*) 0,02 (*) 3  

0140010 Aprikosen     0,1 

0140020 Kirschen (süß)     0,02 (*) 

0140030 Pfirsiche     0,1 

0140040 Pflaumen     0,05 

0140990 Sonstige (2)     0,02 (*) 

0150000 Beeren und Kleinobst      

0151000 a)  Trauben  2 0,02 (*) 2 0,5 

0151010 Tafeltrauben      

0151020 Keltertrauben      

0152000 b)  Erdbeeren  0,01 (*) 1 0,4 0,2 

0153000 c)  Strauchbeerenobst  0,01 (*) 0,02 (*) 0,1 (*) 0,2 

0153010 Brombeeren      

0153020 Kratzbeeren      

0153030 Himbeeren (rot und gelb)      

0153990 Sonstige (2)      

0154000 d)  Anderes Kleinobst und Beeren  0,01 (*) 0,02 (*) 0,7 0,2 

0154010 Heidelbeeren      

0154020 Cranbeeren/Großfrüchtige Moosbeeren      

0154030 Johannisbeeren (schwarz, rot und weiß)      

0154040 Stachelbeeren (grün, rot und gelb)      

0154050 Hagebutten      

0154060 Maulbeeren (schwarz und weiß)      

0154070 Azarole/Mittelmeermispel      

0154080 Holunderbeeren      

0154990 Sonstige (2)      

0160000 Sonstige Früchte mit  0,01 (*)    

0161000 a)  genießbarer Schale   0,02 (*)   

0161010 Datteln    0,1 (*) 0,02 (*) 

0161020 Feigen    0,1 (*) 0,02 (*) 

0161030 Tafeloliven    4 0,02 (*) 

0161040 Kumquats    0,1 (*) 0,02 (*) 

0161050 Karambolen    0,1 (*) 0,02 (*) 

0161060 Kakis/Japanische Persimonen    0,3 0,09 

0161070 Jambolans    0,1 (*) 0,02 (*) 

0161990 Sonstige (2)    0,1 (*) 0,02 (*) 
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(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) 

0162000 b)  nicht genießbarer Schale, klein     0,02 (*) 

0162010 Kiwis (grün, rot, gelb)   0,02 (*) 4  

0162020 Lychees (Litschis)   0,02 (*) 15  

0162030 Passionsfrüchte/Maracujas   1 0,1 (*)  

0162040 Stachelfeigen/Kaktusfeigen   0,02 (*) 0,1 (*)  

0162050 Sternäpfel   0,02 (*) 0,1 (*)  

0162060 Amerikanische Persimonen/Virginia-Kakis   0,02 (*) 0,1 (*)  

0162990 Sonstige (2)   0,02 (*) 0,1 (*)  

0163000 c)  nicht genießbarer Schale, groß     0,02 (*) 

0163010 Avocadofrüchte   0,02 (*) 0,7  

0163020 Bananen   0,02 (*) 0,6  

0163030 Mangos   0,02 (*) 0,3  

0163040 Papayas   1 0,4  

0163050 Granatäpfel   0,02 (*) 0,5  

0163060 Cherimoyas   0,02 (*) 0,1 (*)  

0163070 Guaven   0,02 (*) 2  

0163080 Ananas   0,02 (*) 0,3  

0163090 Brotfrüchte   0,02 (*) 0,1 (*)  

0163100 Durianfrüchte   0,02 (*) 0,1 (*)  

0163110 Saure Annonen/Guanabanas   0,02 (*) 0,1 (*)  

0163990 Sonstige (2)   0,02 (*) 0,1 (*)  

0200000 GEMÜSE, FRISCH ODER GEFROREN 0,01 (*)     

0210000 Wurzel- und Knollengemüse   0,02 (*)  0,02 (*) 

0211000 a)  Kartoffeln  0,01 (*)  0,8  

0212000 b)  Tropisches Wurzel- und Knollengemüse  0,01 (*)  0,1 (*)  

0212010 Kassawas/Kassaven/Manioks      

0212020 Süßkartoffeln      

0212030 Yamswurzeln      

0212040 Pfeilwurz      

0212990 Sonstige (2)      

0213000 c) Sonstiges Wurzel- und Knollengemüse außer Zucker­
rüben    

0,1  

0213010 Rote Rüben  0,1    

0213020 Karotten  0,01 (*)    

0213030 Knollensellerie  0,01 (*)    

0213040 Meerrettiche/Kren  0,01 (*)    

0213050 Erdartischocken  0,01 (*)    

0213060 Pastinaken  0,01 (*)    
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0213070 Petersilienwurzeln  0,01 (*)    

0213080 Rettiche  0,3    

0213090 Haferwurz/Purpur-Bocksbart  0,01 (*)    

0213100 Kohlrüben  0,01 (*)    

0213110 Weiße Rüben  0,01 (*)    

0213990 Sonstige (2)  0,01 (*)    

0220000 Zwiebelgemüse   0,02 (*)  0,02 (*) 

0220010 Knoblauch  0,01 (*)  0,4  

0220020 Zwiebeln  0,1  0,4  

0220030 Schalotten  0,01 (*)  0,4  

0220040 Frühlingszwiebeln/grüne Zwiebeln und Winterzwie­
beln  

7  0,1 (*)  

0220990 Sonstige (2)  0,01 (*)  0,1 (*)  

0230000 Fruchtgemüse      

0231000 a)  Solanaceae und Malvaceae      

0231010 Tomaten  3 1 2 0,1 

0231020 Paprikas  1 0,5 2 0,1 

0231030 Auberginen/Eierfrüchte  1 0,5 2 0,02 (*) 

0231040 Okras/Griechische Hörnchen  0,01 (*) 0,02 (*) 1 0,02 (*) 

0231990 Sonstige (2)  0,01 (*) 0,02 (*) 1 0,02 (*) 

0232000 b)  Kürbisgewächse mit genießbarer Schale    0,2 0,2 

0232010 Schlangengurken  0,2 0,3   

0232020 Gewürzgurken  0,1 0,3   

0232030 Zucchinis  0,2 0,3   

0232990 Sonstige (2)  0,1 0,02 (*)   

0233000 c)  Kürbisgewächse mit ungenießbarer Schale   0,3 0,2 0,05 

0233010 Melonen  0,5    

0233020 Kürbisse  0,3    

0233030 Wassermelonen  0,3    

0233990 Sonstige (2)  0,3    

0234000 d)  Zuckermais  0,01 (*) 0,02 (*) 1,5 0,02 (*) 

0239000 e)  Sonstiges Fruchtgemüse  0,01 (*) 0,02 (*) 0,1 (*) 0,02 (*) 

0240000 Kohlgemüse (außer Kohlwurzeln und Baby-Leaf-Sala­
ten aus Kohlgemüse)   

0,02 (*)  0,02 (*) 

0241000 a)  Blumenkohle    1  

0241010 Broccoli  2    

0241020 Blumenkohle  0,3    

0241990 Sonstige (2)  0,01 (*)    
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0242000 b)  Kopfkohle      

0242010 Rosenkohle/Kohlsprossen  0,2  0,3  

0242020 Kopfkohle  3  2  

0242990 Sonstige (2)  0,01 (*)  0,1 (*)  

0243000 c)  Blattkohle  25  7  

0243010 Chinakohle      

0243020 Grünkohle      

0243990 Sonstige (2)      

0244000 d)  Kohlrabi  0,01 (*)  2  

0250000 Blattgemüse, Kräuter und essbare Blüten   0,02 (*)  0,02 (*) 

0251000 a)  Kopfsalate und andere Salatarten  25  7  

0251010 Feldsalate      

0251020 Grüne Salate      

0251030 Kraussalate/Breitblättrige Endivien      

0251040 Kressen und andere Sprossen und Keime      

0251050 Barbarakraut      

0251060 Salatrauken/Rucola      

0251070 Roter Senf      

0251080 Baby-Leaf-Salate (einschließlich der Brassica-Ar­
ten)      

0251990 Sonstige (2)      

0252000 b)  Spinat und verwandte Arten (Blätter)  25  7  

0252010 Spinat      

0252020 Portulak      

0252030 Mangold      

0252990 Sonstige (2)      

0253000 c)  Traubenblätter und ähnliche Arten  0,01 (*)  0,1 (*)  

0254000 d)  Brunnenkresse  25  7  

0255000 e)  Chicorée  0,15  0,1 (*)  

0256000 f)  Frische Kräuter und essbare Blüten  10  4  

0256010 Kerbel      

0256020 Schnittlauch      

0256030 Sellerieblätter      

0256040 Petersilie      

0256050 Salbei      

0256060 Rosmarin      

0256070 Thymian      
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0256080 Basilikum und essbare Blüten      

0256090 Lorbeerblätter      

0256100 Estragon      

0256990 Sonstige (2)      

0260000 Hülsengemüse    1,5 0,02 (*) 

0260010 Bohnen (mit Hülsen)  0,01 (*) 1   

0260020 Bohnen (ohne Hülsen)  0,01 (*) 0,02 (*)   

0260030 Erbsen (mit Hülsen)  0,01 (*) 0,02 (*)   

0260040 Erbsen (ohne Hülsen)  0,3 0,02 (*)   

0260050 Linsen  0,01 (*) 0,02 (*)   

0260990 Sonstige (2)  0,01 (*) 0,02 (*)   

0270000 Stängelgemüse   0,02 (*)   

0270010 Spargel  0,01 (*)  0,1 (*) 0,02 (*) 

0270020 Kardonen  0,01 (*)  0,1 (*) 0,02 (*) 

0270030 Stangensellerie  20  4 0,05 

0270040 Fenchel  0,01 (*)  4 0,02 (*) 

0270050 Artischocken  0,3  1 0,2 

0270060 Porree  0,01 (*)  0,1 (*) 0,02 (*) 

0270070 Rhabarber  0,01 (*)  4 0,02 (*) 

0270080 Bambussprossen  0,01 (*)  0,1 (*) 0,02 (*) 

0270090 Palmherzen  0,01 (*)  0,1 (*) 0,02 (*) 

0270990 Sonstige (2)  0,01 (*)  0,1 (*) 0,02 (*) 

0280000 Pilze, Moose und Flechten  0,01 (*) 0,02 (*) 0,1 (*) 0,02 (*) 

0280010 Kulturpilze      

0280020 Wilde Pilze      

0280990 Moose und Flechten      

0290000 Algen und Prokaryonten  0,01 (*) 0,02 (*) 0,1 (*) 0,02 (*) 

0300000 HÜLSENFRÜCHTE 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*) 2 0,02 (*) 

0300010 Bohnen      

0300020 Linsen      

0300030 Erbsen      

0300040 Lupinen      

0300990 Sonstige (2)      

0400000 ÖLSAATEN UND ÖLFRÜCHTE  0,01 (*) 0,02 (*)   

0401000 Ölsaaten      

0401010 Leinsamen 0,01 (*)   0,1 (*) 0,15 

0401020 Erdnüsse 0,01 (*)   0,1 (*) 0,02 (*) 
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0401030 Mohnsamen 0,01 (*)   0,1 (*) 0,15 

0401040 Sesamsamen 0,01 (*)   0,1 (*) 0,02 (*) 

0401050 Sonnenblumenkerne 0,01 (*)   0,1 (*) 0,02 (*) 

0401060 Rapssamen 0,03   0,1 (*) 0,15 

0401070 Sojabohnen 0,01 (*)   4 0,02 (*) 

0401080 Senfkörner 0,01 (*)   0,1 (*) 0,02 (*) 

0401090 Baumwollsamen 0,01 (*)   0,4 0,02 (*) 

0401100 Kürbiskerne 0,01 (*)   0,1 (*) 0,02 (*) 

0401110 Saflorsamen 0,01 (*)   0,1 (*) 0,02 (*) 

0401120 Borretschsamen 0,01 (*)   0,1 (*) 0,02 (*) 

0401130 Leindottersamen 0,01 (*)   0,1 (*) 0,02 (*) 

0401140 Hanfsamen 0,01 (*)   0,1 (*) 0,02 (*) 

0401150 Rizinusbohnen 0,01 (*)   0,1 (*) 0,02 (*) 

0401990 Sonstige (2) 0,01 (*)   0,1 (*) 0,02 (*) 

0402000 Ölfrüchte 0,01 (*)    0,02 (*) 

0402010 Oliven für die Gewinnung von Öl    4  

0402020 Ölpalmenkerne    0,1 (*)  

0402030 Ölpalmenfrüchte    0,1 (*)  

0402040 Kapok    0,1 (*)  

0402990 Sonstige (2)    0,1 (*)  

0500000 GETREIDE  0,01 (*) 0,02 (*) 0,1 (*)  

0500010 Gerste 0,15    0,1 

0500020 Buchweizen und anderes Pseudogetreide 0,01 (*)    0,05 

0500030 Mais 0,05    0,05 

0500040 Hirse 0,05    0,05 

0500050 Hafer 0,15    0,1 

0500060 Reis 0,01 (*)    0,05 

0500070 Roggen 0,15    0,05 

0500080 Sorghum 0,05    0,05 

0500090 Weizen 0,1    0,1 

0500990 Sonstige (2) 0,01 (*)    0,05 

0600000 TEES, KAFFEE, KRÄUTERTEES, KAKAO UND JOHANNIS­
BROT 

0,02 (*)   0,1 (*) 0,02 (*) 

0610000 Tees  0,02 (*) 50   

0620000 Kaffeebohnen  0,02 (*) 0,05   

0630000 Kräutertees aus  0,02 (*) 0,02 (*)   

0631000 a)  Blüten      

0631010 Kamille      

0631020 Hibiskus      
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0631030 Rose      

0631040 Jasmin      

0631050 Linde      

0631990 Sonstige (2)      

0632000 b)  Blättern und Kräutern      

0632010 Erdbeere      

0632020 Rooibos      

0632030 Mate      

0632990 Sonstige (2)      

0633000 c)  Wurzeln      

0633010 Baldrian      

0633020 Ginseng      

0633990 Sonstige (2)      

0639000 d)  anderen Pflanzenteilen      

0640000 Kakaobohnen  0,06 0,02 (*)   

0650000 Johannisbrote/Karuben  0,02 (*) 0,02 (*)   

0700000 HOPFEN 0,02 (*) 90 0,02 (*) 15 0,02 (*) 

0800000 GEWÜRZE      

0810000 Samengewürze 0,02 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,1 (*) 0,02 (*) 

0810010 Anis/Anissamen      

0810020 Schwarzkümmel      

0810030 Sellerie      

0810040 Koriander      

0810050 Kreuzkümmel      

0810060 Dill      

0810070 Fenchel      

0810080 Bockshornklee      

0810090 Muskatnuss      

0810990 Sonstige (2)      

0820000 Fruchtgewürze 0,02 (*) 0,02 (*)  0,1 (*) 0,02 (*) 

0820010 Nelkenpfeffer   0,02 (*)   

0820020 Szechuanpfeffer   0,02 (*)   

0820030 Kümmel   0,02 (*)   

0820040 Kardamom   0,02 (*)   

0820050 Wacholderbeere   0,02 (*)   

0820060 Pfeffer (schwarz, grün und weiß)   0,02 (*)   
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0820070 Vanille   0,02 (*)   

0820080 Tamarinde   0,02 (*)   

0820990 Sonstige (2)   0,05   

0830000 Rindengewürze 0,02 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,1 (*) 0,02 (*) 

0830010 Zimt      

0830990 Sonstige (2)      

0840000 Wurzel- und Rhizomgewürze      

0840010 Süßholzwurzeln 0,02 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,1 (*) 0,02 (*) 

0840020 Ingwer (10) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,1 (*) 0,02 (*) 

0840030 Kurkuma 0,02 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,1 (*) 0,02 (*) 

0840040 Meerrettich/Kren (11)      

0840990 Sonstige (2) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,1 (*) 0,02 (*) 

0850000 Knospengewürze 0,02 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,1 (*) 0,02 (*) 

0850010 Nelken      

0850020 Kapern      

0850990 Sonstige (2)      

0860000 Blütenstempelgewürze 0,02 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,1 (*) 0,02 (*) 

0860010 Safran      

0860990 Sonstige (2)      

0870000 Samenmantelgewürze 0,02 (*) 0,02 (*) 0,02 (*) 0,1 (*) 0,02 (*) 

0870010 Muskatblüte      

0870990 Sonstige (2)      

0900000 ZUCKERPFLANZEN 0,01 (*) 0,01 (*) 0,02 (*)   

0900010 Zuckerrübenwurzeln    0,1 (*) 0,05 

0900020 Zuckerrohre    0,1 (*) 0,02 (*) 

0900030 Wurzeln der gewöhnlichen Wegwarte    0,1 0,05 

0900990 Sonstige (2)    0,1 (*) 0,02 (*) 

1000000 ERZEUGNISSE TIERISCHEN URSPRUNGS – LANDTIERE   0,01 (*)   

1010000 Waren von  0,02 (*)    

1011000 a)  Schweinen      

1011010 Muskel 0,01 (*)   0,05 0,05 

1011020 Fett 0,02   0,01 (*) 0,5 

1011030 Leber 0,02   0,7 1 

1011040 Nieren 0,3   0,7 0,2 
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1011050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Le­
ber und Nieren) 

0,01 (*)   0,7 0,05 

1011990 Sonstige (2) 0,01 (*)   0,01 (*) 0,05 

1012000 b)  Rindern      

1012010 Muskel 0,1   0,05 0,05 

1012020 Fett 0,1   0,01 (*) 0,5 

1012030 Leber 0,05   0,7 1 

1012040 Nieren 1   0,7 0,2 

1012050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Le­
ber und Nieren) 

0,05   0,7 0,5 

1012990 Sonstige (2) 0,01 (*)   0,01 (*) 0,05 

1013000 c)  Schafen      

1013010 Muskel 0,1   0,05 0,05 

1013020 Fett 0,1   0,01 (*) 0,5 

1013030 Leber 0,05   0,7 1 

1013040 Nieren 1   0,7 0,5 

1013050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Le­
ber und Nieren) 

0,05   0,7 0,5 

1013990 Sonstige (2) 0,01 (*)   0,01 (*) 0,5 

1014000 d)  Ziegen      

1014010 Muskel 0,1   0,05 0,5 

1014020 Fett 0,1   0,01 (*) 0,5 

1014030 Leber 0,05   0,7 1 

1014040 Nieren 1   0,7 0,5 

1014050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Le­
ber und Nieren) 

0,05   0,7 0,5 

1014990 Sonstige (2) 0,01 (*)   0,01 (*) 0,5 

1015000 e)  Einhufern      

1015010 Muskel 0,1   0,05 0,5 

1015020 Fett 0,1   0,01 (*) 0,5 

1015030 Leber 0,05   0,7 1 

1015040 Nieren 1   0,7 0,5 

1015050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Le­
ber und Nieren) 

0,05   0,7 0,5 

1015990 Sonstige (2) 0,01 (*)   0,01 (*) 0,5 

1016000 f)  Geflügel    0,01 (*)  

1016010 Muskel 0,01 (*)    0,02 (*) 

1016020 Fett 0,02    0,2 

1016030 Leber 0,02    1 

1016040 Nieren 0,3    0,05 

1016050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Le­
ber und Nieren) 

0,01 (*)    0,02 (*) 

1016990 Sonstige (2) 0,01 (*)    0,02 (*) 
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1017000 g)  sonstigen als Nutztiere gehaltenen Landtieren     0,5 

1017010 Muskel 0,1   0,05  

1017020 Fett 0,1   0,01 (*)  

1017030 Leber 0,05   0,7  

1017040 Nieren 1   0,7  

1017050 Genießbare Schlachtnebenerzeugnisse (außer Le­
ber und Nieren) 

0,05   0,7  

1017990 Sonstige (2) 0,01 (*)   0,01 (*)  

1020000 Milch 0,02 0,02 (*)  0,005 (*) 0,05 

1020010 Rinder      

1020020 Schafe      

1020030 Ziegen      

1020040 Pferde      

1020990 Sonstige (2)      

1030000 Vogeleier 0,01 (*) 0,02 (*)  0,01 (*) 0,05 

1030010 Huhn      

1030020 Ente      

1030030 Gans      

1030040 Wachtel      

1030990 Sonstige (2)      

1040000 Honig und sonstige Imkereierzeugnisse 0,05 (*) 0,05 (*)  0,05 (*) 0,02 (*) 

1050000 Amphibien und Reptilien 0,01 (*) 0,02 (*)  0,01 (*) 0,02 (*) 

1060000 Wirbellose Landtiere 0,01 (*) 0,02 (*)  0,01 (*) 0,02 (*) 

1070000 Wildlebende Landwirbeltiere 0,01 (*) 0,02 (*)  0,01 (*) 0,5 

1100000 ERZEUGNISSE TIERISCHEN URSPRUNGS – FISCH, FISCHE­
REIERZEUGNISSE UND SONSTIGE VON MEERES- ODER 
SÜSSWASSERTIEREN GEWONNENE LEBENSMITTEL (8)      

1200000 AUSSCHLIESSLICH ZUR FUTTERMITTELHERSTELLUNG 
VERWENDETE ERZEUGNISSE ODER TEILE VON ERZEUG­
NISSEN (8)      

1300000 VERARBEITETE LEBENSMITTEL (9)      

(*)  Untere analytische Bestimmungsgrenze 
(a)  Für die vollständige Liste der Erzeugnisse pflanzlichen und tierischen Ursprungs, für die Rückstandshöchstgehalte gelten, sollte auf Anhang 

I verwiesen werden. 

(F)  = Fettlöslich 

Spirotetramat und seine 4 Metaboliten BYI08330-enol, BYI08330-ketohydroxy, BYI08330-monohydroxy und BYI08330-enol-glucosid, 
ausgedrückt als Spirotetramat (R) 

(R)  = Die Rückstandsdefinition unterscheidet sich für die folgenden Kombinationen von Schädlingsbekämpfungsmittel und Code-Nummer: 

Spirotetramat - Code 1000000, ausgenommen 1040000: Spirotetramat und sein Metabolit BYI08330-enol, ausgedrückt als Spirotetramat“                                                                                                                                                                                      
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/1016 DER KOMMISSION 

vom 20. Juni 2019 

zur Festsetzung des Mindestverkaufspreises für Magermilchpulver für die 37. Teilausschreibung im 
Rahmen der Ausschreibung gemäß der Durchführungsverordnung (EU) 2016/2080 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) 2016/1240 der Kommission vom 18. Mai 2016 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die 
öffentliche Intervention und die Beihilfe für die private Lagerhaltung (2), insbesondere auf Artikel 32, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2016/2080 der Kommission (3) wurde der Verkauf von Magermilchpulver 
im Wege eines Ausschreibungsverfahrens eröffnet. 

(2)  Unter Berücksichtigung der für die 37. Teilausschreibung eingegangenen Angebote sollte ein Mindestverkaufspreis 
festgesetzt werden. 

(3)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für die 
gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für die 37. Teilausschreibung für den Verkauf von Magermilchpulver im Rahmen des mit der Durchführungsverordnung 
(EU) 2016/2080 eröffneten Ausschreibungsverfahrens, für die die Frist zur Einreichung der Angebote am 18. Juni 2019 
endete, beläuft sich der Mindestverkaufspreis auf 175,90 EUR/100 kg. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 20. Juni 2019 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor 

Generaldirektion Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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(1) ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 671. 
(2) ABl. L 206 vom 30.7.2016, S. 71. 
(3) Durchführungsverordnung (EU) 2016/2080 der Kommission vom 25. November 2016 zur Eröffnung des Verkaufs von 

Magermilchpulver im Wege eines Ausschreibungsverfahrens (ABl. L 321 vom 29.11.2016, S. 45). 



BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS (EU) 2019/1017 DES RATES 

vom 14. Juni 2019 

über den im Namen der Europäischen Union im Rat der Mitglieder des Internationalen Olivenrates 
(IOR) in Bezug auf die Bedingungen für den Beitritt der Regierung Georgiens zum Internationalen 

Übereinkommen von 2015 über Olivenöl und Tafeloliven zu vertretenden Standpunkt 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 207 Absatz 3 in 
Verbindung mit Artikel 218 Absatz 9, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Das Internationale Übereinkommen von 2015 über Olivenöl und Tafeloliven (im Folgenden „Übereinkommen“) 
wurde gemäß dem Beschluss (EU) 2016/1892 des Rates (1) am 18. November 2016 am Sitz der Vereinten 
Nationen in New York vorbehaltlich seines Abschlusses zu einem späteren Zeitpunkt im Namen der Union 
unterzeichnet. Das Übereinkommen ist gemäß seinem Artikel 31 Absatz 2 am 1. Januar 2017 vorläufig in Kraft 
getreten. 

(2)  Das Übereinkommen wurde am 17. Mai 2019 mit dem Beschluss (EU) 2019/848 des Rates (2) geschlossen. 

(3)  Gemäß Artikel 29 des Übereinkommens legt der Rat der Mitglieder des Internationalen Olivenrates (im Folgenden 
„Rat der Mitglieder“) die Bedingungen für den Beitritt einer Regierung zum Übereinkommen fest. 

(4)  Die Regierung Georgiens hat einen förmlichen Antrag auf Beitritt zu dem Übereinkommen eingereicht. Der Rat 
der Mitglieder sollte daher aufgefordert werden, auf einer künftigen Tagung oder im Rahmen eines Verfahrens zur 
Annahme von Beschlüssen durch den Rat der Mitglieder im Wege eines Schriftwechsels die Bedingungen für den 
Beitritt Georgiens in Bezug auf die Beteiligungsanteile im IOR und die Frist für die Hinterlegung der Beitritts­
urkunde festzulegen. 

(5)  Da Georgien seinen Olivensektor in Bezug auf Konsum und Erzeugung ausbaut, könnte sein Beitritt unter 
bestimmten Bedingungen zu einer Stärkung des IOR führen, insbesondere was die Vereinheitlichung der 
nationalen und internationalen Rechtsvorschriften über die Merkmale von Olivenerzeugnissen zwecks 
Vermeidung von Handelshemmnissen anbelangt. 

(6)  Es ist angezeigt, den im Namen der Union im Rat der Mitglieder zu vertretenden Standpunkt festzulegen, da die 
zu erlassenden Beschlüsse Rechtswirkung für die Union haben werden, weil sie das Verhältnis bei der 
Beschlussfassung im Rat der Mitglieder in Fällen, in denen Beschlüsse im Einklang mit Artikel 10 Absatz 4 des 
Übereinkommens nicht im Konsens gefasst werden, verändern — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Standpunkt, der im Namen der Union im Rat der Mitglieder des Internationalen Olivenrates auf einer künftigen 
Tagung oder im Rahmen eines Verfahrens zur Annahme von Beschlüssen durch den Rat der Mitglieder im Wege eines 
Schriftwechsels in Bezug auf die Bedingungen für den Beitritt der Regierung Georgiens zum Übereinkommen zu 
vertreten ist, ist im Anhang festgelegt. 
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(1) Beschluss (EU) 2016/1892 des Rates vom 10. Oktober 2016 über die Unterzeichnung — im Namen der Europäischen Union — und die 
vorläufige Anwendung des Internationalen Übereinkommens von 2015 über Olivenöl und Tafeloliven (ABl. L 293 vom 28.10.2016, 
S. 2). 

(2) Beschluss (EU) 2019/848 des Rates vom 17. Mai 2019 über den Abschluss des Internationalen Übereinkommens von 2015 über 
Olivenöl und Tafeloliven im Namen der Europäischen Union (ABl. L 139 vom 27.5.2019, S. 1). 



Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Luxemburg am 14. Juni 2019. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
E.O. TEODOROVICI  
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ANHANG 

Die Union unterstützt den Beitritt der Regierung Georgiens zum Übereinkommen auf einer künftigen Tagung des Rates 
der Mitglieder oder im Rahmen eines Verfahrens zur Annahme von Beschlüssen durch den Rat der Mitglieder im Wege 
eines Schriftwechsels, sofern die Beteiligungsanteile Georgiens nach der in Artikel 11 des Übereinkommens angegebenen 
Formel berechnet werden und die Frist für die Hinterlegung der Beitrittsurkunde Georgien einen baldigen Beitritt zum 
Übereinkommen ermöglicht. Sollte sich die Hinterlegung der Urkunde verzögern, so könnte die Union in nachfolgenden 
vom Rat der Mitglieder zu erlassenden Beschlüssen eine Verlängerung der Hinterlegungsfrist unterstützen.  
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BESCHLUSS (GASP) 2019/1018 DES RATES 

vom 20. Juni 2019 

zur Änderung des Beschlusses 2014/386/GASP über restriktive Maßnahmen als Reaktion auf die 
rechtswidrige Eingliederung der Krim und Sewastopols durch Annexion 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Der Rat hat am 23. Juni 2014 den Beschluss 2014/386/GASP (1) angenommen. 

(2)  Der Rat erkennt die rechtswidrige Annexion der Krim und von Sewastopol durch die Russische Föderation nicht 
an und verurteilt sie weiterhin, und er ist weiter fest entschlossen, seine Politik der Nichtanerkennung 
uneingeschränkt umzusetzen. 

(3)  Auf der Grundlage einer Überprüfung des Beschlusses 2014/386/GASP sollten die restriktiven Maßnahmen bis 
zum 23. Juni 2020 verlängert werden. 

(4)  Der Beschluss 2014/386/GASP sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 5 Absatz 2 des Beschlusses 2014/386/GASP erhält folgende Fassung: 

„Dieser Beschluss gilt bis zum 23. Juni 2020.“ 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 20. Juni 2019. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
G. CIAMBA  
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(1) Beschluss 2014/386/GASP des Rates vom 23. Juni 2014 über restriktive Maßnahmen als Reaktion auf die rechtswidrige Eingliederung 
der Krim und Sewastopols durch Annexion (ABl. L 183 vom 24.6.2014, S. 70). 



EMPFEHLUNGEN 

EMPFEHLUNG (EU) 2019/1019 DER KOMMISSION 

vom 7. Juni 2019 

zur Modernisierung von Gebäuden 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 292, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die Union strebt die Entwicklung eines nachhaltigen, wettbewerbsfähigen, sicheren und dekarbonisierten 
Energiesystems an. Mit der Energieunion und dem energie- und klimapolitischen Rahmen für die Zeit bis 2030 
setzt sich die Union ehrgeizige Ziele zur weiteren Verringerung der Treibhausgasemissionen um mindestens 40 % 
bis 2030 im Vergleich zu 1990, zur Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien am Energieverbrauch und zu 
Energieeinsparungen in Höhe der Vorgaben auf Unionsebene, um so die Energieversorgungssicherheit, 
Wettbewerbsfähigkeit und Nachhaltigkeit in der Union zu verbessern. In der Richtlinie 2012/27/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates (1) in der durch die Richtlinie (EU) 2018/2002 (2) geänderten Fassung ist 
ein übergeordnetes Energieeffizienzziel von mindestens 32,5 % auf Unionsebene bis 2030 festgelegt. In der 
Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates (3) wird als verbindliches Ziel festgelegt, 
dass der Anteil der Energie aus erneuerbaren Quellen auf Unionsebene bis 2030 mindestens 32 % beträgt. 

(2) Gebäude stehen im Mittelpunkt der Energieeffizienzpolitik der Union, da auf sie fast 40 % des Endenergiever­
brauchs entfallen. 

(3)  Das Pariser Klimaschutzübereinkommen von 2015 im Anschluss an die 21. Konferenz der Vertragsparteien des 
Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen (COP 21) fördert die Bemühungen der 
Union, den Gebäudebestand zu dekarbonisieren. Da beinahe 50 % des Endenergieverbrauchs der Union auf das 
Heizen und Kühlen entfallen, und davon wiederum 80 % in Gebäuden verwendet werden, ist die Verwirklichung 
der Energie- und Klimaziele der Union mit deren Anstrengungen zur Renovierung der Gebäudebestände 
verknüpft, bei denen der Energieeffizienz Vorrang eingeräumt, der Grundsatz „Energieeffizienz an erster Stelle“ 
angewendet und der Einsatz erneuerbarer Energiequellen in Betracht gezogen wird. 

(4)  In ihrer Mitteilung über Energieeffizienz und ihren Beitrag zur Energieversorgungssicherheit und zum Rahmen für 
die Klima- und Energiepolitik bis 2030 (4), in ihrer Mitteilung über eine Rahmenstrategie für eine krisenfeste 
Energieunion mit einer zukunftsorientierten Klimaschutzstrategie (5) und in ihrer Mitteilung über eine europäische 
strategische, langfristige Vision für eine wohlhabende, moderne, wettbewerbsfähige und klimaneutrale 
Wirtschaft (6) hob die Kommission hervor, wie wichtig die Energieeffizienz und die Rolle des Bausektors für die 
Verwirklichung der Energie- und Klimaziele der Union und für den Übergang zu sauberer Energie sind. In der 
letztgenannten Mitteilung wird betont, dass Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz eine zentrale Rolle 
dabei spielen sollten, bis 2050 eine klimaneutrale Wirtschaft zu erreichen und den Energieverbrauch gegenüber 
2005 um die Hälfte zu senken. 
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(1) Richtlinie 2012/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 zur Energieeffizienz, zur Änderung der 
Richtlinien 2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG (ABl. L 315 vom 
14.11.2012, S. 1). 

(2) Richtlinie (EU) 2018/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Änderung der Richtlinie 
2012/27/EU zur Energieeffizienz (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 210). 

(3) Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von 
Energie aus erneuerbaren Quellen (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 82). 

(4) Folgenabschätzung als Begleitunterlage zur Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat über Energieeffizienz 
und ihren Beitrag zur Energieversorgungssicherheit und zum Rahmen für die Klima- und Energiepolitik bis 2030 (SWD(2014) 
255 final). 

(5) Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss, den Ausschuss 
der Regionen und die Europäische Investitionsbank über eine Rahmenstrategie für eine krisenfeste Energieunion mit einer zukunfts­
orientierten Klimaschutzstrategie (COM(2015) 80 final). 

(6) Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Europäischen Rat, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss, den Ausschuss der Regionen und die Europäische Investitionsbank über einen sauberen Planeten für alle — Eine 
Europäische strategische, langfristige Vision für eine wohlhabende, moderne, wettbewerbsfähige und klimaneutrale Wirtschaft (COM 
(2018) 773 final). 



(5)  Die vollständige Umsetzung und Durchsetzung der bestehenden Rechtsvorschriften im Energiebereich gilt als 
höchste Priorität bei der Verwirklichung der Energieunion. 

(6)  Die Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (7) (im Folgenden „EPBD“) bildet 
zusammen mit der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (8) und der Verordnung 
(EU) 2017/1369 des Europäischen Parlaments und des Rates (9) die wichtigsten Rechtsgrundlagen zur 
Verbesserung der Energieeffizienz von Gebäuden im Rahmen der Energieeffizienzziele für 2030. Mit der EPBD 
werden zwei einander ergänzende Ziele verfolgt, nämlich die Renovierung bestehender Gebäude bis 2050 zu 
beschleunigen und die Modernisierung aller Gebäude durch Ausstattung mit intelligenten Technologien sowie eine 
deutlichere Verknüpfung mit sauberer Mobilität zu fördern. 

(7)  2018 wurde die EPBD durch die Richtlinie (EU) 2018/844 des Europäischen Parlaments und des Rates (10) 
geändert, um die Modernisierung von Gebäuden in der Union zu beschleunigen. 

(8)  Die Leistungsfähigkeit gebäudetechnischer Systeme hat erhebliche Auswirkungen auf die Gesamtenergieeffizienz 
von Gebäuden und sollte daher optimiert werden. Es ist wichtig, dafür zu sorgen, dass die Verbesserung der 
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden einem integrierten Ansatz folgt und dabei sowohl die Gebäudehülle als 
auch gebäudetechnische Systeme berücksichtigt werden. 

(9)  Die nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung von Artikel 8 Absatz 1 der EPBD müssen sicherstellen, dass die 
Systemanforderungen für eine erweiterte Gruppe gebäudetechnischer Systeme festgelegt und durchgesetzt werden 
und dass neue Anforderungen für die Installation von selbstregulierenden Einrichtungen in Gebäuden eingeführt 
werden. 

(10)  Zur Verwirklichung der Ziele der Energieeffizienzpolitik für Gebäude sollte die Transparenz von Ausweisen über 
die Gesamtenergieeffizienz verbessert werden. Durch die nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung der 
Anforderungen des Artikels 8 Absatz 9 der EPBD muss gewährleistet werden, dass die Gesamtenergieeffizienz des 
veränderten Teils oder, sofern relevant, des gesamten Systems zum Zweck der Gebäudezertifizierung und der 
Überprüfung der Einhaltung der Anforderungen dokumentiert wird, wenn gebäudetechnische Systeme, wie etwa 
für Raumheizung, Klimatisierung oder Warmwasserbereitung, neu installiert, ersetzt oder modernisiert werden. 

(11)  Durch Innovationen und neue Technologien können Gebäude auch zur allgemeinen Dekarbonisierung der 
Wirtschaft einschließlich des Verkehrssektors beitragen. So können Gebäude der Entwicklung der notwendigen 
Infrastrukturen für das intelligente Aufladen von Elektrofahrzeugen dienen und den Mitgliedstaaten eine 
Grundlage bieten, wenn sie sich für die Nutzung von Autobatterien als Energiequelle entscheiden. 

(12)  Elektrofahrzeuge sind ein wichtiger Bestandteil des Übergangs zu sauberer Energie, der auf Maßnahmen zur 
Verbesserung der Energieeffizienz, alternativen Brennstoffen, erneuerbaren Energien und innovativen Lösungen 
für das Management der Energieflexibilität beruht. Bauvorschriften können wirksam dafür eingesetzt werden, 
zielgerichtete Anforderungen einzuführen, die die Bereitstellung der Ladeinfrastruktur in Parkplätzen von Wohn- 
und Nichtwohngebäuden fördern. Die nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung der Anforderungen des 
Artikels 8 Absätze 2 bis 8 der EPBD müssen dafür sorgen, dass in Parkplätzen von Gebäuden die Ladeinfra­
struktur für Elektrofahrzeuge bereitgestellt wird. 

(13)  Bei der Anwendung der Anforderungen des Artikels 8 Absätze 2 bis 8 der EPBD sollten die Mitgliedstaaten 
berücksichtigen, dass eine ganzheitliche und kohärente Stadtplanung sowie die Förderung alternativer, sicherer 
und nachhaltiger Verkehrsmittel und der Infrastruktur zu deren Unterstützung erforderlich ist, beispielsweise 
mittels einer für elektrische Fahrräder und für Fahrzeuge von Personen mit eingeschränkter Mobilität 
ausgewiesenen Parkplatzinfrastruktur. 

(14)  Die Mitgliedstaaten sollten Maßnahmen zur Vereinfachung der Bereitstellung von Ladeinfrastruktur vorsehen, 
damit Hindernisse wie etwa divergierende Anreize und verwaltungstechnische Schwierigkeiten, mit denen 
einzelne Eigentümer konfrontiert sind, wenn sie versuchen, einen Ladepunkt auf ihrem Stellplatz zu errichten, 
beseitigt werden können. 

(15)  Um den Gebäudesektor zu digitalisieren und so das Entstehen intelligenter Haustechnik und gut vernetzter 
Gemeinschaften zu erleichtern, sollten gezielte Anreize gesetzt werden, um intelligenzfähige Systeme und digitale 
Lösungen in der baulichen Umgebung zu fördern. 
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(7) Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010 über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden 
(ABl. L 153 vom 18.6.2010, S. 13). 

(8) Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Schaffung eines Rahmens für die 
Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung energieverbrauchsrelevanter Produkte (ABl. L 285 vom 31.10.2009, 
S. 10). 

(9) Verordnung (EU) 2017/1369 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2017 zur Festlegung eines Rahmens für die 
Energieverbrauchskennzeichnung und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/30/EU (ABl. L 198 vom 28.7.2017, S. 1). 

(10) Richtlinie (EU) 2018/844 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 zur Änderung der Richtlinie 2010/31/EU über 
die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden und der Richtlinie 2012/27/EU über Energieeffizienz (ABl. L 156 vom 19.6.2018, S. 75). 



(16)  Es ist wichtig, die Eigentümer und die Bewohner von Gebäuden für die Vorteile der Gebäudeautomatisierung und 
der elektronischen Überwachung gebäudetechnischer Systeme zu sensibilisieren und bei den Bewohnern 
Vertrauen im Hinblick auf die durch diese erweiterten Funktionen tatsächlich erzielten Einsparungen zu schaffen. 

(17)  Um die ursprüngliche und fortlaufende Energieeffizienz von Heizungs-, Klima- und Lüftungsanlagen zu 
gewährleisten, sollten die Inspektionssysteme so ausgelegt sein, dass sie bestmögliche Ergebnisse liefern. Mit den 
Artikeln 14 und 15 der EPBD wurden die gebäudetechnischen Systeme ausgeweitet, für die regelmäßige 
Inspektionen oder alternative Maßnahmen vorgeschrieben sind. Darüber hinaus sind in diesen Artikeln 
Alternativen zu Inspektionen, die auf Automatisierung und Steuerung oder elektronischer Überwachung beruhen, 
und neue Anforderungen an die Installation von Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung in 
bestimmten Nichtwohngebäuden festgelegt. 

(18)  Die Gebäudeautomatisierung und elektronische Überwachung gebäudetechnischer Systeme haben sich 
insbesondere für große Anlagen als wirksamer Ersatz für Inspektionen erwiesen. Somit haben sie ein großes 
Potenzial, sowohl Verbrauchern als auch Unternehmen kosteneffiziente Energieeinsparungen in erheblichem 
Umfang zu bieten. Die Installation einer solchen Ausrüstung sollte als eine kosteneffiziente Alternative zu 
Inspektionen von großen Nichtwohngebäuden und Gebäuden mit mehreren Wohnungen von einer ausreichenden 
Größe betrachtet werden, da eine solche Ausrüstung eine hohe Kapitalrendite bietet und es ermöglicht, auf die 
erhaltenen Informationen zu reagieren, sodass im Laufe der Zeit Energieeinsparungen erzielt werden. Durch die 
Umsetzung der Anforderungen des Artikels 14 Absatz 4 und des Artikels 15 Absatz 4 der EPBD wird 
sichergestellt, dass — sofern technisch und wirtschaftlich realisierbar — in Nichtwohngebäuden, in denen die 
Nennleistung von Heizungs- oder Klimaanlagen über einer bestimmten Schwelle liegt, Systeme für die Gebäudeau­
tomatisierung und -steuerung installiert werden. 

(19)  Zur Verwirklichung der Ziele der Energieeffizienzpolitik für Gebäude sollte die Transparenz von Berechnungen 
der Gesamtenergieeffizienz verbessert werden, indem sichergestellt wird, dass alle Parameter sowohl für die 
Zertifizierung als auch für die Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz unionsweit einheitlich 
festgelegt und angewandt werden. 

(20)  Anhang I der EPBD wurde geändert, um die Berechnung der Primärenergiefaktoren transparenter zu machen, die 
zentrale Bedeutung der Gebäudehülle zu betonen und auf die Rolle standortnah und standortfern erzeugter 
erneuerbarer Energien einzugehen. 

(21)  Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zur Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 2018/844 bis zum 10. März 2020 in Kraft zu setzen. 

(22) Die vollständige Umsetzung und wirksame Anwendung der geänderten EPBD ist entscheidend, um die Energieeffi­
zienzziele für 2030 erreichen zu können und die Union zur vollständigen Dekarbonisierung der nationalen 
Gebäudebestände bis 2050 zu befähigen. 

(23)  Die EPBD überlässt den Mitgliedstaaten einen großen Ermessensspielraum bei der Ausarbeitung ihrer 
Bauvorschriften und bei der Umsetzung der technischen Vorschriften für Renovierungen, Gebäudezertifikate und 
gebäudetechnische Systeme, um diese bestmöglich auf die klimatischen Bedingungen und den Gebäudebestand in 
den einzelnen Ländern abzustimmen. Mit dieser Empfehlung sollen der Inhalt dieser technischen Vorschriften und 
die verschiedenen Möglichkeiten zum Erreichen der mit der Richtlinie verfolgten Ziele erläutert werden. 
Außerdem werden darin Erfahrungen und bewährte Verfahren der Mitgliedstaaten vorgestellt, von denen die 
Kommission Kenntnis erhalten hat. 

(24)  Die Kommission ist entschlossen, bei der Umsetzung und wirksamen Anwendung der EPBD eng mit den 
Mitgliedstaaten zusammenzuarbeiten. Zu diesem Zweck wurde die vorliegende Empfehlung ausgearbeitet, um 
näher zu erläutern, wie bestimmte Vorschriften der EPBD zu verstehen sind und wie sie auf nationaler Ebene am 
besten angewendet werden können. In erster Linie soll in allen Mitgliedstaaten für ein einheitliches Verständnis 
bei der Ausarbeitung der jeweiligen Umsetzungsmaßnahmen gesorgt werden. Diese Empfehlung ändert nichts an 
der Rechtswirkung der EPBD und lässt die verbindliche Auslegung der EPBD, wie sie der Gerichtshof festgelegt 
hat, unberührt. Gegenstand dieser Empfehlung sind die Aspekte der EPBD, die zwar rechtlich komplex und 
schwer umzusetzen sind, sich aber erheblich auf die Energieeffizienz von Gebäuden auswirken können. Die 
vorliegende Empfehlung betrifft vor allem die Bestimmungen zur Modernisierung von Gebäuden und bezieht sich 
auf die Artikel 2, 8, 14 und 15 sowie Anhang I der EPBD, die Bestimmungen zu gebäudetechnischen Systemen 
und deren Inspektionen, zu Elektromobilität sowie zur Berechnung der Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden 
enthalten. Die Bestimmungen der EPBD zur Renovierung sind Gegenstand einer gesonderten Empfehlung. 

(25)  Daher sollte den Mitgliedstaaten mit dieser Empfehlung ermöglicht werden, bei der Modernisierung ihres 
Gebäudebestands erhebliche Verbesserungen zu erzielen — 

21.6.2019 L 165/72 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



HAT FOLGENDE EMPFEHLUNG ABGEGEBEN:  

1. Die Mitgliedstaaten sollten bei der Umsetzung der Anforderungen gemäß der Richtlinie (EU) 2018/844 die Leitlinien 
im Anhang dieser Empfehlung befolgen.  

2. Diese Empfehlung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.  

3. Die Empfehlung wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

Brüssel, den 7. Juni 2019 

Für die Kommission 
Miguel ARIAS CAÑETE 

Mitglied der Kommission  

21.6.2019 L 165/73 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



ANHANG 

1.  EINLEITUNG 

Die Richtlinie 2010/31/EU (EPBD) fördert Verbesserungen der Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden 
einschließlich gebäudetechnischer Systeme. In der Richtlinie wird insbesondere verdeutlicht, auf welche Systeme 
die Anforderungen anzuwenden sind, und sie enthält besondere Bestimmungen, um sicherzustellen, dass diese 
Systeme in einer Weise entworfen, dimensioniert, eingebaut und eingestellt werden, die die Effizienz optimiert. 
Für Systeme, die erhebliche Auswirkungen auf die Gesamtenergieeffizienz haben, verlangt die Richtlinie auch 
Inspektionen zur regelmäßigen Überwachung der Effizienz dieser Systeme. Elektronische Überwachung und 
Steuerung werden als eine mögliche Alternative zu Inspektionen angesehen. 

Die Richtlinie 2012/27/EU („Energieeffizienzrichtlinie“) enthielt Vorschriften zur Gebäuderenovierung und 
langfristige Strategien zur Mobilisierung von Investitionen in die Renovierung nationaler Gebäudebestände. 

Die EPBD und die Energieeffizienzrichtlinie wurden durch die Richtlinie (EU) 2018/844 geändert, die am 9. Juli 
2018 in Kraft trat, die oben genannten Elemente verstärkt und mehr Arten von Systemen aufführt“ deren 
Leistung zu optimieren ist. Sie stärkt außerdem die Bedeutung elektronischer Überwachung, Automatisierung 
und Steuerung und schließt zusätzliche Anforderungen ein, mit denen die Bereitstellung von Ladeinfrastruktur 
für Elektrofahrzeuge in Parkplätzen von Gebäuden gefördert wird. 

Die Ausweitung des Anwendungsbereichs der Begriffsbestimmung gebäudetechnischer Systeme, sodass mehr 
Systeme einbezogen werden, und allgemeiner die Notwendigkeit, der Entwicklung der Gebäude und des 
Energiesystems Rechnung zu tragen, haben es erforderlich gemacht, das Regelwerk der EPBD zur Berechnung 
der Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden zu erneuern. Dazu gehört vor allem die Verbesserung der 
Transparenz von Berechnungen der Gesamtenergieeffizienz und Ausweisen über die Gesamtenergieeffizienz, 
insbesondere in Bezug auf die Berechnung der Primärenergiefaktoren. 

Ziel dieser Empfehlung ist es, die vollständige Umsetzung und Durchsetzung der Rechtsvorschriften der Union 
im Energiebereich sicherzustellen. Sie bietet Orientierungshilfe für das Verständnis und die Umsetzung der 
EPBD, insbesondere derjenigen Bestimmungen, die technische Gebäudesysteme und deren Inspektionen 
betreffen, darunter folgender Bestimmungen: Anforderungen an die Installation selbstregulierender 
Einrichtungen und von Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung (Artikel 8 sowie Artikel 14 
und 15 der EPBD), Ladeinfrastruktur für Elektromobilität (Artikel 8 EPBD), sowie die Berechnung von 
Primärenergiefaktoren (Anhang I der EPBD). 

Die in diesem Anhang dargelegten Leitlinien stellen den Standpunkt der Dienststellen der Kommission dar. Er 
ändert die Wirkungen der Richtlinie nicht und greift der verbindlichen Auslegung der Artikel 2, 8, 14 und 15 
sowie des Anhangs I der EPBD durch den Gerichtshof nicht vor. 

2.  GEBÄUDETECHNISCHE SYSTEME UND DEREN INSPEKTIONEN, EINSCHLIEẞLICH ANFORDERUNGEN AN DIE 
INSTALLATION SELBSTREGULIERENDER EINRICHTUNGEN UND VON SYSTEMEN FÜR DIE GEBÄUDEAUTOMA­
TISIERUNG UND -STEUERUNG 

2.1.  Ziel: Gewährleistung der optimalen Effizienz gebäudetechnischer Systeme und Unterstützung des 
Energie- und des Raumklimamanagements 

Die EPBD enthält Vorschriften für gebäudetechnische Systeme sowie für die Bewertung und Dokumentation der 
Systemeffizienz, mit denen ein zweifaches Ziel verfolgt wird. Einerseits soll mit der Bewertung und 
Dokumentation der Systemeffizienz sichergestellt werden, dass gebäudetechnische Systeme so geplant, eingebaut 
und eingestellt werden, dass ihre tatsächliche Energieeffizienz optimiert wird. Andererseits soll damit 
gewährleistet werden, dass jeder Eingriff, der die Energieeffizienz eines gebäudetechnischen Systems beeinflussen 
kann, nachverfolgt und dokumentiert wird. Das ist wichtig, weil solche Informationen für die Eigentümer und 
die Bewertung der Energieeffizienz des Gebäudes insgesamt (z. B. im Rahmen der Erstellung von Ausweisen 
über Gesamtenergieeffizienz) wichtig ist. 

Mit der Änderung der EPBD wird der Anwendungsbereich der regelmäßigen Inspektion gebäudetechnischer 
Systeme erweitert. Das Ziel dieser Inspektionen ist die Bewertung der Effizienz der Systeme. Bei den 
Inspektionen sollten auch Fragen und Probleme ermittelt, Lösungen oder Verbesserungsmaßnahmen 
vorgeschlagen und die Ergebnisse der Inspektion in einem Bericht aufgezeichnet werden, damit später darauf 
zurückgegriffen werden kann. 

Die EPBD enthält Anforderungen an die Installation selbstregulierender Einrichtungen, die die Raumluft­
temperatur innerhalb des Gebäudes regulieren können, um das Energieverbrauchsmanagement zu verbessern 
und gleichzeitig die Kosten zu begrenzen. Sie enthält auch die Anforderung, Systeme für die Gebäudeautoma­
tisierung und -steuerung in allen (bestehenden und neu gebauten) Nichtwohngebäuden zu installieren, bei 
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denen die Nennleistung der Heizungs-, Lüftungs- und Klimaanlagen oberhalb eines bestimmten Wertes liegt. 
Das Motiv hierfür ist, dass Systeme für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung zu bedeutenden Energieein­
sparungen führen und das Raumklimamanagement verbessern und daher sowohl für die Gebäudeeigentümer als 
auch die Gebäudenutzer, insbesondere in großen Nichtwohngebäuden, vorteilhaft sind. 

2.2.  Anwendungsbereich der Bestimmungen zu gebäudetechnischen Systemen und deren Inspektionen, 
selbstregulierenden Einrichtungen und Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung 

In diesem Unterabschnitt werden der Anwendungsbereich und der Inhalt dieser Bestimmungen erläutert und 
gegebenenfalls die durch die Änderungen der Richtlinie (EU) 2018/844 eingeführten Unterschiede 
hervorgehoben. 

2.2.1.  Gebäudetechnische Systeme: Systemanforderungen, Bewertung und Dokumentation der Gesamtenergieeffizienz (Artikel 2, 
Artikel 8 Absatz 1 und Artikel 8 Absatz 9 der EPBD) 

Vor der Änderung: vor der Änderung waren die Mitgliedstaaten durch Artikel 8 Absatz 1 der EPBD verpflichtet, 
Systemanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz, die ordnungsgemäße Installation und angemessene 
Dimensionierung, Einstellung und Steuerung der gebäudetechnischen Systeme festzulegen. Diese Verpflichtung 
galt für gebäudetechnische Systeme, die in bestehenden Gebäuden eingebaut wurden, und die Mitgliedstaaten 
konnten diese Systemanforderungen auch auf in neuen Gebäuden installierte gebäudetechnische Systeme 
anwenden. Außerdem waren vor der Änderung gebäudetechnische Systeme in Artikel 2 Nummer 3 der EPBD 
als „die technische Ausrüstung für Heizung, Kühlung, Lüftung, Warmwasserbereitung, Beleuchtung eines 
Gebäudes oder Gebäudeteils, oder für eine Kombination derselben“ definiert. 

Nach der Änderung: im Hinblick auf gebäudetechnische Systeme wurde Artikel 8 der EPBD ersetzt, wobei 
Folgendes zu anzumerken ist: 

a)  die Bestimmungen über die Systemanforderungen in Artikel 8 Absatz 1 bleiben im Wesentlichen 
unverändert (mit Ausnahme der im jetzt gestrichenen Unterabsatz 2 aufgeführten Anlagen, für die die 
Systemanforderungen galten); 

b)  mit der Änderung wird die Begriffsbestimmung „gebäudetechnischer Systeme“ (Artikel 2 Nummer 3) 
aktualisiert und erweitert; 

c) mit der Änderung werden neue Vorschriften für die Bewertung und Dokumentation der Gesamtener­
gieeffizienz gebäudetechnischer Systeme eingeführt (Artikel 8 Absatz 9). 

2.2.2.  Gebäudetechnische Systeme: Inspektionen (Artikel 14 und 15 der EPBD) 

Vor der Änderung: 

Mit Artikel 14 der EPBD wurden Inspektionsanforderungen für Heizungsanlagen mit einer Nennleistung von 
mehr als 20 kW festgelegt. Die Mitgliedstaaten mussten die Inspektionsintervalle auf der Grundlage der Art der 
Heizungsanlage, der Nennleistung, der Kosten für die Inspektion und der voraussichtlichen Einsparungen bei 
den Energiekosten festlegen. Heizungsanlagen mit einer Nennleistung von mehr als 100 kW mussten 
mindestens all zwei Jahre einer Inspektion unterzogen werden. Bei Anlagen mit einem elektronischen 
Überwachungs- und Steuerungssystem konnten die Mitgliedstaaten außerdem die Häufigkeit der Inspektionen 
verringern bzw. die Inspektionen einschränken. Als Alternative zu Inspektionen durften die Mitgliedstaaten 
gemäß Artikel 14 Absatz 4 Maßnahmen beschließen, um sicherzustellen, dass die Nutzer Ratschläge zum 
Austausch der Kessel, zu sonstigen Veränderungen an der Heizungsanlage und zu Alternativlösungen erhalten, 
um den Wirkungsgrad und die Zweckmäßigkeit der Dimensionierung des Heizkessels zu beurteilen. Die 
Gesamtauswirkungen dieses Ansatzes mussten denen, die bei der Durchführung von Inspektionen zu erwarten 
waren, gleichwertig sein. 

Mit Artikel 15 der EPBD wurden Inspektionsanforderungen für Klimaanlagen mit einer Nennleistung von mehr 
als 12 kW festgelegt. Die Mitgliedstaaten mussten die Inspektionsintervalle auf der Grundlage der Art der 
Heizungsanlage, der Nennleistung, der Kosten für die Inspektion und der voraussichtlichen Einsparungen bei 
den Energiekosten festlegen. Bei Anlagen mit einem elektronischen Überwachungs- und Steuerungssystem 
konnten die Mitgliedstaaten außerdem die Häufigkeit der Inspektionen verringern bzw. die Inspektionen 
einschränken. Als Alternative zu Inspektionen durften die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 15 Absatz 4 
Maßnahmen beschließen, um sicherzustellen, dass die Nutzer Ratschläge für den Austausch von Klimaanlagen 
oder für sonstige Veränderungen an der Klimaanlage erhielten, wozu auch Inspektionen zur Bewertung des 
Wirkungsgrads und der Zweckmäßigkeit der Dimensionierung der Klimaanlage gehören konnten. Die 
Gesamtauswirkungen dieses Ansatzes mussten denen, die bei der Durchführung von Inspektionen zu erwarten 
waren, gleichwertig sein. 

Nach der Änderung: 

Mit Artikel 1 Absatz 7 der Richtlinie (EU) 2018/844 werden die Bestimmungen der Artikel 14 und 15 der 
EPBD zu Inspektionen ersetzt. 
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Gemäß Artikel 14 der EPBD sind für Heizungsanlagen und kombinierte Raumheizungs- und Lüftungsanlagen 
mit einer Nennleistung von 70 kW oder weniger Inspektionen nicht mehr vorgeschrieben. Gemäß demselben 
Artikel müssen Heizungsanlagen und kombinierte Raumheizungs- und Lüftungsanlagen mit einer Nennleistung 
von mehr als 70 kW nach wie vor in regelmäßigen Abständen Inspektionen unterzogen werden. Die EPBD 
gestattet Ausnahmen für: 

a)  Systeme, die unter Energieleistungsverträge (oder vergleichbare Verträge) fallen (gemäß Artikel 14 Absatz 2); 

b)  von einem Versorgungsunternehmen oder einem Netzbetreiber betriebene Systeme (gemäß Artikel 14 
Absatz 2); 

c)  Systeme in Nichtwohngebäuden mit Automatisierungs- und Steuerungssystemen (gemäß Artikel 14 
Absatz 4 und Artikel 14 Absatz 6); 

d)  Systeme in Wohngebäuden mit bestimmten Überwachungs-und Steuerungsfunktionen (gemäß Artikel 14 
Absatz 5 und Artikel 14 Absatz 6). 

Gemäß Artikel 15 der EPBD sind für Klimaanlagen und kombinierte Klima- und Lüftungsanlagen mit einer 
Nennleistung von 70 kW oder weniger Inspektionen nicht mehr vorgeschrieben. Gemäß demselben Artikel 
müssen Klimaanlagen und kombinierte Klima- und Lüftungsanlagen mit einer Nennleistung von mehr als 70 
kW nach wie vor in regelmäßigen Abständen Inspektionen unterzogen werden. Die EPBD gestattet Ausnahmen 
für: 

a)  Systeme, die unter Energieleistungsverträge (oder vergleichbare Verträge) fallen, (gemäß Artikel 15 Absatz 2); 

b)  von einem Versorgungsunternehmen oder einem Netzbetreiber betriebene Systeme (gemäß Artikel 15 
Absatz 2); 

c)  Systeme in Nichtwohngebäuden mit Automatisierungs- und Steuerungssystemen (gemäß Artikel 15 
Absatz 4 und Artikel 15 Absatz 6); 

d)  Systeme in Wohngebäuden mit bestimmten Überwachungs-und Steuerungsfunktionen (gemäß Artikel 15 
Absatz 5 und Artikel 15 Absatz 6). 

2.2.3.  Anforderungen betreffend die Installation selbstregulierender Einrichtungen (Artikel 8 Absatz 1 der EPBD) 

Vor der Änderung: Nicht anwendbar (diese Bestimmungen wurden mit der Änderung eingeführt). 

Nach der Änderung: Mit Artikel 1 der Richtlinie (EU) 2018/844 werden neue Anforderungen betreffend die 
Installation selbstregulierender Einrichtungen sowie von Systemen für die Gebäudeautomatisierung und 
-steuerung in Gebäuden eingeführt, die bestimmte Bedingungen erfüllen. Genauer gesagt müssen die 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 8 Absatz 1 Unterabsatz 3 der EPBD vorschreiben, dass, sofern technisch und 
wirtschaftlich realisierbar, in allen neuen Gebäuden sowie in bestehenden Gebäuden bei einem Austausch des 
Wärmeerzeugers selbstregulierende Einrichtungen installiert werden. 

2.2.4.  Anforderungen betreffend die Installation von Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung (Artikel 14 
Absatz 4 und Artikel 15 Absatz 4 der EPBD) 

Vor der Änderung: Nicht anwendbar (diese Bestimmungen wurden mit der Änderung eingeführt). 

Nach der Änderung: Gemäß Artikel 14 Absatz 4 und Artikel 15 Absatz 4 der EPBD müssen die Mitgliedstaaten 
Anforderungen festlegen, um sicherzustellen, dass in allen Nichtwohngebäuden mit einer Nennleistung der 
Heizungsanlage, der Klimaanlage, der kombinierten Raumheizungs- und Lüftungsanlage oder der kombinierten 
Klima- und Lüftungsanlage von mehr als 290 kW Systeme für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung 
installiert werden. Gemäß Artikel 14 Absatz 4 und Artikel 15 Absatz 4 der EPBD muss dies, sofern technisch 
und wirtschaftlich realisierbar, bis zum 31. Dezember 2025 erfolgen (siehe Abschnitt 2.3.4 für weitere Orientie­
rungshilfen zur Realisierbarkeit bei der Erfüllung von Anforderungen). 

2.3.  Zum Verständnis der Bestimmungen zu gebäudetechnischen Systemen und deren Inspektionen, 
selbstregulierenden Einrichtungen und Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung 

2.3.1.  Anforderungen an gebäudetechnische Systeme sowie Bewertung und Dokumentation der Gesamtenergieeffizienz 
gebäudetechnischer Systeme (Artikel 2, Artikel 8 Absatz 1 und Artikel 8 Absatz 9 der EPBD) 

2.3.1.1.  Er wei ter un g der  Be gr i f f sbe st imm ung für  „gebäudetechnische  Systeme“  (Ar t i ke l  2  N ummer  3  
der  EPB D)  

Die sich aus Artikel 8 Absatz 1 und Artikel 8 Absatz 9 der EPBD ergebenen Verpflichtungen gelten für 
gebäudetechnische Systeme im Sinne des Artikels 2 Nummer 3. Gemäß dieser Begriffsbestimmung bezeichnet 
der Ausdruck „gebäudetechnische Systeme“ „die technische Ausrüstung eines Gebäudes oder Gebäudeteils für 
Raumheizung, Raumkühlung, Lüftung, Warmwasserbereitung für den häuslichen Gebrauch, eingebaute 
Beleuchtung, Gebäudeautomatisierung und -steuerung, Elektrizitätserzeugung am Gebäudestandort oder für eine 
Kombination derselben, einschließlich Systemen, die Energie aus erneuerbaren Quellen nutzen.“ 
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Die EPBD enthielt bereits vor der letzten Änderung eine Begriffsbestimmung für „gebäudetechnische Systeme“. 
Die Begriffsbestimmung der EPBD wird insofern aktualisiert, als für manche Systeme ein anderer Wortlaut 
verwendet wird, um ihren Anwendungsbereich klarzustellen, und indem sie durch die Aufnahme weiterer 
Systeme („technische Ausrüstung für Gebäudeautomatisierung und -steuerung“ und „technische Ausrüstung für 
Elektrizitätserzeugung am Gebäudestandort“) ausgeweitet wird. 

In der folgenden Tabelle sind die im Rahmen der Änderung der EPBD erfolgten Änderungen der Begriffsbestim­
mung zusammengefasst: 

Tabelle 1 

Im Rahmen der EPBD eingeführte Änderungen der Begriffsbestimmung für „ge­
bäudetechnische Systeme“ 

Vor der Änderung Nach der Änderung Art der Änderung 

Heizung Raumheizung Klarstellung des Anwendungsbereichs 

Kühlung Raumkühlung Klarstellung des Anwendungsbereichs 

Lüftung Lüftung nicht geändert 

Warmwasserbereitung Warmwasserbereitung für den häusli­
chen Gebrauch 

Klarstellung des Anwendungsbereichs 

Beleuchtung eingebaute Beleuchtung Klarstellung des Anwendungsbereichs (1) 

nicht angegeben Gebäudeautomatisierung und -steue­
rung 

neues gebäudetechnisches System 

nicht angegeben Elektrizitätserzeugung am Gebäude­
standort 

neues gebäudetechnisches System 

(1) Die Richtlinie bezog sich bereits vor der Änderung auf eingebaute Beleuchtung (eingebaute Beleuchtung wurde in der Me­
thode zur Berechnung der Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden berücksichtigt). Dies steht auch mit der Überlegung in 
Einklang, dass die eingebaute Beleuchtung einen Teil der Energie verbraucht und damit die Gesamtenergieeffizienz von Ge­
bäuden beeinflusst (siehe Anhang I der EPBD).  

Der Begriff „Elektrizitätserzeugung am Gebäudestandort“ gemäß der EPBD sollte unter Berücksichtigung des 
Artikels 15 der Elektrizitätsrichtlinie (1) mit gemeinsamen Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt, in dem 
der Status, die Rechte und Verpflichtungen von Stromkunden, die auch Erzeugungseinheiten besitzen, geregelt 
sind, sowie unter Berücksichtigung des Begriffs des „aktiven Kunden“ im Sinne derselben Richtlinie ausgelegt 
werden. 

2.3.1.2.  Neue  gebäude techn ische  Systeme in  der  EPBD (Ar t ike l  2  Num mer  3  und Ar t ike l  2  
Num m e r  3a  der  EP B D)  

Gebäudetechnische Systeme für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung und für die Elektrizitätserzeugung 
am Gebäudestandort wurden der Begriffsbestimmung der gebäudetechnischen Systeme hinzugefügt. 

a)  „Systeme für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung“ sind in Artikel 2 Nummer 3a der EPBD wie folgt 
definiert: „„System für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung“ [bezeichnet] ein System, das sämtliche 
Produkte, Software und Engineering-Leistungen umfasst, mit denen ein energieeffizienter, wirtschaftlicher 
und sicherer Betrieb gebäudetechnischer Systeme durch automatische Steuerungen sowie durch die 
Erleichterung des manuellen Managements dieser gebäudetechnischen Systeme unterstützt werden kann;“ 

b)  Der Begriff „Systeme zur Elektrizitätserzeugung am Gebäudestandort“ verweist auf zur Elektrizitätserzeugung 
bestimmte Systeme, die innerhalb des Gebäudes oder innerhalb bestimmter Grenzen des Gebäudestandortes 
installiert sind und einen bestimmten Grad an Integration mit dem Gebäude und seiner elektrischen 
Installation aufweisen (2). Solche Systeme umfassen insbesondere Photovoltaikmodule (z. B. auf dem Dach 
montierte Photovoltaikmodule), Mikro-KWK-Anlagen und kleine Windturbinen. 
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(1) Die Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates mit gemeinsamen Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt (Neufassung) 
wurde nach einer in den interinstitutionellen Verhandlungen erzielten vorläufige Einigung vom Europäischen Parlament am 26. März 
2019 in erster Lesung angenommen. Die Annahme durch den Rat ist für Mai 2019 vorgesehen; im Anschluss daran erfolgt die 
Veröffentlichung im Amtsblatt. 

(2) Die Mitgliedstaaten werden entscheiden müssen, wie der Begriff „am Gebäudestandort“ für Fälle umzusetzen ist, in denen sich das System 
nicht im oder auf dem Gebäude befindet. Ein Anhaltspunkt für die Unterscheidung zwischen Systemen „am Gebäudestandort“ und 
anderen Systemen könnte darin liegen, ob das System zur Stromerzeugung über den gleichen Anschluss mit dem Stromnetz verbunden 
ist oder nicht. 



2.3.1.3.  Nütz l ic he  B e gr i f f s best i m m u n gen:  „Heizungsanlage“  und „Kl imaanlage“  (Ar t ike l  2  Nummer  15a  
un d Ar t ike l  2  Num m e r  1 5  der  E P BD)  

Neben der Begriffsbestimmung für „gebäudetechnische System“ enthält Artikel 2 der EPBD Begriffsbestim­
mungen „Heizungsanlage“ und „Klimaanlage“ (3): 

a)  „„Heizungsanlage“ [bezeichnet] eine Kombination der Bauteile, die für eine Form der Raumluftbehandlung 
erforderlich sind, durch welche die Temperatur erhöht wird (4)“. 

b)  „„Klimaanlage“ [bezeichnet] eine Kombination der Bauteile, die für eine Form der Raumluftbehandlung 
erforderlich sind, durch die die Temperatur geregelt wird oder gesenkt werden kann (5)“. 

2.3.1.4.  Wa n n  s in d  d ie  Au f l ag en  a nwendbar?  (Ar t ike l  8  Absätze  1  und 9  der  EPBD)  

Die Vorschriften für gebäudetechnische Systeme gemäß Artikel 8 Absätze 1 und 9 der EPBD sind anwendbar, 
wenn ein gebäudetechnisches System eingebaut, ersetzt oder modernisiert wird. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Bedingungen für die Anwendbarkeit dieser Anforderungen sich nur auf die 
gebäudetechnischen Systeme selbst beziehen, aber nicht auf die Art des betreffenden Gebäudes oder 
Gebäudeteils. In der Begriffsbestimmung für „gebäudetechnische Systeme“ wird deutlich gemacht, dass ein 
gebäudetechnisches System eine Ausrüstung eines Gebäudes oder Gebäudeteils ist, das heißt, die auf 
gebäudetechnische Systeme anwendbaren Vorschriften sind in den betreffenden Gebäuden oder Gebäudeteilen 
unabhängig von der Art oder den Eigenschaften des Gebäudes anwendbar. 

Jedoch ist die Bestimmung über die Festlegung von Systemanforderungen nur in Bezug auf gebäudetechnische 
Systeme in bestehenden Gebäuden verpflichtend. Die Mitgliedstaaten können frei entscheiden, ob sie die 
Anforderungen auch auf neue Gebäude anwenden. 

2.3.1.5.  B e d e u tu ng  vo n  Begr i f f en  (Ar t ike l  8  Absätze  1  und 9  der  EPBD)  

In den neuen Bestimmungen bezüglich der Dokumentation der Gesamtenergieeffizienz der Systeme (Artikel 8 
Absatz 9 der EPBD) werden teilweise dieselben Begriffe verwendet wie in den Bestimmungen zur Festlegung 
von Systemanforderungen: „Gesamtenergieeffizienz“, „Installation“, „Ersetzung“ und „Modernisierung“. Die 
Bedeutung dieser Begriffe bleibt in den neuen Bestimmungen unverändert. Diese Begriffe sollten daher auf 
nationaler Ebene in derselben Weise umgesetzt werden wie bei den Bestimmungen über die Festlegung von 
Systemanforderungen. 

Die Bestimmungen bezüglich der Dokumentation der Energieeffizienz der Systeme wird auch der Begriff 
„veränderter Teil“ verwendet, der sich auf den Teil (d. h. die Komponente) eines Systems bezieht, der von der 
Modernisierung des Systems betroffen ist. Das ist nur im Zusammenhang mit der Modernisierung eines 
Systems relevant, nicht jedoch wenn ein System installiert oder ersetzt wird. 

2.3.2.  Inspektion von Heizungsanlagen, Klimaanlagen, kombinierten Heizungs- und Lüftungsanlagen und von kombinierten 
Klima- und Lüftungsanlagen (Artikel 14 und 15 der EPBD) 

2.3.2.1.  En t w i cklu ng  d er  Best im m ung en  ü ber  Inspekt ionen in  der  EPBD (Ar t ikel  14  und 15 de r  
EP B D )  

Zusammengefasst wurden die in der EPBD enthaltenen Inspektionsanforderungen in den folgenden 
wesentlichen Punkten geändert: 1) andere Schwellenwerte für Inspektionen, 2) Einführung von Inspektionen der 
Lüftungsanlagen kombinierter Heizungs- (Klima-) und Lüftungsanlagen, 3) stärkere Konzentration auf die 
normalen Betriebsbedingungen sowie 4) eine größere Bedeutung von Systemen für die Gebäudeautomatisierung 
und -steuerung sowie elektronischer Überwachungs-und Steuerungssysteme. 

Als eine Alternative zu Inspektionen können die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 14 Absatz 3 und Artikel 15 
Absatz 3 der EPBD Maßnahmen beschließen, um sicherzustellen, dass die Nutzer Ratschläge erhalten. Die 
Bestimmungen der EPBD über Alternativmaßnahmen ähneln denen in der EPBD vor der letzten Änderung. 
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(3) Die Begriffsbestimmung für „Klimaanlage“ war bereits vor der Änderung in der EPBD enthalten und wurde durch die Änderung nicht 
verändert. Die Begriffsbestimmung von „Heizungsanlage“ in der EPBD ist neu. 

(4) In der EPBD wird sowohl der Begriff „Heizungsanlage“ als auch der Begriff „Raumheizungsanlage“ verwendet — diese beiden Begriffe 
sind im Sinne der Richtlinie gleichbedeutend. 

(5) In der EPBD wird sowohl der Begriff „Klimaanlage“ als auch der Begriff System zur „Raumkühlung“ verwendet — diese beiden Begriffe 
sind im Sinne der Richtlinie gleichbedeutend. 



Allerdings müssen Mitgliedstaaten, die beschließen, Alternativmaßnahmen zu ergreifen, sicherstellen, dass ihre 
Auswirkungen den gemäß Artikel 14 Absatz 1 und Artikel 15 Absatz 1 der EPBD durchgeführten Inspektionen 
gleichwertig sind (das schließt Elemente wie die neuen Schwellenwerte, kombinierte Heizungs- und 
Lüftungsanlagen, Ausnahmen usw. ein). 

Die Bestimmungen des Artikels 15 der EPBD und die des Artikels 14 sind nahezu identisch. Der einzige 
Unterschied besteht darin, dass Artikel 14 auf Heizungsanlagen anwendbar ist, Artikel 15 hingegen auf 
Klimaanlagen. Daher sollten die Mitgliedstaaten die Empfehlungen für die Inspektion von Heizungsanlagen in 
Artikel 14 auch auf die Inspektion von Klimaanlagen gemäß Artikel 15 (oder gegebenenfalls ihre Alternativ­
maßnahmen) anwenden. Daraus folgt, dass Verweise auf Heizungsanlagen auch für Klimaanlagen gelten, und 
dass Verweise auf RL oder Heizkessel auch für Kälteerzeuger oder Kühler anwendbar sind. Um Wiederholungen 
zu vermeiden, behandeln die folgenden Abschnitte vor allem die Inspektion von Heizungsanlagen gemäß 
Artikel 14; besondere Verweise auf Klimaanlagen gemäß Artikel 15 erfolgen nur, sofern dies erforderlich ist. 

2.3.2.2.  Nennle i s tun g  (Ar t ike l  2  Numme r  17,  Ar t ike l  14  und 15 der  EPBD)  

Der Begriff „Nennleistung“ wird in Artikel 2 Nummer 17 der EPBD definiert. 

Bei Heizungs- und Klimaanlagen bezeichnet „Nennleistung“ die vom Hersteller angegebene maximale Leistung 
während des Betriebs in kW (6): 

a)  Nennwärmeleistung einer Heizungsanlage; 

b)  Nennkühlleistung einer Klimaanlage. 

Die Schwellenwerte der Nennleistungen beziehen sich, sofern anwendbar, auf jede Anlage einzeln 
(Heizungsanlage, Klimaanlage, kombinierte Heizungs- und Klimaanlage und Lüftungsanlage). 

Wenn kombinierte Systeme installiert sind, sollte die Nennleistung, wie in Abschnitt 2.3.2.3 und 2.3.2.4 
erläutert, die Kapazität der kombinierten Systeme widerspiegeln. 

Normalerweise wird eine Anlage aus mehr als einer Einheit bestehen, wobei die Einheiten zusammen betrieben 
werden. In diesem Fall entspricht die Nennleistung der Summe der Nennleistungen der einzelnen Einheiten. 

2.3.2.3.  Hei z un gsa nlagen und kombinier t e  Heizungs-  und Lüf tungsanla gen  (Ar t ikel  14  der  EPBD)  

Mit der letzten Änderung der EPBD wird der Anwendungsbereich der Inspektion, auf die Lüftungseinheit 
kombinierter Heizungs- und Lüftungsanlagen ausgedehnt. 

Diejenigen Mitgliedstaaten, die schon Inspektionen eingeführt haben, dürften den Anwendungsbereich von 
Inspektionen der eigentlichen Heizungsanlage bereits im Rahmen der Umsetzung festgelegt haben. Gemäß 
Artikel 14 Absatz 1 der EPBD muss er alle zugänglichen Teile, beispielsweise Wärmeerzeuger, Steuerungssystem 
und Umwälzpumpen, umfassen. 

Die EPBD verlangt bei kombinierten Heizungs- und Lüftungsanlagen auch die Inspektion der Lüftung. Da dies 
eine neue Anforderung ist, sollten die Mitgliedstaaten die Arten von Anlagen definieren, die ab jetzt als 
kombinierte Heizungs- und Lüftungsanlagen gelten. 

Der Begriff der kombinierten Heizungs- und Lüftungsanlagen sollte so verstanden werden, dass er folgende 
Kategorien umfasst: 

a)  Typ 1: mit der Heizungsanlage verbundene Lüftungsanlagen. Das sind Anlagen, bei denen das 
Lüftungssystem aus einer oder mehreren Lüftungseinheiten besteht, die behandelte Luft in den/die beheizten 
Bereich(e) verteilen, und die mit einem oder mehreren Wärmeerzeugern verbunden sind, um deren Wärme 
zur Behandlung der Luft zu nutzen. Beispiele für diesen Typ: Kessel + Lüftungseinheit + Endeinheiten 
(Ventilatorkonvektoren/Gebläsekonvektoren/Radiatoren) oder Kessel + Anlage mit variablem Luftvolu­
menstrom; 
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(6) Solche Informationen sind Teil der gemäß den verschiedenen Ökodesign-Verordnungen erforderlichen Produktinformationen für 
Heizungs- und Kühlungsprodukte. 



b)  Typ 2: mit der Heizungsanlage koordinierte Lüftungsanlagen. Das sind Anlagen, bei denen ein oder mehrere 
Lüftungseinheiten behandelte Luft in den/die beheizten Bereich(e) verteilen. Das Lüftungssystem ist mit 
einem unabhängigen Wärmeerzeuger verbunden (z. B. einem dafür ausgewiesenen Kessel oder einer 
Wärmepumpe), oder es nutzt eine interne Wärmequelle (z. B. einen elektrischen Widerstand). Die 
Raumheizung erfolgt überwiegend durch eine Anlage, die eine andere Wärmequelle nutzt. Auch wenn die 
Heizungs- und die Lüftungsanlage keine gemeinsame Wärmequelle haben, arbeiten sie in integrierter und 
koordinierter Weise zusammen (z. B. was Zeitpläne, Durchflusstemperaturen oder Durchflussmengen 
betrifft). Beispiele dieses Typs: Dachanlagen (variable Kältemittelmenge oder variabler Kältemit­
telfluss) + Lüftungseinheiten; 

c)  Typ 3: von der Heizungsanlage unabhängige Lüftungsanlagen. Das sind Systeme, in denen die 
Lüftungsanlage in Bezug auf die Wärmequelle und den Betrieb von der Heizungsanlage vollkommen 
unabhängig ist. Beispiele dieses Typs: Abluftanlagen, Zuluft- und Abluftanlagen (ohne Vorwärmung). 

Anlagen des Typs 1 sollten als kombinierte Heizungs- und Lüftungsanlagen angesehen werden. Das bedeutet, 
dass die Anforderungen der EPBD anwendbar sind (Erwägungsgrund 35 der Richtlinie (EU) 2018/844 hilft, dies 
klarzustellen). Unabhängig vom Anteil an der Wärme, der von der Lüftungsanlage verbraucht wird, sind sowohl 
die Heizungs- als auch die Lüftungsanlage in vollem Umfang an der Verteilung der Wärme innerhalb des 
Gebäudes beteiligt. Diese Anlagenart bedarf einer sorgfältigen Integration von Lüftung und Heizung, um auf die 
effizienteste Weise angemessen für das Raumklima zu sorgen, insbesondere unter typischen oder durchschnitt­
lichen Betriebsbedingungen. An solchen Anlagen durchgeführte Inspektionen sind eine gute Gelegenheit, mit 
geringen Kosten Möglichkeiten zur Energieeinsparung zu ermitteln („einfach erreichbares Ziel“). 

Anlagen des Typs 2 sollten ebenfalls als kombinierte Heizungs- und Lüftungsanlagen angesehen werden. Das ist 
vor allem durch die Notwendigkeit eines angemessen integrierten Betriebs der Heizungs- und der 
Lüftungsanlage begründet. Ähnlich wie bei Anlagen des Typs 1 bietet eine Inspektion eine gute Gelegenheit, mit 
geringeren Durchführungskosten Möglichkeiten zur Energieeinsparung zu ermitteln. 

Anlagen des Typs 3 sollten nicht als kombinierte Heizungs- und Lüftungsanlagen angesehen werden. Die 
Heizungsanlage und die Lüftungsanlage sollten für die Zwecke der EPBD als individuelle und getrennte Anlagen 
behandelt werden. 

Im Allgemeinen sind Anlagen der Typen 1 und 2 häufiger in Nichtwohngebäuden (wie Bürogebäuden, 
Einkaufszentren usw.) anzutreffen, während Anlagen des Typs 3 häufiger in Wohngebäuden vorkommen. 

Die Nennleistung einer kombinierten Heizungs- und Lüftungsanlage sollte die Summe der Nennleistungen der 
verschiedenen in der Anlage installierten Wärmeerzeuger sein (7). 

Die Berechnung der Nennleistung einer Anlage hängt von der Art der Anlage ab. In Anlagen der Typen 1 und 3 
ist die Größe des Wärmeerzeugers der entscheidende Faktor. In Anlagen des Typs 2 sollte die Größe des 
Wärmeerzeugers zu der Größe des separaten Wärmeerzeugers in der Lüftungsanlage (z. B. elektrische Heizung, 
Sonnenkollektoren usw.) addiert werden. Der Grund dafür ist, dass die Wärmekapazität beider Elemente 
benutzt wird, um die Wärmeverluste im behandelten Raum zu kompensieren. 

In der EPBD wird nicht spezifiziert, inwieweit sich die Inspektion auf die Aspekte der Luftbehandlung und des 
Luftmanagements der Anlage bezieht (wie Röhrensysteme, Dämpfer oder Luftfilter). Zu guter Praxis würde 
jedoch gehören, dass der unabhängige Sachverständige sie mindestens zu einem gewissen Grad, in Abhängigkeit 
von der Zugänglichkeit der Anlage und der verfügbaren Energieeinsparungsmöglichkeiten, dennoch in die 
Inspektion einbezieht. In der Praxis dürften in einer kombinierten Heizungs- und Lüftungsanlage die 
verschiedenen Teile der Anlage zusammen oder in unmittelbarer Nähe platziert sein. Da der Inspektor das 
Gebäude physisch aufsucht, ist der zusätzliche Arbeits- und Kostenaufwand begrenzt, während die Energieein­
sparungsmöglichkeiten gut sind. 

2.3.2.4.  Kom b inier te  Kl ima -  und Lüf tungsanlagen (Ar t ike l  14  und 15 der  EPBD)  

Lüftungsanlagen sind häufig sowohl mit der Heizungs- als auch mit der Klimaanlage verbunden. 

In Mitgliedstaaten, die beschlossen haben, sowohl für Heizungs- als auch für Klimaanlagen Inspektionen 
einzuführen, könnte die Lüftung einer doppelten Inspektion unterzogen werden (einmal bei der Inspektion der 
Heizungsanlage und ein weiteres Mal bei der Inspektion der Klimaanlage). Dieses Szenario doppelter 
Inspektionen sollte vermieden werden, um die Belastung für Gebäude und Nutzer zu begrenzen. 
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(7) Zum Beispiel: Heizkessel, Wärmepumpe, elektrischer Widerstand, Sonnenkollektoren usw. Das sollte bei der Überlegung, ob eine Anlage 
über oder unter dem Schwellenwert von 70 kW liegt, berücksichtigt werden. 



Die Inspektion kombinierter Heizungs- und Lüftungsanlagen sollten vorzugsweise in einem einzigen Besuch 
eines Sachverständigen erfolgen, der zur Inspektion beider Anlagen qualifiziert ist. Andernfalls wird empfohlen, 
die Inspektion der Lüftungsanlage von einem Sachverständigen durchführen zu lassen, der für die Inspektion 
von Klimaanlagen qualifiziert ist. 

In Mitgliedstaaten, die beschlossen haben, für eine Art von Anlagen Inspektionen und für die andere Art 
Alternativmaßnahmen einzuführen, besteht die Gefahr doppelter Inspektionen nicht. Allerdings sollte die 
Inspektion sicherstellen, dass der Heizungs- und der Kühlungszyklus in der Lüftungsanlage nicht gegeneinander 
wirken. 

Um festzustellen, ob eine Anlage oberhalb oder unterhalb des Schwellenwerts von 70 kW liegt, sollten die 
jeweiligen Nennwerte der Heizung und der Kühlung getrennt voneinander berücksichtigt werden. Zum Beispiel 
würde eine kombinierte Heizungs- und Klimaanlage mit einer Nennleistung der Heizung von 50 kW und einer 
Nennleistung der Kühlung von 30 kW sowohl in Bezug auf Inspektionen von Heizungs- als auch von 
Klimaanlagen unterhalb des Schwellenwerts liegen. Eine kombinierte Anlage mit einer Nennleistung der 
Heizung von 80 kW und einer Nennleistung der Kühlung von 30 kW läge oberhalb des Schwellenwertes für 
Inspektionen von Heizungsanlagen, aber unterhalb des Schwellenwertes für Inspektionen von Klimaanlagen. 

Der Grund für diese getrennte Behandlung liegt darin, dass auch in der EPBD Heizungs- und Klimaanlagen 
getrennt behandelt werden (Artikel 14 bzw. Artikel 15). Es gibt in der EPBD keine Bestimmungen, in denen 
solche Anlagen gemeinsam behandelt werden. Infolgedessen müssen sie, selbst wenn solche kombinierten 
Anlagen in der Praxis durchaus vorhanden sein können, gemäß Artikel 14 und Artikel 15 der EPBD mit ihren 
jeweiligen Inspektionsanforderungen, Berichtspflichten, Intervallen, Zertifizierung von Inspektoren usw. 
getrennt behandelt werden. 

2.3.2.5.  Wär mepumpen  u nd Dacha nlag e n (Ar t ike l  2  Nummer  18,  Ar t ike l  14  und 15 der  EPBD)  

In Artikel 2 Nummer 18 der EPBD wird „Wärmepumpe“ definiert als „eine Maschine, ein Gerät oder eine 
Anlage, die die Wärmeenergie der natürlichen Umgebung (Luft, Wasser oder Boden) auf Gebäude oder 
industrielle Anlagen überträgt, indem sie den natürlichen Wärmestrom so umkehrt, dass dieser von einem Ort 
tieferer Temperatur zu einem Ort höherer Temperatur fließt. Bei reversiblen Wärmepumpen kann auch die 
Wärme von dem Gebäude an die natürliche Umgebung abgegeben werden“. Wärmepumpen sind somit in der 
Lage, sowohl als Wärmeerzeuger für Heizungsanlagen als auch als Kälteerzeuger für Klimaanlagen zu fungieren, 
auch wenn sie in manchen Anwendungen nur die eine oder die andere Funktion bieten können. Wegen dieser 
Fähigkeit, sowohl Wärme als auch Kälte zu erzeugen, könnten Wärmepumpen sowohl unter Artikel 14 als auch 
unter Artikel 15 fallen. 

Wenn eine Wärmepumpe als Wärmeerzeuger in einer Anlage eingesetzt wird, die nur zu Heizzwecken dient, 
sollte die Anlage unter Artikel 14 fallen. Das wäre zum Beispiel bei einer Wärmepumpe der Fall, die Wärme für 
Heizung und Warmwasser liefert. 

Wenn eine Wärmepumpe als Wärmeerzeuger oder Kälteerzeuger in einer Anlage eingesetzt wird, die sowohl 
Wärme als auch Kälte liefert, sollte die Anlage unter Artikel 15 fallen. 

Dachanlagen sind eine besondere Kategorie von Wärmepumpen und kommen normalerweise in relativ großen 
Nichtwohngebäuden zur Anwendung. Sie funktionieren als Wärmepumpen und haben zusätzlich die Fähigkeit, 
gleichzeitig Wärme und Kälte bereitzustellen. Sie sollten immer als Anlagen angesehen werden, die unter 
Artikel 15 fallen. 

2.3.2.6.  Ene rgi eef f iz ien z  un ter  t ypi schen oder  durchschni t t l ichen B e t r i ebsbed ingunge n 
( Er wäg ungsgr un d 36 ,  Ar t ike l  1 4  Absatz  1  und Ar t ike l  15  Absatz  1  der  EPBD )  

Vor der Änderung hieß es in Erwägungsgrund 26 der EPBD: „Die regelmäßige Wartung und Inspektion von 
Heizungs- und Klimaanlagen durch qualifiziertes Personal trägt zu einem korrekten Betrieb gemäß der 
Produktspezifikation bei und gewährleistet damit eine optimale Leistung aus ökologischer, sicherheitstechnischer 
und energetischer Sicht“, und in Artikel 14 Absatz 1 war festgelegt, dass die Inspektion auch eine Prüfung der 
Kesseldimensionierung im Verhältnis zum Heizbedarf des Gebäudes umfassen müsse. 
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Nach der Änderung bezieht sich die EPBD nicht nur auf den Heizkessel, sondern auf die Anlage als Ganzes und 
insbesondere den Wärmeerzeuger. Daher liegt ein stärkerer Schwerpunkt auf normalen Betriebsbedingungen. In 
Erwägungsgrund 36 der Richtlinie (EU) 2018/844 wird erläutert, dass der Schwerpunkt bei Inspektionen 
vorzugweise auf den realen Nutzungsbedingungen mit sich verändernden Betriebsbedingungen liegen sollte, bei 
denen möglicherweise nur ein Teil der Nennleistung benötigt wird. Der Grund hierfür liegt darin, dass in 
Heizungsanlagen nur ein kleiner Teil der Energieunter Bedingungen verbraucht wird, die den Bedingungen 
nahekommen, für die die Anlagen ausgelegt sind. Stattdessen wird der größte Teil der Energie unter 
Bedingungen verbraucht, die einem Betrieb bei „Teillast“ entsprechen (d. h., wenn die Anlage nicht mit voller 
Kapazität arbeitet). Deshalb sollte das angestrebte Ziel sein sicherzustellen, dass die Anlage unter allen 
Bedingungen effizient und wirksam arbeiten kann. 

Gemäß Artikel 14 Absatz 1 der EPBD wird bei der Inspektion von Heizungsanlagen gegebenenfalls die Fähigkeit 
der Anlage berücksichtigt, ihre Leistung unter typischen oder durchschnittlichen Betriebsbedingungen zu 
optimieren. Die Mitgliedstaaten müssen ihre Rechtsvorschriften anpassen, um sicherzustellen, dass diese 
Leistungsbewertung gegebenenfalls im Anwendungsbereich der Inspektionen eingeschlossen ist. 

Der Betrieb einer Heizungsanlage hängt von vielen Faktoren ab, darunter: das Außenklima, Eigenschaften des 
Gebäudes, Nutzung des Gebäudes und Eigenschaften der Anlage. Eine Definition typischer oder 
durchschnittlicher Betriebsbedingungen für alle möglichen Kombinationen von Faktoren ist kompliziert und 
möglicherweise nicht machbar. 

Anlagen werden selten bei Volllast betrieben, stattdessen arbeiten sie unter als Teillast bezeichneten 
Bedingungen. Es ist möglich, auf der Grundlage des Prozentsatzes der Anlagenleistung während eines 
bestimmten Zeitraums einige allgemeine Orientierungshilfen zu typischen oder durchschnittlichen Betriebsbe­
dingungen zu geben. Zum Beispiel kann man als Faustregel sagen, dass eine Anlage bei typischen oder durch­
schnittlichen Bedingungen während eines Zeitraums (z. B. eines Tages) zwischen 20 % und 40 % der Leistung 
erbringt, für die sie ausgelegt ist. Das ergibt jedoch nur ein unvollständiges Bild. Selbst während eines typischen 
oder durchschnittlichen Tages können die effizientesten Einstellungen der Anlage im Tagesverlauf erheblich 
schwanken. Als Ergebnis dieser Überlegung ist es nicht zu empfehlen, dass in nationalen Rechtsvorschriften 
typische oder durchschnittliche Betriebsbedingungen in Abhängigkeit von der Anlagenlastdefiniert werden. 

Es ist auch möglich, einige allgemeine Orientierungshilfen für die Festlegung typischer oder durchschnittlicher 
Betriebsbedingungen auf Grundlage der Außentemperatur zu geben und anzugeben, wie diese von den 
Bedingungen abweichen, für die die Anlage ausgelegt wurde. Wenn zum Beispiel eine Anlage für eine 
Außentemperatur von – 10 °C ausgelegt wurde, könnte man die typischen oder durchschnittliche Betriebsbedin­
gungen in Abhängigkeit von einer weniger anspruchsvollen Außentemperatur (z. B. zwischen 5 und 10 °C) 
festlegen oder auf der Grundlage der Temperaturdifferenz zwischen Außen- und Innentemperatur (z. B. einer 
Temperaturdifferenz von 60 % zwischen Innen- und Außentemperatur, für die die Anlage ausgelegt wurde). Ein 
und dieselbe Anlage kann sich jedoch in Abhängigkeit von dem Gebäude, in dem sie installiert ist, der Art ihrer 
Nutzung und dem Wetter zu einem bestimmten Zeitpunkt vollkommen unterschiedlich verhalten. Folglich ist es 
nicht zu empfehlen, dass in nationalen Rechtsvorschriften typische oder durchschnittliche Betriebsbedingungen 
in Abhängigkeit von den Außenbedingungen (z. B. ein Standardtag) festgelegt oder in einer Tabelle aufgeführt 
werden. Dasselbe gilt für die Eigenschaften des Gebäudes oder die Gebäudenutzung (z. B. eine Belegung von 
80 %). 

Die technischen Einzelheiten zur Durchführung der Bewertung können in den Schulungsunterlagen oder der 
Dokumentation für die Inspektoren festgehalten werden. 

Technische Institutionen und Vereinigungen verstehen die Notwendigkeit gut, dem Betrieb von Anlagen unter 
typischen oder durchschnittlichen Betriebsbedingungen Rechnung zu tragen. Es gibt eine Reihe veröffentlichter 
Handbücher und Leitlinien, in denen die Effizienz von Anlagen unter Teillast (im Gegensatz zu Volllast oder 
Auslegungslast) behandelt wird. Es wird empfohlen, dass die Mitgliedstaaten diese Leitlinien befolgen oder sie 
bei der Erarbeitung ihrer eigenen Schulungsunterlagen berücksichtigen (8). 

2.3.2.7.  E l ektr o n ische  Ü ber wachungsf unkt ionen und wirksame Steuer ungsfunkt ionen in  
Wohng ebäud en  (Ar t ike l  14  Absatz  5  und Ar t ike l  15  Absatz  5  der  EPBD)  

Die Ausrüstung von Wohngebäuden mit elektronischen Überwachungsfunktionen und wirksamen Steuerungs­
funktionen kann zu erheblichen Energieeinsparungen führen, das Raumklimamanagement verbessern und 
sowohl für Gebäudeeigentümer als auch für Gebäudenutzer vorteilhaft sein. Das ist insbesondere bei großen 
Gebäuden der Fall, bei denen der Zugang zur Anlagensteuerung und zu Informationen über die Anlage für die 
meisten Nutzer eingeschränkt ist. 
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(8) Z. B. die im von der Kommission finanzierten Projekt iSERV entwickelte Anleitung für die Durchführung von Inspektionen von 
Klimaanlagen („Inspection methodology — Air conditioning maintenance tasks — Identifying energy services“ http://www.iservcmb. 
info/sites/default/files/results/Physical-Inspections/Public-report-Methodology-for-HVAC-System-Inspections.pdf) oder der technische 
Bericht über die Verbesserung der Leistung von Wärmepumpen unter Betriebsbedingungen des Verbands REHVA („Capacity control of 
heat pumps“ https://www.rehva.eu/publications-and-resources/rehva-journal/2012/052012/capacity-control-of-heat-pumps-full- 
version.html). 

http://www.iservcmb.info/sites/default/files/results/Physical-Inspections/Public-report-Methodology-for-HVAC-System-Inspections.pdf
http://www.iservcmb.info/sites/default/files/results/Physical-Inspections/Public-report-Methodology-for-HVAC-System-Inspections.pdf
https://www.rehva.eu/publications-and-resources/rehva-journal/2012/052012/capacity-control-of-heat-pumps-full-version.html
https://www.rehva.eu/publications-and-resources/rehva-journal/2012/052012/capacity-control-of-heat-pumps-full-version.html


Artikel 14 Absatz 5 der EPBD zu elektronischen Überwachungsfunktionen und wirksamen Steuerungs­
funktionen bezieht sich nur auf Wohngebäude. Gemäß diesem Artikel können die Mitgliedstaaten selbst 
entscheiden, ob sie Anforderungen im Rahmen ihrer nationalen Umsetzungsmaßnahmen einführen, um 
sicherzustellen, dass Wohngebäude mit solchen Funktionen ausgestattet werden. 

Artikel 14 Absatz 5 Buchstabe a der EPBD betrifft die kontinuierliche elektronische Überwachung. Systeme, die 
diese Funktion bieten, messen ihren eigenen Energieverbrauch und nutzen ihn, um die Energieeffizienz des 
Systems zu berechnen, die dem Eigentümer oder Verwalter des Systems mitgeteilt werden sollte. Wenn die 
Energieeffizienz des Systems erheblich nachlässt oder eine Wartung erforderlich ist, informiert das System den 
Eigentümer oder Verwalter. Das System sollte kontinuierlich und nicht periodisch (z. B. einmal alle drei Monate) 
arbeiten. 

Artikel 14 Absatz 5 Buchstabe b der EPBD betrifft wirksame Steuerungsfunktionen zur Gewährleistung der 
optimalen Erzeugung, Verteilung, Speicherung und Nutzung der Energie. Diese Steuerungsfunktionen sollten 
dem Szenario eines Wohngebäudes mit vielen Wohnungen und einem einzigen Heizungssystem Rechnung 
tragen, in dem die einzelnen Nutzer das System nur innerhalb der Grenzen ihrer Gebäudeeinheit steuern 
können. 

Artikel 14 Absatz 5 der EPBD betrifft die optionale Ausrüstung von Wohngebäuden mit diesen beiden 
Funktionen. 

Anders als Artikel 14 Absatz 1 und Artikel 14 Absatz 4 der EPBD, in denen bestimmte Schwellenwerte für die 
verbindlichen, in die nationalen Umsetzungsmaßnahmen zu übernehmenden Anforderungen vorgegeben 
werden, hat Artikel 14 Absatz 5 fakultativen Charakter („können“), enthält daher keine Einzelheiten zu 
Schwellenwerten für Nennleistungen und deckt implizit alle Wohngebäude unabhängig von ihrer Größe ab. Es 
wird empfohlen, dass die Mitgliedstaaten bei der Festlegung von Anforderungen den unterschiedlichen System- 
und Gebäudearten Rechnung tragen. 

2.3.2.8.  Ausnah m er egelu ng en f ür  Inspe k t ionen (Ar t ikel  14  Absätze  2 ,  4  und  5  sow ie  Ar t i ke l  15  
Absät ze  2 ,  4  u nd 5  der  EP B D)  

Vor der Änderung gewährte die Richtlinie den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, die Häufigkeit der Inspektionen 
zu verringern bzw. die Inspektionen einzuschränken, sofern elektronische Überwachungs- und 
Steuerungssysteme vorhanden waren. 

Mit der Änderung der EPBD werden Ausnahmeregelungen eingeführt für den Fall, dass 

a)  das gebäudetechnische System unter einen Energieleistungsvertrag (oder einen ähnlichen Vertrag) fällt oder 
von einem Versorgungsunternehmen oder einem Netzbetreiber betrieben wird (Ausnahmeregelung gemäß 
Artikel 14 Absatz 2), oder 

b)  die Heizungsanlage bestimmte Steuerungs- und Überwachungsfunktionen gemäß Artikel 14 Absätze 4 und 
5 aufweist (Ausnahmeregelung gemäß Artikel 14 Absatz 6). 

a) Unter Energieleistungsverträgen (oder ähnliche Verträgen) fallende gebäudetechnische Systeme (Artikel 14 
Absatz 2 und Artikel 15 Absatz 2 der EPBD) 

Gemäß Artikel 14 Absatz 2 der EPBD sind diejenigen gebäudetechnischen Systeme von Inspektionen 
ausgenommen, die ausdrücklich unter ein vereinbartes Kriterium für die Gesamtenergieeffizienz oder eine 
vertragliche Abmachung mit einem vereinbarten Niveau der Energieeffizienzverbesserung wie Energieleistungs­
verträge fallen. Ein Energieleistungsvertrag gemäß der Begriffsbestimmung in Artikel 2 Nummer 27 der 
Energieeffizienzrichtlinie erfüllt diese Anforderungen. 

Gebäude, die von einem Versorgungsunternehmen oder einem Netzbetreiber betrieben werden und demnach 
systemseitigen Maßnahmen zur Überwachung der Effizienz unterliegen, sind ebenfalls ausgenommen. 

Die in Artikel 14 Absatz 2 der EPBD aufgeführten Ausnahmen sind nur anwendbar, falls die Gesamtaus­
wirkungen eines solchen Ansatzes denen, die bei Anwendung von Artikel 14 Absatz 1 der EPBD entstehen, 
gleichwertig sind. 

In der EPBD ist nicht angegeben, wie diese Gleichwertigkeit festzustellen ist. Eine Möglichkeit könnte darin 
bestehen festzustellen, ob ein gebäudetechnisches System bereits einer regelmäßigen Inspektion im Rahmen des 
Vertrags oder der Vereinbarung unterzogen wird und ob diese ihrer Art nach den Inspektionen gemäß 
Artikel 14 Absatz 1 ähnlich ist. Unterliegt das gebäudetechnische System einer solchen Inspektion, könnte das 
Vorliegen einer Ausnahme von den Anforderungen gemäß Artikel 14 Absatz 1 festgestellt werden. 

Es kann davon ausgegangen werden, dass in den meisten Energieleistungsverträgen oder -vereinbarungen 
regelmäßige Inspektionen bereits in einem gewissen Umfang enthalten sind. Jedoch stimmt der Gesamtumfang 
dieser Inspektionen möglicherweise nicht vollständig mit den Anforderungen der EPBD überein. Unter 
normalen Umständen wäre es für die Mitgliedstaaten unmöglich, jeden Energieleistungsvertrag einzeln daraufhin 
zu überprüfen, ob er gleichwertig ist oder nicht. Außerdem können die Bedingungen verschiedener Verträgen 
beträchtlich voneinander abweichen, da die Verträge zwischen zwei privaten Unternehmen geschlossen werden 
können. Daher können die Mitgliedstaaten beschließen, solche Verträge zu vereinheitlichen und zu normieren. 
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In Artikel 2 Nummer 27 der Energieeffizienzrichtlinie wird „Energieleistungsvertrag“ definiert als „eine 
vertragliche Vereinbarung zwischen dem Begünstigten und dem Erbringer einer Maßnahme zur Energieeffizienz­
verbesserung, die während der gesamten Vertragslaufzeit einer Überprüfung und Überwachung unterliegt und 
in deren Rahmen Investitionen (Arbeiten, Lieferungen oder Dienstleistungen) in die betreffende Maßnahme zur 
Energieeffizienzverbesserung in Bezug auf einen vertraglich vereinbarten Umfang an Energieeffizienzverbes­
serungen oder ein anderes vereinbartes Energieleistungskriterium, wie finanzielle Einsparungen, getätigt 
werden.“ 

Neben anderen Maßnahmen werden mit der Energieeffizienzrichtlinie auch Vorschriften über Energiedienst­
leistungen eingeführt. Gemäß Artikel 16 der Energieeffizienzrichtlinie sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, 
sofern erforderlich, Zertifizierungs- und/oder Akkreditierungsprogramme zu entwickeln. 

Gemäß Artikel 18 der Energieeffizienzrichtlinie müssen die Mitgliedstaaten den öffentlichen Sektor 
unterstützen, indem sie Energieleistungs-Musterverträge bereitstellen. Diese Musterverträge müssen gemäß 
Artikel 18 der Energieeffizienzrichtlinie mindestens die in Anhang XIII aufgeführten Punkte enthalten. 

Für die Zwecke der Gleichwertigkeitsanforderungen gemäß Artikel 14 Absatz 2 der EPBD könnten von einem 
akkreditierten/zertifizierten Unternehmen unterzeichnete Energieleistungsverträge, bei denen das Muster gemäß 
Anhang XIII der Energieeffizienzrichtlinie angemessen befolgt wurde, als Verträge mit zu Inspektionen 
gleichwertigen Auswirkungen angesehen werden. 

Daher müssten die Mitgliedstaaten eine öffentlich zugängliche Liste akkreditierter bzw. zertifizierter 
Unternehmen sowie mit öffentlich verfügbaren Musterverträgen bereitstellen. 

Für Aufzeichnungszwecke sollte der Status eines Systems, das aufgrund eines Energieleistungsvertrags von 
Inspektionen ausgenommen ist, in der Inspektionsdatenbank erfasst werden. Dieser Eintrag sollte einen Hinweis 
auf die Laufzeit des Vertrags und damit den Zeitraum, für den die Ausnahme gilt, umfassen. 

In Mitgliedstaaten, in denen Musterverträge und eine Liste akkreditierter bzw. zertifizierter Unternehmen nicht 
öffentlich verfügbar sind, müssen die Behörden die Verträge einzeln darauf prüfen, ob Gleichwertigkeit vorliegt 
oder nicht. Die Vertragsparteien könnten dies erleichtern, indem sie ihrem Vertrag einen Anhang hinzufügen, 
der klar und eindeutig mindestens die folgenden, in Anhang XIII der Energieeffizienzrichtlinie aufgeführten 
Punkte angibt: 

a)  mittels Durchführung der Vertragsmaßnahmen zu erzielende garantierte Einsparungen; 

b)  Vertragslaufzeit und -zwischenziele, Kündigungsbedingungen und -fristen; 

c)  für die Ermittlung der erzielten Einsparungen maßgebliches Datum; 

d)  Verpflichtung zur vollständigen Durchführung der Vertragsmaßnahmen und Dokumentation aller im Laufe 
des Projekts vorgenommenen Änderungen; 

e)  klare und transparente Bestimmungen zur die Messung und Überprüfung der erzielten garantierten 
Einsparungen, Qualitätskontrollen und Garantien (idealerweise mit Verweis auf nationale oder EU-Normen). 

Die Mitgliedstaaten könnten es nützlich finden, sich auf bestehende Normen (9), Leitlinien (10) und 
Musterverträge (11) zu beziehen. 

b) Systeme für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung, kontinuierliche elektronische Überwachungs­
funktionen und wirksame Steuerungsfunktionen (Artikel 14 Absätze 4 und 5 und Artikel 15 Absätze 4 und 
5 der EPBD) 

Gemäß Artikel 14 Absatz 6 sind Gebäude, die die Kriterien von Artikel 14 Absatz 4 und Artikel 14 Absatz 5 
erfüllen, von den in Artikel 14 Absatz 1 vorgesehenen Inspektionen ausgenommen. 

Gemäß Artikel 14 Absatz 4 der EPBD müssen in Nichtwohngebäuden mit einer Nennleistung der 
Heizungsanlage oder kombinierten Raumheizungs- und Lüftungsanlage von mehr als 290 kW, sofern technisch 
und wirtschaftlich realisierbar, bis zum Jahr 2025 Systeme für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung 
installiert sein (12). 
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(9) z. B. die italienische Norm UNI CEI 11352, die allgemeine Anforderungen, eine Checkliste zur Überprüfung der Anforderungen eines 
Unternehmen und des Inhalts eines Dienstleistungsangebots, sowie eine Checkliste und spezifische Verweise auf Anhang XIII der 
Energieeffizienzrichtlinie umfasst, oder die spanische Norm UNE 216701 „Clasificación de proveedores de servicios energéticos“, für die 
Klassifizierung von Energiedienstleistern. 

(10) z. B. die Leitlinie für die Abfassung administrativer und technischer Vertragsklauseln für Energieleistungsverträge mit garantierten 
Einsparungen, die harmonisierten Vorschriften unterliegen (Dienstleistungsverträge). Es handelt sich um eine Leitlinie für Ausschrei­
bungsverfahren für Energieleistungsverträge (verfügbar unter: http://icaen.gencat.cat/web/.content/10_ICAEN/18_actuacio_ 
internacional/Enllacos/Arxius/20180717_EPC_Public_Tendering_GUIDE.pdf). 

(11) z. B. der spanische „Modelo de contrato de rendimiento energético con inversión adaptado a la le 9/2017 y a la guía de tratamiento 
estadístico de Eurostat“, und in Slowenien der „Oris Vzorca Pogodbe“ (verfügbar unter: http://www.energetika-portal. 
si/podrocja/energetika/energetska-prenova-javnih-stavb/projektna-pisarna/). 

(12) Siehe Abschnitte 2.2.4, 2.3.3.1 und 2.3.3.3(b). 

http://icaen.gencat.cat/web/.content/10_ICAEN/18_actuacio_internacional/Enllacos/Arxius/20180717_EPC_Public_Tendering_GUIDE.pdf
http://icaen.gencat.cat/web/.content/10_ICAEN/18_actuacio_internacional/Enllacos/Arxius/20180717_EPC_Public_Tendering_GUIDE.pdf
http://www.energetika-portal.si/podrocja/energetika/energetska-prenova-javnih-stavb/projektna-pisarna/
http://www.energetika-portal.si/podrocja/energetika/energetska-prenova-javnih-stavb/projektna-pisarna/


Nichtwohngebäude mit Systemen mit einer Nennleistung zwischen 70 kW und 290 kW sind von der 
Verpflichtung zur Installation von Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung nicht betroffen, 
jedoch können die Mitgliedstaaten beschließen, den Schwellenwert zu senken und auch bei Heizungsanlagen 
mit kleineren Systemen die Installation von Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung zu 
verlangen. Gebäude, die unter die neue Anforderung fallen und in denen Systeme für die Gebäudeautoma­
tisierung und -steuerung installiert sind, sollten ebenfalls von Inspektionen ausgenommen werden. 

Einzelne Gebäudeeigentümer können beschließen, ein System für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung 
zu installieren, das die in Artikel 14 Absatz 4 der EPBD festgelegten wesentlichen Anforderungen erfüllt. In 
solchen Fällen können die Mitgliedstaaten beschließen, diese Gebäude von Inspektionen auszunehmen, auch 
wenn deren Anlagen den Schwellenwert von 290 kW nicht erreichen. Bei einem solchen Beschluss, sollten die 
Mitgliedstaatendiese Ausnahme jedoch in ihre Umsetzungsmaßnahmen für die EPBD aufnehmen. 

Gemäß Artikel 14 Absatz 5 der EPBD können die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass Wohngebäude mit 
kontinuierlichen elektronischen Überwachungsfunktionen und wirksamen Steuerungsfunktionen ausgerüstet 
sind. Ähnlich wie bei Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung können einige dieser Elemente 
auf dem Markt bereits in der einen oder anderen Form vorhanden sein. Sie erfüllen jedoch möglicherweise die 
Anforderungen von Artikel 14 Absatz 5 der EPBD nicht vollständig. Daher sollte bei der Definition dieser 
Systeme und bei ihrer Einführung in die nationalen Rechtsvorschriften die Unterschiede klar hervorgehoben 
werden. 

Laut Erwägungsgrund 39 der Richtlinie (EU) 2018/844 können die Mitgliedstaaten beschließen, die bereits 
vorhandenen Inspektionssysteme weiter zu betreiben. Allerdings sollten dabei die gemäß Artikel 14 Absatz 2 
und Artikel 14 Absatz 6 anwendbaren Ausnahmen berücksichtigt werden. 

2.3.2.9.  Al ter nat ivm aßn ahmen  

Gemäß Artikel 14 Absatz 3 der EPBD können die Mitgliedstaaten beschließen, für Heizungsanlagen oder 
kombinierte Raumheizungs- und Lüftungsanlagen Alternativmaßnahmen anzuwenden. In solchen Fällen sind 
die Mitgliedstaaten verpflichtet sicherzustellen, dass die Gesamtauswirkungen der Maßnahmen denen, die mit 
einem Inspektionssystem gemäß Artikel 14 Absatz 1 erreicht würden, gleichwertig sind. Das bedeutet, dass ein 
Bezugswert für die Auswirkungen der in Artikel 14 Absatz 1 genannten Maßnahmen berechnet werden sollte, 
um Aufschluss darüber zu erhalten, ob mit Alternativmaßnahmen dieselben Auswirkungen erzielt würden. 

Es gibt vier Szenarien für die unterschiedlichen Situationen, mit denen die Mitgliedstaaten bei der Anwendung 
von Alternativmaßnahmen konfrontiert sein könnten. 

a) Szenario 1: Mitgliedstaaten haben bereits vor der Änderung der EPBD Alternativmaßnahmen angewandt und 
beschließen, diese weiterhin anzuwenden 

Mit der Änderung der EPBD wurden die Bestimmungen über Alternativmaßnahmen zu Inspektionen nicht 
wesentlich geändert. Sie sind jedoch von den Änderungen der Bestimmungen in den anderen Absätzen des 
Artikels 14 betroffen. Diese Bestimmungen haben unterschiedliche Auswirkungen auf Artikel 14 Absatz 3 der 
EPBD, wie in den folgenden Absätzen erläutert wird. 

Die Einführung des neuen Schwellenwerts von 70 kW in der EPBD bedeutet, dass die Mitgliedstaaten, die 
beschließen, Alternativmaßnahmen anzuwenden, diese Maßnahmen auf die Anlagen anwenden müssen, die 
unter den neuen erhöhten Schwellenwert fallen. Das könnte zu einer Verringerung der Anzahl der von 
Alternativmaßnahmen betroffenen Anlagen führen, und infolgedessen zu einer Verringerung der erzielten 
Energieeinsparungen. 

Dagegen sollte die neue Anforderung bezüglich der Inspektion der Lüftungseinheit kombinierter Heizungs- und 
Lüftungsanlagen die Auswirkungen in Form von Energieeinsparungen pro Inspektion erhöhen. Die 
Mitgliedstaaten sollten dies bei der Festlegung des Bezugswerts für die mit den Alternativmaßnahmen 
angestrebten Auswirkungen berücksichtigen. 

Die Bestimmungen über Ausnahmeregelungen in Artikel 14 Absatz 2 (Ausnahme von Systeme, die unter 
Kriterien für die Gesamtenergieeffizienz fallen) und Artikel 14 Absatz 6 (Ausnahme von für Anlagen mit 
Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung) der EPBD könnten ebenfalls zu einer Verringerung 
der Zahl der Inspektionen führen. 

Gemäß Artikel 14 Absatz 5 der EPBD können die Mitgliedstaaten Anforderungen in Bezug auf elektronische 
Überwachungsfunktionen und verbesserte Steuerungsfunktionen in Wohngebäuden festlegen. Gemäß Artikel 14 
Absatz 6 der EPBD wären mit solchen Funktionen ausgestattete Gebäude von Inspektionen ausgenommen. 
Deshalb müssten Mitgliedstaaten, die Alternativmaßnahmen anwenden, diese Gruppe von Gebäuden 
ausschließen, wenn sie die Anwendung solcher Anforderungen beschließen. 
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Das Spektrum der Maßnahmen, die Mitgliedstaaten zur Anwendung von Artikel 14 Absatz 3 der EPBD 
ergreifen können, ist im Zuge der Änderung der EPBD nicht verändert worden. 

Aus den oben angeführten Gründen sind Mitgliedstaaten, die beschließen, weiterhin Alternativmaßnahmen 
gemäß der EPBD anzuwenden, verpflichtet sicherzustellen, dass diese Maßnahmen Gesamtauswirkungen haben, 
die denen, die bei Anwendung eines Inspektionssystems gemäß Artikel 14 Absatz 1 entstehen, gleichwertig 
sind. Dazu ist es erforderlich, den Bezugswert für die Auswirkungen eines Inspektionssystems gemäß Artikel 14 
Absatz 1 im Hinblick auf Artikel 14 Absatz 1 sowie auf die oben erwähnten Änderungen und Anforderungen 
der EPBD neu zu berechnen. Durch eine solche Neuberechnung könnten die betroffenen Mitgliedstaaten 
Aufschluss darüber erhalten, ob die vorhandenen Alternativmaßnahmen dieselben Auswirkungen haben wie 
eine Inspektion oder dahinter zurückbleiben, und die Maßnahmen entsprechend verändern, um gleichwertige 
Auswirkungen zu gewährleisten. 

Die Mitgliedstaaten sollten die Ergebnisse dieses Prozesses in den Bericht zum Nachweis der Gleichwertigkeit 
aufnehmen, der gemäß Artikel 14 Absatz 3 der Kommission vorgelegt werden muss, bevor der Mitgliedstaat die 
Alternativmaßnahmen anwendet. 

b) Szenario 2: Nach der Umsetzung beschließen Mitgliedstaaten, die bereits Alternativmaßnahmen anwenden, 
die Art ihrer Alternativmaßnahmen zu ändern 

Dieses Szenario entspricht einer Situation, in der ein Mitgliedstaat nach der anfänglichen Umsetzung von 
Artikel 14 Absatz 3 in nationales Recht beschließt, den Anwendungsbereich und/oder die Art der eingeführten 
gleichwertigen Alternativmaßnahmen zu ändern. Zum Beispiel: ein Mitgliedstaat, der Maßnahmen A, B und C 
anwendet, beschließt, sie zu ändern und C, D und E anzuwenden. 

Wie unter Szenario 1 erläutert, sind die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 14 Absatz 3 der EPBD verpflichtet, die 
Kommission von ihrer Absicht, Alternativmaßnahmen anzuwenden, in Kenntnis zu setzen, bevor diese 
angewandt werden. Dazu muss der Mitgliedstaat gemäß Artikel 14 Absatz 3 der Kommission einen 
Zusatzbericht vorlegen, der zeigt, dass die Auswirkungen der geänderten Alternativmaßnahmen den 
Auswirkungen der Inspektionssysteme gemäß Artikel 14 Absatz 1 gleichwertig sind. Die Kommission bewertet 
dann diesen Zusatzbericht, um sicherzustellen, dass der betreffende Mitgliedstaat weiterhin gleichwertige 
Einsparungen erzielt. 

c) Szenario 3: Änderungen am Gebäudebestand wirken sich auf den Anwendungsbereich von Artikel 14 
Absatz 1 aus und haben folglich auch Auswirkungen auf den Anwendungsbereich der Alternativmaßnahmen 

Mit der Änderung und Entwicklung des Gebäudebestands ändert sich auch der Anwendungsbereich der 
Inspektionssysteme gemäß Artikel 14 Absatz 1. Wenn beispielsweise immer mehr Niedrigstenergiegebäude auf 
den Markt kommen, wird wahrscheinlich auch der Anteil der Gebäude mit Anlagen über 70 kW abnehmen. 
Zudem werden Gebäude mit installierten Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung (siehe 
Kapitel 2.8) von den Inspektionen ausgenommen sein. Mit der Zeit könnten diese beiden Elemente beträchtliche 
Auswirkungen auf den Anwendungsbereich der Inspektionssysteme und somit auch auf jegliche gleichwertige, 
von Mitgliedstaaten bereits eingeführte Alternativmaßnahmen haben. 

Die Mitgliedstaaten können solche Veränderungen beispielsweise im Rahmen einer eigenständigen Studie oder 
durch laufende Bewertung der Alternativmaßnahmen ermitteln. Sie können solche Veränderungen auch im 
integrierten nationalen energie- und klimabezogenen Fortschrittsbericht erwähnen, der gemäß Artikel 17 der 
Verordnung (EU) 2018/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates (13) (im Folgenden „Verordnung (EU) 
2018/1999“) alle zwei Jahre vorzulegen ist. 

Sind die Veränderungen am nationalen Gebäudebestand solcher Art, dass der Anwendungsbereich oder die 
Intensität der Alternativmaßnahmen nicht mehr mit denen eines Inspektionssystems gleichwertig sind, sollte der 
betroffene Mitgliedstaat die Alternativmaßnahmen anpassen. Die Mitgliedstaaten können dies sowohl durch 
Änderung bestehender als auch durch Einführung neuer Alternativmaßnahmen tun. 

Gemäß Artikel 14 Absatz 3 der EPBD sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, die Kommission von ihrer Absicht, 
Alternativmaßnahmen anzuwenden, in Kenntnis zu setzen, bevor sie diese anwenden. Veränderungen am 
Gebäudebestand können es für einen Mitgliedstaat notwendig machen, seine Alternativmaßnahmen zu ändern; 
in solchen Fällen muss der betreffende Mitgliedstaat gemäß Artikel 14 Absatz 3 der EPBD die Kommission von 
allen Veränderungen in Kenntnis setzen, bevor die geänderten Alternativmaßnahmen angewandt werden. 
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(13) Verordnung (EU) 2018/1999 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 über das Governance-System für die 
Energieunion und für den Klimaschutz, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 663/2009 und (EG) Nr. 715/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates, der Richtlinien 94/22/EG, 98/70/EG, 2009/31/EG, 2009/73,/EG, 2010/31/EU, 2012/27/EU und 
2013/30/EU des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 2009/119/EG und (EU) 2015/652 des Rates und zur 
Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 525/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S. 1). 



Gemäß Artikel 14 Absatz 3 der EPBD muss der Mitgliedstaat die Kommission durch Vorlage eines 
Zusatzberichts informieren, der zeigt, dass die Auswirkungen der geänderten Alternativmaßnahmen den 
Auswirkungen der Inspektionssysteme gemäß Artikel 14 Absatz 1 gleichwertig sind. Die Kommission bewertet 
dann diesen Zusatzbericht, um sicherzustellen, dass der betreffende Mitgliedstaat weiterhin gleichwertige 
Einsparungen erzielt. 

d) Szenario 4: Mitgliedstaaten beschließen, erstmals Alternativmaßnahmen anzuwenden 

Dieses Szenario betrifft eine Situation, in der ein Mitgliedstaat, der bisher Inspektionssysteme angewandt hat, 
beschließt, zum ersten Mal zu Alternativmaßnahmen überzugehen. 

Gemäß Artikel 14 Absatz 3 der EPBD sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, die Kommission von ihrer Absicht, 
diese Option zu nutzen, in Kenntnis zu setzen, bevor sie die Alternativmaßnahmen anwenden. Hierfür muss der 
Mitgliedstaat gemäß Artikel 14 Absatz 3 der EPBD der Kommission einen Zusatzbericht vorlegen, der zeigt, 
dass die Auswirkungen der Alternativmaßnahmen den Auswirkungen der Inspektionssysteme gemäß Artikel 14 
Absatz 1 gleichwertig sind. Die Kommission bewertet dann diesen Bericht, um sicherzustellen, dass der 
betreffende Mitgliedstaat tatsächlich gleichwertige Einsparungen erzielt. 

e) Vorlage von Berichten 

Gemäß Artikel 14 Absatz 3 der EPBD muss ein Mitgliedstaat der Kommission einen Gleichwertigkeitsbericht 
vorlegen, bevor er Alternativmaßnahmen anwendet. Die Kommission bewertet den Bericht und ergreift 
gegenüber dem Mitgliedstaat geeignete Maßnahmen. 

Gemäß Artikel 14 Absatz 3 der EPBD müssen die Mitgliedstaaten alle Gleichwertigkeitsberichte ebenfalls als Teil 
der integrierten nationalen Energie- und Klimapläne vorlegen. Gemäß Artikel 17 der Verordnung (EU) 
2018/1999 müssen die einzelnen Mitgliedstaaten diese in der nächsten geeigneten Phase des Berichtszyklus 
vorlegen (14). Wenn der Zeitpunkt des Berichtszyklus und der Zeitpunkt der Einführung der neuen oder 
geänderten Alternativmaßnahme übereinstimmen, kann der Mitgliedstaat den Gleichwertigkeitsbericht einfach 
als Anhang seines nationalen Energie- und Klimaplans vorlegen. 

Stimmen die Zeitpläne nicht in der oben beschriebenen Weise überein, muss der Mitgliedstaat gemäß Artikel 14 
Absatz 3 der EPBD seinen Bericht in jedem Fall der Kommission vorlegen, bevor die Maßnahmen durchgeführt 
werden. Die Mitgliedstaaten können ihre Berichte direkt bei der Generaldirektion Energie einreichen, müssen sie 
jedoch gemäß Artikel 17 der Verordnung (EU) 2018/1999 auch im nächsten Berichtszyklus vorlegen. 

2.3.3. Anforderungen betreffend die Installation selbstregulierender Einrichtungen und von Systemen für die Gebäudeautoma­
tisierung und -steuerung (Artikel 8 Absatz 1, Artikel 14 Absatz 4 und Artikel 15 Absatz 4 der EPBD) 

2.3.3.1.  S ysteme für  d i e  Gebäudeautoma t is ier ung und -s teuer ung  (Ar t ike l  2  Numme r  3a ,  Ar t i ke l  1 4  
Ab satz  4  und Ar t ike l  15  Ab satz  4  der  EPBD)  

Der Begriff „Systeme für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung“ ist ein weit bekannter und verwendeter 
Begriff, dessen Bedeutung beträchtlich schwanken kann. Bevor die Anforderungen an Systeme für die 
Gebäudeautomatisierung und -steuerung besprochen werden, ist es wichtig zu betonen, worauf sich dieser 
Begriff in dem spezifischen Anwendungsbereich der Artikel 14 und 15 der EPBD bezieht. 

Zunächst ist ein System für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung ein System, das der in Artikel 2 
Nummer 3a der EPBD gegebenen Begriffsbestimmung entspricht, die wie folgt lautet (15): 

„3a.  „System für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung“ [bezeichnet]ein System, das sämtliche Produkte, 
Software und Engineering-Leistungen umfasst, mit denen ein energieeffizienter, wirtschaftlicher und 
sicherer Betrieb gebäudetechnischer Systeme durch automatische Steuerungen sowie durch die 
Erleichterung des manuellen Managements dieser gebäudetechnischen Systeme unterstützt werden kann;“ 
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(14) Die Mitgliedstaaten müssen ihre ersten endgültigen nationalen Energie- und Klimapläne bis Ende 2019 vorzulegen. Die nationalen 
Energie- und Klimapläne werden danach in den Jahren 2023 (Entwurf) und 2024 (endgültige Aktualisierung) aktualisiert. Ab März 
2023 und danach alle zwei Jahre müssen die Mitgliedstaaten auch Fortschrittsberichte über ihre nationalen Energie- und Klimapläne 
vorlegen. 

(15) Diese Begriffsbestimmung ähnelt der Begriffsbestimmung in der Norm EN 15232. 



Darüber hinaus muss ein System für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung innerhalb des Geltungs­
bereichs der Artikel 14 und 15 der EPBD alle in Artikel 14 Absatz 4 und Artikel 15 Absatz 4 der EPBD 
aufgeführten Fähigkeiten aufweisen und damit zu Folgendem in der Lage sein: 

a)  „den Energieverbrauch kontinuierlich zu überwachen, zu protokollieren, zu analysieren und dessen 
Anpassung zu ermöglichen; 

b)  Benchmarks in Bezug auf die Energieeffizienz des Gebäudes aufzustellen, Effizienzverluste von 
gebäudetechnischen Systemen zu erkennen und die für die Einrichtungen oder das gebäudetechnische 
Management zuständige Person über mögliche Verbesserungen der Energieeffizienz zu informieren; und 

c)  die Kommunikation zwischen miteinander verbundenen gebäudetechnischen Systemen und anderen 
Anwendungen innerhalb des Gebäudes zu ermöglichen und gemeinsam mit anderen Typen 
gebäudetechnischer Systeme betrieben zu werden, auch bei unterschiedlichen herstellereigenen Technologien, 
Geräten und Herstellern.“ 

Systeme für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung, die gemäß den Auflagen in Artikel 14 Absatz 4 und 
Artikel 15 Absatz 4 der EPBD in Nichtwohngebäuden installiert sind, müssen sowohl der Begriffsbestimmungin 
Artikel 2 Nummer 3a dieser Richtlinie entsprechen als auch die oben genannten Fähigkeiten aufweisen. Diese 
Fähigkeiten sollten mindestens für die gebäudetechnischen Systeme gewährleistet werden, die in den 
Anwendungsbereich der Artikel 14 und 15 der EPBD fallen, d. h. Heizungsanlagen, Klimaanlagen, kombinierte 
Heizungs- und Lüftungsanlagen sowie kombinierte Klima- und Lüftungsanlagen. 

Auch wenn Automatisierungs- und Steuerungssysteme bei einigen Gebäudekategorien (z. B. Nichtwohngebäude) 
bereits allgemein üblich sind, weisen die meisten Gebäude solche fortgeschrittenen Fähigkeiten nicht auf, und 
daher werden bei denjenigen, die den oben genannten Auflagen entsprechen müssen, Modernisierungen 
erforderlich, die eine umfangreiche Investition darstellen können. 

Es ist daher besonders wichtig, dass die Beteiligten (z. B. Verwalter von Gebäuden, die die Auflagen erfüllen 
müssen) darauf aufmerksam gemacht werden, dass der Anwendungsbereich der Anforderungen über das 
hinausgeht, was von solchen Systemen üblicherweise abgedeckt wird. 

2.3.3.2.  Se lbstreg ul ie re nde  E inr i ch tun ge n (Ar t ike l  8  Absatz  1  der  EPBD)  

In der EPBD werden „selbstregulierende Einrichtungen“ genannt, ohne dass in einer eigenen Begriffsbestimmung 
erläutert wird, was darunter zu verstehen ist. In Artikel 8 Absatz 1 der EPBD wird jedoch verdeutlicht, dass eine 
solche Einrichtung die separate Regelung der Temperatur in jedem Raum (oder, sofern gerechtfertigt, in einem 
bestimmten Bereich) des Gebäudeteils ermöglichen muss. Die infolge der Anwendung dieser Vorschriften 
installierten Einrichtungen sollten deshalb 

a)  die automatische Anpassung der Heizleistung in Abhängigkeit von der Innentemperatur (sowie optional von 
weiteren Parametern (16)) ermöglichen; 

b)  die Regelung der Heizleistung in jedem Raum (oder Bereich) gemäß den Heizungseinstellungen des 
betreffenden Raumes (oder Bereichs) ermöglichen. 

Das heißt im Besonderen, dass 

a)  jede auf der manuellen Regelung der Heizleistung beruhende Lösung die Anforderungen nicht erfüllen 
würde, auch wenn die Anpassung auf Ebene der einzelnen Räume (oder Bereiche) erfolgen kann; 

b)  jede Lösung, die die automatische Regelung der Raumtemperatur ermöglicht, jedoch nicht auf Ebene der 
einzelnen Räume (oder Bereiche), z. B. eine automatische Regelung auf Wohnungsebene, die Anforderungen 
nicht erfüllen würde. 

Es ist wichtig festzuhalten, dass unabhängig von der Anzahl oder Art der installierten Systeme das 
entscheidende Kriterium darin besteht, dass die Systeme es den Benutzern ermöglichen, die Temperaturein­
stellungen anzupassen, und sicherstellen, dass diese Einstellungen eingehalten werden (17). 
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(16) In diesem Zusammenhang bedeutet „automatisch“, dass die Einrichtung die automatische Regelung der Heizleistung auf der Grundlage 
vordefinierter Einstellungen ermöglicht, wenn sich die Umgebungstemperatur ändert. Die Anpassung der Einstellungen selbst erfolgt 
jedoch im Allgemeinen manuell und wird von den Benutzern vorgenommen (z. B. manuelle Anpassung der Temperatureinstellungen an 
einem thermostatischen Heizkörperventil). 

(17) Wenn zum Beispiel ein Gebäude mit mehr als einer Heizungsanlage ausgestattet ist, könnten die Anforderungen auf nur eine von ihnen 
angewandt werden, vorausgesetzt, dass die erwartete Fähigkeit gewährleistet ist. 



Die folgende Tabelle bietet einige indikative Beispiele für Einrichtungen, die die Anforderungen für 
unterschiedliche Anlagentypen erfüllen (18): 

Tabelle 2 

Beispiele für selbstregulierende Einrichtungen 

Einrichtung Anlagentyp Regelungsfähigkeit 

Thermostatisches 
Heizkörperventil 

Warmwasserheizung mit Heizkörpern Regelung des Warmwasserflusses in den 
Heizkörpern entsprechend der Tempera­
tureinstellung 

Raumthermostat Warmwasserheizung und Flächenhei­
zung (z. B. Fußbodenheizung) 

Regelung des Warmwasserflusses in der 
Flächenheizung durch das Mischventil 
des Raumes 

Thermostat einer 
Ventilatorkonvektor- 
Einheit 

Wasserbasiertes Heizungs-/Kühlsystem Steuerung des Kalt-/Warmwasserflusses 
aufgrund der Temperatureinstellung 

Einzelthermostat Einzelheizgeräte oder Einzelklimageräte Steuerung der Wärmeabgabe in Abhän­
gigkeit von der Temperatureinstellung  

a) Heizung, Klimaanlage oder beides? 

Die Unterabsätze 2 und 3 des Artikels 8 Absatz 1 der EPBD beziehen sich auf gebäudetechnische Systeme im 
weiteren Sinne, d. h. auf Systeme gemäß der in Artikel 2 der EPBD enthaltenen Begriffsbestimmung. Was die 
spezifischen Vorschriften für selbstregulierende Einrichtungen betrifft (Unterabsatz 3), so spezifiziert der Text 
nicht, welche Art von Anlagen betroffen ist, sondern bezieht sich auf die Temperaturregelung, die sowohl bei 
Heizungsanlagen als auch bei Anlagen zur Raumkühlung zur Anwendung kommt. 

Deshalb sollten nicht nur Heizungsanlagen, sondern auch Klimaanlagen und Anlagen zur Raumkühlung die 
Anforderungen in Bezug auf selbstregulierende Einrichtungen erfüllen. 

Insbesondere der Verweis auf den „beheizten Bereich“ im Text sollte nicht so verstanden werden, als seien die 
Anforderungen dadurch implizit auf Heizungsanlagen beschränkt. 

Allerdings liegt der Schwerpunkt dieser Bestimmungen in der Praxis auf Heizungsanlagen, da die überwiegende 
Mehrheit der Raumkühlungs- oder Klimaanlagen bereits mit Systemen zur Überwachung und Steuerung auf 
Raum- oder Bereichsebene ausgestattet ist. 

Darüber hinaus sollten die Anforderungen zur Installation selbstregulierender Einrichtungenbei einem 
Austausch des Wärmeerzeugers in bestehenden Gebäuden nur auf Heizungsanlagen angewandt werden (19). 

Auch ist gemäß Artikel 8 Absatz 1 Unterabsatz 3 der EPBD keine Installation selbstregulierender Einrichtungen 
erforderlich, wenn in bestehenden Gebäuden Kälteerzeuger ausgetauscht werden. Die Mitgliedstaaten können 
jedoch eine solche zusätzliche Anforderung (20) einführen, da diese mit dem Gesamtziel dieser Bestimmungen, 
nämlich eine angemessene Regelungsfähigkeit sicherzustellen und Energieverschwendung zu vermeiden, im 
Einklang stünde. 

In der folgenden Tabelle sind die verschiedenen Fälle zusammengefasst, die auftreten können. 
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(18) Selbstregulierende Einrichtungen können elektronisch oder nichtelektronisch (z. B. ein thermostatisches Heizkörperventil) sein; 
entscheidend ist die Fähigkeit zur Selbstregulierung, nicht die eingesetzte Technologie als solche. 

(19) Das bedeutet insbesondere, dass bei einem Austausch des Wärmeerzeugers in einem bestehenden Gebäude, das mit einer Anlage zur 
Raumkühlung ausgestattet ist, die über keine Selbstregulierung auf Raum- oder Bereichsebene verfügt, die Verpflichtung zur Installation 
einer selbstregulierenden Einrichtung auf Raum- oder Bereichsebene sich nicht auf das System zur Raumkühlung erstrecken würde. 

(20) Die meisten Raumkühlungsanlagen werden ohnehin die Fähigkeit zur Selbstregulierung aufweisen, aber dies ist keine Anforderung 
gemäß den Ökodesign-Vorschriften. 



Tabelle 3 

Fälle, in denen die Anforderung zur Installation selbstregulierender Einrichtungen 
ausgelöst werden sollten 

Neues oder bestehendes 
Gebäude Art der Maßnahme 

Sollte die Anforderung zur Installation selbst­
regulierender Einrichtungen angewandt 

werden? 

Neu Installation einer Heizungsanlage Ja 

Neu Installation eines Raumkühlungssystems Ja 

Bestehend Austausch von Wärmeerzeugern Ja, nur für die Heizungsanlage 

Bestehend Austausch von Kälteerzeugern Obliegt dem Mitgliedstaat  

b) Raum- oder Bereichsebene? 

Die Hauptanforderung ist die Möglichkeit zur Regelung der Temperatur auf Raumebene. Die Installation 
selbstregulierender Einrichtungen auf Bereichsebene hingegen muss begründet werden. 

Ein „Raum“ ist als ein Teil oder eine Unterteilung eines Gebäudes zu verstehen, der/die von Wänden, Boden und 
Decke eingeschlossen ist. 

Ein „beheizter Bereich“ ist als ein Bereich eines Gebäudes oder Gebäudeteils zu verstehen, der sich auf einem 
einzigen Stockwerk befindet, einheitliche thermische Parameter und einen entsprechenden Temperaturrege­
lungsbedarf aufweist (d. h. entspricht einer „Temperaturzone“ einem im Zusammenhang mit Energieeffizienzbe­
rechnungen gängigem Begriff). 

Es folgen zwei Fallbeispiele (21), bei denen es gerechtfertigt sein kann, die Bereichsebene anstatt der Raumebene 
für die Anwendung der Anforderungen in Betracht zu ziehen: 

a)  nebeneinanderliegende Büros mit identischen Anforderungen an das Raumklima in einem Bürogebäude; 

b)  nebeneinanderliegende Räume/Bereiche, die nicht physisch voneinander getrennt sind (z. B. offene Küche 
und Wohnraum in einer Wohnung). 

Die Einschätzung, welches der angemessenste Anwendungsbereich der Regelung ist (Raum oder Bereich), hängt 
im Allgemeinen von der Gestaltung und vorgesehenen Nutzung des jeweiligen Gebäudes oder Gebäudeteils und 
der darin befindlichen Räume ab. Der wichtigste bei dieser Einschätzung zu berücksichtigende Parameter wird 
im Allgemeinen die Frage sein, ob mehrere Räume dieselben Raumklimaanforderungen haben und deshalb 
(vom Gesichtspunkt der Temperaturregelung aus) zu einem einzigen Bereich zusammengefasst werden können. 
Solche Fälle sollten gut begründet sein. 

Unter Berücksichtigung bestimmter nationaler, regionaler oder lokaler Besonderheiten können die 
Mitgliedstaaten jedoch für einige Kategorien von Gebäuden oder Gebäudeteilen eine Temperaturregelung auf 
Bereichsebene gestatten, wenn es hierfür ausreichende Gründe gibt. In solchen Fällen sollten die Mitgliedstaaten 
die vorgesehenen Kategorien von Gebäuden oder Gebäudeteilen und die berücksichtigten nationalen, regionalen 
oder lokalen Besonderheiten deutlich machen. Sie sollten auch begründen (22), warum sie für diese Kategorien 
von Gebäuden oder Gebäudeteilen von vornherein eine Abweichung von der Hauptanforderung gestatten. 

2.3.3.3.  Wa nn  s ind  d ie  Auf lagen anwendbar?  (Ar t ike l  8  Absatz  1 ,  Ar t ikel  14  Absatz  4  und Ar t ike l  1 5  
Ab s a tz  4  der  EP BD)  

a) Selbstregulierende Einrichtungen (Artikel 8 Absatz 1 der EPBD) 

Nach dem Wortlaut dieser Bestimmung müssen neue Gebäude mit selbstregulierenden Einrichtungen 
ausgerüstet sein. Dasselbe wird für bestehende Gebäude bei einem Austausch des Wärmeerzeugers gefordert. 
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(21) Diese Beispiele dienen der Veranschaulichung. Es kann andere Fälle geben, in denen eine Regelung auf Bereichsebene gerechtfertigt ist. 
(22) Für eine solche Begründung können beispielsweise wissenschaftliche Studien herangezogen werden, deren Ergebnisse die Einschätzung 

stützen, dass in den betreffenden Fällen eine Regelung auf Bereichsebene vorzuziehen ist. 



Die Auflagen sind auf alle Arten von Gebäuden und Anlagen anwendbar, außer es sei denn, ihre Erfüllung ist 
technisch und wirtschaftlich nicht realisierbar (siehe Abschnitt (b)). 

Artikel 2 Nummer 15b der EPBD enthält folgende Begriffsbestimmung für „Wärmeerzeuger“: 

„„Wärmeerzeuger“ [bezeichnet] den Teil einer Heizungsanlage, der mithilfe eines oder mehrerer der folgenden 
Verfahren Nutzwärme erzeugt: 

a)  Verbrennung von Brennstoffen, beispielsweise in einem Heizkessel; 

b)  Joule-Effekt in den Heizelementen einer elektrischen Widerstandsheizung; 

c)  Wärmegewinnung aus der Umgebungsluft, aus Abluft, oder aus einer Wasser- oder Erdwärmequelle mithilfe 
einer Wärmepumpe“. 

Es ist wichtig festzuhalten, dass in dieser Begriffsbestimmung keine Unterscheidung erfolgt zwischen Systemen, 
bei denen Wärmeerzeuger und Wärmeabgabeelement voneinander getrennt sind (z. B. Heizkessel und 
Heizkörper), und Einzelheizungen bei denen der Wärmeerzeuger im Wärmeabgabeelement integriert ist (z. B. 
elektrische Widerstandsheizungen). Das bedeutet, dass die Auflagen (zur Selbstregulierung) auch im letzteren 
Fall gelten sollten (d. h. wenn in einem bestehenden Gebäude eine Einzelheizung ersetzt wird). 

Sind Gebäude mit mehreren Wärmeerzeugern ausgestattet, können Situationen auftreten, in denen nur ein Teil 
der Wärmeerzeuger ausgetauscht wird. In solchen Fällen sollte die Anforderung zur Installation selbstregu­
lierender Einrichtungen ebenfalls anwendbar sein, sofern dies technisch und wirtschaftlich realisierbar ist. 
Insbesondere dann, wenn mehrere Wärmeerzeuger miteinander gekoppelt sind und denselben Bereich bedienen 
und wenn mindestens einer der Wärmeerzeuger ausgetauscht wird, ist die Anforderung anwendbar. Ist ein 
Gebäude mit mehreren Wärmeerzeugern ausgestattet, die voneinander unabhängig sind und verschiedene 
Bereiche bedienen, können die Mitgliedstaaten gestatten, dass die Anforderung nur auf den/die Bereich(e) 
angewandt wird, der/die von dem/den ausgetauschten Wärmeerzeuger(n) bedient wird/werden. 

Sind bestehende Gebäude an Fernwärme angeschlossen und auf Gebäudeebene nicht mit Wärmeerzeugern 
ausgestattet, wäre die Anforderung zur Installation selbstregulierender Einrichtungen normalerweise anwendbar, 
wenn die Fernwärmeerzeuger ausgetauscht werden. Das könnte in einigen Fällen zu Schwierigkeiten führen, 
z. B. i m Hinblick auf die Eigentumsverhältnisse (23) oder die wirtschaftliche Realisierbarkeit (24). In solchen 
Fällen können die Mitgliedstaaten andere Wege prüfen, um sicherzustellen, dass selbstregulierende Einrichtungen 
installiert werden, zum Beispiel: 

a)  in dem sie verlangen, dass selbstregulierende Einrichtungen beim Austausch von Wärmetauschern in 
Gebäuden installiert werden; 

b)  indem sie einen Fahrplan für die schrittweise Installation selbstregulierender Einrichtungen erstellen und 
umsetzen, um eine vollständige Abdeckung der Gebäude zu erreichen, die Kosten jedoch über einen 
ausreichend langen Zeitraum zu verteilen. 

Die Installation einer neuen Heizungsanlage in einem bestehenden Gebäude oder Gebäudeteil, das bereits mit 
einer Heizungsanlage ausgestattet war (z. B. die Installation einer Zentralheizungsanlage, die einzelne 
Heizungsanlagen in einem Gebäude ersetzt) sollte die Anforderung zur Installation selbstregulierender 
Einrichtungen auslösen, da sie den Austausch von Wärmeerzeugern beinhaltet. 

Die Installation einer Heizungsanlage in einem Gebäude, das vorher kein Gebäude im Sinne der EPBD war, das 
aber, zum Beispiel später durch Renovierungsarbeiten zu einem Gebäude im Sinne der EPBD wird, sollte 
ebenfalls die Anforderung zur Installation selbstregulierender Einrichtungen auslösen. 

b) Systeme für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung (Artikel 14 Absatz 4, Artikel 15 Absatz 4 der 
EPBD) 

Die Vorschriften zur Installation von Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung sind auf alle 
(d. h. auf neue und bestehende) Nichtwohngebäude mit Heizungsanlagen, Klimaanlagen, kombinierten 
Heizungs- und Lüftungsanlagen, sowie kombinierten Klima- und Lüftungsanlagen mit einer Nennleistung von 
mehr als 290 kW anwendbar. 

Der Schwellenwert von 290 kW gilt für jede Anlage einzeln, d. h. die Auflagen gelten in allen der folgenden 
Fälle gemäß Artikel 14 Absatz 4 und Artikel 15 Absatz 4: 

a)  bei einer Nennleistung der Heizungsanlage von mehr als 290 kW; 
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(23) Wenn das Fernwärmesystem und die daran angeschlossenen Gebäude verschiedene Eigentümer haben. 
(24) Wenn eine große Anzahl von Gebäuden gleichzeitig betroffen ist, was zu unverhältnismäßig hohen Kosten führen könnte. Solche Fälle 

sollten jedoch durch die von den Mitgliedstaaten festgelegten Bedingungen für die wirtschaftliche Realisierbarkeit abgedeckt sein. 



b)  bei einer Nennleistung der kombinierten Heizungs- und Lüftungsanlage von mehr als 290 kW; 

c)  bei einer Nennleistung der Klimaanlage von mehr als 290 kW; 

d)  bei einer Nennleistung der kombinierten Klima- und Lüftungsanlage von mehr als 290 kW. 

Weitere Erläuterungen zur Ermittlung der Nennleistung sind in Abschnitt 2.3.2.2 zu finden. 

2.3.4.  Technische, wirtschaftliche und funktionelle Realisierbarkeit (Artikel 8 Absatz 1, Artikel 14 Absatz 4 und Artikel 15 
Absatz 4 der EPBD) 

Der Begriff der „Realisierbarkeit“ ist für Folgendes relevant: 

a) die Anwendbarkeit der Systemanforderungen gemäß Artikel 8 Absatz 1 der EPBD, nach dem Systemanfor­
derungen „insoweit angewandt [werden], als dies technisch, funktionell und wirtschaftlich realisierbar ist (25)“, und 

b)  die Installation selbstregulierender Einrichtungen (Artikel 8 Absatz 1 der EPBD) und von Systemen für die 
Gebäudeautomatisierung und -steuerung (Artikel 14 Absatz 4 und Artikel 15 Absatz 4 der EPBD), da die 
damit zusammenhängenden Anforderungen nur angewandt werden, „sofern technisch und wirtschaftlich 
realisierbar“. 

Es wird darauf hingewiesen, dass es den Mitgliedstaaten überlassen bleibt festzulegen, in welchen besonderen 
Fällen die Erfüllung der Anforderungen in technischer, wirtschaftlicher und/oder funktioneller Hinsicht nicht 
realisierbar ist. Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass diese Fälle klar identifiziert, abgegrenzt und 
begründet sind (26). 

Die Auslegung der technischen, wirtschaftlichen und funktionellen Realisierbarkeit sollte nicht lediglich dem 
Urteil der Beteiligten überlassen bleiben (z. B. den Eigentümern oder Anlageninstallateuren (27)). Die 
Bedingungen, nach denen die Realisierbarkeit beurteilt wird, sollten auf nationaler Ebene oder, falls regionale 
Bedingungen nur einen Teil des Hoheitsgebiets eines Mitgliedstaats betreffen, auf regionaler Ebene festgelegt 
werden. Im letzteren Fall sollten jedoch die regionalen Bedingungen in den nationalen Umsetzungsmaßnahmen 
festgelegt werden. In allen Fällen sollten diese Bedingungen dokumentiert werden (z. B. im Rahmen der 
technischen Leitlinien) und sie sollten einheitlich für das nationale Hoheitsgebiet oder gegebenenfalls das 
regionale Gebiet gelten. Schließlich sollte die Nichtanwendung von Systemanforderungen mittels klarer, durch 
die Behörden festgelegter und überwachter Verfahren bewertet werden. 

In diesen Verfahren kann zwischen verschiedenen Gebäudearten unterschieden werden, insbesondere, um 
bestimmte Gebäudearten zu berücksichtigen, bei denen die technische, wirtschaftliche oder funktionelle 
Realisierbarkeit ein Problem darstellt. 

Ein Beispiel sind historische oder denkmalgeschützte Gebäude, die spezifischen Beschränkungen unterliegen 
können, die die Anwendung einiger Anforderungen erschweren. In diesem Zusammenhang wird darauf 
hingewiesen, dass die Erfüllung dieser Anforderungen den Charakter oder die Erscheinung historischer oder 
denkmalgeschützter Gebäude nicht grundsätzlich ändern würde. 

Um jeden Zweifel auszuräumen, wird auch darauf hingewiesen, dass die Anforderungen ebenso für alle 
Kategorien von Gebäuden gelten, die die Mitgliedstaaten gemäß der Richtlinie von der Anwendung von 
Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz ausnehmen können (Artikel 4 Absatz 2 der EPBD). 

Allerdings können bei der Bewertung, ob die Anwendung der Anforderungen technisch, wirtschaftlich und/oder 
funktionell realisierbar ist, die spezifischen Eigenschaften bestimmter Gebäude berücksichtigt werden. In 
Ausnahmefällen, wenn alle Anhaltspunkte zu dem Schluss führen, dass die Erfüllung der Anforderungen bei 
einem bestimmten Gebäude technisch, wirtschaftlich oder funktionell nicht realisierbar ist, kann von diesen 
Anforderungen abgesehen werden. Eine solche Schlussfolgerung kann nur für den Einzelfall gezogen werden, 
und die Mitgliedstaaten sollten keine systematischen Ausnahmen für irgendeine Kategorie Gebäuden einführen. 
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(25) Dieser Hinweis war bereits vor der Änderung enthalten. 
(26) Es wird empfohlen, dass die Mitgliedstaaten bei der Festlegung der Bedingungen für die technische, wirtschaftliche und funktionelle 

Realisierbarkeit für eine angemessene Einbeziehung der Akteure sorgen. 
(27) Das bedeutet, dass in Fällen, in denen diese interessierten Parteien für die Bewertung der Realisierbarkeit zuständig sind, ihre Bewertung 

durch von den Behörden zur Verfügung gestellte Leitlinien und Verfahren gestützt werden muss. Dies sollte bei der Anwendung der 
Leitlinien und Verfahren auch einen gewissen Grad an Konsistenz, Überwachung und Steuerung gewährleisten. 



Aus der folgenden Tabelle wird anhand von Beispielen ersichtlich, wie die einzelnen Arten der Realisierbarkeit 
ausgelegt werden können. 

Tabelle 4 

Auslegung der technischen, wirtschaftlichen und funktionellen Realisierbarkeit 

Art der Realisier­
barkeit (1) Bedeutung Beispiele 

Technische 
Realisierbarkeit 

Technische Realisierbarkeit liegt vor, wenn 
die technischen Eigenschaften des Systems 
und des Gebäudes (oder Gebäudeteils) die 
Anwendung der Anforderungen ermög­
lichen. Technische Realisierbarkeit liegt 
nicht vor, wenn vom technischen Stand­
punkt aus keine Anwendung der Anforde­
rungen möglich ist, d. h. wenn die techni­
schen Eigenschaften des Systems die 
Anwendung der Anforderungen verhin­
dern. 

Die technische Realisierbarkeit wäre ein 
Problem, wenn es in einem System nicht 
möglich ist, die zur Erfüllung der Anforde­
rungen erforderlichen Einrichtungen zu in­
stallieren, zum Beispiel, wenn 

—  sich bei Anforderungen in Bezug auf die 
Wärmerückgewinnung bei Lüftungsanla­
gen die erforderlichen Zuleitungs- und 
Ableitungsrohre nicht in denselben Be­
reichen befinden; 

— bei Anforderungen in Bezug auf die Iso­
lierung von Rohren Teile der Rohre nicht 
zugänglich sind. 

Wirtschaftliche 
Realisierbarkeit 

Die wirtschaftliche Realisierbarkeit bezieht 
sich auf die Kosten für die Anwendung der 
Anforderungen und darauf, ob: (i) diese 
Kosten in einem angemessenen Verhältnis 
zu den Kosten der geplanten Maßnahme (z. 
B. Systemmodernisierung) stehen; (ii) die 
erwarteten Gewinne unter Berücksichti­
gung der erwarteten Lebenszeit des Sys­
tems die Kosten übersteigen (2). 

Die wirtschaftliche Realisierbarkeit kann bei­
spielsweise berechnet werden auf der Grund­
lage 

—  eines maximalen Verhältnisses zwischen 
den Kosten der Anwendung der Anforde­
rungen und den Kosten für die Durch­
führung der geplanten Maßnahme (z. B. 
Austausch des Wärmeerzeugers); 

— eines maximalen Zeitraums für die De­
ckung der Kosten unter Berücksichtigung 
der finanziellen Gewinne aufgrund der 
Anwendung der Anforderungen. 

Funktionelle 
Realisierbarkeit (3) 

Die Anwendung von Anforderungen ist 
funktionell nicht realisierbar, wenn dies zu 
Veränderungen führen würde, die unter Be­
rücksichtigung der für das System und/oder 
das Gebäude möglicherweise geltenden be­
sonderen Beschränkungen (z. B. Vorschrif­
ten) den Betrieb des Systems oder die Nut­
zung des Gebäudes (oder Gebäudeteils) 
beeinträchtigen würden. 

Die Anwendung von Systemanforderungen 
kann beispielsweise funktionell nicht reali­
sierbar sein, wenn: 

— geltende Vorschriften (z. B. Sicherheits­
vorschriften) zu den Anforderungen im 
Widerspruch stehen; 

—  die Anwendung der Anforderungen zu 
einem erheblichen Verlust der Nutzbar­
keit des Gebäudes oder Gebäudeteils füh­
ren würde (z. B. ein erheblicher Verlust 
an Gebäudefläche). 

(1) Die ersten beiden Zeilen (technische und wirtschaftliche Realisierbarkeit) gelten für die Systemanforderungen gemäß Arti­
kel 8 Absatz 1 der EPBD sowie für die Anforderungen an die Installation selbstregulierender Einrichtungen (Artikel 8 Ab­
satz 1) und von Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung (Artikel 14 Absatz 4 und Artikel 15 Absatz 4 
der EPBD), während die dritte Zeile (funktionelle Realisierbarkeit) nur für die in Artikel 8 Absatz 1 genannten Systeman­
forderungen gilt. 

(2) Das bedeutet, dass eine Kosten-Nutzen-Analyse durchzuführen wäre. Diese Kosten-Nutzen-Analyse ist vermutlich der rele­
vanteste Ansatz, da die Anwendung der Anforderungen in der Regel zur Deckung der Kosten führen wird (insbesondere 
durch Einsparungen von Energiekosten). 

(3)  Gilt nur für die in Artikel 8 Absatz 1 der EPBD genannten Systemanforderungen.  

a) Zusätzliche Überlegungen zur technischen und wirtschaftlichen Realisierbarkeit der Installation selbstregu­
lierender Einrichtungen 

In der überwiegenden Mehrheit der Fälle wird sich die Frage der technischen und wirtschaftlichen 
Realisierbarkeit der Installation selbstregulierender Einrichtungen bei neuen Gebäuden nicht stellen, da die 
Notwendigkeit der Selbstregulierung der Temperatur auf Raum- (oder Bereichs)ebene in der Planungsphase 
gelöst werden kann, wodurch das Aufkommen technischer Hindernisse in nachfolgenden Phasen verhindert und 
sichergestellt wird, dass die damit verbundenen Kosten optimal sind. Ein offensichtliches Beispiel für einen Fall, 
in dem es technisch nicht realisierbar ist, in einem Raum oder einem Bereich selbstregulierende Einrichtungen 
zu installieren, liegt vor, wenn der Raum oder Bereich nicht beheizt (oder gekühlt) werden soll. 
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Bei bestehenden Gebäuden kann die technische Realisierbarkeit ein Problem darstellen, wenn es nicht möglich 
ist, selbstregulierende Einrichtungen ohne wesentliche Änderungen an den Systemen und/oder dem Gebäude zu 
installieren, was unvermeidlich zu unerschwinglichen Kosten führen würde (das kann z. B. bei einigen Arten 
von Fußbodenheizungen in bestehenden Gebäuden der Fall sein). 

Die wirtschaftliche Realisierbarkeit kann bei bestehenden Gebäuden ebenfalls ein Problem darstellen, wenn die 
Kosten für die Installation der selbstregulierenden Einrichtungen im Vergleich zu den Kosten für den Austausch 
des Wärmeerzeugers unverhältnismäßig hoch sind. Wenn die Mitgliedstaaten beschließen, die Realisierbarkeit 
auf der Grundlage der Kosten zu bewerten, sollten sie klarstellen, wie die Kosten berechnet und verglichen 
werden. Die beiden folgenden Ansätze können in Betracht gezogen werden: 

a)  Vergleich der Vorlaufkosten für die Installation selbstregulierender Einrichtungen mit den Kosten für den 
Austausch des Wärmeerzeugers und Festlegung eines Maximalwertes für das Verhältnis zwischen beiden. 
Dieser Ansatz stimmt mit dem Erwägungsgrund 21 der Richtlinie (EU) 2018/844 überein, der 
folgendermaßen lautet: 

„Die Installation von selbstregulierenden Einrichtungen in bestehenden Gebäuden zur separaten Regelung der 
Temperatur in jedem Raum oder, sofern gerechtfertigt, in einem bestimmten beheizten Bereich des 
Gebäudeteils, sollte in Betracht gezogen werden, sofern wirtschaftlich realisierbar, zum Beispiel wenn die 
Kosten weniger als 10 % der Gesamtkosten der ersetzten Wärmeerzeuger betragen.“ 

b)  Vergleich der Vorlaufkosten für die Installation selbstregulierender Einrichtungen mit den aufgrund der 
Installation erwarteten Energiekosteneinsparungen und Festlegung eines Schwellenwerts für den maximalen 
Kostendeckungszeitraum (z. B. fünf Jahre). 

Während beide Ansätze möglich sind, sollte die letztere Möglichkeit bevorzugt werden, da in der 
überwiegenden Mehrheit der Fälle die Anfangskosten innerhalb eines kurzen Zeitraums gedeckt sein werden 
(normalerweise innerhalb von zwei bis drei Jahren). 

Tabelle 5 

Mögliche Auslegung der technischen und wirtschaftlichen Realisierbarkeit der Installation 
selbstregulierender Einrichtungen 

Art der Realisierbarkeit Wie drückt sie sich konkret aus? 
Anwendbar auf 

Neue Gebäude Bestehende Gebäude 

Technische 
Realisierbarkeit 

Der Raum (Bereich) hat keine Heiz­
ung/Kühlung. 

Ja (aber selten) Ja (aber selten) 

Die Heizungsanlage lässt die Installa­
tion selbstregulierender Einrichtungen 
nicht zu. 

Nein Ja (aber nicht häufig) 

Wirtschaftliche 
Realisierbarkeit 

Die Vorlaufkosten sind im Vergleich 
zu den sonstigen Kosten zu hoch. 

Nein Ja (aber nicht häufig) 

Die Investition kann nicht ausrei­
chend gedeckt werden. 

Nein Ja (aber selten)  

b) Zusätzliche Überlegungen in Verbindung zur technischen, wirtschaftlichen und funktionellen Realisierbarkeit 
von Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung 

In den meisten Fällen sind neue Gebäude von der Frage, ob die Installation von Systemen für die Gebäudeauto­
matisierung und -steuerung technisch und wirtschaftlich realisierbar ist, nicht betroffen, weil 

a)  das Gebäude und die Systeme so ausgelegt werden können, dass keine technischen Hindernisse für die 
Installation von Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung auftreten; 

b)  das Gebäude und die Systeme so ausgelegt werden können, dass die Kosten für die Installation von Systemen 
für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung minimiert werden; 

c) die Installation von Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung bei großen Nichtwohn­
gebäuden bereits zur üblichen Praxis gehört. 

Bei bestehenden Gebäuden sind die einzigen Fälle, in denen die technische Realisierbarkeit ein Problem 
darstellen kann, solche, in denen die gebäudetechnischen Systeme nicht gesteuert werden können, oder wenn 
wesentliche Änderungen am System und/oder dem Gebäude erforderlich wären, um ihre Steuerung zu 
ermöglichen, was unvermeidlicherweise zu unerschwinglichen Kosten führen würde. Solche Situationen sind auf 
Gebäude mit alten Systemen beschränkt und sollten selten vorkommen. 
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Die wirtschaftliche Realisierbarkeit der Installation von Systemen für die Gebäudeautomatisierung und 
-steuerung kann auch mit den Vorlauf- und Betriebskosten und/oder dem erforderlichen Kostendeckungs­
zeitraum zusammenhängen. Ein möglicher Ansatz würde darin bestehen, die wirtschaftliche Realisierbarkeit auf 
der Grundlage der erwarteten Energiekosteneinsparungen zu bewerten und diese mit den Vorlauf- und 
Betriebskosten über die Lebenszeit des Systems zu vergleichen. Ergänzend kann die Verhältnismäßigkeit der 
Vorlaufkosten für die Installation von Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung in dem 
betreffenden Gebäude, gestützt auf Parameter wie z. B. Gebäudegröße und Energieverbrauch (28), bewertet 
werden. 

Tabelle 6 

Möglich Auslegung der technischen und wirtschaftlichen Realisierbarkeit der Installation 
von Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung 

Art der Realisierbarkeit Wie drückt sie sich konkret aus? 
Anwendbar auf 

Neue Gebäude Bestehende Gebäude 

Technische 
Realisierbarkeit 

Gebäudetechnische Systeme können 
ohne erhebliche Änderungen nicht 
gesteuert werden. 

Nein Ja (aber selten) 

Wirtschaftliche 
Realisierbarkeit 

Die Vorlaufkosten sind im Verhältnis 
zu den Gebäudeeigenschaften unver­
hältnismäßig hoch. 

Nein Ja (aber selten) 

Die Investition kann nicht ausrei­
chend gedeckt werden. 

Nein Ja (aber selten)  

2.4.  Orientierungshilfe für die Umsetzung der Bestimmungen zu gebäudetechnischen Systemen und deren 
Inspektionen, selbstregulierenden Einrichtungen und Systemen für die Gebäudeautomatisierung und 
-steuerung 

2.4.1.  Anforderungen an gebäudetechnische Systeme sowie Bewertung und Dokumentation der Gesamtenergieeffizienz 
gebäudetechnischer Systeme (Artikel 2, Artikel 8 Absatz 1, Artikel 14 und 15 der EPBD) 

2.4.1.1.  Umse tzun g der  Be gr i f f sbe st imm ungen (Ar t ike l  2  der  EPBD)  

Gegebenenfalls sollten die Mitgliedstaaten zusätzliche Klarstellungen zur Ergänzung der Begriffsbestimmungen 
gebäudetechnischer Systeme in Betracht ziehen, beispielsweise um die von Systemen für die Gebäudeautoma­
tisierung und -steuerung erwarteten Fähigkeiten genauer zu beschreiben. 

2.4.1.2.  F es t le gung vo n Systemanford er ungen (Ar t ikel  8  Absatz  1  der  EPBD)  

a) Neue gebäudetechnische Systeme 

Für Systeme, die vor der Änderung nicht berücksichtigt waren (Systeme für die Gebäudeautomatisierung und 
-steuerung und Elektrizitätserzeugung am Gebäudestandort) müssen die Mitgliedstaaten auf nationaler Ebene 
Systemanforderungen festlegen und dafür sorgen, dass diese Anforderungen alle in Artikel 8 Absatz 1 der EPBD 
genannten Aspekte abdecken, d. h. „Gesamtenergieeffizienz“, „ordnungsgemäße Installation“, „angemessene 
Dimensionierung“, „Einstellung“ und „Steuerung“. In der nachfolgenden Tabelle wird die Bedeutung jeder dieser 
Anforderungsbereiche anhand von Beispielen (lediglich zur Veranschaulichung) für die beiden Arten von 
Systemen beschrieben, die der Liste gebäudetechnischer Systeme in der EPBD hinzugefügt wurden. 
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(28) Im französischen Rechtsakt „Décret tertiaire“ (2017) wird beispielsweise ein Höchstwert von 200 EUR/m2 für die Investitionen und eine 
maximale Amortisierungszeit von zehn Jahren für öffentliche Gebäude und von fünf Jahren für andere Gebäude (Hotels, Bürogebäude 
usw.) festgelegt. 



Tabelle 7 

Unterschiedliche Bereiche von Systemanforderungen 

Art der Anforde­
rung Bezieht sich auf 

Beispiele 

Systeme für die Gebäudeauto­
matisierung und -steuerung 

Elektrizitätserzeugung am 
Gebäudestandort 

„Gesamtenergieeff­
izienz“ 

Die Energieeffizienz des 
Systems als Ganzes (nicht 
mit der Energieeffizienz auf 
Produkt- oder Komponen­
tenebene und der Gesamt­
energieeffizienz des Gebäu­
des zu verwechseln) 

Steuerungsfähigkeiten, die 
Auswirkungen auf die 
Gesamtenergieeffizienz von 
Gebäuden haben (z. B. 
gemäß der Norm EN 
15232 (1)) 

Systemleistungsfaktor einer 
Photovoltaikanlage (PV-An­
lage) (z. B. gemäß der Norm 
EN 15316-4-6 (2)) 

„angemessene 
Dimensionierung“ 

Die Angemessenheit der 
Größe bzw. Kapazität des 
Systems unter Berücksichti­
gung des Bedarfs und der 
Eigenschaften des Gebäudes 
unter den erwarteten Nut­
zungsbedingungen 

Bestimmung der optimalen 
Steuerungsfähigkeiten auf 
Grundlage der Gebäudeart, 
der erwarteten Nutzung 
und der möglichen Energie­
einsparungen 

Bestimmung der optimalen 
Größe der PV-Anlage auf 
Grundlage der Stromkoste­
neinsparung, der verfügbaren 
Installationsfläche und ande­
rer möglicher Beschränkun­
gen 

„ordnungsgemäße 
Installation“ 

Die Weise, in der das Sys­
tem im Gebäude installiert 
sein sollte, um ordnungsge­
mäß zu funktionieren 

Installation durch einen aus­
gebildeten/zertifizierten In­
stallateur 

Installation durch einen aus­
gebildeten/zertifizierten In­
stallateur 

„angemessene 
Einstellung“ 

Prüfungen und Feineinstel­
lungen des Systems nach In­
stallation unter tatsächli­
chen Nutzungsbedingungen 

Nach der Installation auszu­
führende Abfolge von Prü­
fungen, um zu kontrollieren 
ob das System gemäß sei­
nen Spezifikationen arbeitet 

Nach der Installation auszu­
führende Abfolge von Prü­
fungen, um zu kontrollieren 
ob das System gemäß seinen 
Spezifikationen arbeitet 

„angemessene 
Steuerung“ 

Erwünschte oder geforderte 
Steuerungsfähigkeiten der 
Systeme 

Anwendungsbereich der 
Steuerungsfunktionen 

(Gegebenenfalls) Steuerung 
der Stromeinspeisung (z. B. 
ins Netz, zum Eigenver­
brauch, oder zur Speiche­
rung) 

(1)  EN 15232 „Energieeffizienz von Gebäuden — Einfluss von Gebäudeautomation und Gebäudemanagement“. 
(2) EN 15316-4-6 „Heizungsanlagen in Gebäuden — Verfahren zur Berechnung der Energieanforderungen und Nutzungs­

grade der Anlagen — Teil 4-6: Wärmeerzeugungssysteme, photovoltaische Systeme“.  

b) Bereits vor der Änderung erfasste Systeme 

Für bereits vor der Änderung erfasste Systeme könnten die Mitgliedstaaten erwägen, die Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 2018/844 als Gelegenheit zu nutzen, um die geltenden Systemanforderungen zu überprüfen und 
gegebenenfalls anzupassen. Diese Überprüfung könnte insbesondere eine Gelegenheit sein, um zu prüfen, ob die 
geltenden Anforderungen die verschiedenen in der EPBD aufgeführten Bereiche ausreichend abdecken, und zu 
bewerten, ob die Anforderungen weiterentwickelt werden könnten. Rückmeldungen des europäischen 
Netzwerks Concerted Action EPBD (29) legen nahe, dass i) der Schwerpunkt der geltenden Anforderungen im 
Allgemeinen auf Effizienzanforderungen auf Komponentenebene liegt, und ii) die Art des Umgangs mit anderen 
Bereichen (d. h. der ordnungsgemäßen Installation, angemessenen Dimensionierung, Einstellung und Steuerung) 
innerhalb der EU variieren kann. Die Mitgliedstaaten sind daher aufgefordert, sich an dieser Überprüfung zu 
beteiligen und dabei gegebenenfalls auf verfügbare bewährte Verfahren zurückzugreifen. 
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(29) „Buch: 2016 — Implementing the Energy Performance of Buildings Directive (EPBD) — Featuring Country Reports“, Concerted Action 
EPBD, 2016, https://www.epbd-ca.eu/ca-outcomes/2011-2015. 

https://www.epbd-ca.eu/ca-outcomes/2011-2015


c) Berücksichtigung produktspezifischer Verordnungen im Rahmen der Ökodesign-Richtlinie 

Gebäudetechnische Systeme umfassen zahlreiche Produkte, die produktspezifischen Verordnungen zur 
Umsetzung der Richtlinie 2009/125/EG („Ökodesign-Richtlinie“) unterliegen. In Bezug auf produktspezifische 
Verordnungen zur Umsetzung der Ökodesign-Richtlinie für Produkte, die Teile gebäudetechnischer Systeme 
gemäß der Begriffsbestimmung in Artikel 2 Nummer 3 der EPBD sein können, ist hervorzuheben, dass die 
Anforderungen gemäß Artikel 8 Absatz 1 der EPBD für ganze Systeme gelten, die in Gebäuden installiert sind, 
und nicht die Effizienz eigenständiger Komponenten betreffen, die in den Anwendungsbereich produktspe­
zifischer Verordnungen zur Umsetzung der Ökodesign-Richtlinie fällt. Zum Beispiel würde bei der Wasserhei­
zungsanlage eines Gebäudes das gesamte System (Kessel, Verteilungs- und Abgabekomponenten) in den 
Anwendungsbereich der Anforderungen von Artikel 8 Absatz 1 der EPBD fallen, während die produktspe­
zifischen Ökodesign-Anforderungen nur für einen Teil dieses Systems, und zwar die Heizkessel gelten würden. 

Die Förderung der Installation hocheffizienter Produkte ist generell wünschenswert; sofern die Anforderungen 
gemäß Artikel 8 Absatz 1 der EPBD jedoch auf Produkte anzuwenden wären, die bereits unter produktspe­
zifische Verordnungen zur Umsetzung der Ökodesign-Richtlinie fallen, dürfen diese Anforderungen nicht über 
die Ökodesign-Anforderungen hinausgehen, da die produktspezifischen Verordnungen zur Umsetzung der 
Ökodesign-Richtlinie unmittelbar geltende Harmonisierungsmaßnahmen sind. 

Ein Verbot bestimmter Produktarten, die den geltenden Ökodesign-Anforderungen entsprechen, würde über das 
hinausgehen, was die EPBD fordert und gestattet, da dann Produkte aus anderen Mitgliedstaaten, die alle 
Ökodesign-Anforderungen erfüllen, nicht auf anderen nationalen Märkten verkauft werden könnten, wodurch 
der Grundsatz des freien Warenverkehrs verletzt würde. 

Allerdings können die Mitgliedstaaten in bestimmten Fällen die Warenverkehrsfreiheit aus Umweltschutzgründen 
einschränken, jedoch erst, nachdem sie dies der Kommission mitgeteilt haben (30). Dies steht im Einklang mit 
Erwägungsgrund 35a (31) und Artikel 6 (32) der Ökodesign-Richtlinie. 

2.4.1.3.  Umsetzung der  Best i mmungen über  d ie  Bewer tung und Dokumentat ion  der  Systemeff i z ienz  
( A r t ike l  8  A bsatz  1  der  EPBD)  

a) System oder veränderter Teil? 

Gemäß Artikel 8 Absatz 9 der EPBD muss bei Installation, Ersetzung oder Modernisierung eines 
gebäudetechnischen Systems die Gesamtenergieeffizienz „des veränderten Teils oder, sofern relevant, des 
gesamten veränderten Systems“ bewertet und dokumentiert werden. 

Dies bedeutet, dass 

a)  in allen Fällen die Effizienz des veränderten Teils bewertet und dokumentiert werden muss. Wenn zum 
Beispiel der Wärmeerzeuger einer Heizungsanlage ersetzt wird — was einer Modernisierung des Systems 
entspricht, sollte die Effizienz des neuen Wärmeerzeugers bewertet und dokumentiert werden; 

b)  in einigen Fällen (d. h. „sofern relevant“) muss die Effizienz des gesamten Systems bewertet und 
dokumentiert werden. Dies sollte in den folgenden drei Situationen verlangt werden: 

i.  ein neues System wird installiert; 

ii.  ein gesamtes System wird ausgetauscht; 

iii.  ein Teil oder mehrere Teile eines Systems werden einer größeren Modernisierung unterzogen, die die 
Gesamtenergieeffizienz dieses Systems wesentlich beeinflussen kann. 
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(30) Für weitere Informationen siehe Artikel 114 Absätze 4 und 5 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV). 
(31) In diesem Erwägungsgrund heißt es: „Gemäß der Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010 

über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, Anforderungen an die Gesamtenergieeffizienz von 
Gebäudekomponenten, die Teil der Gebäudehülle sind, und Systemanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz, die ordnungsgemäße 
Installation und angemessene Dimensionierung, Einstellung und Überwachung der gebäudetechnischen Systeme, die in bestehenden 
Gebäuden eingebaut werden, festzulegen. Es ist mit den Zielen dieser Richtlinie zu vereinbaren, dass diese Anforderungen unter 
bestimmten Umständen die Installation von energieverbrauchsrelevanten Produkten, die mit dieser Richtlinie und ihren Durchführungs­
maßnahmen in Einklang stehen, einschränken können, sofern durch diese Anforderungen keine ungerechtfertigten Marktbarrieren 
errichtet werden.“ 

(32) Mit der Energieeffizienzrichtlinie wird Artikel 6 der Ökodesign-Richtlinie („Freier Warenverkehr“) folgender Satz hinzugefügt: „Die von 
den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 8 der Richtlinie 2010/31/EU festgelegten Anforderungen an die Gesamtener­
gieeffizienz und Systemanforderungen bleiben davon unberührt.“ 



Die unter Buchstabe b Ziffern i und ii genannten Fälle sind eindeutig: wird ein gesamtes neues System installiert 
oder ausgetauscht (sowohl in einem neuen als auch in einem bestehenden Gebäude), muss auf jeden Fall die 
Energieeffizienz des gesamten (neuen) Systems bewertet und dokumentiert werden. 

In dem unter Buchstabe b Ziffer iii genannten Fall werden ein Teil oder mehrere Teile des Systems ersetzt oder 
verbessert, wodurch ihre Energieeffizienz erhöht wird. Da das Teil so wichtig ist, führt dies im Ergebnis zu einer 
Verbesserung der Energieeffizienz des gesamten Systems. In diesem Szenario sollte die Energieeffizienz des 
gesamten Systems bewertet werden. Zum Beispiel: 

a)  der Austausch einer größeren Komponente (z. B. des Wärmeerzeugers einer Anlage) oder einer großen 
Anzahl kleinerer Komponenten (z. B. aller Wärmeabgabeelemente in einem Gebäude) sollte grundsätzlich als 
größere Modernisierung angesehen werden, weil er potenziell wesentliche Auswirkungen auf die 
Gesamtenergieeffizienz hat. 

b)  die Veränderung von Aspekten des gesamten Systems (z. B. verbesserte Isolation der Rohre, Austausch aller 
Lichtquellen, Austausch aller Heizkörper) sollte grundsätzlich als größere Modernisierung angesehen werden. 

c)  dasselbe gilt für jede Modernisierung oder Veränderung, die die Energiebilanz des Systems verändert. 

In den folgenden Fällen sollte keine Verpflichtung zur Bewertung bestehen: 

a)  Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten, die nur darauf abzielen, die sichere und optimale Funktion des 
Systems aufrechtzuerhalten; 

b)  Ersetzung einer kleineren Systemkomponente (z. B. Ersetzung eines Wärmeabgabeelements). 

In jedem Fall ist es Sache der Mitgliedstaaten (und nicht der Gebäude- und Wohnungseigentümer), in ihren 
nationalen Rechtsvorschriften die Fälle festzulegen, in denen es wichtig ist, die Energieeffizienz des gesamten 
Systems zu bewerten, im Gegensatz zu den Fällen, in denen nur die Bewertung der Effizienz des veränderten 
Teils erforderlich ist. 

In diesem Zusammenhang können die Mitgliedstaaten zwischen den verschiedenen Gebäuden und 
Gebäudeteilen unterscheiden, die von diesen Vorschriften erfasst werden können. Das kann zum Beispiel die Art 
der Gebäude betreffen (z. B. Wohn- oder Nichtwohngebäude, Einfamilienhaus oder Mehrfamiliengebäude). 
Möglicherweise kann aber auch die Größe (bzw. Kapazität) des Systems herangezogen werden, da es bei einem 
größeren und komplexeren System angezeigt sein kann, eine ausführlichere Bewertung vorzunehmen. 

b) Gesamteffizienz 

Innerhalb des Anwendungsbereichs der Vorschriften über die Bewertung und Dokumentation der 
Systemeffizienz ist unter der Bewertung der Gesamteffizienz (des veränderten Teils oder des gesamten Systems) 
die Durchführung der notwendigen Schritte zur Bewertung und zum Ausdruck der Energieeffizienz (des 
veränderten Teils oder des gesamten Systems) zu verstehen. 

Der Begriff „Gesamt-“ betont, sofern zutreffend, die Notwendigkeit, die Energieeffizienz des Systems als Ganzes 
im Gegensatz zur Energieeffizienz auf Produkt- oder Komponentenebene zu bewerten. Das ist bei der 
Bewertung der Energieeffizienz des veränderten Teils weniger relevant. 

Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass der Anwendungsbereich der Gesamtenergieeffizienz eines 
gebäudetechnischen Systems gemäß Artikel 8 Absatz 9 der EPBD für Bewertungs- und Dokumentationszwecke 
mindestens den Anwendungsbereich der in Artikel 8 Absatz 1 im Zusammenhang mit den Systemanfor­
derungen genannten Gesamtenergieeffizienz umfasst sowie alle Aspekte der anderen Anforderungsbereiche 
(insbesondere der Steuerung), die die Gesamtenergieeffizienz beeinflussen können. Damit wird gewährleistet, 
dass die Erfüllung der Systemanforderungen bewertet und dokumentiert wird, dass der Eigentümer über die 
Erfüllung der Anforderungen in Kenntnis gesetzt wird und dass die Erfüllung nachgewiesen werden kann (z. B. 
wenn das Gebäude oder der Gebäudeteil an einen neuen Eigentümer verkauft wird). 

Die Energieeffizienz kann auf verschiedene Arten bewertet werden; die Mitgliedstaaten sollten klarstellen, 
welcher Ansatz verfolgt werden sollte. Die Bewertungsarten können in Abhängigkeit von verschiedenen 
Faktoren (z. B. Art des betreffenden Systems, Art der Maßnahme: Installation, Austausch, Modernisierung usw.) 
variieren. Modernisierungen von geringerem Umfang und mit geringeren Auswirkungen könnten zu einfacheren 
Bewertungsansätzen führen, z. B. Aufzeichnung Maßnahme und Sicherstellung, dass alle relevanten technischen 
Unterlagen zu den betroffenen Komponente(n) gesammelt werden. Umfangreichere Maßnahmen (typischerweise 
Installation oder Austausch) könnten eine tiefergehende Bewertung der Auswirkungen auf das System als 
Ganzes erfordern, z. B. auf Grundlage einer Simulation der Systemeffizienz bei der Konzeption des Systems und 
auf Grundlage einer Überprüfung der zentralen Fähigkeiten des Systems nach der Installation. 

Bei der Festlegung ihres Ansatzes zur Bewertung der Energieeffizienz sollten die Mitgliedstaaten die Kohärenz 
mit den Anforderungen der Artikel 14 und 15 der EPBD in Bezug auf Inspektionen von Heizungs-, Klima- und 
Lüftungsanlagen sicherstellen, insbesondere was die Anforderung betrifft, (gegebenenfalls) die Fähigkeiten des 
Systems unter typischen oder durchschnittlichen Betriebsbedingungen zu bewerten. Sind zum Beispiel Leitlinien 
oder Muster für die Inspektion gebäudetechnischer Systeme gemäß den Artikeln 14 und 15 der EPBD verfügbar, 
kann bei der Bewertung der Energieeffizienz gemäß Artikel 8 der EPBD auf diese Leitlinien oder Muster 
verwiesen werden. 
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c) Dokumentation der Systemeffizienz 

Artikel 8 Absatz 9 der EPBD verlangt, dass die Ergebnisse der Bewertung des Systems (oder seines veränderten 
Teils) dokumentiert und dem Eigentümer übermittelt werden. Es steht den Mitgliedstaaten frei, die Form und 
den Inhalt dieser Dokumentation zu bestimmen, die in Abhängigkeit von der Art der betrachteten Maßnahme 
variieren können. Allerdings sollten die Mitgliedstaaten in diesem Zusammenhang sicherstellen, dass die 
Dokumentation den Anwendungsbereich der durchgeführten Bewertung abdeckt und dass sie für die 
Überprüfung der Erfüllung der gemäß Artikel 8 Absatz 1 der EPBD festgelegten Mindestanforderungen an die 
Energieeffizienz und für die Erstellung von Ausweisen über die Gesamtenergieeffizienz (siehe nächster 
Abschnitt) von Nutzen ist. Die Mitgliedstaaten können auch frei entscheiden, in welcher Weise die 
Dokumentation an den Eigentümer übermittelt werden soll. 

d) Zusammenhang mit den Anforderungen an die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden und den Ausweisen 
über die Gesamtenergieeffizienz 

Mit den Verpflichtungen gemäß Artikel 8 Absatz 9 der EPBD zur Dokumentation der Energieeffizienz des 
Systems (oder seines veränderten Teils) soll gewährleistet werden, dass den Gebäudeeigentümern aktuelle 
Informationen über die Effizienz des gebäudetechnischen Systems zur Verfügung gestellt werden. Solche 
Informationen können zum Beispiel für die Erstellung von Ausweise über die Gesamtenergieeffizienz oder zur 
Überprüfung der Erfüllung der Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz (z. B. wenn ein Gebäude 
einer wesentlichen Modernisierung unterzogen wird) genutzt werden. Es steht den Mitgliedstaaten frei zu 
entscheiden, ob infolge der Bewertung der Energieeffizienz des gebäudetechnischen Systems (oder seines 
veränderten Teils) ein neuer Ausweis über die Gesamtenergieeffizienz ausgestellt werden muss. 

2.4.2.  Inspektion von Heizungsanlagen, Klimaanlagen, kombinierten Heizungs- und Lüftungsanlagen und von kombinierten 
Klima- und Lüftungsanlagen (Artikel 14 und 15 der EPBD) 

2.4.2.1.  Inspekt i onen von H eiz un gsan l agen und kombinier ten  Heizungs-  und Lüf tungsa n lagen  
( A r t ike l  14  d er  EP B D)  

a) Zu inspizierende Systeme 

Mit der letzten Änderung der EPBD wurde der Anwendungsbereich der Inspektionen gemäß Artikel 14 
Absatz 1 auf kombinierte Heizungs- und Lüftungsanlagen ausgedehnt. 

Die Mitgliedstaaten sollten in ihre nationalen Rechtsvorschriften eine Definition des Begriffs „kombinierte 
Heizungs- und Lüftungsanlage“ aufnehmen. 

Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass die Begriffsbestimmung solcher Systeme Wärmepumpen 
einschließt, und festlegen, ob diese in den Anwendungsbereich von Artikel 14 oder 15 der EPBD fallen (siehe 
Abschnitt 2.3.2.4). 

b) Nennleistung 

Gemäß Artikel 14 Absatz 1 der EPBD müssen Inspektionen bei Systemen mit einer Nennleistung von mehr als 
70 kW durchgeführt werden. Vor der Änderung der EPBD betrug der in Artikel 14 Absatz 1 festgelegte 
Schwellenwert für die Inspektion von Heizkesseln lediglich 20 kW. 

Von der Änderung ist nicht nur der Schwellenwert für die Nennleistung betroffen (Erhöhung von 20 kW auf 70 
kW) sondern auch der bei der Bestimmung der Nennleistung zu berücksichtigende Anwendungsbereich. Vor der 
Änderung bezog sich die Nennleistung nur auf den Heizkessel, während sich die Nennleistung in der EPBD 
nach der Änderung auf das System als Ganzes bezieht. Systeme mit mehreren Wärmeerzeugern (z. B. Systeme 
der in Abschnitt 2.2 beschriebenen Typen 1 und 2) sollten ebenfalls unter die Verpflichtung gemäß Artikel 14 
Absatz 1 der EPBD fallen, wenn die Gesamtnennleistung mehrerer Wärmeerzeuger, die denselben Bereich oder 
dasselbe Gebäude bedienen, 70 kW übersteigt. 

Wie in Erwägungsgrund 39 der Richtlinie (EU) 2018/844 angeführt wird, können die Mitgliedstaaten 
beschließen, die bereits eingeführten Inspektionssysteme, auch für kleinere Heizungsanlagen (d. h. mit einem 
Schwellenwert zwischen 20 kW und 70 kW Nennleistung) weiter zu betreiben. Wenn die Mitgliedstaaten 
beschließen, dieses Inspektionssystem weiterhin anzuwenden, wären sie nicht verpflichtet, diese strengeren 
Anforderungen der Kommission mitzuteilen. 

c) Energieeffizienz unter typischen oder durchschnittlichen Betriebsbedingungen 

Gemäß Artikel 14 Absatz 1 der EPBD müssen die Mitgliedstaaten den Anwendungsbereich der Inspektionen so 
erweitern, dass sie, gegebenenfalls die Bewertung des Systems unter typischen oder durchschnittlichen Betriebs­
bedingungen einschließen. 
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Die Mitgliedstaaten sollten ermitteln, inwiefern die Inspektionsmethode geändert werden muss. Der 
Schwerpunkt dabei sollte auf den Inspektionsanforderungen und -leitlinien liegen. 

d) Ausnahmen auf der Grundlage von Energieleistungsverträgen oder -vereinbarungen 

Die Mitgliedstaaten können ihre Rechtsvorschriften aktualisieren, um Ausnahmen für Gebäude aufzunehmen, 
die unter ein vereinbartes Kriterium für die Gesamtenergieeffizienz oder eine vertragliche Abmachung mit 
einem vereinbarten Niveau der Energieeffizienzverbesserung wie Energieleistungsverträge fallen. Die 
Mitgliedstaaten können auch Ausnahmen für Gebäude einführen, die von einem Versorgungsunternehmen oder 
einem Netzbetreiber betrieben werden. 

Wenn die Mitgliedstaaten beschließen, solche Ausnahmen zuzulassen, sollten sie sicherstellen, dass in den neuen 
Rechtsvorschriften die Begriffe „Kriterium für die Gesamtenergieeffizienz“ und „vertragliche Abmachung mit 
einem vereinbarten Niveau der Energieeffizienzverbesserung“ definiert werden. 

Beschließen die Mitgliedstaaten, die in Artikel 14 Absatz 2 der EPBD genannten Ausnahmen aufzunehmen, 
müssen sie sicherstellen, dass die Gesamtauswirkungen eines solchen Ansatzes denen, die bei Inspektionen 
gemäß Artikel 14 Absatz 1 der EPBD entstehen, gleichwertig sind. 

Um diese Gleichwertigkeit zu gewährleisten, wird empfohlen, dass die Mitgliedstaaten die Möglichkeiten zur 
Anwendung des Artikels 18 der Energieeffizienzrichtlinie nutzen und eine öffentlich verfügbare Liste zertifizier­
ter/akkreditierter Unternehmen erstellen. Darüber hinaus müssten die Mitgliedstaaten öffentlich verfügbare 
Muster für Energieleistungsverträge gemäß Anhang XIII der Energieeffizienzrichtlinie erstellen. 

In Mitgliedstaaten ohne öffentlich verfügbare Liste zertifizierter/akkreditierter Unternehmen oder ohne 
öffentlich verfügbare Muster für Energieleistungsverträge sollte die Gleichwertigkeit von Fall zu Fall festgestellt 
werden. In diesem Fall könnten die Vertragsparteien den Prozess erleichtern, indem sie in ihren Vertrag einen 
Anhang aufnehmen, in dem die nachfolgenden Punkte aus Anhang XIII der Energieeffizienzrichtlinie deutlich 
aufgeführt sind: 

a)  mittels Durchführung der Vertragsmaßnahmen zu erzielende garantierte Einsparungen; 

b)  Vertragslaufzeit und -zwischenziele, Kündigungsbedingungen und -fristen; 

c)  für die Ermittlung der erzielten Einsparungen maßgebliches Datum; 

d)  Verpflichtung zur vollständigen Durchführung der Vertragsmaßnahmen und Dokumentation aller im Laufe 
des Projekts vorgenommenen Änderungen; 

e)  klare und transparente Bestimmungen zur Messung und Überprüfung der erzielten garantierten 
Einsparungen, Qualitätskontrollen und -garantien (idealerweise mit Bezug auf nationale oder EU-Normen). 

e) Freiwillige Anforderungen an Wohngebäude 

Artikel 14 Absatz 5 der EPBD betrifft die Option, Anforderungen zur Ausrüstung von Wohngebäuden mit einer 
Funktion zur elektronischen Überwachung und mit wirksamen Steuerungsfunktionen einzuführen. 

Mitgliedstaaten, die beschließen, diese Anforderungen an Wohngebäude einzuführen, sollten die Bedeutung der 
Begriffe „kontinuierliche elektronische Überwachung“ und „wirksame Steuerungsfunktionen“ klar definieren. 

Artikel 14 Absatz 5 der EPBD hat optionalen Charakter (d. h. im Wortlaut wird das Wort „können“ verwendet) 
und enthält keine Einzelheiten zu Schwellenwerten für die Nennleistung. Stattdessen bezieht er sich implizit auf 
alle Wohngebäude, unabhängig von ihrer Größe. Es wird empfohlen, dass die Mitgliedstaaten bei der Festlegung 
der Anforderungen den unterschiedlichen System- und Gebäudearten Rechnung tragen. 

f) Ausnahmen auf der Grundlage von Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung oder auf der 
Grundlage kontinuierlicher elektronischer Überwachung und von wirksamen Steuerungsfunktionen 

Nach der EPBD sind gebäudetechnische Systeme, die Artikel 14 Absatz 4 (Systeme für die Gebäudeautoma­
tisierung und -steuerung) und Artikel 14 Absatz 5 (freiwillige Anforderungen an Wohngebäude) entsprechen, 
von Inspektionen ausgenommen. 

Die Mitgliedstaaten müssen ihre nationalen Rechtsvorschriften aktualisieren und eine Begriffsbestimmung für 
„Systeme für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung“ aufnehmen. 
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Die Mitgliedstaaten können beschließen, für die Anforderung zur Installation von Systemen für die Gebäudeau­
tomatisierung und -steuerung einen niedrigeren Schwellenwert anzusetzen als den, der in Artikel 14 Absatz 4 
der EPBD angegebenen wird. Gebäude, die der neuen Anforderung unterliegen und Gebäude mit installierten 
Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung sollten ebenfalls von Inspektionen ausgenommen 
werden. 

Die Mitgliedstaaten können beschließen, die Ausnahme von Inspektionen auf einzelne Eigentümer von 
Gebäuden mit Systemen unter 290 kW auszudehnen, die gemäß Artikel 14 Absatz 4 der EPBD Systeme für die 
Gebäudeautomatisierung und -steuerung installiert haben. Mitgliedstaaten, die beschließen, diese Ausnahme 
ausdehnen, sollten die Kommission bei der Mitteilung ihrer Umsetzungsmaßnahmen davon in Kenntnis setzen. 

Mitgliedstaaten, die beschließen, Anforderungen für Wohngebäude einzuführen, sollten ebenfalls Ausnahmen 
von den Inspektionen in Betracht ziehen. 

g) Alternativmaßnahmen 

Mitgliedstaaten, die beschließen, Alternativmaßnahmen anzuwenden, müssen bei der Umsetzung von Artikel 14 
der EPBD weitgehend nur die Änderungen des Anwendungsbereichs, der Schwellenwerte und der Ausnahmen 
berücksichtigen (siehe Abschnitt 2.3.2.8). Die Mitgliedstaaten können dasselbe Spektrum von Maßnahmen 
anwenden wie bisher. 

Mitgliedstaaten, die bereits Alternativmaßnahmen anwenden, müssen gemäß Artikel 14 Absatz 3 sicherstellen, 
dass die vorhandenen Maßnahmen den Maßnahmen gemäß Artikel 14 Absatz 1 der EPBD gleichwertig sind. 
Dies kann unter Umständen eine Anpassung der Alternativmaßnahmen erfordern. Gemäß Artikel 14 Absatz 3 
der EPBD müssen die Mitgliedstaaten in einem Bericht an die Kommission die Gleichwertigkeit der Maßnahmen 
nachweisen und diesen Bericht eingereichten, bevor neue oder veränderte Maßnahmen eingeführt werden. 

Wenn ein Mitgliedstaat zu einem Zeitpunkt nach der Umsetzung der EPBD beschließt, das Spektrum oder den 
Anwendungsbereich bestehender Maßnahmen zu ändern oder neue Maßnahmen einzuführen, muss er diese 
Änderungen der Kommission mitteilen. Zu diesem Zweck müssen die Mitgliedstaaten einen Bericht über die 
Gleichwertigkeit der Maßnahmen einreichen, bevor sie die neuen oder geänderten Maßnahmen einführen. 

Gemäß der Verordnung (EU) 2018/1999 muss jeder Mitgliedstaat die in der EPBD geforderten Gleichwertigkeits­
berichte als Teil seines nationalen Energie- und Klimaplans einreichen. Der Zeitplan für die Einreichung der 
nationalen Energie- und Klimapläne und der Fortschrittsberichte ist in Abschnitt 2.3.2.9 angegeben. 

Wenn der Zeitpunkt für die Einreichung der nationalen Energie- und Klimapläne für einen Mitgliedstaat nicht 
geeignet ist, kann er den Gleichwertigkeitsbericht unmittelbar bei der Kommission einreichen. Der Mitgliedstaat 
muss jedoch sicherstellen, dass der Gleichwertigkeitsbericht in der nächsten Phase auch in den nationalen 
Energie- und Klimaplans aufgenommen wird. 

2.4.2.2.  Inspekt ionen  vo n Kl imaanlag en und kombinier ten  Kl ima-  und Lüf tu n gsanlagen (Ar t ike l  15  
der  EPB D)  

Wie bei Artikel 14 müssen auch die Anforderungen von Artikel 15 der EPBD in nationales Recht integriert 
werden. Die Auflagen in Artikel 14 sind dieselben wie für Artikel 15. Die Bestimmungen dieses Anhangs, die 
sich auf Artikel 14 beziehen, sollten analog auch auf Artikel 15 angewandt werden. 

Informationen zur Umsetzung des Artikels 15 der EPBD sind in den Abschnitten 2.4.2.1(a) bis 2.4.2.1(g) dieses 
Anhangs zu finden: 

a)  zu inspizierende Systeme (Abschnitt 2.4.2.1 (a)); 

b)  Nennleistung (2.4.2.1 (b)); 

c)  Energieeffizienz unter typischen Betriebsbedingungen (2.4.2.1 (c)); 

d)  Ausnahmen auf der Grundlage von Energieleistungsverträgen oder -vereinbarungen (2.4.2.1 (d)); 

e)  freiwillige Anforderungen an Wohngebäude (2.4.2.1 (e)); 

f)  Ausnahmen auf der Grundlage von Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung oder auf der 
Grundlage kontinuierlicher elektronischer Überwachung und von wirksamen Steuerungsfunktionen (2.4.2.1 
(f)); 

g)  Sicherstellung der Umsetzung von Artikel 14 Absatz 3 der EPBD — Alternativmaßnahmen (2.4.2.1(g)). 
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2.4.3. Anforderungen in Bezug auf die Installation selbstregulierender Einrichtungen und von Systemen für die Gebäudeautoma­
tisierung und -steuerung (Artikel 8 Absatz 1, Artikel 14 Absatz 4 und Artikel 15 Absatz 4 der EPBD) 

2.4.3.1.  Umsetzung der  An fo r d er un gen in  Bezug  auf  d ie  Insta l la t ion  se lbstregul ierend e r  
E inr ichtu nge n ( A r t ik e l  8  Ab s a tz  1  der  EPBD)  

Im Rahmen der Verpflichtungen in Bezug auf die Installation selbstregulierender Einrichtungen (Artikel 8 
Absatz 1 der EPBD) 

a)  muss mit Ablauf der Umsetzungsfrist jedes neue Gebäude mit selbstregulierenden Einrichtungen ausgestattet 
werden. Das sollte im Fall von Gebäuden, für die nach Ablauf der Umsetzungsfrist Genehmigungsanträge 
eingereicht werden, sichergestellt sein. 

b)  Alle bestehenden Gebäude, deren Wärmeerzeuger nach dem Datum der nationalen Umsetzung dieser 
Verpflichtungen ausgetauscht werden, müssen mit selbstregulierenden Einrichtungen ausgestattet werden. 

Diese Verpflichtungen kommen lediglich in einigen/seltenen Fällen nicht zur Anwendung, in denen die 
Installation solcher Einrichtungen technisch oder wirtschaftlich nicht realisierbar ist. 

Die Mitgliedstaaten sollten diese Anforderungen rechtzeitig im Voraus bekannt machen, damit sie von den 
Fachleuten beim Entwurf neuer Gebäude und bei der Vorbereitung des Austauschs von Wärmeerzeugern in 
bestehenden Gebäuden berücksichtigt werden können. 

Bei der Umsetzung der Anforderungen zur Installation selbstregulierender Einrichtungen sollten die 
Mitgliedstaaten sicherstellen, dass die erwartete Selbstregulierungsfähigkeit solcher Einrichtungen klar 
beschrieben ist und mit der Beschreibung in Artikel 8 Absatz 1 der EPBD im Einklang steht (siehe im Einzelnen 
Abschnitt 2.3.3 dieses Anhangs). 

In der EPBD wird diese Selbstregulierungsfähigkeit in technologieneutraler Weise beschrieben. Das bietet 
Spielraum für die spezifischen Lösungen, die zur Erzielung dieser Fähigkeit genutzt werden können. Während 
dieser Spielraum als vorteilhaft angesehen werden kann (da er Planern und Installateuren die Möglichkeit gibt, 
die beste Lösung für ein bestimmtes Gebäude oder einen bestimmten Gebäudeteil auszuwählen), sind die 
Mitgliedstaaten auch aufgefordert, weitere technische Orientierungshilfen zur Integration selbstregulierender 
Einrichtungen in den verschiedenen möglicherweise zum Einsatz kommenden Systemen, insbesondere den am 
weitesten verbreiteten Systemen, bereitzustellen. In der Tabelle in Abschnitt 2.3.3.2 sind einige Beispiele 
aufgeführt. 

Die Mitgliedstaaten werden außerdem aufgefordert, technische Orientierungshilfen in Bezug auf den 
Anwendungsbereich der Regulierung (d. h. Raum oder Bereich) für die Fälle bereitzustellen, in denen eine 
Regulierung auf Bereichsebene Fachleuten bei der Bewertung helfen und die einheitliche Anwendung der 
Anforderungen im nationalen Hoheitsgebiet (bzw. falls anwendbar im regionalen Gebiet) fördern könnte. 

In Fällen, in denen die Mitgliedstaaten eine Regulierung auf Bereichsebene für genau festgelegte Kategorien von 
Gebäuden oder Gebäudeteilen (siehe Abschnitt 2.3.3.2(b)) gestatten, sollte das bei der Umsetzung der 
Anforderungen oder in den technischen Leitlinien für ihre Anwendung klargestellt werden. 

2.4.3.2.  Umsetzun g der  An forde r u n g en  in  Bezug  auf  d ie  Insta l la t i o n  von Systemen für  d ie  
Gebäud eautomat i s ier ung  u n d  - s teuer ung (Ar t ike l  14  Absatz  4  und Ar t ike l  15  Absatz  4  d e r  
EPB D)  

In Artikel 14 Absatz 4 und Artikel 15 Absatz 4 der EPBD ist das Jahr 2025 als der Zeitpunkt genannt, bis zu 
dem Nichtwohngebäude mit Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung ausgerüstet sein müssen, 
die die in diesen Artikeln festgelegten Bedingungen erfüllen. Die Anforderungen an die Installation müssen 
jedoch bis zum Ablauf der Umsetzungsfrist am 10. März 2020 umgesetzt sein. 

Bei der Umsetzung der Anforderungen in Bezug auf die Installation von Systemen für die Gebäudeautoma­
tisierung und -steuerung müssen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass die Fähigkeiten dieser Systeme in 
Einklang stehen mit i) der Begriffsbestimmung für Systeme für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung in 
Artikel 2 Nummer 3a der EPBD, sowie ii) den Fähigkeiten gemäß Artikel 14 Absatz 4 Buchstaben a, b und c 
sowie Artikel 15 Absatz 4 Buchstaben a, b und c der EPBD (siehe Abschnitt 2.3.3.1). 

Während die Übereinstimmung mit der Begriffsbestimmung für Systeme für die Gebäudeautomatisierung und 
-steuerung keine besondere Schwierigkeit mit sich bringen sollte, kann es schwierig sein, für ein bestimmtes 
Gebäude die verfügbaren Fähigkeiten zu ermitteln und festzustellen, inwieweit sie den Anforderungen gemäß 
der EPBD entsprechen. Eine Möglichkeit zur Erleichterung dieser Aufgabe besteht darin, diese Fähigkeiten mit 
Funktionen und Klassen von Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung gemäß den verfügbaren 
Normen, insbesondere EN 15232 (33), abzugleichen. 
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In jedem Fall sind die Mitgliedstaaten aufgefordert, den Fachleuten spezifische technische Leitlinien zur 
Verfügung zu stellen. Solche Leitlinien würden den Fachleuten helfen, die Fähigkeiten von Systemen für die 
Gebäudeautomatisierung und -steuerung zu bewerten und mögliche Lücken zu ermitteln, und sie würden 
Empfehlungen bieten, wie solche Lücken wirksam geschlossen werden können. 

2.5.  Zusätzliche Überlegungen zu Systemanforderungen, Bewertung und Dokumentation der 
Systemeffizienz, Inspektionen und Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung 

In diesem Abschnitt werden bewährte Verfahren hervorgehoben. Die hier angeführten Informationen und 
Referenzen sind weder erschöpfend noch bindend — sie dienen nur zu Informationszwecken. 

2.5.1.  Mögliche Auslegungen der Anforderungen an gebäudetechnische Systeme (Artikel 8 Absatz 1 der EPBD) 

2.5.1.1.  Neue  geb äu det echnische  Syst e m e  

Zwei neue gebäudetechnische Systeme werden in der EPBD eingeführt: i) Systeme für die Gebäudeautoma­
tisierung und -steuerung; und ii) Systeme für die Elektrizitätserzeugung am Gebäudestandort. In den folgenden 
Tabellen ist zusammengefasst, wie solche Anforderungen bei der Anwendung der EPBD ausgelegt werden 
könnten. 

Was die Elektrizitätserzeugung am Gebäudestandort angeht, ist unsere Annahme, dass dies vor allem Photovol­
taikmodule betrifft. Jedoch fallen auch Windkraftanlagen (sofern ihre Größe den Einsatz am Gebäudestandort 
zulässt) und Mikro-Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen (Mikro-KWK-Anlagen) in den Anwendungsbereich der 
EPBD. 

Tabelle 8 

Mögliche Auslegungen der Systemanforderungen für Systeme für die Gebäudeautoma­
tisierung und -steuerung 

Art der Anforde­
rung 

Mögliche Auslegungen für Systeme für die Gebäudeautomatisierung und 
-steuerung 

Nützliche Informations­
quellen (1) 

„Gesamtenergieeff­
izienz“ 

Mindestanforderungen an Steuerungsfähigkeiten, die eine Auswir­
kung auf die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden haben. Diese 
Anforderungen können den Anwendungsbereich der Kontrollen 
(d. h welche Systeme kontrolliert werden), die Kontrolltiefe (oder 
Granularität) oder beides betreffen. Bei der Festlegung dieser An­
forderungen kann auf verfügbare Normen verwiesen werden, z. B. 
auf die Energieklassen der Systeme für die Gebäudeautomatisie­
rung und -steuerung gemäß der Norm EN 15232. Die Anforde­
rungen können in Abhängigkeit von der Gebäudeart (z. B. Wohn­
gebäude oder Nichtwohngebäude) und einigen Eigenschaften der 
Gebäude (z. B. Fläche) variieren. 

EN 15232 (2), EN 
16947-1:2017 (3) und 
TR 16947-2 (4) 

„angemessene 
Dimensionierung“ 

Dimensionierung bezieht sich hier nicht auf die Systemgröße (wie 
es bei manchen anderen Systemen der Fall wäre), sondern eher 
darauf, in welcher Weise die Gestaltung eines Systems für die Ge­
bäudeautomatisierung und -steuerung an ein bestimmtes Gebäude 
angepasst werden kann. Das Ziel der Dimensionierung ist es, den 
besten Kompromiss zwischen Kosten und Fähigkeiten unter Be­
rücksichtigung des spezifischen Bedarfs des betreffenden Gebäu­
des zu erzielen. In den Anforderungen an die Dimensionierung 
werden die relevanten Aspekte aufgeführt, die bei der Gestaltung 
eines Systems für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung für 
ein bestimmtes Gebäude berücksichtigt werden sollten (z. B. er­
warteter oder gemessener Energieverbrauch, Gebäudenutzung, im 
Gebäude installierte gebäudetechnische Systeme, Anforderungen 
an Betrieb und Wartung), um diesen optimalen Kompromiss zu 
erreichen. Innerhalb des Anwendungsbereichs dieser Anforderun­
gen kann es nützlich sein, auf relevante Normen oder Leitlinien 
zu verweisen. 

ISO 16484-1:2010 (5) 

„ordnungsgemäße 
Installation“ 

Die Anforderungen an die „ordnungsgemäße Installation“ sind ein 
allgemeiner Verweis auf die Notwendigkeit sicherzustellen, dass 
das System (in diesem Fall das System für die Gebäudeautomati­
sierung und -steuerung) in einer Weise installiert wird, die einen 
sicheren und optimalen Betrieb gewährleistet. Das ist in der Regel 
mit Anforderungen an die Qualifikation des Installateurs (z. B. 
zertifizierter Installateur) und bestimmten technischen Leitlinien 
verbunden. 

EN 16946-1:2017 (6) 
und TR 16946-2 (7) 
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Art der Anforde­
rung 

Mögliche Auslegungen für Systeme für die Gebäudeautomatisierung und 
-steuerung 

Nützliche Informations­
quellen (1) 

„angemessene 
Einstellung“ 

„Einstellung“ bezieht sich auf: i) eine Überprüfung des Systems 
nach der Installation, um seine ordnungsgemäße Funktion sicher­
zustellen, und ii) die Feineinstellung während des Betriebs des Sys­
tems unter realen Bedingungen. Solche Tätigkeiten würden nor­
malerweise menschliche Eingriffe erfordern, aber Systeme für die 
Gebäudeautomatisierung und -steuerung bieten die Möglichkeit, 
Ansätze mit „kontinuierlicher Inbetriebnahme“ (ongoing commis­
sioning) in Betracht zu ziehen, in denen dieser Prozess teilweise 
automatisiert wird (8). 

EN 16946-1:2017 (6) 
und TR 16946-2 (7); 
ISO 50003 (9) 

„angemessene 
Steuerung“ 

Diese Kategorie bezieht sich meist eher auf gebäudetechnische 
Systeme, die gesteuert werden (z. B. Heizungsanlagen), als auf Sys­
teme für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung, deren 
Hauptzweck darin besteht, andere Systeme zu steuern. „Angemes­
sene Steuerung“ kann sich hier jedoch auf die Funktionen bezie­
hen, die ein System für die Gebäudeautomatisierung und -steue­
rung zur Unterstützung oder Erleichterung menschlicher 
Steuerung bieten kann (z. B. Anzeige von Verbrauchsdaten oder 
jede andere Interaktion mit dem Gebäudeverwalter und den Ge­
bäudenutzern). 

EN 15232 (2), EN 
16947-1:2017 (3) und 
TR 16947-2 (4) 

(1)  Bei allen angegebenen Informationsquellen handelt es sich um Normen. Zusätzlich können die Mitgliedstaaten erwägen, 
sich an einigen Programmen aus der Industrie zu orientieren, und zwar sowohl an europäischen wie dem eu.bac-Zertifi­
zierungsprogramm (https://www.eubac.org/system-audits/index.htm) als auch an nationalen, wie dem deutschen VDMA 
24186-4 „Leistungsprogramm für die Wartung von technischen Anlagen und Ausrüstungen in Gebäuden — Teil 4: MSR- 
Einrichtungen und Gebäudeautomationssysteme“. 

(2)  EN 15232 „Energieeffizienz von Gebäuden — Einfluss von Gebäudeautomation und Gebäudemanagement“. 
(3)  EN 16947-1:2017 „Energieeffizienz von Gebäuden — Gebäudemanagementsystem — Teil 1“. 
(4)  TR 16947-2 „Building Management System — Part 2: Accompanying prEN 16947-1:2015“. 
(5)  ISO 16484-1:2010 Vorschau „Systeme der Gebäudeautomation (GA) — Teil 1: Projektplanung und -ausführung“. 
(6)  EN 16946-1:2017 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Inspektion der Gebäudeautomation, Regelungstechnik und 

des Technischen Gebäudemanagements“. 
(7)  TR 16946-2 „Inspection of Building Automation, Controls and Technical Building Management — Part 2: Accompanying 

TR to EN 16946-1“. 
(8) Diese Anmerkung gilt zu einem gewissen Grad für alle gebäudetechnischen Systeme, die von Systemen für die Gebäudeau­

tomatisierung und -steuerung gesteuert und überwacht werden. 
(9) ISO/IEC 50003:2014 „Energiemanagementsysteme — Anforderungen an Stellen, die Energiemanagementsysteme auditie­

ren und zertifizieren“.  

Tabelle 9 

Mögliche Auslegungen der Systemanforderungen für die Elektrizitätserzeugung am 
Gebäudestandort 

Art der Anforde­
rung 

Mögliche Auslegungen für die Elektrizitätserzeugungssysteme am Gebäu­
destandort 

Nützliche Informations­
quellen (1) 

„Gesamtenergieeff­
izienz“ 

Mindestanforderungen an die Effizienz des (installierten) Systems 
bei der Stromerzeugung unter typischen Betriebsbedingungen. Bei 
der Festlegung dieser Anforderungen wird den Mitgliedstaaten na­
hegelegt, anwendbare Normen, insbesondere aus der Liste der 
Energieeffizienznormen für Gebäude (siehe dritte Spalte), sowie 
die geltenden Ökodesign- und Energieverbrauchskennzeichnungs­
verordnungen (2) zu berücksichtigen. 

EN 15316-4-6 (3), EN 
61724 (4) und IEC 
61853-2:2016 (5) für 
photovoltaische 
Systeme, EN 15316- 
4-4 (6) für 
gebäudeintegrierte 
KWK-Anlagen, EN 
15316-4-10 (7) und 
IEC 61400-12-1 (8) 
für Windkraftanlagen 
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Art der Anforde­
rung 

Mögliche Auslegungen für die Elektrizitätserzeugungssysteme am Gebäu­
destandort 

Nützliche Informations­
quellen (1) 

„angemessene 
Dimensionierung“ 

Die Dimensionierung kann sich zunächst auf die Erzeugungskapa­
zität des betrachteten Systems beziehen. Ein Ziel kann darin be­
stehen sicherzustellen, dass diese Kapazität im Hinblick auf den 
betrachteten Bedarf ausreichend ist (z. B. die Wärmelast von 
Raumheizgeräten mit Kraft-Wärme-Kopplung). Die Dimensionie­
rung kann sich auch auf die physikalischen Dimensionen der 
Komponenten einer Anlage beziehen, wobei die für das jeweilige 
Gebäude geltenden Beschränkungen zu berücksichtigen sind (z. B. 
Position, Ausrichtung, Neigung von Photovoltaikmodulen, Konfi­
guration des MPP-Tracking, Kabelgröße usw.) (9). 

Berechnung der 
geplanten Norm- 
Heizlast: EN  
12831-1 (10), ISO 
15927-5:2004 (11) 

„ordnungsgemäße 
Installation“ 

Die Anforderungen an die „ordnungsgemäße Installation“ sind ein 
allgemeiner Verweis auf die Notwendigkeit sicherzustellen, dass 
das System in einer Weise installiert wird, die einen sicheren und 
optimalen Betrieb gewährleistet. Das ist in der Regel mit Anforde­
rungen an die Qualifikation des Installateurs (z. B. zertifizierter 
Installateur) und bestimmten technischen Leitlinien verbunden. 
Für Photovoltaik-Anlagen, können in diesem Zusammenhang die 
Normen für in Gebäude integrierte Photovoltaik-Anlagen (BIPV) 
relevant sein. 

Für BIPV-Systeme EN 
50583-2 (12) 

„angemessene 
Einstellung“ 

„Einstellung“ bezieht sich auf: i) eine Überprüfung des Systems 
nach der Installation, um seine ordnungsgemäße Funktion sicher­
zustellen, und ii) die Feineinstellung während des Betriebs des Sys­
tems unter realen Bedingungen. 

Für Photovoltaik- 
Anlagen: IEC/EN 
62446 (13) 

„angemessene 
Steuerung“ 

In diesem Zusammenhang bezieht sich „Steuerung“ auf die Fähig­
keit des Systems zur Steuerung des eigenen Betriebs unter Berück­
sichtigung von Gebäude- und Umweltparametern. Das ist wegen 
der gleichzeitigen Strom- und Wärmeerzeugung insbesondere für 
Mikro-KWK-Anlagen wichtig. 

k. A. 

(1) Bei diesen Informationsquellen handelt es sich vor allem um EU-Normen. Darüber hinaus sind die Mitgliedstaaten aufge­
fordert, verfügbare Quellen auf nationaler Ebene zu konsultieren, z. B. in Belgien die „Spécifications techniques“ (STS) zu 
Photovoltaikanlagen: https://economie.fgov.be/sites/default/files/Files/Publications/files/STS/STS-72-1-systemes- 
photovoltaiques.pdf 

(2) Die bisher relevanteste Verordnung für die Elektrizitätserzeugung am Gebäudestandort ist die für Heizgeräte und Warm­
wasserbereiter, unter die auch Raumheizgeräte mit Kraft-Wärme-Kopplung fallen (siehe Verordnung (EU) Nr. 813/2013 
der Kommission vom 2. August 2013 zur Durchführung der Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung von Raumheizgeräten 
und Kombiheizgeräten). Darüber hinaus wird im Ökodesign-Arbeitsprogramm 2016-2019 (COM(2016) 773 final) er­
wähnt, dass zu Solarmodulen und Solarwechselrichtern Vorstudien erstellt werden sollen, was bedeutet, dass solche An­
lagen in Zukunft Ökodesign- und Energieverbrauchskennzeichnungsverordnungen unterliegen könnten. Siehe 
http://susproc.jrc.ec.europa.eu/solar_photovoltaics/projectplan.html für weitere Einzelheiten. 

(3) EN 15316-4-6 „Heizungsanlagen in Gebäuden — Verfahren zur Berechnung der Energieanforderungen und Nutzungs­
grade der Anlagen — Teil 4-6: Wärmeerzeugungssysteme, photovoltaische Systeme“.  

(4) IEC/EN 61724: „Überwachung des Betriebsverhaltens photovoltaischer Systeme — Leitfaden für Messen, Datenaustausch 
und Analyse“.  

(5) IEC 61853-2:2016 „Prüfung des Leistungsverhaltens von Photovoltaik(PV-)Modulen und Energiebemessung — Teil 2: 
Messung der spektralen Empfindlichkeit, des Einfallswinkels und der Modul-Betriebstemperatur“.  

(6) EN 15316-4-4 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Verfahren zur Berechnung der Energieanforderungen und 
Nutzungsgrade der Anlagen — Teil 4-4: Wärmeerzeugungssysteme, gebäudeintegrierte KWK-Anlagen“.  

(7) EN 15316-4-10 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Verfahren zur Berechnung der Energieanforderungen und 
Nutzungsgrade der Anlagen — Teil 4-10: Windkraftanlagen“. 

(8) IEC 61400-12-1 Ausg. 2.0 b:2017 „Windenergieanlagen — Teil 12-1: Messung des Leistungsverhaltens von Windener­
gieanlagen“. 

(9) Das Ziel besteht darin sicherzustellen, dass die Anlage über ihre Nutzungszeit eine optimale Leistung erbringt. Eine sub­
optimale Dimensionierung könnte die Leistung beinträchtigen und damit für den Gebäudeeigentümer unvorteilhaft sein.  

(10) EN 12831-1 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Verfahren zur Berechnung der Norm-Heizlast“.  
(11) ISO 15927-5:2004 „Wärme- und feuchteschutztechnisches Verhalten von Gebäuden — Berechnung und Darstellung von 

Klimadaten — Teil 5: Daten zur Bestimmung der Norm-Heizlast für die Raumheizung“.  
(12) EN 50583-2:2016 „Photovoltaik im Bauwesen. BIPV-Anlagen“.  
(13) IEC/EN 62446 „Netzgekoppelte Systeme — Dokumentation, Inbetriebnahmeprüfung und Prüfanforderungen“.  
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a) Eingebaute Beleuchtung 

Beleuchtungssysteme gehörten bereits vor der Änderung zu den gebäudetechnischen Systemen, fielen jedoch 
nicht unter die Vorschriften über Systemanforderungen. Seit der Änderung müssen jedoch Systemanforderungen 
für „eingebaute“ Beleuchtungssysteme festgelegt werden. Wie in Abschnitt 2.3.1.1 erläutert, wurde mit dem 
aktualisierten Wortlaut lediglich der Anwendungsbereich klargestellt. Mit dem neuen Wortlaut wird 
hervorgehoben, dass in den Anwendungsbereich nur Beleuchtungseinrichtungen fallen, die installiert wurden, 
um zum Entwurfszeitpunkt festgelegte Beleuchtungsspezifikationen umzusetzen und damit verbundene 
Anforderungen zu erfüllen. 

Tabelle 10 

Mögliche Auslegungen der Systemanforderungen für eingebaute Beleuchtung 

Art der Anforde­
rung Mögliche Auslegungen für Beleuchtungsanlagen Nützliche Informations­

quellen 

„Gesamtenergieeff­
izienz“ 

Mindestanforderungen an die Energieeffizienz des eingebauten Be­
leuchtungssystems als Ganzes unter Berücksichtigung relevanter 
Parameter. Der Indikator LENI (Lighting Energy Numerical Indica­
tor) gemäß der Norm EN 15193-1:2017d kann zum Beispiel eine 
Möglichkeit sein, Anforderungen an die Energieeffizienz von Be­
leuchtungssystemen auszudrücken. 

EN 15193-1:2017 (1), 
CEN/TR 15193- 
2:2017 (2) 

„angemessene 
Dimensionierung“ 

Für Beleuchtungssysteme bezieht sich der Begriff „angemessene 
Dimensionierung“ auf i) die Ermittlung der Anforderungen an das 
Beleuchtungsniveau unter Berücksichtigung relevanter Parameter 
(insbesondere der beabsichtigten Nutzung des Gebäudes und sei­
ner Räume); und ii) die Umsetzung dieser Anforderungen in Ent­
wurfsspezifikationen für Beleuchtungssysteme. 

EN 12464-1 (3), 
CEN/TS 17165 (4) 

„ordnungsgemäße 
Installation“ 

Installation elektrischer Anlagen, einschließlich Beleuchtung, ge­
mäß den auf nationaler Ebene geltenden Vorschriften. 

k. A. 

„angemessene 
Einstellung“ 

„Einstellung“ kann sich hier auf Folgendes beziehen: i) Überprü­
fung, ob die Fähigkeiten der Beleuchtungssysteme mit den Ent­
wurfsspezifikationen übereinstimmen, insbesondere was die 
Steuerung betrifft; und ii) Durchführung aller relevanten Feinein­
stellungen. 

Wie unten 

„angemessene 
Steuerung“ 

In diesem Zusammenhang bezieht sich „Steuerung“ auf die Fähig­
keit des Beleuchtungssystems zur Steuerung des Beleuchtungsni­
veaus unter Berücksichtigung von Umgebungsparametern (z. B. 
Tageslicht) und Gebäudeparametern (z. B. Belegung). 

CEN/TR 15193-2 (5), 
CIE 222:2017 (6) 

(1)  EN 15193-1:2017 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Energetische Anforderungen an die Beleuchtung — Teil 1: 
Spezifikationen“. 

(2)  CEN/TR 15193-2 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Energetische Anforderungen an die Beleuchtung — Teil 2: 
Technischer Bericht zu EN 15193-1, Modul M9“. 

(3)  EN 12464-1:2011 „Licht und Beleuchtung — Beleuchtung von Arbeitsstätten — Teil 1: Arbeitsstätten in Innenräumen“. 
(4)  CEN/TS 17165 „Licht und Beleuchtung — Planungsprozess für Beleuchtungssysteme“. 
(5)  CEN/TR 15193-2:2017 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Energetische Anforderungen an die Beleuchtung — 

Teil 2: Technischer Bericht zu EN 15193-1, Modul M9“. 
(6)  CIE 222:2017 „Entscheidungsschema für Beleuchtungsmanagement in Nichtwohngebäuden“.  
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2.5.1.2.  Bere i t s  vor  d er  Ä nde r un g e r f ass te  Systeme 

Anlagen für Raumheizung, Raumkühlung, Warmwasserbereitung und Lüftung fielen bereits vor der Änderung 
unter die Bestimmungen der EPBD zu Systemanforderungen. Die Umsetzung der EPBD bietet jedoch eine 
Gelegenheit, diese Anforderungen zu aktualisieren. 

Tabelle 11 

Mögliche Auslegungen der Systemanforderungen für Raumheizungsanlagen 

Art der Anforde­
rung Mögliche Auslegungen für Raumheizungsanlagen (1) Nützliche Informations­

quellen (2) 

„Gesamtenergieeff­
izienz“ 

In diesem Zusammenhang bezieht sich „Gesamtenergieeffizienz“ auf den 
gesamten Prozess der Energieumwandlung in Wärmeerzeugern, der Wär­
meverteilung im Gebäude, der Wärmeabgabe in den einzelnen Räumen 
oder Bereichen des Gebäudes sowie gegebenenfalls der Wärmespeicherung. 
Sie ist nicht auf die Effizienz der Wärmeerzeuger beschränkt und kann An­
forderungen umfassen, die andere Teile des Systems betreffen (z. B. die Iso­
lierung des Rohrleitungssystems zur Verteilung). 

Normenreihe EN 
15316, z. B. EN 
15316-1 (3), EN 
15316-2 (4), EN 
15316-3 (5), EN 
15316-4-1 (6), EN 
15316-4-2 (7), EN 
15316-4-5 (8), EN 
15316-4-8 (9), EN 
15316-5 (10) 

„angemessene 
Dimensionierung“ 

Bei Heizungsanlagen bezieht sich „angemessene Dimensionierung“ auf i) 
die Bestimmung des Heizungsbedarfs unter Berücksichtigung relevanter Pa­
rameter (insbesondere der beabsichtigten Nutzung des Gebäudes und sei­
ner Räume) und ii) die Umsetzung dieser Anforderungen in Entwurfsspezi­
fikationen für Heizungsanlagen. 

EN 12831-1 (11), EN 
12831-3 (12), Modul 
M8-2, M8-3EN 
12828 (13), EN 
14337 (14), EN 1264- 
3:2009 (15) 

„ordnungsgemäße 
Installation“ 

„Ordnungsgemäße Installation“ bezieht sich auf die Notwendigkeit sicher­
zustellen, dass das System in der Lage ist, gemäß den Entwurfsspezifikatio­
nen zu funktionieren. Eine ordnungsgemäße Installation kann zum Beispiel 
durch nationale technische Leitlinien, Produktdokumentation der Hersteller 
oder eine Zertifizierung der Installateure sichergestellt werden. 

EN 14336 (16), EN 
1264-4 (17), EN 
14337 (14) 

„angemessene 
Einstellung“ 

„Einstellung“ bezieht sich hier auf die Überprüfung und Feineinstellung des 
Systems unter realen Betriebsbedingungen (18), insbesondere um Funktio­
nen des Systems zu überprüfen und möglicherweise anzupassen, die einen 
Einfluss auf die Effizienz haben können (z. B. Steuerungsfähigkeiten — 
siehe unten). 

EN 15378-1 (19), EN 
14336 (16), EN 
15378-3 (20) 

„angemessene 
Steuerung“ 

Dies betrifft Steuerungsfähigkeiten, die Heizungsanlagen zur Optimierung 
der Effizienz aufweisen können, z. B. die automatische Anpassung der 
Wärmeabgabe von Wärmeabgabeelementen in einzelnen Räumen oder Be­
reichen, die Anpassung der Systemtemperatur in Abhängigkeit von der 
Außentemperatur („Wetterkompensation“) oder von Zeitplänen, dynami­
scher und statischer hydraulischer Ausgleich, Überwachung der System­
funktion, bedarfsgerechte Anpassung des Wasser-/Luftdurchflusses. 

EN 15500-1 (21), EN 
15316-2 (4), EN 
15232 (22), 
Verordnungen über 
die 
Energieverbrauchsken­
nzeichnung von 
Raumheizgeräten (23)  

(1) Die meisten Informationen in dieser Tabelle sind auch auf Anlagen zur Warmwasserbereitung anwendbar.  
(2) Bei diesen Informationsquellen handelt es sich vor allem um EU-Normen. Darüber hinaus werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, 

verfügbare Quellen auf nationaler Ebene zu konsultieren, z. B. in Belgien die „Spécifications techniques“ (STS) zu thermischen 
Solaranlagen: https://economie.fgov.be/sites/default/files/Files/Publications/files/STS/STS-72-3-systemes-solaires-thermiques.pdf  

(3) EN 15316-1:2017 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Verfahren zur Berechnung der Energieanforderungen und 
Nutzungsgrade der Anlagen — Teil 1: Allgemeines und Darstellung der Energieeffizienz, Modul M3-1, M3-4, M3-9, M8-1, M8-4“.  

(4) EN 15316-2:2017 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Verfahren zur Berechnung der Energieanforderungen und 
Nutzungsgrade der Anlagen — Teil 2: Wärmeübergabesysteme (Raumheizung und -kühlung), Modul M3-5, M4-5“.  

(5) EN 15316-3:2017 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Verfahren zur Berechnung der Energieanforderungen und 
Nutzungsgrade der Anlagen — Teil 3: Wärmeverteilungssysteme (Trinkwassererwärmung, Heizung und Kühlung), Modul M3-6, 
M4-6, M8-6“.  

(6) EN 15316-4-1:2017 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Verfahren zur Berechnung der Energieanforderungen und 
Nutzungsgrade der Anlagen — Teil 4-1: Wärmeerzeugung für die Raumheizung und Trinkwassererwärmung, 
Verbrennungssysteme (Heizungskessel, Biomasse), Modul M3-8-1, M8-8-1“.  
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(7) EN 15316-4-2:2017 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Verfahren zur Berechnung der Energieanforderungen und 
Nutzungsgrade der Anlagen — Teil 4-2: Wärmeerzeugung für die Raumheizung, Wärmepumpensysteme, Modul M3-8-2, M8-8-2“.  

(8) EN 15316-4-5:2017 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Verfahren zur Berechnung der Energieanforderungen und 
Nutzungsgrade der Anlagen — Teil 4-5: Fernwärme und Fernkälte, Modul M3-8-5, M4-8-5, M8-8-5, M11-8-5“.  

(9) EN 15316-4-8:2017 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Verfahren zur Berechnung der Energieanforderungen und 
Nutzungsgrade der Anlagen — Teil 4-8: Wärmeerzeugung von Warmluft- und Strahlungsheizsystemen, einschließlich Öfen (lokal), 
Modul M3-8-8“.  

(10) EN 15316-5:2017 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Verfahren zur Berechnung der Energieanforderungen und 
Nutzungsgrade der Anlagen — Teil 5: Raumheizung und Speichersysteme für erwärmtes Trinkwasser (keine Kühlung), Modul M3- 
7, M8-7“.  

(11) EN 12831-1:2017 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Verfahren zur Berechnung der Norm-Heizlast — Teil 1: 
Raumheizlast, Modul M3-3“. 

(12) EN 12831-3 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Verfahren zur Berechnung der Norm-Heizlast — Teil 3: Trinkwassererwär­
mungsanlagen, Heizlast und Bedarfsbestimmung, Module M8-2, M8-3“.  

(13) EN 12828:2012+A1:2014 „Heizungsanlagen in Gebäuden — Planung von Warmwasser-Heizungsanlagen“.  
(14) EN 14337:2005 „Heizungssysteme in Gebäuden — Planung und Einbau von elektrischen Direkt-Raumheizungen“.  
(15) EN 1264-3:2009 „Raumflächenintegrierte Heiz- und Kühlsysteme mit Wasserdurchströmung — Teil 3: Auslegung“.  
(16) EN 14336:2004 „Heizungsanlagen in Gebäuden — Installation und Abnahme der Warmwasser-Heizungsanlagen“.  
(17) EN 1264-4:2009 „Raumflächenintegrierte Heiz- und Kühlsysteme mit Wasserdurchströmung — Teil 4: Installation“.  
(18) Die Mitgliedstaaten können in Erwägung ziehen, einen gewissen Grad an Übereinstimmung zwischen den Methoden zur 

Anpassung von Heizungsanlagen für die Zwecke der Einhaltung der Heizungsanlagen betreffenden Anforderungen von Artikel 8 
Absatz 1 und den Methoden zur Bewertung der Energieeffizienz von Heizungsanlagen unter typischen oder durchschnittlichen Be­
triebsbedingungen, sofern relevant, gemäß Artikel 14 und 15 sicherzustellen.  

(19) EN 15378-1:2017 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Heizungsanlagen und Trinkwassererwärmung in Gebäuden — Teil 
1: Inspektion von Kesseln, Heizungsanlagen und Trinkwassererwärmung, Module M3-11, M8-11“.  

(20) EN 15378-3 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Heizungsanlagen und Trinkwassererwärmung in Gebäuden — Teil 3: 
Gemessene Gesamtenergieeffizienz, Module M3-10 and M8-10“.  

(21) EN 15500-1:2017 „Energieeffizienz von Gebäuden — Automation von HLK-Anwendungen — Teil 1: Elektronische Regel- und 
Steuereinrichtungen für einzelne Räume oder Zonen — Module M3-5, M4-5, M5-5“.  

(22) EN 15232 „Energieeffizienz von Gebäuden — Einfluss von Gebäudeautomation und Gebäudemanagement“.  
(23) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 811/2013 der Kommission vom 18. Februar 2013 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/30/EU des 

Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Energiekennzeichnung von Raumheizgeräten, Kombiheizgeräten, 
Verbundanlagen aus Raumheizgeräten, Temperaturreglern und Solareinrichtungen sowie von Verbundanlagen aus 
Kombiheizgeräten, Temperaturreglern und Solareinrichtungen (ABl. L 239 vom 6.9.2013, S. 1).                                                                                                                                                                    

Tabelle 12 

Mögliche Auslegungen der Systemanforderungen für Raumkühlungssysteme 

Art der Anforde­
rung Mögliche Auslegungen für Raumkühlsysteme (1) Nützliche Informations­

quellen 

„Gesamtenergieeff­
izienz“ 

In diesem Zusammenhang bezieht sich „Gesamtenergieeffizienz“ auf den 
gesamten Prozess der Energieumwandlung in Kälteerzeugern, der Kältever­
teilung im Gebäude, der Kälteabgabe in den einzelnen Räumen oder Berei­
chen des Gebäudes sowie gegebenenfalls der Kältespeicherung. Sie ist nicht 
auf die Effizienz der Kälteerzeuger beschränkt, sondern kann auch Anfor­
derungen umfassen, die andere Teile des Systems betreffen (z. B. die Isolie­
rung des Rohrleitungssystems zur Verteilung). 

Normenreihe EN 
16798 zu 
Kühlsystemen, z. B. 
EN 16798-9 (2), EN 
16798-13 (3), EN 
16798-15 (4) 
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Art der Anforde­
rung Mögliche Auslegungen für Raumkühlsysteme (1) Nützliche Informations­

quellen 

„angemessene 
Dimensionierung“ 

„Dimensionierung“ bezieht sich auf die optimale Größe des Kühlsystems 
im Hinblick auf den Kühlungsbedarf des Gebäudes und seiner Räume. 

EN 1264-3:2009 (5) 

„ordnungsgemäße 
Installation“ 

„Ordnungsgemäße Installation“ bezieht sich auf die Notwendigkeit sicher­
zustellen, dass das System in der Lage ist, gemäß den Entwurfsspezifikatio­
nen zu funktionieren. Eine ordnungsgemäße Installation kann zum Beispiel 
durch nationale technische Leitlinien, Produktdokumentation der Hersteller 
oder eine Zertifizierung der Installateure sichergestellt werden. 

EN 1264-4 (6) 

„angemessene 
Einstellung“ 

„Einstellung“ bezieht sich hier auf die Überprüfung und Feineinstellung des 
Systems unter realen Betriebsbedingungen (7), insbesondere um Funktionen 
des Systems zu überprüfen und möglicherweise anzupassen, die einen we­
sentlichen Einfluss auf die Effizienz haben können (z. B. Steuerungsfähig­
keiten — siehe unten). 

EN 16798-17 (8) 

„angemessene 
Steuerung“ 

Dies betrifft Steuerungsfähigkeiten, die Raumkühlungsanlagen zur Opti­
mierung der Effizienz aufweisen können, z. B. die automatische Anpassung 
der Kühlleistung der Kälteabgabeelemente in einzelnen Räumen oder Berei­
chen. 

EN 15500-1 (9), EN 
15316-2 (10), EN 
15232 (11)  

(1) Im Einklang mit Artikel 2 Absatz 3 und Artikel 8 Absatz 1 der EPBD liegt der Schwerpunkt dieser Tabelle auf der aktiven 
Kühlung von Gebäuden. Es sei jedoch darauf hingewiesen, dass passive Kühlung (z. B. Beschattung) ebenfalls wirksam ist, auch 
wenn sie hier nicht berücksichtigt wird.  

(2) EN 16798-9 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Lüftung von Gebäuden — Teil 9: Berechnungsmethoden für den 
Energiebedarf von Kühlsystemen (Module M4-1, M4-4, M4-9) — Allgemeines“.  

(3) EN 16798-13 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Lüftung von Gebäuden — Teil 13: Berechnung von Kühlsystemen 
(Modul M4-8) — Erzeugung“.  

(4) EN 16798-15 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Lüftung von Gebäuden — Teil 15: Berechnung von Kühlsystemen 
(Modul M4-7) — Speicherung“.  

(5) EN 1264-3:2009 „Raumflächenintegrierte Heiz- und Kühlsysteme mit Wasserdurchströmung — Teil 3: Auslegung“.  
(6) EN 1264-4:2009 „Raumflächenintegrierte Heiz- und Kühlsysteme mit Wasserdurchströmung — Teil 4: Installation“.  
(7) Die Mitgliedstaaten können in Erwägung ziehen, einen gewissen Grad an Übereinstimmung zwischen Folgendem sicherzustellen: 

a) den Methoden für die Anpassung von Raumkühlungsanlagen für die Zwecke der Einhaltung der Raumkühlungsanlagen 
betreffenden Anforderungen von Artikel 8 Absatz 1 und b) den Methoden zur Bewertung der Effizienz von Klimaanlagen unter 
typischen oder durchschnittlichen Betriebsbedingungen, sofern relevant, gemäß Artikel 14 und 15.  

(8) EN 16798-17 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Lüftung von Gebäuden — Teil 17: Leitlinien für die Inspektion von 
Lüftungs- und Klimaanlagen (Module M4-11, M5-11, M6-11, M7-11)“.  

(9) EN 15500-1:2017 „Energieeffizienz von Gebäuden — Automation von HLK-Anwendungen — Teil 1: Elektronische Regel- und 
Steuereinrichtungen für einzelne Räume oder Zonen — Module M3-5, M4-5, M5-5“.  

(10) EN 15316-2:2017 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Verfahren zur Berechnung der Energieanforderungen und 
Nutzungsgrade der Anlagen — Teil 2: Wärmeübergabesysteme (Raumheizung und -kühlung), Modul M3-5, M4-5“.  

(11) EN 15232 „Energieeffizienz von Gebäuden — Einfluss von Gebäudeautomation und Gebäudemanagement“.                                                                                                                                                                    

Tabelle 13 

Mögliche Auslegungen der Systemanforderungen für Lüftungsanlagen 

Art der Anforde­
rung Mögliche Auslegungen für Lüftungsanlagen Nützliche Informations­

quellen (1) 

„Gesamtenergieeff­
izienz“ 

Bezieht sich auf die Energieeffizienz der Lüftungsanlage als Ganzes, unter 
Berücksichtigung z. B. der Energieeffizienz der Ventilatoren, der Eigen­
schaften des Lüftungsrohrleitungsnetzes und der Wärmerückgewinnung. 

EN 16798-3 (2), EN 
16798-5-1 (3), EN 
16798-5-2 (4) 
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Art der Anforde­
rung Mögliche Auslegungen für Lüftungsanlagen Nützliche Informations­

quellen (1) 

„angemessene 
Dimensionierung“ 

„Dimensionierung“ bezieht sich auf die optimale Größe der Lüftungsanlage 
im Hinblick auf den Lüftungsbedarf des Gebäudes und seiner Räume. 

EN 16798-7 (5), 
CEN/TR 14788 (6), 
CR 1752 (7) 

„ordnungsgemäße 
Installation“ 

„Ordnungsgemäße Installation“ bezieht sich auf die Notwendigkeit sicher­
zustellen, dass das System in der Lage ist, gemäß den Entwurfsspezifikatio­
nen zu funktionieren. Eine ordnungsgemäße Installation kann zum Beispiel 
durch nationale technische Leitlinien, Produktdokumentation der Hersteller 
oder eine Zertifizierung der Installateure sichergestellt werden. 

k. A. 

„angemessene 
Einstellung“ 

„Einstellung“ bezieht sich hier auf die Überprüfung und Feineinstellung des 
Systems unter realen Betriebsbedingungen, insbesondere, um Komponen­
ten und Funktionen des Systems zu prüfen, die einen Einfluss auf die Effi­
zienz haben können (z. B. Dichtigkeit des Rohrleitungssystems) (8). 

EN 12599 (9), EN 
16798-17 (10), EN 
14134 (11) 

„angemessene 
Steuerung“ 

Dies betrifft Steuerungsfähigkeiten, die Lüftungsanlagen zur Optimierung 
der Effizienz aufweisen können. 

EN 15232 (12), EN 
15500-1 (13)  

(1) Bei diesen Informationsquellen handelt es sich vor allem um EU-Normen. Darüber hinaus sind die Mitgliedstaaten aufgefordert, 
verfügbare Quellen auf nationaler Ebene zu konsultieren, z. B. in Frankreich die Norm NF DTU 68.3 „Installations de ventilation 
mécanique“.  

(2) EN 16798-3 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Lüftung von Gebäuden — Teil 3: Lüftung von Nichtwohngebäuden — 
Leistungsanforderungen an Lüftungs- und Klimaanlagen und Raumkühlsysteme (Module M5-1, M5-4)“.  

(3) EN 16798-5-1 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Lüftung von Gebäuden — Teil 5-1: Berechnungsmethoden für den 
Energiebedarf von Lüftungs- und Klimaanlagen (Module M5-6, M5-8, M6-5, M6-8, M7-5, M7-8) — Methode 1: Verteilung und 
Erzeugung“.  

(4) EN 16798-5-2 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Lüftung von Gebäuden — Teil 5-2: Berechnungsmethoden für den 
Energiebedarf von Lüftungssystemen (Module M5-6, M5-8, M6-5, M6-8, M7-5, M7-8) — Methode 2: Verteilung und Erzeugung“.  

(5) EN 16798-7 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Lüftung von Gebäuden — Teil 7: Berechnungsmethoden zur Bestimmung 
der Luftvolumenströme in Gebäuden einschließlich Infiltration (Modul M5-5)“.  

(6) CEN/TR 14788:2006 „Lüftung von Gebäuden — Ausführung und Bemessung der Lüftungssysteme von Wohnungen“.  
(7) CR 1752:1998 „Lüftung von Gebäuden — Auslegungskriterien für Innenräume“.  
(8) Die Mitgliedstaaten können in Erwägung ziehen, einen gewissen Grad an Übereinstimmung zwischen den Methoden zur 

Anpassung von Heizungsanlagen für die Zwecke der Einhaltung der Lüftungsanlagen betreffenden Anforderungen von Artikel 8 
Absatz 1 und den Methoden zur Bewertung der Energieeffizienz kombinierter Heizungs-/Klima- und Lüftungsanlagen unter 
typischen oder durchschnittlichen Betriebsbedingungen, sofern relevant, gemäß Artikel 14 und 15 sicherzustellen.  

(9) EN 12599:2012 „Lüftung von Gebäuden — Prüf- und Messverfahren für die Übergabe raumlufttechnischer Anlagen“.  
(10) EN 16798-17 „Energetische Bewertung von Gebäuden — Lüftung von Gebäuden — Teil 17: Leitlinien für die Inspektion von 

Lüftungs- und Klimaanlagen (Module M4-11, M5-11, M6-11, M7-11)“.  
(11) EN 14134:2004 „Lüftung von Gebäuden — Leistungsprüfung und Einbaukontrollen von Lüftungsanlagen von Wohnungen“.  
(12) EN 15232 „Energieeffizienz von Gebäuden — Einfluss von Gebäudeautomation und Gebäudemanagement“.  
(13) EN 15500-1:2017 „Energieeffizienz von Gebäuden — Automation von HLK-Anwendungen — Teil 1: Elektronische Regel- und 

Steuereinrichtungen für einzelne Räume oder Zonen — Module M3-5, M4-5, M5-5“.                                                                                                                                                                   
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2.5.2.  Bewertung und Dokumentation der Gesamtenergieeffizienz eines Systems (Artikel 8 Absatz 9 der EPBD) 

2.5.2.1.  Anwen dungsb ere ic h  d er  Ef f iz ien zbewer tung 

Abschnitt 2.4.1.3(a) bietet eine Orientierungshilfe, wie der Anwendungsbereich der Bewertung der Gesamtener­
gieeffizienz gemäß Artikel 8 Absatz 9 der EPBD auszulegen ist (veränderter Teil bzw. ganzes System). Eine 
zusätzliche Überlegung läuft darauf hinaus, dass es vorteilhaft wäre, einen gewissen Grad an Übereinstimmung 
zwischen Artikel 8 Absatz 1 und Artikel 8 Absatz 9 der EPBD sicherzustellen. Das bedeutet insbesondere, dass, 
außer wenn es einen Grund gibt, anders zu verfahren, eine Systemmodernisierung gemäß Artikel 8 Absatz 1 
der EPBD im Allgemeinen auch eine Systemmodernisierung gemäß Artikel 8 Absatz 9 sein sollte. 
Möglicherweise möchten die Mitgliedstaaten jedoch bei kleineren und weniger bedeutenden Modernisierungen 
von diesem Ansatz abzuweichen, was dazu führen könnte, dass die Effizienz des veränderten Teils des Systems 
dokumentiert, aber keine Anwendung von Systemanforderungen ausgelöst würde. 

2.5.2.2.  Gesamtef f i z i e nz  

Abschnitt 2.4.1.3(b) bietet eine Anleitung für die Auslegung der Gesamtenergieeffizienz und die Gestaltung der 
Bewertung der Gesamtenergieeffizienz. Insbesondere wird für die relevanten gebäudetechnischen Systeme die 
Notwendigkeit hervorgehoben für Kohärenz mit den Inspektionsanforderungen der Artikel 14 und 15 der 
EPBD zu sorgen. Darüber hinaus könnten es die Mitgliedstaaten als vorteilhaft erachten, bei Installationen, 
Ersetzungen und Modernisierungen, die zur Anwendung von Systemanforderungen führen, einen gewissen 
Grad an Übereinstimmung sicherzustellen zwischen den Prüfungen, die für Zwecke der Einhaltung der 
Anforderungen an die Systemeinstellung durchgeführt werden, und den Prüfungen, die erforderlich sein 
können, um die Gesamtenergieeffizienz für Dokumentationszwecke zu bewerten. 

2.5.2.3.  Do k umen tat i on  de r  S y s tem eff iz ienz  

Wie in Abschnitt 2.4.1.3(c) erwähnt, steht es den Mitgliedstaaten frei, Form und Inhalt der Dokumentation (der 
Systemeffizienz) zu bestimmen, die an die Gebäudeeigentümer weitergeleitet wird, sofern diese Dokumentation 
den Anwendungsbereich der Bewertung der Gesamtenergieeffizienz des Systems abdeckt. Es wäre außerdem 
von Vorteil, wenn diese Informationen in einer Weise bereitgestellt würden, aus der deutlich wird, dass das 
System die geltenden Anforderungen erfüllt. Dies könnte beispielsweise mit einer Checkliste gewährleistet 
werden, die die geltenden Systemanforderungen enthält, anführt, wie diese bewertet wurden, und die Ergebnisse 
der Bewertung (auch der Prüfungen unter typischen oder durchschnittlichen Bedingungen) zusammenfasst. 

Wie in Abschnitt 2.4.1.3(d) erwähnt, steht es den Mitgliedstaaten frei, zu entscheiden, ob infolge der Bewertung 
des gebäudetechnischen Systems (oder seines veränderten Teils) ein neuer Ausweis über die Gesamtener­
gieeffizienz ausgestellt werden muss. Den Mitgliedstaaten wird jedoch nahegelegt, einen neuen Ausweis über die 
Gesamtenergieeffizienz zu verlangen, wenn Auswirkungen auf die Effizienz des gesamten Systems möglich sind 
(z. B. wenn es um Installation, Ersetzung oder größere Modernisierungen geht), da es in solchen Fällen 
wahrscheinlich ist, dass auch die Gesamtenergieeffizienz des Gebäudes betroffen ist. 

Die Mitgliedstaaten können es auch als vorteilhaft erachten, bestehende Leitlinien auf nationaler Ebene (34) und 
Ergebnisse relevanter EU-Projekte zu berücksichtigen (35). 

2.5.3.  Inspektionen (Artikel 14 und 15 der EPBD) 

2.5.3.1.  Fes ts te l lung  des  S ch ulungsbedarfs  

Aufgrund des erweiterten Anwendungsbereichs der EPBD sollten die Mitgliedstaaten bewerten, ob neue oder 
zusätzliche Schulungen erforderlich sind. Dies betrifft insbesondere die Kompetenzbereiche, in denen typische 
oder durchschnittliche Betriebsbedingungen eine Rolle spielen. 

Die Mitgliedstaaten sollten auch entscheiden, ob diese Schulungen eine Neuakkreditierung notwendig machen. 
Für die angebotenen Schulungen sollte zudem ein Zeitplan erstellt werden. 

2.5.3.2.  Ä n der u n gen de r  B e r ichters tat tungsmethode  

Die Mitgliedstaaten sollten bewerten, ob die Berichterstattungsmethode, die Berichtsmuster, Datenbanken usw. 
aktualisiert werden müssen. 
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(34) Z. B. in Deutschland die Leitlinien des AMEV (https://www.amev-online.de//Infobereich/Aktuelles/technisches-monitoring-2017.docx). 
(35) Das QUANTUM-Projekt (https://www.quantum-project.eu) hat einen Ansatz für einen angemessenen und kosteneffizienten Qualitäts­

managementprozess zur Bewertung und Dokumentation der Effizienz von Gebäuden und Systemen entwickelt. QUANTUM strebt 
insbesondere an, Empfehlungen zu den von gebäudetechnischen Systemen gelieferten Daten zur Überprüfung der Effizienz zu geben. 

https://www.amev-online.de//Infobereich/Aktuelles/technisches-monitoring-2017.docx
https://www.quantum-project.eu


2.5.3.3.  Änder un ge n der  Dat e nb ank 

Die Mitgliedstaaten sollten bewerten, ob die Datenbank der Berichte (sofern eine solche existiert) und die 
Berichtsverfahren aktualisiert oder modernisiert werden müssen. 

Für diejenigen Systeme, für die gemäß Artikel 14 Absätze 2 oder 6 der EPBD Ausnahmen gelten, sollten die 
Datenbanken in der Lage sein, die Gültigkeitsdauer der Ausnahmen aufzuzeichnen. 

2.5.3.4.  Änder un ge n des  Qua l i t ä t ss icher ungsmechanismus  

Die Mitgliedstaaten sollten die Notwendigkeit einer Aktualisierung oder Modernisierung des Qualitätssicherungs­
prozesses bewerten. Die Länge der Berichte dürfte zunehmen, was zusätzliche Ressourcen erfordern kann. 

2.5.4.  Systeme für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung: Anforderungen an gemischt genutzte Gebäude und Wartung 
(Artikel 14 Absatz 4 und Artikel 15 Absatz 4 der EPBD) 

2.5.4.1.  Gemisch t  genut zt e  Ge b ä ude  

Die Anforderungen zur Installation von Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung gelten nur 
für Nichtwohngebäude. Dabei handelt es sich um Gebäude, die für andere als Wohnzwecke genutzt werden 
(z. B. Bürogebäude, Gebäude des Gesundheitssektors, Groß- und Einzelhandelsgebäude, Gebäude des 
Bildungswesens, Hotels und Restaurants usw.) 

Für gemischt genutzte Gebäude, d. h. Gebäude, die sowohl Wohneinheiten als auch Nichtwohneinheiten 
enthalten (z. B. ein Wohngebäude mit Läden im Erdgeschoss), können die Mitgliedstaaten den am besten 
geeigneten Ansatz wählen. Sie sollten jedoch die folgenden Leitlinien beachten, um Gesetzeslücken zu 
vermeiden. 

Wenn die Systeme integriert sind (d. h. die Wohn- und Nichtwohneinheiten nutzen dieselben Systeme) und die 
Nennleistung den Schwellenwert übersteigt, stehen den Mitgliedstaaten folgende Optionen zur Verfügung: 

a)  Anwendung der Anforderungen auf das gesamte Gebäude; 

b)  Anwendung der Anforderungen nur auf die Nichtwohneinheiten; 

c)  Anwendung der Anforderungen nur auf die Nichtwohneinheiten, wenn die mit diesen verbundene 
Nennleistung den Schwellenwert übersteigt (36). 

Wenn die Systeme getrennt sind (d. h. die Nichtwohneinheiten und die Wohneinheiten haben verschiedene 
Systeme) und die Nennleistung der Nichtwohneinheiten über dem Schwellenwert liegt, sollten die 
Anforderungen mindestens auf die Nichtwohneinheiten angewandt werden. 

2.5.4.2.  Wa r tung von Sys te me n für  d ie  Gebäudeautomat is ier ung und -s teuer ung 

Wie alle anderen gebäudetechnische Systeme sollten Systeme für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung 
vorschriftsmäßig gewartet werden, um einen ordnungsgemäßen Betrieb sicherzustellen, insbesondere was ihre 
Fähigkeit betrifft, das suboptimale Funktionieren oder Fehlfunktionen anderer gebäudetechnischer Systeme zu 
prognostizierten, zu entdecken und zu beheben. 

Es ist daher wichtig, dass Systeme für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung wie andere 
gebäudetechnische Systeme während ihrer Lebenszeit überwacht werden, damit ihre Leistung überprüft und 
eventuell erforderliche Änderungen vorgenommen werden können. Diese Tatsache ist bekannt, und es gibt 
verschiedene Programme der Industrie (37) und der nationalen Behörden (38) sowie relevante Normen (39) zur 
Unterstützung der ordnungsgemäßen Wartung von Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung. 
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(36) Im letzteren Fall kann die mit Nichtwohneinheiten verbundene Nennleistung anhand des Anteils der Nichtwohneinheiten im Gebäude 
bestimmt werden. Bei der Berechnung kann der Energieverbrauch oder (wahrscheinlich weniger relevant) die Fläche zugrunde gelegt 
werden. Zum Beispiel würde sich bei einem gemischt genutzten Gebäude mit einer Nennleistung der Heizung von 500 kW, in dem auf 
die Nichtwohneinheiten 70 % des gesamten Energieverbrauchs entfallen, eine Nennleistung der Nichtwohneinheiten von 0,7 × 
500 = 350 kW ergeben, was über dem Schwellenwert liegt. 

(37) Z. B. die eu.bac-Systemzertifizierung (https://www.eubac.org/system-audits/index.html) oder in Deutschland das Programm VDMA 
24186-4 „Leistungsprogramm für die Wartung von technischen Anlagen und Ausrüstungen in Gebäuden — Teil 4: MSR-Einrichtungen 
und Gebäudeautomationssysteme“ (https://www.vdma.org/v2viewer/-/v2article/render/15979771). 

(38) Z. B. in Deutschland AMEV-Wartung (https://www.amev-online.de/AMEVInhalt/Betriebsfuehrung/Vertragsmuster/Wartung%202014/). 
(39) Z. B. EN 16946-1:2017 „Energetische Bewertung von Gebäuden. Inspektion der Gebäudeautomation, Regelungstechnik und des 

Technischen Gebäudemanagements“. 

https://www.eubac.org/system-audits/index.html
https://www.vdma.org/v2viewer/-/v2article/render/15979771
https://www.amev-online.de/AMEVInhalt/Betriebsfuehrung/Vertragsmuster/Wartung%202014/


3.  BESTIMMUNGEN ZUR ELEKTROMOBILITÄT 

3.1.  Ziel: Unterstützung der Bereitstellung einer Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge 

Das Fehlen einer Ladeinfrastruktur ist ein Hindernis für den Einsatz von Elektrofahrzeugen in der EU. Diese 
neuen Vorschriften zielen darauf ab, die Entwicklung eines dichteren Netzwerks dieser Infrastruktur zu 
beschleunigen. Gebäude können wirksam zur Elektromobilität beitragen, insbesondere wenn man sich auf den 
Privatsektor konzentriert (Parkplätze in oder bei Privatgebäuden), wo bis zu 90 % des Aufladens stattfindet. Die 
EPBD ergänzt die Richtlinie 2014/94/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (40), in der die unter 
anderem technische Spezifikationen für die Infrastruktur für alternative Kraftstoffe einschließlich Ladepunkten 
festgelegt sind und gemäß der die Mitgliedstaaten nationale Strategierahmen annehmen müssen, um ihre 
Bereitstellung sicherzustellen. 

3.2.  Anwendungsbereich der Bestimmungen zur Elektromobilität 

Mit Artikel 1 der Richtlinie (EU) 2018/844 werden neue Bestimmungen zur Elektromobilität in Artikel 8 der 
EPBD eingefügt. Diese Bestimmungen beziehen sich auf Anforderungen an die Errichtung von Ladepunkten und 
Leitungsinfrastruktur, wie in der folgenden Tabelle zusammengefasst. 

Tabelle 14 

Zusammenfassung der Anforderungen an die Elektromobilität 

Anwendungsbereich Verpflichtung der Mitgliedstaaten 

Neue Gebäude 

sowie 

Gebäude, die einer 
größeren Renovierung 
unterzogen werden 

Nichtwohngebäude mit mehr als zehn 
Stellplätzen 

Errichtung mindestens eines Ladepunktes 
sicherstellen 

Errichtung von Leitungsinfrastruktur für 
mindestens einen von fünf Stellplätzen 
sicherstellen 

Wohngebäude mit mehr als zehn Stell­
plätzen 

Errichtung von Leitungsinfrastruktur für 
jeden Stellplatz sicherstellen 

Bestehende Gebäude Nichtwohngebäude mit mehr als 20 
Stellplätzen 

Anforderungen an die Errichtung einer 
Mindestanzahl von Ladepunkten festle­
gen — anwendbar ab 2025  

Die Mitgliedstaaten sind außerdem verpflichtet, Maßnahmen zur Vereinfachung der Bereitstellung von 
Ladepunkten in neuen und bestehenden Gebäuden und zur Behandlung möglicher regulatorischer Hindernisse 
vorzusehen. 

Alle Auflagen der EPBD im Zusammenhang mit Elektromobilität sind neue Auflagen. Das Ziel dieses Abschnitts 
besteht darin, den Mitgliedstaaten Klarheit in Bezug auf die korrekte Umsetzung dieser Vorschriften in 
nationales Recht zu verschaffen. 

3.3.  Zum Verständnis der Vorschriften über Elektromobilität 

3.3.1.  Stellplätze (Artikel 8 Absatz 2 bis Artikel 8 Absatz 8 der EPBD) 

Der Anwendungsbereich der Verpflichtungen der EPBD erstreckt sich auf bestimmte Stellplätze — nämlich 
Stellplätze auf Parkplätzen 

a)  mit einer Mindestanzahl von Stellplätzen, 

b)  die sich innerhalb bestimmter Arten von Gebäuden befinden oder an sie angrenzen. 

3.3.2.  Wann werden die Verpflichtungen ausgelöst? (Artikel 8 Absatz 2, Artikel 8 Absatz 5 der EPBD) 

3.3.2.1.  Gr undkr i ter ien  

Die Verpflichtung zur Installation von Ladepunkten wird in Abhängigkeit davon ausgelöst, ob ein Gebäude neu 
ist, einer größeren Renovierung unterzogen wird oder bereits besteht. In der Richtlinie ist nicht festgelegt, wer 
für die Errichtung der Ladepunkte und der Leitungsinfrastruktur verantwortlich ist (d. h. der Eigentümer oder 
der Mieter). Diese Frage sollte von den Mitgliedstaaten im Rahmen der Umsetzung in nationales Recht festgelegt 
werden. Bei einer größeren Renovierung können die Verpflichtungen auch dann ausgelöst werden, wenn die 
elektrische Infrastruktur des Gebäudes oder des Parkplatzes in die Renovierungsmaßnahmen einbezogen wird. 
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(40) Richtlinie 2014/94/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2014 über den Aufbau der Infrastruktur für 
alternative Kraftstoffe (ABl. L 307 vom 28.10.2014, S. 1). 



Die Anforderungen an neuen Gebäude und für Gebäude, die einer größeren Renovierung unterzogen werden, 
gelten nur für Gebäude 

a)  mit Parkplätzen mit mehr als zehn Stellplätzen, und 

b)  wenn sich der Parkplatz innerhalb des Gebäudes befindet oder an es angrenzt. 

Bei einer größeren Renovierung gilt die Anforderung nur dann, wenn die Renovierungsmaßnahmen den 
Parkplatz oder die elektrische Infrastruktur des Gebäudes umfassen (sofern der Parkplatz sich innerhalb des 
Gebäudes befindet (41)). Die Mitgliedstaaten können erwägen, für Genehmigungsverfahren Mindestanforderungen 
an Informationen festzulegen, anhand derer überprüft werden kann, ob diese Bedingung ausgelöst wird. 

3.3.2.2.  Gebäud e ,  d i e  s owohl  a l s  Wohn-  a l s  auch a ls  Nichtwohngebäu de  d ienen 

Die EPBD enthält keine ausdrücklichen Vorschriften zur Anwendung der Anforderungen an die Elektromobilität 
bei Gebäuden, die sowohl als Wohn- als auch als Nichtwohngebäude dienen (z. B. ein Wohngebäude mit 
Gewerberäumen im Erdgeschoss), die Mitgliedstaaten können daher den für solche Fälle am besten geeigneten 
Ansatz wählen (42). 

3.3.3.  Bedeutung von Begriffen (Artikel 8 Absätze 2 bis 8 der EPBD) 

Einige Begriffe sind besonders wichtig und nicht immer klar definiert. 

Parkplatz — die EPBD enthält keine ausdrückliche Begriffsbestimmung. Im Zusammenhang der EPBD sollte 
„Parkplatz“ jedoch zum Beispiel Parkstreifen auf öffentlichen Straßen ausschließen. 

Wohngebäude/Nichtwohngebäude — diese Unterscheidung ist in der EPBD vorhanden, wird aber nicht 
definiert. Der Begriff „Wohngebäude“ sollte so ausgelegt werden, dass er Einfamilienhäuser und Mehrfami­
lienhäuser umfasst. „Nichtwohngebäude“ umfasst Gebäude, die für andere als Wohnzwecke genutzt werden 
(z. B. Bürogebäude, Gebäude des Gesundheitssektors, Groß- und Einzelhandelsgebäude, Gebäude des 
Bildungswesens, Hotels und Restaurants usw.). 

Elektrische Infrastruktur (eines Gebäudes/eines Parkplatzes) — die EPBD enthält keine ausdrückliche Begriffs­
bestimmung. Der Begriff sollte jedoch so verstanden werden, dass er sich auf die elektrische Installation 
(entweder die ganze Installation oder einen Teil davon) des Gebäudes oder des Parkplatzes bezieht, 
einschließlich der elektrischen Leitungen, Apparate und der damit zusammenhängenden Ausstattung. 

Größere Renovierung wird in Artikel 2 Nummer 10 der EPBD definiert (43). Diese Begriffsbestimmung ist auf 
die Bestimmungen zur Elektromobilität der EPBD anwendbar. 

Angrenzen — die EPBD enthält keine ausdrückliche Begriffsbestimmung 

Der Begriff des Angrenzens ist relevant, wenn ein Parkplatz sich nicht innerhalb eines Gebäudes befindet, 
jedoch eindeutige Verbindungen mit dem Gebäude aufweist. 

Ganz allgemein impliziert der Begriff des „Angrenzens“, dass die Parkplatzgrenze die Gebäudegrenze an 
mindestens einer Stelle berührt. 

Bei der Festlegung des Anwendungsbereichs der Verpflichtung zur Bereitstellung von Ladepunkten und 
Leitungsinfrastruktur in Gebäuden mit angrenzenden Parkplätzen in ihren nationalen Rechtsvorschriften 
könnten die Mitgliedstaaten auch eine Reihe zusätzlicher Kriterien berücksichtigen, beispielsweise: 

a)  Besteht eine physische/technische Verbindung zwischen dem Parkplatz und dem Gebäude? 

b)  Wird der Parkplatz ausschließlich oder überwiegend von den Nutzern des Gebäudes genutzt? 

c)  Gibt es ein gewisses gemeinsames Eigentum an Gebäude und Parkplatz? 
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(41) In Buchstabe a bezieht sich der Verweis auf die „elektrische Infrastruktur“ auf das Gebäude, wenn eine Unterscheidung zwischen dem 
Parkplatz und der elektrischen Infrastruktur des Gebäudes notwendig ist. In Buchstabe b bezieht sich der Verweis auf die „elektrische 
Infrastruktur“ auf den Parkplatz. Hier ist die Unterscheidung zwischen dem Parkplatz und der elektrischen Infrastruktur des Parkplatzes nicht 
notwendig, weil die elektrische Infrastruktur des Parkplatzes ein Teil des Parkplatzes ist. 

(42) In Erwägungsgrund 24 der Richtlinie (EU) 2018/844 heißt es, dass die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der Anforderungen zur 
Elektromobilität potenzielle unterschiedliche Anforderungen, etwa Gebäude, die sowohl als Wohn- als auch als Nichtwohngebäude 
dienen, berücksichtigen sollten. 

(43) „Größere Renovierung“ bezeichnet die Renovierung eines Gebäudes, bei der a) die Gesamtkosten der Renovierung der Gebäudehülle 
oder der gebäudetechnischen Systeme 25 % des Gebäudewerts — den Wert des Grundstücks, auf dem das Gebäude errichtet wurde, 
nicht mitgerechnet — übersteigen oder b) mehr als 25 % der Oberfläche der Gebäudehülle einer Renovierung unterzogen werden. Die 
Mitgliedstaaten können wählen, ob sie die Option a oder b anwenden. 



Die Mitgliedstaaten haben bei der Auslegung des Begriffs des Angrenzens und der Regelung konkreter Fälle 
einen gewissen Spielraum, und sie werden ermutigt, diese Kriterien bei der Umsetzung und Anwendung der 
Verpflichtungen in Betracht zu ziehen. 

Insbesondere kann es Situationen geben, in denen ein Parkplatz streng genommen nicht physisch an das 
Gebäude angrenzt (z. B. wenn er auf der anderen Straßenseite liegt oder vom Gebäude durch eine Grünfläche 
getrennt ist) obwohl er aufgrund der Eigentumsverhältnisse und/oder der Nutzung eine eindeutige Verbindung 
mit dem Gebäude aufweist. In einem solchen Fall wäre die Verpflichtungen erforderlich und angemessen (z. B. 
wenn die Stellplätze sind Eigentum der Bewohner eines Mehrfamilienhauses sind und von ihnen genutzt 
werden). 

In der nachfolgenden Tabelle sind Beispiele für Situationen aufgeführt, in denen die vorgeschlagenen Kriterien 
angewandt werden könnten. 

Tabelle 15 

Mögliche Verbindungen zwischen Gebäuden und Parkplätzen 

Kriterium Situation Anmerkungen Beispiele 

Physische/technische Verbindung  

Der Parkplatz hat dieselbe 
elektrische Infrastruktur wie 
das Gebäude 

Im Allgemeinen sind die 
Anforderungen anzuwenden: 
hohe Wahrscheinlichkeit, dass 
die Eigentümer von Gebäude 
und Parkplatz identisch sind. 

Parkplatz für ein Einkaufszent­
rum oder ein Mehrfamilienhaus.  

Parkplatz liegt neben dem Ge­
bäude und hat eine eigene 
elektrische Infrastruktur 

Bewertung von Eigentumsver­
hältnissen und/oder Nutzung 
abhängig. 

Öffentlicher oder privater ge­
meinsamer Parkplatz mit meh­
reren Gebäuden in der Nähe. 

Nutzung  

Nutzer des Gebäudes sind Nut­
zer des Parkplatzes 

Anwendung der Verpflichtun­
gen auf den Parkplatz in der 
Regel angemessen. 

Von Mitarbeitern des Unterneh­
mens benutzter Unternehmens­
parkplatz. 

Eigentumsverhältnisse  

Eigentümer des Gebäudes und 
des Parkplatzes identisch 

In diesen Fällen werden die 
Verpflichtungen in der Regel 
auf den Parkplatz angewandt. 

Nichtwohngebäude und Park­
platz im Eigentum eines Unter­
nehmens; zu einzelnen Woh­
nungen gehörende Stellplätze in 
einem Mehrfamilienhaus.  

Eigentümer des Gebäudes und 
des Parkplatzes verschieden 

Von der Nutzung des Parkplat­
zes abhängig; in den meisten 
Plätzen dürfte die Anwendung 
der Auflagen auf den Parkplatz 
angemessen sein 

Nichtwohngebäude im Eigen­
tum eines Unternehmens, Park­
platz ausschließlich oder über­
wiegend von Mitarbeitern des 
Unternehmens genutzt; Park­
platz ist gemietet  

3.3.4.  Anforderungen in Bezug auf die Errichtung einer Mindestanzahl von Ladepunkten (Artikel 8 Absatz 3 der EPBD) 

Zusätzlich zu den in Artikel 8 Absatz 2 und 5 der EPBD festgelegten Anforderungen in Bezug auf die 
Errichtung von Ladepunkten, müssen die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 8 Absatz 3 Anforderungen an die 
Errichtung einer Mindestzahl von Ladepunkten für alle Nichtwohngebäude mit mehr als 20 Stellplätzen 
festlegen. Diese Anforderungen müssen ab dem 1. Januar 2025 gelten. 

Die Anforderungen, die bis zum 10. März 2020 festzulegen sind, müssen mindestens eine Mindestzahl von 
Ladepunkten pro Nichtwohngebäude mit mehr als 20 Stellplätzen enthalten. Den Mitgliedstaaten steht es 
allerdings frei, Anforderungen mit einem breiteren Anwendungsbereich zu erlassen (zum Beispiel durch 
Festlegung von Anforderungen in Bezug auf die Errichtung von Leitungsinfrastruktur oder durch Festlegung 
einer Mindestzahl von Ladepunkten für Nichtwohngebäude mit 20 oder weniger Stellplätzen oder für 
Wohngebäude). 
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Die Verabschiedung dieser Anforderungen bis zum 10. März 2020 stellt sicher, dass die Gebäudeeigentümer (44) 
einen Zeitraum von fast fünf Jahren (10. März 2020 bis 31. Dezember 2024) zur Verfügung haben, in dem sie 
die nötigen Schritte unternehmen können, um ihre Gebäude den Anforderungen entsprechend auszurüsten. 

Um eine verhältnismäßige und angemessene Bereitstellung von Ladepunkten sicherzustellen, sollten die 
Mitgliedstaaten bei der Festlegung der Mindestanzahl verschiedene Faktoren berücksichtigen (45): 

a)  die relevanten nationalen, regionalen und lokalen Bedingungen und 

b)  die je nach Gegend, Gebäudetypologie, Anbindung und öffentlichen Verkehr und anderen relevanten 
Kriterien möglichen unterschiedlichen Bedürfnisse und Umstände. 

Die Mitgliedstaaten können beschließen, ein Verzeichnis von Parkplätzen mit mehr als 20 Stellplätzen zu 
erstellen, um diejenigen zu ermitteln, die diesen Anforderungen unterliegen würden. 

Die von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 8 Absatz 3 der EPBD festgelegten Anforderungen gelten individuell 
für jedes Nichtwohngebäude mit einem Parkplatz, der am 1. Januar 2025 besteht und mehr als 20 Stellplätze 
aufweist. 

Die Mitgliedstaaten könnten die Mindestzahl von Ladepunkten u. a. unter Berücksichtigung der geschätzten 
Anzahl der in dem Mitgliedstaat zum Ende des Jahres 2024 (der Zeitpunkt, nach dem die Anforderungen 
gemäß Artikel 8 Absatz 3 der EPBD anwendbar sind (46)) zugelassenen elektrischen Fahrzeuge festlegen. 

Wenn bei neuen Gebäuden oder Gebäuden, die größeren Renovierungen unterzogen werden, mit mehr als 20 
Stellplätzen die in Artikel 8 Absatz 2 festgelegten Anforderungen, einschließlich der Anforderungen in Bezug 
auf die Leitungsinfrastruktur, von den von einem Mitgliedstaat gemäß Artikel 8 Absatz 3 der EPBD festgelegten 
Anforderungen abweichen, sind beide Anforderungen anwendbar und müssen berücksichtigt werden. 

3.3.5.  Richtlinie 2014/94/EU 

Die EPBD und die Richtlinie 2014/94/EU sind einander ergänzende Rechtsinstrumente. Beide enthalten 
Vorschriften über die Bereitstellung von Ladepunkten für elektrische Fahrzeuge, aber ihr Anwendungsbereich 
und die sich aus ihnen für die Mitgliedstaaten ergebenden Verpflichtungen weichen voneinander ab. 

Die Richtlinie 2014/94/EU gibt den allgemeinen rechtlichen Rahmen (47) für die Standardisierung und 
Bereitstellung einer Infrastruktur für alternative Kraftstoffe vor (wovon auch die Ladeinfrastruktur für elektrische 
Fahrzeuge erfasst wird), einschließlich Nutzerinformationen, während in der EPBD besondere Anforderungen 
zur Errichtung von Infrastruktur für elektrische Fahrzeuge in bestimmten Gebäuden festlegt werden. 

Die Richtlinie 2014/94/EU bezieht sich auf alle Ladepunkte (48) (sowohl öffentliche als auch private, 
einschließlich solcher, die sich nicht notwendigerweise innerhalb eines Gebäudes befinden oder daran 
angrenzen). Artikel 8 der EPBD betrifft Elektromobilität nur im Zusammenhang mit Stellplätzen auf 
Parkplätzen, die sich innerhalb von (öffentlichen oder privaten) Gebäuden befinden oder daran angrenzen. 
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(44) Die EPBD legt nicht fest, ob der Eigentümer, der Betreiber oder der Mieter eines Nichtwohngebäudes verpflichtet ist, die Ladepunkte und 
die Leitungsinfrastruktur gemäß Artikel 8 Absatz 3 zu installieren. Alternativ können die Bestimmungen des normalen Miet- und 
Vertragsrechts angewandt werden. Die Mitgliedstaaten haben bei der Festlegung der Zuständigkeit im Zuge der Umsetzung der EPBD 
einen gewissen Spielraum. 

(45) Erwägungsgrund 26 der Richtlinie (EU) 2018/844. 
(46) Dieser Ansatz ist dem in Artikel 4 Absatz 1 der Richtlinie 2014/94/EU verwendeten Ansatz ähnlich. 
(47) In der Richtlinie 2014/94/EU werden „alternative Kraftstoffe“ definiert und Mindestanforderungen für die Errichtung einer Infrastruktur 

für alternative Kraftstoffe festgelegt, für die eine besondere Infrastruktur erforderlich ist (Elektrizität, Erdgas und Wasserstoff); diese sind 
mithilfe der nationalen Strategierahmen der Mitgliedstaaten umzusetzen. Es ist wichtig, dass die Mitgliedstaaten nationale 
Strategierahmen für die Entwicklung des Marktes für alternative Kraftstoffe im Verkehrsbereich und für die Bereitstellung von 
Infrastruktur festlegen. 

(48) Ein „Normalladepunkt“ wird in Artikel 2 Nummer 4 der Richtlinie 2014/94/EU definiert als „ein Ladepunkt, an dem Strom mit einer 
Ladeleistung von höchstens 22 kW an ein Elektrofahrzeug übertragen werden kann, mit Ausnahme von Vorrichtungen mit einer 
Ladeleistung von höchstens 3,7 kW, die in Privathaushalten installiert sind oder deren Hauptzweck nicht das Aufladen von 
Elektrofahrzeugen ist und die nicht öffentlich zugänglich sind.“ In Verbindung mit Artikel 4 Absatz 4 der Richtlinie 2014/94/EU sind 
Ladepunkte, von der Verpflichtung zur Übereinstimmung mit den Normen in Anhang II der EPBD ausgenommen, wenn sie alle der 
folgenden Bedingungen erfüllen: sie haben eine Leistung von höchstens 3,7 kW, sie sind in Privathaushalten installiert oder ihr 
Hauptzweck ist nicht die Aufladung von Elektrofahrzeugen, und sie sind nicht öffentlich zugänglich. Die Begriffsbestimmung für 
„Schnellladepunkt“ in Artikel 2 Nummer 5 der Richtlinie 2014/94/EU enthält keine solche Ausnahme nicht öffentlich zugänglicher 
Ladepunkte. Der Umstand, dass ein Ladepunkt nicht öffentlich zugänglich ist, ist an und für sich noch kein Grund, ihn von der 
Übereinstimmung mit den technischen Spezifikationen in Anhang II der Richtlinie 2014/94/EU auszuschließen. Nur normale 
Steckdosen, die in Privathaushalten installiert und nicht öffentlich zugänglich sind, sind von diesen Begriffsbestimmungen 
ausgenommen. Demzufolge unterliegt im Prinzip die gesamte gemäß der EPBD installierte Ladeinfrastruktur den Normen und 
Anforderungen der Richtlinie 2014/94/EU, außer alle der oben genannten Kriterien zugleich zutreffen. 



Die Richtlinie 2014/94/EU enthält Begriffsbestimmungen für Ladepunkte (einschließlich Normalladepunkte und 
Schnellladepunkte) sowie gemeinsame technische Spezifikationen für Ladepunkte und ermächtigt die 
Kommission, auf diesem Gebiet delegierte Rechtsakte mit weiteren Normen und Anforderungen zu erlassen (49). 
In der EPBD wird auf diese Begriffsbestimmungen und Spezifikationen verwiesen. 

Gemäß der Richtlinie 2014/94/EU sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, nationale Strategierahmen zu 
verabschieden und darin nationale Ziele für die Bereitstellung öffentlicher und privater Ladepunkte 
aufzunehmen (50). In Artikel 4 der Richtlinie 2014/94/EU sind eine Reihe von Mindestanforderungen in Bezug 
auf die Errichtung, den Betrieb und die Nutzung von Ladepunkten festgelegt. 

In der EPBD enthält spezifische Anforderungen in Bezug auf die Errichtung von Ladepunkten (für 
Nichtwohngebäude und Wohngebäude, die neu sind oder einer größeren Renovierung unterzogen werden) und 
verpflichtet die Mitgliedstaaten, Anforderungen in Bezug auf eine Mindestanzahl von Ladepunkten für 
bestimmte bestehende Gebäude festzulegen. 

Gemäß der Richtlinie 2014/94/EU mussten die Mitgliedstaaten der Kommission bis zum 18. November 2016 
ihre nationalen Strategierahmen übermitteln. Die darin aufgenommenen nationalen Ziele sollen sicherstellen, 
dass bis spätestens 31. Dezember 2020 eine angemessene Anzahl von öffentlich zugänglichen Ladepunkten 
errichtet wird, damit Elektrofahrzeuge zumindest in städtischen bzw. vorstädtischen Ballungsräumen und 
anderen dicht besiedelten Gebieten sowie gegebenenfalls in Netzen, die von den Mitgliedstaaten festgelegt 
werden, verkehren können. Die Anforderungen der EPBD in Bezug auf die Errichtung von Ladepunkten, die 
sich auf neue Gebäude und größere Renovierungen beziehen, gelten ab dem 10. März 2020 und die von den 
Mitgliedstaaten für bestehende Gebäude festgelegten Anforderungen ab dem 1. Januar 2025. 

Gemäß der Richtlinie 2014/94/EU muss die Kommission darüber wachen, dass bis 31. Dezember 2025 in 
jedem Mitgliedstaat zumindest im TEN-V-Kernnetz in städtischen bzw. vorstädtischen Ballungsräumen und 
anderen dicht besiedelten Gebieten eine angemessene Anzahl von öffentlich zugänglichen Ladepunkten 
eingerichtet wird. Die Mitgliedstaaten müssen in ihren nationalen Strategierahmen auch Maßnahmen zur 
Unterstützung und Erleichterung der Bereitstellung von nicht öffentlich zugänglichen Ladepunkten ergreifen. 

Die Richtlinie 2014/94/EU erstreckt sich auf alle Arten der Ladeinfrastruktur: für Elektrofahrzeuge sowie für 
Busse (51), Lastkraftwagen und Schiffe. Die EPBD betrifft hingegen nur die Ladeinfrastruktur für Personen­
kraftwagen und Lieferwagen. 

Auch wenn sich die Richtlinie 2014/94/EU in erster Linie auf „öffentlich zugängliche Ladepunkte“ bezieht, 
enthält sie auch eine Reihe von Bestimmungen, die auf alle Ladepunkte, sowohl öffentliche als auch private 
(einschließlich solcher, die öffentlich zugänglich sind, als auch der öffentlich nicht zugänglichen) anwendbar 
sind. Die folgenden Anforderungen gelten für Ladepunkte, die gemäß der EPBD errichtet wurden: 

a)  Gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Richtlinie 2014/94/EU müssen die Mitgliedstaaten die Errichtung öffentlich 
nicht zugänglicher Ladepunkte unterstützen und erleichtern. 

b)  Nach Artikel 4 Absatz 4 der Richtlinie 2014/94/EU müssen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass alle 
Normalladepunkte und Schnellladepunkte den technischen Spezifikationen in Anhang II der Richtlinie 
2014/94/EU entsprechen. 

c)  Gemäß Artikel 4 Absatz 12 der Richtlinie 2014/94/EU müssen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass nach 
den rechtlichen Rahmenbedingungen für alle mit einem Haushalt oder einer Betriebsstätte verbundenen 
Ladepunkte die freie Wahl des Stromversorgers möglich ist. 

3.4.  Leitlinien für die Umsetzung der Bestimmungen zur Elektromobilität 

3.4.1.  Sicherstellung der korrekten Umsetzung (Artikel 8 Absätze 2 bis 8 der EPBD) 

Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, alle diese Verpflichtungen bis zum Ablauf der Umsetzungsfrist am 
10. März 2020 umzusetzen. Das schließt die Festlegung nationaler Anforderungen in Bezug auf eine 
Mindestanzahl von Ladepunkten für Elektrofahrzeuge für Stellplätze auf Parkplätzen in bestehenden Nichtwohn­
gebäuden ein, auch wenn diese Anforderungen nicht vor 2025 in Kraft treten müssen (52). 
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(49) Die Kommission hat dies zum Beispiel für Kraftfahrzeuge der Klasse L getan, Delegierte Verordnung (EU) 2018/674 der Kommission 
(ABl. L 114 vom 4.5.2018, S. 1), verfügbar unter: https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32018R0674& 

(50) Siehe Artikel 3 Absatz 1, zweiter Gedankenstrich in Verbindung mit Artikel 4 Absätze 1 bis 3 der Richtlinie 2014/94/EU. 
(51) Die relevanten Normen für Ladepunkte für Elektrobusse befinden sich unter dem Normungsauftrag M/533 in Arbeit. Ihre Annahme ist 

für Ende 2019 oder Anfang 2020 vorgesehen. 
(52) Der Wortlaut des Erwägungsgrunds 26 der Richtlinie (EU) 2018/844 schließt eine hypothetische alternative Auslegung aus, nach der 

sich das Datum 2025 in Artikel 8 Absatz 3 auf die Umsetzung und nicht auf die Anwendung dieser Anforderung beziehen würde. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32018R0674&


Einige Begriffsbestimmungen haben ihren Ursprung in der Richtlinie 2014/94/EU und sollten deshalb bereits in 
nationale Rechtsvorschriften umgesetzt sein, darunter: 

Der Begriff Elektrofahrzeug (oder Plug-in Electric Vehicle (PEV (53))) wird in Artikel 2 Nummer 2 der Richtlinie 
2014/94/EU wie folgt definiert: „Elektrofahrzeug“ ist ein Kraftfahrzeug mit einem Antriebsstrang, der 
mindestens einen nichtperipheren elektrischen Motor als Energiewandler mit einem elektrisch aufladbaren 
Energiespeichersystem, das extern aufgeladen werden kann, enthält. Diese Begriffsbestimmung umfasst 
verschiedene Arten von Elektrofahrzeugen, darunter elektrische Personenkraftwagen und elektrische 
Leichtfahrzeuge, z. B. Motorräder. 

Ladepunkt wird in Artikel 2 Nummer 3 der Richtlinie 2014/94/EU wie folgt definiert: „eine Schnittstelle, an 
der zur selben Zeit nur ein Elektrofahrzeug aufgeladen oder nur eine Batterie eines Elektrofahrzeugs 
ausgetauscht werden kann.“ 

In der Richtlinie 2014/94/EU sind auch „Normalladepunkte“ (Artikel 2 Nummer 4) und „Schnellladepunkte“ 
(Artikel 2 Nummer 5) definiert. 

Bei der Umsetzung der Vorschriften des Artikels 8 der EPBD steht es den Mitgliedstaaten frei zu bestimmen 
(oder nicht zu bestimmen), ob die bereitzustellenden Ladepunkte Normal- oder Schnellladepunkte gemäß den 
Begriffsbestimmungen der Richtlinie 2014/94/EU sein sollen. 

Die EPBD enthält jedoch die folgende neue Definition, die umgesetzt werden muss: 

Leitungsinfrastruktur (54) bedeutet „Schutzrohre für Elektrokabel“ (Artikel 8 Absatz 2 der EPBD). Hier sollte 
der Wortlaut in einem weiten Sinne verstanden werden, der an den Wänden befestigte Kabelrohre einschließt. 

3.4.2.  Ausnahmen (Nichtanwendung) (Artikel 8 Absätze 4 und 6 der EPBD) 

In Bezug auf die Anwendung der Anforderungen zur Errichtung von Ladepunkten und Leitungsinfrastruktur 
gibt es eine Reihe von Ausnahmen (Nichtanwendung). Diese sind in Artikel 8 Absätze 4 und 6 der EPBD 
festgelegt. 

3.4.2.1.  Er mes se n sspie l raum de r  Mi tgl iedstaaten,  keine  Anford er ungen  an  K MU  fes tzulegen o d e r  
anz uwen den 

Gemäß Artikel 8 Absatz 4 der EPBD können die Mitgliedstaaten beschließen, die in Artikel 8 Absätze 2 und 3 
der EPBD genannten Anforderungen bei Gebäuden, die sich im Eigentum von KMU befinden und von ihnen 
genutzt werden, nicht festzulegen oder anzuwenden. Diese werden in Titel I des Anhangs der Empfehlung 
2003/361/EG der Kommission (55), auf die in Artikel 8 Absatz 4 der EPBD verwiesen wird, definiert. 

3.4.2.2.  Er m e s sensspi e l raum  der  Mitgl iedstaaten,  best immte  Anforder u ngen nicht  auf  best imm te  
Ar t en  von Geb äuden a nzuwenden 

Bei der Umsetzung können die Mitgliedstaaten beschließen, die in Artikel 8 Absätze 2, 3 und 5 genannten 
Auflagen in bestimmten Situationen nicht anzuwenden. Diese Fälle werden in Artikel 8 Absatz 6 der EPBD 
erschöpfend aufgezählt. 

3.4.3.  Definition und Festlegung von Anforderungen in Bezug auf die Errichtung einer Mindestanzahl von Ladepunkten 
(Artikel 8 Absätze 2, 3 und 5 der EPBD) 

3.4.3.1.  Tec h ni sche  An forder u ng en an  La depunkte  

Die gemäß der EPBD bereitgestellten Ladepunkte müssen den technischen Spezifikationen in Anhang II der 
Richtlinie 2014/94/EU sowie allen anderen durch delegierte Rechtsakte gemäß der Richtlinie 2014/94/EU 
festgelegten technischen Normen entsprechen — diese schließen Normal- und Schnellladepunkte und 
Ladepunkte für Kraftfahrzeuge der Klasse L (zwei- und dreirädrige Fahrzeuge sowie vierrädrige Fahrzeuge) (56) 
ein. 

Gemäß Artikel 4 Absatz 4 der Richtlinie 2014/94/EU müssen die Mitgliedstaaten sicherzustellen, dass Normal- 
und Schnellladepunkte mindestens den in technischen Spezifikationen nach Anhang II Nummer 1.1 
entsprechen und den auf nationaler Ebene geltenden speziellen Sicherheitsanforderungen genügen. 
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(53) PEV umfassen zwei Kategorien: Batterie-Elektrofahrzeuge (BEV) und Plug-in-Hybrid-Elektrofahrzeuge (PHEV). 
(54) Die EPBD betrifft Ladepunkte und Leitungsinfrastruktur, während in der Richtlinie 2014/94/EU sich nicht ausdrücklich auf die Leitungs­

infrastruktur verwiesen wird. 
(55) Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und 

mittleren Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36). 
(56) Delegierte Verordnung (EU) 2018/674. 



Bei der Umsetzung der EPBD (insbesondere von Artikel 8 Absätze 2, 3 und 5 haben die Mitgliedstaaten den 
Ermessensspielraum, zu bestimmen (oder nicht zu bestimmen), ob die bereitzustellenden Ladepunkte Normal- 
oder Schnellladepunkte gemäß den Begriffsbestimmungen der Richtlinie 2014/94/EU sein sollen. 

3.4.3.2.  Sonst ige  Anfor der ungen 

In Abhängigkeit vom Gebäude sowie in vielen Fällen von der Frage, ob der Ladepunkt öffentlich zugänglich sein 
soll, können zusätzliche Anforderungen anwendbar sein (57). 

Anforderungen in Bezug auf die Elektromobilität sollten auch im Zusammenhang mit der Richtlinie 
2009/72/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (58) gesehen werden, mit der der Marktrahmen für die 
wirksame Integration von Batterien (einschließlich Fahrzeugbatterien) in das Stromnetz festlegt wird. Damit 
jedoch Fahrzeuge dem Netz durch intelligentes Aufladen und Rückspeisung (59) die nötige Flexibilität bieten 
können, sollten die Ladeinfrastruktur und die zugrunde liegende Elektrizitätsinfrastruktur für diesen Zweck 
geeignet sein. 

Im Falle der Umsetzung der Anforderungen der EPBD könnten die folgenden zusätzlichen Elemente (Arten von 
Elementen) in die nationalen Rechtsvorschriften aufgenommen werden: 

a)  Spezifikationen für Leitungsinfrastruktur (60); 

b)  Spezifikationen zur Brandsicherheit (61); 

c)  Spezifikationen für Ladepunkte (62), einschließlich Bestimmungen zur Barrierefreiheit für Personen mit 
Behinderungen (63); 

d)  Anforderungen in Bezug auf eine für elektrische Fahrräder, einschließlich (Elektro-)Lastenfahrräder, und für 
Fahrzeuge von Personen mit eingeschränkter Mobilität ausgewiesene Parkplatzinfrastruktur (64); 

e)  Anforderungen im Zusammenhang mit intelligenter Verbrauchserfassung (65); 

f)  Anforderungen im Zusammenhang mit intelligentem Aufladen (66); 

g)  Anforderungen zur Erleichterung der Nutzung von Kraftfahrzeugbatterien als Energiequelle (Rückspeisung 
ins Netz) (67); 

h)  für öffentlich zugängliche Ladepunkte, Anforderungen an punktuelles Aufladen und Transparenz der 
Ladepreise (68); 
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(57) Einige dieser Anforderungen sind gemäß der Richtlinie 2014/94/EU in bestimmten Situationen obligatorisch. 
(58) Richtlinie 2009/72/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über gemeinsame Vorschriften für den Elektrizi­

tätsbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/54/EG (ABl. L 211 vom 14.8.2009, S. 55). 
(59) „Intelligentes Aufladen“ bedeutet die Möglichkeit, den Ladevorgang auf Zeiträume zu verlagern, in denen große Strommengen verfügbar 

und die Netze nicht überlastet sind. Intelligentes Aufladen kann die Lastoptimierung im Stromnetz erleichtern, insbesondere wenn die 
Lasten durch die hohe Zahl der gleichzeitig aufgeladenen Fahrzeuge zunehmen könnten. „Rückspeisung ins Netz“ (Vehicle-to-Grid) 
bedeutet die Möglichkeit, in der Fahrzeugbatterie gespeicherten Strom in das Netz zurückzuspeisen. 

(60) Siehe zum Beispiel die österreichischen Vorschriften. 
(61) Zur Verringerung der Brandgefahren im Zusammenhang mit Elektrofahrzeugen und Ladeinfrastruktur. 
(62) Technische Spezifikationen im Anhang II der Richtlinie 2014/94/EU, der einen Verweis auf die Norm EN 62196-2 einschließt. 
(63) Die Barrierefreiheit von Ladepunkten für Menschen mit Behinderungen sollte Folgendes beinhalten: Zugänglichkeit der Benutzer­

schnittstelle des Ladegerätes, einschließlich Zahlungsschnittstelle, Zugänglichkeit des Steckers und der Verbindung zum Fahrzeug, sowie 
aller für die Benutzung des Ladegerätes erforderlichen Informationen (entsprechend der in interinstitutionellen Verhandlungen 
erreichten vorläufigen Vereinbarung vom 19. Dezember 2018 über den Vorschlag für eine Richtlinie des europäischen Parlaments und 
des Rates zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Barrierefreiheitsanforderungen für 
Produkte und Dienstleistungen (COM(2015) 615 — C8-0387/2015-2015/0278(COD))), der Ort eines Ladepunktes sollte barrierefrei 
sein (zum Beispiel für Personen im Rollstuhl zugänglich); der Stellplatz für Fahrzeuge, für die ein barrierefreier Ladepunkt benötigt wird, 
sollte ebenfalls barrierefrei sein und genügend Raum zum Manövrieren bieten; eine Mindestanzahl von Ladepunkten sollten 
„barrierefreie Ladepunkte“ sein. Zu den einschlägigen Normungsaufträgen an CEN, Cenelec und ETSI gehören der Normungsauftrag M/ 
420 zur Förderung der europäischen Zugänglichkeitsanforderungen in Bezug auf das bauliche Umfeld für die Vergabe öffentlicher 
Aufträge und der Normungsauftrag M/473 zur Einbeziehung des Konzepts „Design für Alle“ in einschlägige Normungsinitiativen. 

(64) Erwägungsgrund 28 der Richtlinie (EU) 2018/844. 
(65) Siehe Richtlinie 2014/94/EU, Artikel 4 Absatz 7. 
(66) In Erwägungsgrund 22 der Richtlinie (EU) 2018/844 wird festgestellt, dass Gebäude als Hebel für das intelligente Aufladen von 

Elektrofahrzeugen dienen können. Intelligentes Aufladen kann Datenübertragungsmöglichkeiten erfordern. Eine Reihe von 
Mitgliedstaaten haben in ihren Rechtsvorschriften Hinweise auf intelligentes Aufladen eingeschlossen. Siehe zum Beispiel die 
Vorschriften im Vereinigten Königreich — Automated and Electric Vehicles Act 2018 (Teil II, Kapitel 15)/http://www.legislation.gov. 
uk/ukpga/2018/18/section/15/enacted; Frankreich — Arrêté du 19 juillet 2018 relatif aux dispositifs permettant de piloter la recharge 
des véhicules électriques; und Finnland - https://www.finlex.fi/fi/laki/alkup/2017/20170478 

(67) Erwägungsgrund 22 der Richtlinie (EU) 2018/844 — Grundlage für die Mitgliedstaaten, sich gegebenenfalls für die Nutzung von 
Autobatterien als Energiequelle zu entscheiden. 

(68) Siehe Artikel 4 Absätze 9 und 10 der Richtlinie 2014/94/EU. 

http://www.legislation.gov.uk/ukpga/2018/18/section/15/enacted
http://www.legislation.gov.uk/ukpga/2018/18/section/15/enacted
https://www.finlex.fi/fi/laki/alkup/2017/20170478


i)  Anforderungen in Bezug auf die Möglichkeit für Betreiber von öffentlich zugänglichen Ladepunkten, Strom 
von jedem Elektrizitätsversorgungsunternehmen in der EU zu beziehen (69) und die Möglichkeit für die 
Nutzer, einen Vertrag mit einem anderen Versorgungsunternehmen als demjenigen, das den Haushalt oder 
die Betriebsstätte mit Strom beliefert, abzuschließen (70). 

Die Mitgliedstaaten sollten festlegen, in welchem Umfang solche technischen Spezifikationen in nationalen 
Rechtsvorschriften festgelegt werden müssen. 

Vereinfachung der Bereitstellung von Ladepunkten 

Gemäß Artikel 8 Absatz 7 der EPBD müssen die Mitgliedstaaten, Maßnahmen zur Vereinfachung der 
Bereitstellung von Ladepunkten in neuen und bestehenden Wohn- und Nichtwohngebäuden vorsehen und 
etwaige regulatorische Hindernisse, auch in Bezug auf Genehmigungs- und Zulassungsverfahren, angehen (71). 
Diese Verpflichtung muss durch Umsetzung der EPBD in nationales Recht spätestens zum Ende der 
Umsetzungsfrist erfüllt werden. 

3.4.3.3.  D i ve rg i e re n d e  An re i ze  u nd  ver w a l tungstechnische  Schwier igkei ten  (72) 

Lange und komplexe Genehmigungsverfahren können für Eigentümer und Mieter ein wesentliches Hindernis für 
die Errichtung von Ladepunkten in bestehenden Wohn-und Nichtwohngebäuden mit mehreren Mietern sein. 
Die Einholung der erforderlichen Genehmigungen kann Verzögerungen verursachen oder die Errichtung 
verhindern. 

Mit Anforderungen in Bezug auf das „Laderecht“ („Right to plug“ oder „Right to charge“) wird 
gewährleistet, dass jeder Mieter oder Miteigentümer einen Ladepunkt für ein Elektrofahrzeug errichten kann, 
ohne die (möglicherweise schwierig zu erlangende) Zustimmung seines Vermieters oder der anderen 
Miteigentümer einholen zu müssen. 

In Spanien beispielsweise ermöglichen die Rechtsvorschriften einem Eigentümer die Errichtung eines 
Ladepunktes für seinen privaten Gebrauch, wenn sich dieser auf einem individuellen Stellplatz befindet und die 
Vereinigung der Miteigentümer vorher informiert wurde. Die Miteigentümer können die Errichtung des 
Ladepunktes nicht verhindern. Die Kosten der Errichtung und des nachfolgenden Stromverbrauchs werden von 
der Person getragen, die den Ladepunkt errichtet hat. 

3.4.4.  Nachhaltigkeit (Artikel 8 Absatz 8 der EPBD) 

Nach Artikel 8 Absatz 8 der EPBD müssen die Mitgliedstaaten die Notwendigkeit kohärenter Strategien für 
Gebäude, für sanfte und umweltfreundliche Mobilität und für Stadtplanung prüfen. 

Die Initiative „Plan für nachhaltige städtische Mobilität“ ist ein Eckpfeiler der EU-Strategie für städtische 
Mobilität. Die Einbeziehung der Elektromobilität in einem frühen Stadium der Entwicklung der nach dem Plan 
für nachhaltige städtische Mobilität angenommenen Mobilitätspläne kann zur Erreichung der Ziele von 
Artikel 8 Absatz 8 der EPBD beitragen. 

Der Plan für nachhaltige städtische Mobilität bietet einen langfristigen, interdisziplinären und umfassenden 
Ansatz, der alle Verkehrsträger abdeckt und hilft, Probleme wie Verkehrsstörungen, Luftverschmutzung und 
Lärmbelastung, Klimawandel, Verkehrsunfälle, Gesundheitsauswirkungen, schlechte Zugänglichkeit für Personen 
mit Behinderungen und ältere Personen, ineffiziente Nutzung des öffentlichen Raums und die Verbesserung der 
Lebensqualität in Angriff zu nehmen. Er wird durch Leitlinien und durch umfassende Informationen über den 
Plan für nachhaltige städtische Mobilität ergänzt, die im Abschnitt „Mobilitätspläne“ der Website „Eltis — the 
urban mobility observatory“ (73) verfügbar sind. Mehr als 1 000 Städte haben bereits Pläne für nachhaltige 
städtische Mobilität umgesetzt, und das Konzept hat seine Eignung bewiesen, verschiedene öffentliche und 
private Akteure im Planungsprozess für städtische Mobilität zusammenzubringen. 

In diesem Zusammenhang wurde 2016 im Rahmen der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit die Städteagenda 
für die EU mit dem Ziel initiiert, die städtische Dimension stärker in den sich auf Städte auswirkenden 
Politikbereichen zu verankern, um bessere Rechtsetzung, bessere Finanzierung und besseres Wissen für die 
Städte in Europa zu erreichen. Die Agenda wird durch Partnerschaften auf mehreren Ebenen umgesetzt, wobei 
sich eine der Partnerschaften auf städtische Mobilität konzentriert. Sie zielt darauf ab, unter Berücksichtigung 
des technischen Fortschritts Lösungen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen der städtischen Mobilität für 
europäische Städte vorzuschlagen, mit denen die Nutzung aktiver Verkehrsträger gefördert und der öffentliche 
Verkehr verbessert wird. 
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(69) Siehe Artikel 4 Absatz 8 der Richtlinie 2014/94/EU. 
(70) Siehe Artikel 4 Absatz 12 der Richtlinie 2014/94/EU. 
(71) Diese Maßnahmen sollten unbeschadet des Eigentums- und Mietrechts der Mitgliedstaaten gelten. 
(72) Erwägungsgrund 23 der Richtlinie (EU) 2018/844; Bauvorschriften können wirksam dafür eingesetzt werden, zielgerichtete 

Anforderungen einzuführen, die die Bereitstellung der Ladeinfrastruktur in Parkplätzen von Wohn- und Nichtwohngebäuden fördern. 
Die Mitgliedstaaten sollten Maßnahmen zur Vereinfachung der Bereitstellung von Ladeinfrastruktur vorsehen, damit Hindernisse wie 
etwa divergierende Anreize und verwaltungstechnische Schwierigkeiten, mit denen einzelne Eigentümer konfrontiert sind, wenn sie 
versuchen, einen Ladepunkt auf ihrem Stellplatz zu errichten, beseitigt werden können. 

(73) http://www.eltis.org/mobility-plans 

http://www.eltis.org/mobility-plans


Mitgliedstaaten ohne Anforderungen oder Leitlinien für Fahrradstellplätze sollten mindestens Leitlinien zur 
Aufnahme von Anforderungen in Bezug auf Fahrradstellplätze in Bauvorschriften und Stadtplanungsstrategien 
für die lokalen Behörden erstellen. Diese Leitlinien sollten sowohl quantitative (d. h. die Anzahl der Stellplätze) 
als auch qualitative Elemente umfassen. 

3.4.5.  Langfristige Strategie und finanzielle Maßnahmen (Artikel 2a der EPBD) 

Darüber hinaus werden die Mitgliedstaaten ermutigt, auch Strategien und finanzielle Maßnahmen im Rahmen 
ihrer langfristigen Renovierungsstrategien in Betracht zu ziehen (Artikel 2a der EPBD). Mit diesen können die 
Bereitstellung der Infrastruktur für Elektromobilität in bestehenden Gebäuden bei größeren Renovierungen 
(Artikel 8 Absätze 2 und 5) und die Erfüllung der in Artikel 8 Absatz 3 festgelegten Mindestanforderungen für 
Nichtwohngebäude unterstützt und beschleunigt werden, wobei zu berücksichtigten ist, dass das derzeitige 
Marktversagen in bestimmten Bereichen mit der wahrscheinlichen Entwicklung der Situation auf den relevanten 
Märkten überwunden werden dürfte. 

4.  VORSCHRIFTEN FÜR DIE BERECHNUNG VON PRIMÄRENERGIEFAKTOREN 

4.1.  Ziel: Transparenz bei der Berechnung von Primärenergiefaktoren 

Die Gesamtenergieeffizienz eines Gebäudes muss durch einen numerischen Indikator für den Primärenergie­
verbrauch ausgedrückt werden, worunter die Energie verstanden wird, die zur Deckung des Energiebedarfs eines 
Gebäudes erforderlich ist. „Primärenergie“ wird aus den gelieferten Energieströmen unter Anwendung von 
Umrechnungsfaktoren oder Gewichtungsfaktoren (74) für die Primärenergie berechnet. Energieströme umfassen 
elektrische Energie aus dem Netz, Gas aus Netzen, Öl oder Pellets (jeweils mit entsprechenden Primärenergie- 
Umrechnungsfaktoren), die zum Gebäude zur Versorgung der gebäudetechnischen Systeme transportiert 
werden, sowie Wärme und Strom, die am Gebäudestandort erzeugt werden. 

Gemäß der EPBD sind die Mitgliedstaaten für die Berechnung der Primärenergiefaktoren für die verschiedenen 
in Gebäuden verwendeten Energieträger zuständig. Auswirkungen auf die Berechnung der Primärenergiefaktoren 
können der jeweilige nationale Energiemix, die Effizienz des Anteils aus Kraftwerken, der Anteil erneuerbarer 
Energien und die unterschiedlichen Berechnungsmethoden haben. Die Erfahrung zeigt, dass die von den 
Mitgliedstaaten berichteten Werte deutlich voneinander abweichen und dass die Verfahren zur Berechnung der 
Primärenergiefaktoren nicht immer transparent sind. 

Zur Verwirklichung der Ziele der Energieeffizienzpolitik für Gebäude sollte die Transparenz von Ausweisen 
über die Gesamtenergieeffizienz verbessert werden, indem sichergestellt wird, dass alle für die Berechnungen 
erforderlichen Parameter, sowohl für die Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz als auch für die 
Erstellung der Ausweise, einheitlich festgelegt und angewandt werden. 

Mit Anhang I Nummer 2 der EPBD soll für mehr Transparenz bei der Berechnung der Primärenergiefaktoren 
gesorgt, die zentrale Bedeutung der Gebäudehülle betont und die Rolle standortnah und standortfern erzeugter 
erneuerbarer Energiequellen berücksichtigt werden (75). 

4.2.  Anwendungsbereich der Bestimmungen für die Berechnung von Primärenergiefaktoren 

Anhang I der EPBD wurde geändert, um die Transparenz und Einheitlichkeit der gegenwärtig verwendeten 33 
unterschiedlichen nationalen und regionalen Methoden zur Berechnung der Gesamtenergieeffizienz zu 
verbessern. 

Insbesondere wurde Nummer 2 des Anhangs I der EPBD geändert, um i) den Energiebedarf im Zusammenhang 
mit der typischen Nutzung eines Gebäudes im Licht der Entwicklungen im Bausektor besser widerzuspiegeln 
und ii) bei der Festlegung von Primärenergiefaktoren weitere Gesichtspunkte zu berücksichtigen. 
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(74) „Gewichtungsfaktor“ ist der in der übergreifenden CEN-Norm für Primärenergie-Umrechnungsfaktoren verwendete Ausdruck; 
„Primärenergiefaktor“ und „Gewichtungsfaktor“ werden als gleichbedeutend angesehen. Beide Ausdrücke werden von den 
Mitgliedstaaten verwendet. 

(75) Im Hinblick auf den in der Energieeffizienzrichtlinie vorgegebenen Primärenergiefaktor für die Elektrizitätserzeugung (2,1) ist 
festzuhalten, dass es den Mitgliedstaaten im Rahmen der EPBD freisteht, ihre eigenen Primärenergiefaktoren anzuwenden, auch für 
Strom aus dem Netz sowie auf subnationaler Ebene. 



Artikel 3 enthält die Verpflichtung zur Verabschiedung nationaler Methoden zur Berechnung der Gesamtener­
gieeffizienz von Gebäuden. Die Vorschriften von Artikel 3 und die Vorschriften zur Berechnung 
kostenoptimaler Niveaus (Artikel 4 und 5 (76)) bleiben unverändert. 

4.3.  Zum Verständnis der Vorschriften für die Berechnung von Primärenergiefaktoren 

4.3.1.  Zu berücksichtigender Energiebedarf (Anhang I Nummer 2, Absatz 1 der EPBD) 

Zur Berechnung der Gesamtenergieeffizienz eines Gebäudes sollte zu Beginn der Energiebedarf bestimmt 
werden. Damit ist die Energiemenge (unabhängig von der Energiequelle) gemeint, die bereitgestellt werden 
muss, um die beabsichtigten Bedingungen im Innenraum aufrechtzuerhalten. Die Bestimmung des 
Energiebedarfs eines Gebäudes ist ein wichtiger Schritt bei der Berechnung seiner Gesamtenergieeffizienz und 
entspricht der Methode zur Berechnung kostenoptimaler Niveaus. Bei dieser erfolgt eine schrittweise 
Erweiterung vom Energiebedarf zum Energieverbrauch, dann zur bereitgestellten Energie und schließlich zur 
Primärenergie. 

Gemäß der EPBD muss der Energiebedarf für Raumheizung, Raumkühlung, Lüftung, Warmwasserbereitung für 
den häuslichen Gebrauch, Beleuchtung und möglicherweise andere Bereiche abgedeckt sein, was sich aus der 
erweiterten Begriffsbestimmung der „gebäudetechnischen Systeme“ ergibt (Artikel 2 Nummer 3 der EPBD). Wie 
bei der Bestimmung des Energieverbrauchs eines Gebäudes steht es den Mitgliedstaaten frei, zu entscheiden, ob 
der sich aus der erweiterten Begriffsbestimmung für gebäudetechnische Systeme ergebende zusätzliche 
Energiebedarf bei der Berechnung der Gesamtenergieeffizienz berücksichtigt wird. Die Mitgliedstaaten werden 
auch aufgefordert zu berücksichtigen, dass eingebaute Beleuchtung bei allen Gebäuden eine wichtige Energiever­
brauchskomponente darstellt, insbesondere im Nichtwohnsektor. 

In dieser Bestimmung wird hervorgehoben, dass die Berechnung des Energiebedarfs zur Optimierung der von 
den Mitgliedstaaten auf nationaler oder regionaler Ebene festgelegten Niveaus in Bezug auf Gesundheit, 
Raumluftqualität und Komfort führen muss (77). Diese Elemente (78) sind entscheidend, weil Gebäude in der 
EPBD als Konstruktionen definiert werden, „deren Innenraumklima unter Einsatz von Energie konditioniert 
wird“. Darüber hinaus bieten effizientere Gebäude ein höheres Komfortniveau und Wohlbefinden für ihre 
Nutzer und ein verbessertes, gesundes Innenraumklima. Diese Anforderungen sind nicht neu, da gemäß der 
EPBD bereits (vor der Änderung) die Berücksichtigung allgemeiner Innenraumklimabedingungen bei der 
Festlegung der Mindestanforderungen für die Gesamtenergieeffizienz gefordert wurde (Artikel 4). 

Die Berechnung kostenoptimaler Niveaus sollte gemäß der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 244/2012 so 
gestaltet werden, dass Unterschiede der Luftqualität und des Komforts transparent gemacht werden. Zur 
Vermeidung einer Beeinträchtigung der Luftqualität in Innenräumen, des Komforts und der gesundheitliche 
Bedingungen im europäischen Gebäudebestand sollte die schrittweise Verschärfung der Mindestanforderungen 
an die Gesamtenergieeffizienz, die sich aus der EU-weiten Einführung von Niedrigstenergiegebäuden ergibt, 
mithilfe geeigneter Strategien zur Verbesserung des Innenraumklimas gemeinsam vorangetrieben werden (79). 

4.3.2.  Festlegung von Primärenergiefaktoren (Anhang I Nummer 2 Absatz 2 der EPBD) 

In der EPBD wird deutlich gemacht, dass Primärenergiefaktoren oder Gewichtungsfaktoren je Energieträger auf 
nationale, regionale oder lokale, jährlich, jahreszeitlich oder monatlich gewichtete Durchschnittswerte oder 
spezifischere für einzelne Fernwärmenetze zur Verfügung gestellte Informationen gestützt werden können. 
Dadurch wird implizit der gegenwärtige Ermessensspielraum der Mitgliedstaaten bei der Festlegung von 
Primärenergiefaktoren anerkannt. 
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(76) Die Berechnung der Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden zur Festlegung von Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz 
muss zudem auf der Grundlage des Rahmens für eine gemeinsame Methode erfolgen, der mit der Delegierten Verordnung (EU) 
Nr. 244/2012 der Kommission vom 16. Januar 2012 zur Ergänzung der Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden durch die Schaffung eines Rahmens für eine Vergleichsmethode zur Berechnung 
kostenoptimaler Niveaus von Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden und Gebäudekomponenten 
festgelegt wurde (ABl. L 81 vom 21.3.2012, S. 18). 

(77) Die EPB-Norm EN 16798-1 (Revision von EN 15251) „Eingangsparameter für das Innenraumklima zur Auslegung und Bewertung der 
Energieeffizienz von Gebäuden bezüglich Raumluftqualität, Temperatur, Licht und Akustik“ enthält Referenzwerte für Komfortbe­
dingungen. In Anhang B.7 dieser Norm werden gesundheitsbezogene WHO-Kriterien für die Innenraumluft aufgeführt und Richtwerte 
für Schadstoffe in der Innenluft und Außenluft vorgeschlagen. 

(78) Zusammen mit der Bestimmung der äußeren (klimatischen) Bedingungen. 
(79) Empfehlung (EU) 2016/1318 der Kommission vom 29. Juli 2016 über Leitlinien zur Förderung von Niedrigstenergiegebäuden und 

bewährten Verfahren, damit bis 2020 alle neuen Gebäude Niedrigstenergiegebäude sind (ABl. L 208 vom 2.8.2016, S. 46). 



So könnte beispielsweise bei Stromnetzen (und zu einem gewissen Grad auch Fernwärmenetzen) die 
Verwendung jahreszeitlich oder monatlich gewichteter Durchschnittswerte für Heizung angemessener sein. In 
ähnlicher Weise kann die photovoltaische Komponente der Stromerzeugung besser auf jahreszeitlicher 
Grundlage beschrieben werden. Auch lokale Bedingungen können bei der Bestimmung von Primärenergie­
faktoren zur Berechnung der Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden berücksichtigt werden. 

4.3.3.  Eine optimale Gesamtenergieeffizienz der Gebäudehülle anstreben (Anhang I Nummer 2 Absatz 3 der EPBD) 

Gemäß Anhang I Nummer 2 Absatz 3 der EPBD müssen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass bei der 
Anwendung jener Faktoren für die Berechnung der Gesamtenergieeffizienz die optimale Gesamtenergieeffizienz 
der Gebäudehülle angestrebt wird. Die Verringerung des Gesamtenergiebedarfs ist bei der Optimierung der 
Gesamtenergieeffizienz eines Gebäudes ein wesentlicher Faktor. In diesem Zusammenhang sollte die Bedeutung 
der Gebäudehülle nicht unterschätzt werden (80). Darüber hinaus haben gebäudetechnische Systeme und 
Systeme für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung in Verbindung mit hochgradig optimierten 
Gebäudehüllen größere Auswirkungen und sind so am leichtesten optimierbar. 

Gemäß den Empfehlungen der Kommission zur Förderung von Niedrigstenergiegebäuden (81) sollten 
Maßnahmen in den Bereichen erneuerbare Energien und Energieeffizienz ineinandergreifen. 

4.3.4.  Standortnahe und standortferne erneuerbare Energiequellen (Anhang I Nummer 2, Absatz 4 der EPBD) 

Gemäß der EPBD können die Mitgliedstaaten bei der Bestimmung der Primärenergiefaktoren über den 
Energieträger gelieferte Energie aus erneuerbaren Energiequellen und standortnah erzeugte und verbrauchte 
Energie aus erneuerbaren Energiequellen berücksichtigen. Da nicht spezifiziert wird, auf welche Weise 
standortnahe oder standortferne erneuerbarer Energiequellen zu berücksichtigen sind, können die 
Mitgliedstaaten somit die Primärenergiefaktoren entsprechend den lokalen oder nationalen Bedingungen 
berechnen (82). 

In der EPBD ist die Möglichkeit der Berücksichtigung erneuerbarer Energiequellen bei der Bestimmung von 
Primärenergiefaktoren ausdrücklich vor. In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass 

a)  sich mit der am Gebäudestandort erzeugte Energie die mit der gelieferten Energie verbundene Primärenergie 
verringert; 

b)  bei der Berechnung von Primärenergiefaktoren sowohl nicht erneuerbare als auch erneuerbare Energien 
erfasst werden, die dem Gebäude bereitgestellt werden (Gesamtprimärenergiefaktor); 

c)  die Trennung der Primärenergie in erneuerbare und nicht erneuerbare Komponenten den Vergleich zwischen 
den unterschiedlichen erneuerbaren Energiequellen sowie mit der Stromerzeugung aus fossilen Brennstoffen 
ermöglicht; 

d)  eine Unterscheidung zwischen erneuerbaren und nicht erneuerbaren Primärenergiefaktoren beim Verständnis 
des Energieverbrauchs eines Gebäudes helfen kann. 

In der EPBD wird darüber hinaus klargestellt, dass erneuerbare Energiequellen (über den Energieträger gelieferte 
Energie und standortnah erzeugte Energie) berücksichtigt werden können, sofern die Berechnung der 
Primärenergiefaktoren auf nichtdiskriminierende Weise erfolgt. 

Allgemein verlangt der Grundsatz der Nichtdiskriminierung, dass vergleichbare Situationen nicht unterschiedlich 
und unterschiedliche Situationen nicht gleich behandelt werden sollten, es sei denn, eine solche Behandlung ist 
objektiv gerechtfertigt. Das ermöglicht den Mitgliedstaaten, unter Berücksichtigung nationaler Besonderheiten 
Lösungen auszuwählen, die der jeweiligen Situation am besten entsprechen (83). 
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(80) Inwiefern die Komponenten der Gebäudehülle und ihr Einfluss auf die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden berücksichtigt werden, 
hängt auch von den angewandten Berechnungsmethoden ab. So wird beispielsweise in einigen Mitgliedstaaten zur Berücksichtigung der 
Sonnenexposition (im Einklang mit Anhang I Nummer 4 der EPBD) die Energiebilanzmethode angewandt, bei der in die Berechnung der 
Gesamtenergieeffizienz eines Gebäudes oder einer Komponente der Gebäudehülle sowohl Energieverluste (durch Wärmeverluste) als 
auch Energiegewinne (durch von Gebäuden oder Gebäudekomponenten passiv aufgenommene Sonneneinstrahlung) einbezogen 
werden. 

(81) Empfehlung (EU) 2016/1318. 
(82) Gemäß der Norm EN ISO 52000 gibt es drei Arten von Primärenergiefaktoren: Primärenergiefaktoren für nicht erneuerbare Energien, 

Primärenergiefaktoren für erneuerbare Energien und Faktoren für die Gesamtprimärenergie. 
(83) Rechtssache C-195/12: Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 26. September 2013, Industrie du bois de Vielsalm & Cie (IBV) 

SA/Région wallonne, Randnr. 50-52, 62. 



Der Abzug des Anteils erneuerbarer Energie vom Gesamtprimärenergiefaktor (nicht erneuerbarer Faktor) ist eine 
Möglichkeit, sicherzustellen, dass standortnahe oder standortferne erneuerbare Energiequellen vergleichbar 
behandelt werden und dass verhindert wird, dass sich Grenzen für die Berechnung der Gesamtenergieeffizienz 
auf nationale oder regionale Strategien für erneuerbare Energie auswirken. 

In ähnlicher Weise können die Mitgliedstaaten die Nichtdiskriminierung zwischen erneuerbaren Energiequellen 
und nicht erneuerbaren Energiequellen sicherstellen. Eine Möglichkeit, für eine nichtdiskriminierende 
Behandlung zu sorgen, besteht darin, Transparenz in Bezug auf Zahlen, Konventionen (d. h. Umgang der 
Mitgliedstaaten mit bestimmten Aspekte der Berechnung der Primärenergiefaktoren, z. B Häufigkeit der Revision 
von Werten, Wahl zwischen retrospektiven und prospektiven Werten, Festlegung der Netzgrenzen, Varianz der 
Primärenergiefaktoren über einen Zeitraum usw.) und zugrunde liegenden Annahmen für die Berechnung 
erneuerbarer und nicht erneuerbarer Primärenergiefaktoren zu gewährleisten. 

Die nachfolgende Tabelle enthält Beschreibungen möglicher Situationen und Beispiele für die nichtdiskrimi­
nierende Behandlung standortnaher und standortferner erneuerbarer Energiequellen: 

Tabelle 16 

Behandlung standortnaher und standortferner erneuerbarer Energiequellen — Beispiele 

Beispiele Sind sie vergleichbar? Ist die Behandlung der erneuerbare Energiequellen vergleich­
bar/nichtdiskriminierend? 

standortnahe 
erneuerbare 
Energiequellen 

standortfern Nicht vollständig 
vergleichbare 
Situationen. 

Die standortferne 
erneuerbare 
Energiequelle ist mit 
dem Netz verbunden, 
das sehr 
wahrscheinlich das 
Gebäude mit einem 
Strommix aus 
verschiedenen Quellen 
versorgt. 

Selbst mit derselben 
Technologie (z. B. PV- 
Module) könnten die 
Ergebnisse verschieden 
sein. 

Die Ergebnisse können je nach Behandlung der stand­
ortfernen erneuerbaren Energiequellen erheblich variie­
ren 

Dabei ist u. a. Folgendes zu berücksichtigen: 

—  Energie aus jeder Art von Netz (z. B. Strom- oder 
Fernwärmenetz) besteht oft aus einer Mischung aus 
verschiedenen Energiequellen. 

—  Beim Vergleich der Situationen muss nicht nur die 
Technologie (oder der Technologiemix) berücksich­
tigt werden, sondern auch die Qualität des Mixes (d. 
h. der Anteil aus erneuerbaren Energiequellen). Er­
neuerbare Energiequellen sollten daher bei der Be­
rechnung der Werte der Primärenergiefaktoren (PEF) 
berücksichtigt werden. 

—  Der Abzug des Anteils erneuerbarer Energien von 
den Primärenergiefaktoren (nicht erneuerbare Pri­
märenergiefaktoren) könnte helfen sicherzustellen, 
dass standortnahe und standortferne erneuerbare 
Energiequellen in vergleichbar positiver Weise be­
rücksichtigt werden. 

—  Transparenz in Bezug auf Zahlen, Konventionen 
und zugrunde liegende Annahmen für die Berech­
nung erneuerbarer und nicht erneuerbarer Primär­
energiefaktoren ist wichtig. 

z. B. PV-Module 

PEF = 0 

am Standort erzeugte 
erneuerbare Energie 
wird von der 
angelieferten Energie 
abgezogen 

hoher Anteil 
erneuerbarer Energien 
im Netz (z. B. PV- 
Modulpark) 

PEF = 1 

z. B. Fernwärmenetz 
mit hohem 
erneuerbarem Anteil 
(z. B. Solar, 
Windenergie) 

PEF = 0,5 

Nicht vollständig ver­
gleichbare Situationen.  

4.4.  Umsetzung der Vorschriften für die Berechnung von Primärenergiefaktoren 

Die Mitgliedstaaten sind aufgefordert, ihre Bauvorschriften zu überprüfen und, sofern nicht bereits in den 
nationalen Berechnungsmethoden enthalten, bis zum Umsetzungsdatum in ihren Umsetzungsmaßnahmen den 
Energiebedarf deutlich zu machen. 

5.  NACHPRÜFUNG UND DURCHSETZUNG 

Als Teil ihrer umfassenden Verantwortung und Tätigkeit zur Sicherstellung der wirksamen Umsetzung und 
Durchsetzung der EPBD werden die Mitgliedstaaten auch erwägen müssen, in welcher Weise die Einhaltung der 
folgenden Vorschriften überprüft und durchgesetzt werden soll: 

a)  Systemanforderungen gemäß Artikel 8 Absatz 1 der EPBD; 
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b)  Anforderungen an die Installation selbstregulierender Einrichtungen gemäß Artikel 8 Absatz 1 der EPBD; 

c)  Anforderungen an die Installation von Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung Artikel 14 
Absatz 4 und Artikel 15 Absatz 4 der EPBD; 

d)  Anforderungen an Elektromobilität gemäß Artikel 8 der EPBD; 

Es ist wichtig, dass Eigentümer, Verwalter oder Energiemanager von Gebäuden, die unter diese Anforderungen 
fallen, auf das Inkrafttreten der Anforderungen im Voraus hingewiesen werden, damit sie die notwendigen 
Arbeiten auf die beste Weise planen und durchführen können. 

Darüber hinaus gilt für die Anforderungen an die Installation selbstregulierender Einrichtungen Folgendes: 

a)  sofern diese Anforderungen neue Gebäude betreffen, können sich die Mitgliedstaaten auf die bestehenden 
Baugenehmigungsverfahren stützen; 

b)  sofern diese Anforderungen bestehende Gebäude betreffen, in denen Wärmeerzeuger ausgetauscht werden, 
können sich die Mitgliedstaaten auf bestehende Verfahren zur Überprüfung der Konformität von 
Heizungsanlagen mit den in Artikel 8 Absatz 1 festgelegten Anforderungen stützen, weil der Austausch von 
Wärmeerzeugern in der Regel eine Modernisierung des Systems darstellt und die Anwendung der 
Anforderungen auslöst. 

Darüber hinaus gilt für die Anforderungen an die Installation von Systemen für die Gebäudeautomatisierung 
und -steuerung Folgendes: 

a)  Da alle Mitgliedstaaten vor der Änderung der EPBD Inspektionen für Heizungs- und Lüftungsanlagen oder 
gleichwertige Alternativmaßnahmen eingeführt haben, können die Mitgliedstaaten erwägen, diese 
Maßnahmen zur Überprüfung und Durchsetzung der Anforderungen an die Installation von Systemen für 
die Gebäudeautomatisierung und -steuerung zu nutzen, da alle Gebäude, die unter diese Anforderungen 
fallen, ebenfalls in den Anwendungsbereich der obligatorischen Inspektionen (oder Alternativmaßnahmen) 
gemäß Artikel 14 und Artikel 15 der EPBD fallen; 

b)  Die Mitgliedstaaten können zudem erwägen, die Überwachung und Durchsetzung dieser Anforderungen mit 
der Durchsetzung der Systemanforderungen gemäß Artikel 8 Absatz 1 der EPBD zu verbinden, da die 
Installation, die Ersetzung oder die Modernisierung einer Heizungs-, Klima- oder Lüftungsanlage eine 
Gelegenheit zur Installation eines Systems für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung sein kann. 

6.  ZUSAMMENFASSUNG DER EMPFEHLUNGEN 

6.1.  Empfehlungen für gebäudetechnische Systeme und ihre Inspektionen, selbstregulierende Einrichtungen 
und Systeme für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung 

(1)  Mit der Änderung der EPBD wurde die Begriffsbestimmung für gebäudetechnische Systeme durch 
Aufnahme zusätzlicher Begriffsbestimmungen für spezifische Systeme (z. B. Systeme für die Gebäudeauto­
matisierung und -steuerung) aktualisiert und erweitert. Den Mitgliedstaaten wird nahegelegt, bei der 
Umsetzung dieser Begriffsbestimmungen unter Sicherstellung der vollständigen Übereinstimmung mit der 
Richtlinie zusätzliche Einzelheiten über die betreffenden Systeme anzugeben und zur Förderung des 
Verständnisses bei Fachleuten gegebenenfalls auch auf anwendbare Normen oder technische Leitlinien zu 
verweisen. 

Abschnitte 2.2.1, 2.3.1.1, 2.3.1.2, 2.3.1.3, 2.3.1.5 und 2.4.1.1 dieses Dokuments. 

(2)  Nach der EPBD müssen für alle Anforderungen an gebäudetechnische Systeme Systemanforderungen 
festgelegt werden. Dazu gehört insbesondere die Festlegung von Systemanforderungen für Systeme, für die 
sie vor der Änderung nicht vorgeschrieben waren. Dabei müssen alle Bereiche der Systemanforderungen 
abgedeckt werden: Gesamtenergieeffizienz, ordnungsgemäße Installation, angemessene Dimensionierung, 
Einstellung und Steuerung. Die anwendbaren Normen auf EU-und nationaler Ebene sollten ebenfalls 
berücksichtigt werden, insbesondere die unter dem Normungsauftrag M/480 (84) vom Europäischen 
Komitee für Normung (CEN) (85) entwickelten Normen zur Energieeffizienz von Gebäuden. 

Abschnitte 2.2.1, 2.3.1.1, 2.3.1.2, 2.4.1.2 und 2.5.1 dieses Dokuments. 
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(84) M/480 Auftrag an CEN, Cenelec und ETSI zur Erarbeitung und Annahme von Normen für eine Methodik zur Berechnung der 
integrierten Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden sowie zur Förderung der Energieeffizienz von Gebäuden gemäß der Neufassung der 
Richtlinie 2010/31/EU über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden. 

(85) Europäisches Komitee für Normung (https://www.cen.eu/Pages/default.aspx). 

https://www.cen.eu/Pages/default.aspx


(3)  Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, das Bewusstsein und Verständnis der Gebäudeeigentümer, 
Systeminstallateure und anderer Beteiligter für die Maßnahmen zu fördern, die in allen Gebäuden die 
Anwendung von Systemanforderungen und der Bestimmungen über die Bewertung und Dokumentation 
der Systemeffizienz auslösen (Artikel 8 Absätze 1 und 9 der EPBD). Bei diesen Maßnahmen handelt es sich 
um die Installation, die Ersetzung und die Modernisierung eines Systems. Insbesondere sollten die 
Mitgliedstaaten zusätzliche Einzelheiten dazu angeben, was als eine Modernisierung eines Systems 
angesehen werden sollte, dabei möglichst zwischen verschiedenen Arten von Systemen unterscheiden und 
besonderes Gewicht auf solche Systeme legen, die im nationalen Gebäudebestand besonders häufig sind. 

Abschnitte 2.3.1.4, 2.4.1.3 und 2.5.2 dieses Dokuments. 

(4)  „Selbstregulierende Einrichtungen“ ist ein Begriff, der auf verschiedene Arten ausgelegt werden kann. Bei 
der Umsetzung der Bestimmungen in Bezug auf die Installation selbstregulierender Einrichtungen dürfte es 
für die Mitgliedstaaten nützlich sein, zusätzliche Einzelheiten dazu anzugeben, welche Einrichtungen dem 
jeweiligen Bedarf entsprechen können, insbesondere für diejenigen Systeme, die im nationalen 
Gebäudebestand am häufigsten verwendet werden. Im Zusammenhang mit denselben Bestimmungen 
sollten die Mitgliedstaaten deutlich machen, in welchen Situationen die Selbstregelungsfähigkeit auf 
Bereichs- statt auf Raumebene angewandt werden könnte. Schließlich wird es nützlich sein, wenn die 
Mitgliedstaaten das Bewusstsein und Verständnis der Gebäudeeigentümer, Systeminstallateure und anderer 
Beteiligter für die Situationen stärken können, die zur Anwendung der Anforderung der Installation 
selbstregulierender Einrichtungen in bestehenden Gebäuden führen können, insbesondere durch Angabe 
zusätzlicher Einzelheiten darüber, was in nicht eindeutigen Fällen unter dem Austausch von 
Wärmeerzeugern zu verstehen ist. 

Abschnitte 2.2.3, 2.3.3.2, 2.3.3.3(a) und 2.4.3.1 dieses Dokuments. 

(5)  Systeme für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung, die in Nichtwohngebäuden gemäß den Auflagen 
von Artikel 14 Absatz 4 und Artikel 15 Absatz 4 der EPBD installiert werden, müssen der Begriffsbestim­
mung in Artikel 2 Nummer 3a entsprechen und die in Artikel 14 Absatz 4 und Artikel 15 Absatz 4 
aufgezählten Fähigkeiten umfassen, zumindest für die gebäudetechnischen Systeme, die in den 
Anwendungsbereich der Artikel 14 und 15 fallen. Diese Fähigkeiten gehen über das hinaus, was von 
einem gewöhnlichen System für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung erwartet wird. Daher sollten 
die Mitgliedstaaten bei der Umsetzung dieser Anforderungen sicherstellen, dass die Beteiligten auf die 
genaue Art dieser Anforderungen hingewiesen werden, und klare Orientierungshilfen geben, wie die 
Fähigkeiten eines Systems für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung in Hinblick auf die 
Anforderungen zu beurteilen und, sofern relevant, wie die erforderlichen Modernisierungen durchzuführen 
sind. 

Siehe Abschnitte 2.2.4, 2.3.3.1, 2.3.3.3(b), 2.4.3.2 und 2.5.4 dieses Dokuments. 

(6)  Einige Vorschriften sind nur anwendbar, wenn bestimmte Bedingungen einfüllt sind: technische und 
wirtschaftliche Realisierbarkeit für Anforderungen an die Installation selbstregulierender Einrichtungen und 
von Systemen für die Gebäudeautomatisierung und -steuerung, sowie technische, wirtschaftliche und 
funktionelle Realisierbarkeit für Systemanforderungen. Die Mitgliedstaaten sind dafür verantwortlich 
sicherzustellen, dass die Bewertung der Realisierbarkeit als Teil der Durchsetzungs- und Überprüfungs­
maßnahmen ordnungsgemäß eingeordnet und überprüft wird. Es wird empfohlen, dass die Mitgliedstaaten 
dabei die Auslegung und Bewertung der Realisierbarkeit unterstützen, z. B. durch spezifische Orientie­
rungshilfen und Verfahren. 

Siehe Abschnitte 2.3.4 und 5 dieses Dokuments. 

(7)  Inspektionen gebäudetechnischer Systeme sind in vielen Mitgliedstaaten bereits eingeführt, jedoch hat die 
Änderung der EPBD zu wesentlichen Veränderungen des Anwendungsbereichs dieser Inspektionen geführt. 
Das betrifft vor allem den Schwellenwert der Nennleistung, oberhalb dessen Inspektionen gefordert 
werden, und die Arten von Systemen, die einer Inspektion unterzogen werden sollten. Die Mitgliedstaaten 
sind aufgefordert, das Verständnis aller Beteiligten in Bezug auf diese Änderungen und ihre Folgen zu 
fördern. Hilfreich wäre insbesondere, wenn die Mitgliedstaaten Hilfestellung zur Identifizierung 
kombinierter Anlagen, die einer Inspektion unterzogen werden sollten, und gegebenenfalls Orientie­
rungshilfen zur Inspektion von Lüftungsanlagen geben. 

Siehe Abschnitte 2.2.2, 2.3.2.1 bis 2.3.2.5, 2.4.2.1(a) und 2.4.2.1(b), 2.4.2.2 und 2.5.3 dieses Dokuments. 

(8)  Eine wesentliche Änderung bei den Inspektionen gebäudetechnischer Systeme gemäß den Artikeln 14 und 
15 der EPBD besteht in der Notwendigkeit, die Systemeffizienz (gegebenenfalls) unter typischen oder 
durchschnittlichen Betriebsbedingungen zu berücksichtigen. Das sollte zu Änderungen der 
Inspektionspraxis und des damit zusammenhängenden Rahmens, z. B. von Schulungsprogrammen, 
führen. Um diesen Übergang zu unterstützen, wird empfohlen, dass die Mitgliedstaaten diese allgemeine 
Anforderung in technische Leitlinien umsetzen, um die Berücksichtigung der Effizienz unter typischen 
oder durchschnittlichen Betriebsbedingungen für die verschiedenen davon betroffenen Systeme in der 
Praxis zu unterstützen. 

Siehe Abschnitte 2.3.2.6 und 2.4.2.1(c) dieses Dokuments. 
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(9)  Bei der Umsetzung der Vorschriften über die Inspektion von Heizungs- und Klimaanlagen wird empfohlen, 
dass die Mitgliedstaaten der Gestaltung und Überwachung der Ausnahmen, die angewandt werden 
können, gebührend Rechnung tragen. Insbesondere dürfte es für die Mitgliedstaaten von Vorteil sein, die 
von elektronischen Systemen zur kontinuierlichen Überwachung (als Alternative zu Inspektionen) 
erwarteten Fähigkeiten festzulegen, und sicherzustellen, dass gebäudetechnische Systeme betreffende 
Energieleistungsverträge, sofern sie zu Ausnahmen führen, den anwendbaren Anforderungen und 
bewährten Verfahren entsprechen. 

Siehe Abschnitte 2.3.2.7, 2.3.2.8, 2.3.2.9 und 2.4.2.1(d) bis 2.4.2.1(g) dieses Dokuments. 

6.2.  Empfehlungen zur Elektromobilität 

(10)  Mit den Vorschriften zur Elektromobilität werden in den meisten Mitgliedstaaten neue Begriffe und 
Konzepte in die Bauvorschriften eingeführt. Die Mitgliedstaaten sind aufgerufen, Leitlinien zur Auslegung 
dieser neuen Begriffe und Konzepte zur Verfügung zu stellen, um ihre korrekte Anwendung 
sicherzustellen. Das betrifft insbesondere den Anwendungsbereich der Anforderungen, das Verhältnis 
zwischen Gebäuden und Parkplätzen (z. B. den Begriff des Angrenzens) und den Anwendungsbereich der 
Renovierungsmaßnahmen (z. B. die Einbeziehung des Parkplatzes oder der elektrischen Infrastruktur), die 
die Anforderungen auslösen. 

Siehe Abschnitte 3.2, 3.3.1, 3.3.3 und 3.4.1 dieses Dokuments. 

(11)  Die Anforderungen für die Errichtung einer Mindestanzahl von Ladepunkten in Nichtwohngebäuden 
(Artikel 8 Absatz 3) sind ein wichtiger Aspekt der Vorschriften zur Elektromobilität. Die Festlegung und 
Anwendung dieser Anforderungen sollten sorgfältig geplant werden, um eine optimale Abdeckung der 
anvisierten Gebäude und nachfolgend eine reibungslose Bereitstellung sicherzustellen. Bei der Festlegung 
dieser Anforderungen wird den Mitgliedstaaten vor allem nahegelegt, auf die Erfahrungen derjenigen 
Mitgliedstaaten zurückzugreifen, die bereits ähnliche Anforderungen festgelegt haben. 

Siehe Abschnitt 3.3.4 dieses Dokuments. 

(12)  Die Vorschriften der EPBD zur Elektromobilität sind komplementär zu denen der Richtlinie 2014/94/EU. 
Es wird empfohlen, dass die Mitgliedstaaten der konsistenten Umsetzung beider Richtlinien besondere 
Aufmerksamkeit widmen, insbesondere bei der Erstellung von Anforderungen zur Errichtung einer 
Mindestanzahl von Ladepunkten in Nichtwohngebäuden. Das kann eine enge Zusammenarbeit mit dem 
Ministerium und den Teams erforderlich machen, die für die Umsetzung der Richtlinie 2014/94/EU 
verantwortlich sind, sowie einen multidisziplinären, umfassenden Ansatz über mehrere Politikbereiche wie 
Gebäude, Stadtplanung, Transport und Mobilität hinweg. 

Siehe Abschnitte 3.3.4 und 3.3.5 dieses Dokuments. 

(13)  Die Vorschriften der EPBD ergänzen sich auch mit denen der Richtlinie 2009/72/EG, mit der der Ausbau 
eines flexiblen Elektrizitätsnetzes gefördert wird. Um neue Lasten wie Elektrofahrzeuge wirksam in das 
Elektrizitätsnetz zu integrieren, müssen Technologien für intelligentes Aufladen und die Rückspeisung ins 
Netz (Vehicle-to-Grid) ermöglicht werden. Diese Konzepte sind besonders relevant für das Aufladen an 
Orten wie bei Wohnungen, Büros und auf Parkplätzen, an denen Fahrzeuge oft für mehrere Stunden 
geparkt werden und somit Dienstleistungen für den Netzbetreiber erbringen können. Investitionen in die 
Ladeinfrastruktur gemäß der EPBD sollten bestehende und zukünftige Normen für intelligentes Aufladen 
und die Rückspeisung ins Netz (z. B. ISO 15118) angemessen berücksichtigen und mit vollständig 
funktionalen intelligenten Verbrauchserfassungssystemen verbunden sein. 

Siehe Abschnitt 3.4.3 dieses Dokuments. 

(14)  Die Mitgliedstaaten sind aufgerufen zu verdeutlichen, welche technischen Spezifikationen und sonstigen 
Anforderungen für Ladepunkte gelten, die gemäß den in Artikel 8, einschließlich Artikel 8 Absatz 3, 
enthaltenen Bestimmungen zur Elektromobilität der EPBD bereitgestellt werden. Erwägungen wie 
Spezifikationen zur Mindestladekapazität, Leitungsinfrastruktur, Brandsicherheit, Zugänglichkeit für 
Personen mit verringerter Mobilität, einschließlich Personen mit Behinderungen, und zum intelligenten 
Aufladen können helfen, eine wirksame Umsetzung sicherzustellen, und die Verbreitung elektrischer 
Fahrzeuge fördern. 

Siehe Abschnitt 3.4.3 dieses Dokuments. 
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(15)  Regulatorische Hindernisse und Marktversagen können die Bereitstellung von Infrastruktur für 
Elektromobilität und infolgedessen die Verbreitung von Elektrofahrzeugen behindern. Um diesen 
Herausforderungen zu begegnen, sind unter Umständen Vereinfachungen von Rechtsvorschriften, 
langfristige Planung und finanzielle Anreize erforderlich. Um die Bereitstellung von Ladepunkten zu 
vereinfachen (Artikel 8 Absatz 7 der EPBD) werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, das „Laderecht“ („right 
to plug“) zu gewährleisten, um divergierenden Anreizen und verwaltungstechnischen Schwierigkeiten, 
insbesondere in Mehrfamilienhäusern, zu begegnen. Darüber hinaus werden die Mitgliedstaaten 
aufgefordert, auch im Rahmen ihrer langfristigen Renovierungsstrategien (Artikel 2a der EPBD) 
strategische und finanzielle Maßnahmen in Erwägung zu ziehen, die den Ausbau der Infrastruktur für 
Elektromobilität in bestehenden Gebäuden, sowohl bei größeren Renovierungen (Artikel 8 Absätze 2 und 
5 der EPBD) als auch zur Erfüllung der in Artikel 8 Absatz 3 festgelegten Mindestanforderungen für 
Nichtwohngebäude unterstützen und beschleunigen können, wobei zu berücksichtigen ist, dass sich die 
Situation auf den relevanten Märkten mit der Zeit entwickeln und das gegenwärtige Marktversagen in 
bestimmten Bereichen schrittweise überwunden werden dürfte. 

Siehe Abschnitte 3.4.3.3 und 3.4.5 dieses Dokuments. 

6.3.  Empfehlungen für die Berechnung von Primärenergiefaktoren 

(16)  Die Primärenergiefaktoren sollten regelmäßig überprüft werden, um den im Laufe der Zeit erfolgenden 
Änderungen des nationalen Energiemixes und des Energiemarktes sowie Änderungen der zugrunde 
liegenden Berechnungsmethoden Rechnung zu tragen. 

Siehe Abschnitte 4.2 und 4.3.2 dieses Dokuments. 

(17)  Bei der Festlegung ihrer nationalen Berechnungsmethode sollten die Mitgliedstaaten stets versuchen, die 
beste Kombination von Energieeffizienzmaßnahmen und Maßnahmen für erneuerbare Energien zu finden. 
Die Mitgliedstaaten sollten immer die optimale Gesamtenergieeffizienz der Gebäudehülle sicherstellen, und 
daher sollten Lösungen zur Nutzung erneuerbarer Energien in Verbindung mit optimalen Energieein­
sparungen bei der Gebäudehülle und ihren gebäudetechnischen Systeme gewählt werden. 

Siehe Abschnitte 4.3.1, 4.3.3 und 4.3.4 dieses Dokuments. 

(18)  Auf nationaler oder regionaler Ebene könnten technische Leitlinien bereitgestellt werden, wie das 
Raumklima von Gebäuden durch Vermeidung von Wärmebrücken, unzulänglicher Isolierung und 
unerwünschtem Luftaustausch, die zu Oberflächentemperaturen unterhalb des Taupunktes der Luft und zu 
Feuchtigkeit führen können, verbessert werden kann. 

Siehe Abschnitt 4.3.3 dieses Dokuments. 

6.4.  Bereichsübergreifende Empfehlungen 

(19)  Wie bei allen anderen Vorschriften der EPBD sind Durchsetzung und Überwachung für die wirksame 
Anwendung der in diesem Anhang besprochenen Vorschriften von herausragender Bedeutung. Bei der 
Umsetzung dieser Vorschriften sollten die Mitgliedstaaten den Maßnahmen zur Durchsetzung und 
Überwachung und gegebenenfalls der Nachprüfung und Kontrolle von Ausnahmen besondere 
Aufmerksamkeit widmen. Unter Umständen dürfte es für die Mitgliedstaaten von Vorteil sein, bereits 
eingeführte Programme (z. B. Inspektionssysteme für gebäudetechnische Systeme) zu nutzen. 

Siehe Abschnitte 2.3.1.4, 2.3.2.8, 2.3.3.3, 2.3.4, 3.3.2, 3.4.2 und 5 dieses Dokuments.  
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